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Vision Willkommensbehörde – 
Ein Praxishandbuch zur Stärkung der  
Serviceorientierung, der Mittlerfunktion  
sowie der Willkommenskultur von  
Ausländerbehörden in Niedersachsen



Ziele und Charakteristika für  
Serviceorientierung, Mittlerfunktion und  
Willkommenskultur in Ausländerbehörden

1.   Die Ausländerbehörde verhilft im Rahmen ihres Handlungsspielraums ausländischen Personen zu 
einem gesicherten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege dahin aufzeigt und entsprechende Ent-
scheidungen trifft.

2.   Das Selbstverständnis als Willkommens- und Servicebehörde beinhaltet die kundenorientierte Bera-
tung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

3.   Die Ausländerbehörde legt Wert auf eine umfassende Information der Kundinnen und Kunden und 
nutzt die hierfür geeigneten Mittel.

4.   Die Ausländerbehörde hat den Anspruch einer möglichst hohen Verständlichkeit ihrer Auskünfte und 
Nachvollziehbarkeit ihrer Entscheidungen.

5.   Die Verfahrensabläufe in der Ausländerbehörde gewährleisten eine hohe Servicequalität.

6.   Die Organisationsstruktur der Verwaltung begünstigt Synergien zwischen der Ausländerbehörde und 
anderen Verwaltungseinheiten mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen und Bürger.

7.   Die Ausländerbehörde bezieht die Sicht der Kundinnen und Kunden bei der Verbesserung ihrer Ser-
viceorientierung mit ein.

8.   Das Erscheinungsbild der Ausländerbehörde bringt zum Ausdruck, dass Kundinnen und Kunden 
willkommen sind und wertgeschätzt werden.

9.   Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- und Informationsaufgaben im Sinne einer Willkom-
mensbehörde findet angemessenen Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbeschreibung und 
Stellenbewertung.  

10.   Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerbehörde verfügen über das für interkulturelle 
Beratungskontexte erforderliche Wissen sowie über kommunikative und soziale Kompetenzen. 

11.   Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie anderen relevanten Akteuren pflegt die 
Ausländerbehörde kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.

12.   Die Ausländerbehörde macht ihre handlungsleitenden Prinzipien wie „interkulturelle Ausrichtung“ 
und „Serviceorientierung“ in der eigenen Verwaltungsorganisation wie auch in der Öffentlichkeit 
sichtbar.
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Cornelia Rundt
Niedersächsische Ministerin

für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Boris Pistorius                                                                                         
Niedersächsischer Minister                                                                                         

für Inneres und Sport

Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,
gelebte Willkommenskultur ist ein wichtiger Pfeiler der Migrations- 
und Teilhabepolitik der Niedersächsischen Landesregierung. Hierzu 
gehören neben einer humanitären Flüchtlings- und Asylpolitik, 
einem deutlichen „Ja“ zu Einbürgerung und Mehrstaatigkeit ins-
besondere auch die stärkere Serviceorientierung und interkulturelle 
Ausrichtung – nicht nur in den Ausländerbehörden. Es geht um 
Respekt, Offenheit, Empathie und Akzeptanz gegenüber zuwan-
dernden und zugewanderten Menschen, die in unserem Land ein 
Zuhause suchen oder schon gefunden haben. Dies gilt natürlich 
auch in Zeiten verstärkter Zuwanderung. 
Dem Staat und seinen Einrichtungen kommt dabei eine Vorbild-
funktion zu. Die Ausländerbehörde ist für die zuwandernden 
Menschen quasi die Visitenkarte unseres Landes: menschlich 
und institutionell. Hier bekommen sie einen ersten Eindruck von 
Niedersachsen, dem Land, in dem sie künftig leben werden. Die 
Ausländerbehörden stehen vor der Herausforderung, die Erfüllung 
staatlicher Hoheitsaufgaben mit einer aktiven Willkommenskultur
zu verbinden. Es darf dabei eben nicht nur darum gehen, gesetzli-
che Aufgaben abzuarbeiten; vielmehr müssen auch die Förderung 
von Migration und Teilhabe eine entscheidende Rolle spielen.
Wir haben daher im April 2014 in neun Kommunen ein Pilot-
projekt gestartet, um die Ausländerbehörden auf ihrem Weg zu 
stärkerer Serviceorientierung, gelebter Willkommenskultur und 
ausgeprägter Mittlerfunktion zu begleiten. Die im Rahmen dieses 
Pilotprojektes gesammelten Erfahrungen werden mit dem nun vor-
liegenden Handbuch dokumentiert und praxisorientiert landesweit 
verfügbar gemacht. Mit diesem Handbuch bieten wir allen Aus-
länderbehörden ein praxisgerechtes Werkzeug, um entsprechende 
Entwicklungsprozesse vor Ort zu initiieren und umzusetzen. 
Hierzu möchten wir ausdrücklich aufrufen! So profitieren alle Aus-
länderbehörden und letztlich auch alle zuwandernden Menschen 
in Niedersachsen von diesem Projekt. 
Wir danken dem Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz 
gGmbH sowie der Schneider Organisationsentwicklung für die 
engagierte und professionelle Umsetzung des Projektes sowie den 
teilnehmenden Ausländerbehörden für ihr Engagement.

Vorwort
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Einleitung

Einleitung

Das vorliegende Praxishandbuch ist im Kontext des 2014 in 
Niedersachsen durchgeführten Pilotprojekts zur Stärkung der 
Serviceorientierung, der Mittlerfunktion und der Willkommenskul-
tur erarbeitet worden, das vom Niedersächsischen Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellstellung initiiert und gefördert 
wurde. Das Projekt hat Ausländerbehörden bei der Umsetzung von 
Veränderungsprozessen unterstützt, die auf eine Verbesserung der 
„Serviceorientierung“ und „Willkommenskultur“ zielen. 

Vor allem angesichts der wachsenden Bedeutung von Zuwande-
rung richten sich an Ausländerbehörden weitgehende Erwartun-
gen, denn für zugewanderte Menschen ist die Ausländerbehörde 
eine der ersten Anlaufstellen. Der Eindruck, den sie von Deutsch-
land bzw. einer Kommune erhalten, wird nicht zuletzt von ihren 
Erfahrungen mit einer Ausländerbehörde geprägt. Die Verbesse-
rung der Willkommenskultur der Ausländerbehörde ist daher auch 
eine Möglichkeit für eine Kommune, sich gegenüber Zuwande-
rungswilligen und Zugewanderten als attraktiver Lebensort zu 
präsentieren. Maßnahmen zur Stärkung der Serviceorientierung 
und Willkommenskultur der Ausländerbehörde sind zugleich 
Ausdruck der Wertschätzung der ausländischen Bürgerinnen und 
Bürger einer Kommune. 

Auch das Aufgabenverständnis von Ausländerbehörden befindet 
sich in einem Wandel. Neben ihren ordnungsbehördlichen Auf-
gaben beschäftigen sich Ausländerbehörden zunehmend mit der 
Frage, welchen Beitrag sie für kommunale Migrations- und Teilha-
beprozesse leisten können. Dies kann zum Beispiel bedeuten, mit 
Kundinnen und Kunden Perspektiven für eine Aufenthaltsverfes-
tigung zu entwickeln oder eine über aufenthaltsrechtliche Fragen 
hinausgehende Lotsen- und Beratungsfunktion wahrzunehmen. 

Die Teilnahme von zehn niedersächsischen Ausländerbehörden 
(wobei zwei Standorte angesichts einer bevorstehenden Fusion 
gemeinsam mitgewirkt haben) an dem Pilotprojekt – und die 
Bewerbung weiterer Kommunen, die in einem Auswahlverfahren 
nicht berücksichtigt werden konnten – unterstreicht den Willen 
und das Bemühen der Verwaltungen und der Ausländerbehörden 
selbst, auf diese Herausforderungen einzugehen und die Weiter-
entwicklung der Ausländerbehörde aktiv zu betreiben.  

Die Inhalte des Praxishandbuchs sind aus der Umsetzung des Pilot-
projekts in Niedersachsen sowie aus einem parallel durchgeführten 
Projekt mit ähnlicher Zielsetzung in Rheinland-Pfalz hervorgegan-
gen. Dies ermöglichte es, dass beide Bundesländer auch von den 
Ergebnissen und Erfahrungen aus dem jeweils anderen Bundes-
land profitieren konnten.    

Das Praxishandbuch besteht aus drei Teilen:

•  In Teil A wird beschrieben, welche konkreten Gestaltungsberei-
che und Ziele ein Gesamtkonzept zur Stärkung von Serviceori-
entierung, interkultureller Ausrichtung und Willkommenskultur 
haben kann. 

•  Teil B enthält einen Leitfaden zur Initiierung und Umsetzung 
eines Veränderungsprozesses, der auf den Erfahrungen des 
Pilotprojekts beruht.

•  Teil C beinhaltet einen Katalog von Maßnahmen, die im Rah-
men eines Veränderungsprozesses umgesetzt werden können. 
Die nach Zielen und Arbeitsfeldern sortierten Aktivitäten und 
Ergebnisse werden jeweils um Erläuterungen und Hinweise auf 
Arbeitshilfen ergänzt. Auch der Maßnahmenkatalog ist aus der 
Umsetzung des Pilotprojekts entstanden und erhebt insoweit 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Im Anhang des Praxishandbuches befindet sich zum einen eine 
anonymisierte Zusammenfassung der Ergebnisse von Telefonin-
terviews, die zu Projektbeginn mit den beteiligten Ausländerbe-
hörden geführt wurden. Zum anderen sind dort die Ergebnisse 
eines im Rahmen dieses Pilotprojektes durchgeführten Workshops 
dokumentiert, in dem Vertreterinnen und Vertreter von Migran-
tenorganisationen und Beratungsdiensten Wünsche und Bedarfe 
hinsichtlich einer Weiterentwicklung von Ausländerbehörden 
diskutierten. 

Das Praxishandbuch wird durch eine Instrumentensammlung mit
Arbeitshilfen und Vorlagen ergänzt, die auf einem, der Druck-
fassung beiliegenden USB-Stick zur Verfügung gestellt werden. 
Sämtliche Texte und Materialien sind zudem auf der Internetseite 
www.projekt-auslaenderbehoerde.de zu finden.
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A. �Gestaltungsbereiche und strategischer 
Rahmen eines Veränderungsprozesses 
in Ausländerbehörden
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Ausgangspunkt eines Veränderungsprozesses zur Stärkung der 
Willkommenskultur von Ausländerbehörden ist – wie auch bei an-
deren Prozessen in einer Kommune – eine entsprechende Entschei-
dung der Verwaltungsspitze. Das damit von einer Verwaltung ge-
setzte Signal ist in diesem Fall von besonderer Bedeutung, weil es 
hier um grundsätzliche Fragen einer Neuorientierung geht. Wenn 
eine Kommune ihre Ausländerbehörde in Zeiten notwendiger 
Zuwanderung als „Visitenkarte“ ansieht, wird sie daran interessiert 
sein zu entscheiden, welche Informationen und welcher Eindruck 
mit dieser Visitenkarte vermittelt werden sollen. 

Auf die grundsätzliche Entscheidung folgt die Entwicklung eines 
strategischen Rahmens für den vorgesehenen Veränderungspro-
zess. An den Standorten der Pilotprojekte gehörten dazu eine 
Leitidee, die der beabsichtigten Veränderung ihre Richtung gibt, 
die Formulierung von Zielen, die verfolgt werden sollen, sowie die 
Erarbeitung eines individuellen Gesamtkonzepts, in dem der Ver-
änderungsbedarf, die angestrebten Ziele und die beabsichtigten 
Maßnahmen beschrieben sind.

Als Leitidee reicht ein Beschluss, die Willkommenskultur, Service-
orientierung und Mittlerfunktion der Ausländerbehörde verbes-
sern zu wollen, zunächst aus. Auch für den Titel des Pilotprojekts 
wurden diese Begriffe gewählt. Eine klare Vorstellung, um welche 
Veränderungen es dabei gehen soll, vermitteln diese Begriffe al-
lerdings noch nicht. Daher gilt es zu präzisieren, welche Ziele und 
Inhalte die gewünschten Veränderungen haben sollen. 

Aufgabenverständnis und andere  
Gestaltungsbereiche

Im Rahmen des Pilotprojekts hat sich dabei ein umfassender Blick 
auf die Organisation „Ausländerbehörde“ als sinnvoll erwiesen. 
Denn Veränderungen in einem als wichtig angesehenen Bereich 
können häufig nur dann wirklich zum Tragen kommen, wenn sie 
von Veränderungen in einem anderen Bereich begleitet werden. 
Das auf der folgenden Seite in Abbildung 1 dargestellte Schau-
bild dient dazu, die potentiellen Gestaltungsbereiche wie auch 
relevante Rahmenbedingungen von Veränderungsprozessen in der 
Ausländerbehörde darzustellen.

Im Zentrum steht die „Identität“ oder das „Aufgabenverständnis“ 
der Ausländerbehörde. Dieses bestand lange Zeit darin, eine reine 
Ordnungsbehörde und Eingriffsverwaltung zu sein, deren Auftrag 
vor allem die „Gefahrenabwehr“ und die Vermeidung ungewollter 
Einwanderung war. Der damalige Begriff der „Ausländerpolizei“ 
zeugt von jenem Verständnis. 

Das 2005 verabschiedete Zuwanderungsgesetz, mit dem der Aus-
länderbehörde auch eine integrationspolitische Aufgabe zugewie-
sen wurde, markiert einen wichtigen ersten Meilenstein in einem 
Prozess der Neudefinition ihres Aufgabenverständnisses, der bis 
heute noch nicht abgeschlossen ist. Der „ordnungsbehördliche“ 
Auftrag der Ausländerbehörde besteht zwar unverändert fort. 
Dieser soll nun aber im Rahmen einer „Willkommenskultur“ um-
gesetzt werden. Daraus erwächst zwangsläufig ein Spannungsver-
hältnis, über das in der Verwaltung diskutiert werden muss. Denn 
nur so können die Verwaltungsspitze und Führungsebenen, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerbehörde sowie 
die mit Integrationsfragen befassten Stellen zu einem gemeinsa-
men Verständnis darüber gelangen, in welcher Weise mit diesem 
Spannungsverhältnis umgegangen werden soll und wie sich dieses 
zwar nicht aufheben, aber vielleicht zumindest minimieren lässt. 

A.  Gestaltungsbereiche und strategischer Rahmen eines Veränderungsprozesses 
in Ausländerbehörden
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Abbildung 1: Gestaltungsbereiche und Rahmenbedingungen von Veränderungsprozessen1

1  Schaubild in Anlehnung an: www.uni-lueneburg.de/personal_fuehrung/index.php/Systemische_Organisationsentwicklung

Worin sich ein neues Aufgabenverständnis konkret ausdrücken 
soll, wird jede Verwaltung, jede Ausländerbehörde für sich selbst 
beantworten wollen und müssen. Ein Kernbestandteil könnte die 
Orientierung an einer „Ermöglichungskultur“ sein, die sich darin 
zeigt, dass eine Ausländerbehörde unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Einzelfalls

•  durch ausländerrechtliche und darüber hinaus gehende 
Beratung proaktiv Wege aufzeigt, wie eine Person zu einem 
besseren Rechtsstatus gelangen kann, und 

•  auf der Grundlage der rechtlichen Gegebenheiten entspre-
chende Entscheidungen trifft.

Mit dem jeweiligen Aufgabenverständnis wie auch untereinander 
eng verbunden sind die sechs Gestaltungsbereiche, die sich in 
Abbildung 1 rund um das Aufgabenverständnis anordnen:

a.  Die „Aufbau- und Ablauforganisation“ umfasst die zuge-
wiesene Stelle der Ausländerbehörde in der Organisations-
struktur einer Verwaltung und die organisatorische Verbindung 

mit anderen Einheiten (z.B. der Einbürgerungsbehörde) ebenso 
wie die verschiedenen Verfahren zur Organisation der Kunden-
kontakte (Terminvergabe, Aufrufsystem etc.).

b.  Die „Arbeitsinhalte und -praxis“ leiten sich unmittelbar aus 
dem Aufgabenverständnis der Ausländerbehörde ab und bein-
halten das „Was“ und das „Wie“ der Gestaltung der Kunden-
beziehungen.  

c.  „Lage, Räume, Ausstattung“ bezieht sich auf alles, was das 
äußere Erscheinungsbild einer Ausländerbehörde ausmacht.

d.  Das Aufgabenverständnis einer Ausländerbehörde muss sich in 
den „Kompetenzen und Haltungen“ der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter widerspiegeln.    

e.  „Personalsituation“. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bereit und in der Lage sind, ein gewandeltes Aufgaben-
verständnis praktisch umzusetzen, bedarf es einer adäquaten 
„Personalsituation“ – im Hinblick auf die Stellenzahl wie auch 
die Stellenbewertung.
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f.  „Kooperation, Netzwerke“ beinhaltet alle über die Auslän-
derbehörde hinaus reichenden Kontakte und Beziehungen 
innerhalb und außerhalb der Verwaltung. 

Im Rahmen des Pilotprojekts hat es sich als sinnvoll erwiesen, 
den Veränderungsbedarf in einer Ausländerbehörde nach diesen 
Gestaltungsbereichen zu analysieren, um möglichst alle wichtigen 
Felder in den Blick zu nehmen. 

Zu allen Gestaltungsbereichen werden in Teil C optionale Maßnah-
men beschrieben, die als Anregung für die inhaltliche Ausgestal-
tung eines Veränderungsprozesses in der eigenen Ausländerbehör-
de dienen können. 

Rahmenbedingungen

Die Richtung und der Spielraum von Entscheidungen über mögli-
che Veränderungen in der Ausländerbehörde werden auch durch 
äußere Rahmenbedingungen beeinflusst wie etwa 

–  in erster Linie den rechtlichen Rahmen, der im Hinblick auf die 
Arbeitsinhalte und Entscheidungspraxis der Ausländerbehörde 
maßgebliche Vorgaben macht;

–  politische Ziele der Entscheidungsträger/innen auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene wie auch gesellschaftliche 
Erwartungen zur Willkommenskultur von Ausländerbehörden;

–  finanzielle Spielräume der Kommunen, von denen es abhängt, 
ob grundsätzlich als sinnvoll bzw. notwendig erscheinende 
Veränderungen (sofort) umsetzbar sind;

–  Interessen der Wirtschaft im Hinblick auf die Zuwanderung von 
Fachkräften;

–  technische Entwicklungen, die innerorganisatorische Anpas-
sungen ermöglichen oder auch erzwingen (wie etwa im Fall 
des elektronischen Aufenthaltstitels).

In der Diskussion um Veränderungen der Ausländerbehörde kann 
es hilfreich sein, transparent zu machen, dass bestimmte Maßnah-
men (auch) aufgrund dieser Rahmenbedingungen umgesetzt bzw. 
nicht umgesetzt werden.

Ziele eines Veränderungsprozesses 

Ziele dienen dazu, abstrakte und vage Schlüsselbegriffe wie 
„Serviceorientierung“ und „Willkommenskultur“ zu präzisieren, 
indem sie den Fokus auf konkrete Veränderungen in zentralen 
Gestaltungsbereichen richten. Entsprechende Zielformulierun-
gen wurden an den Standorten des Pilotprojektes diskutiert und 
weiterentwickelt. Eine Mehrheit der am Pilotprojekt beteiligten 
Ausländerbehörden betrachtet die folgenden Formulierungen als 
gute Grundlage für eine mögliche Entscheidungsfindung durch die 
jeweilige Verwaltung.2 

1.  Die Ausländerbehörde verhilft im Rahmen ihres Handlungs-
spielraums ausländischen Bürgerinnen und Bürger zu einem 
gesicherten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege dahin 
aufzeigt und entsprechende Entscheidungen trifft.3

2.  Das Selbstverständnis als Willkommens- und Servicebehörde 
beinhaltet die kundenorientierte Beratung zu aufenthaltsrecht-
lichen Anliegen und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

3.  Die Ausländerbehörde legt Wert auf eine umfassende Infor-
mation der Kundinnen und Kunden und nutzt die hierfür 
geeigneten Mittel.

4.  Die Ausländerbehörde hat den Anspruch einer möglichst ho-
hen Verständlichkeit ihrer Auskünfte und Nachvollziehbarkeit 
ihrer Entscheidungen.

5.  Die Verfahrensabläufe in der Ausländerbehörde gewährleisten 
eine hohe Servicequalität.

6.  Die Organisationsstruktur der Verwaltung begünstigt Synergi-
en zwischen der Ausländerbehörde und anderen Verwaltungs-
einheiten mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen und 
Bürger.

7.  Die Ausländerbehörde bezieht die Sicht der Kundinnen und 
Kunden bei der Verbesserung ihrer Serviceorientierung mit ein.

8.  Das Erscheinungsbild der Ausländerbehörde bringt zum 
Ausdruck, dass Kundinnen und Kunden willkommen sind und 
wertgeschätzt werden.

2  Sechs der neun Pilot-Ausländerbehörden haben sich uneingeschränkt auf die zwölf Zielformulierungen geeinigt. Eine Pilot-Ausländerbehörde formulierte zu den Zielen 1 und 11 einen abweichenden 

Vorschlag. Eine Ausländerbehörde äußerte zudem Skepsis gegenüber der Relevanz von Ziel 12. 

3  Der abweichende Formulierungsvorschlag einer Pilot-Ausländerbehörde lautet: „Die Ausländerbehörde berät ausländische Menschen und zeigt im Rahmen der aktuell gültigen Rechtslage aktiv Wege auf, 

wie der Aufenthaltsstatus gesichert oder verfestigt werden kann.“
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9.  Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- und Informations-
aufgaben im Sinne einer Willkommensbehörde findet ange-
messenen Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbeschrei-
bung und Stellenbewertung.  

10.  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerbehör-
de verfügen über das für interkulturelle Beratungskontexte 
erforderliche Wissen sowie über kommunikative und soziale 
Kompetenzen. 

11.  Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie 
anderen relevanten Akteuren pflegt die Ausländerbehörde 
kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.4

12.  Die Ausländerbehörde macht ihre handlungsleitenden Prinzi-
pien wie „interkulturelle Ausrichtung“ und „Serviceorientie-
rung“ in der eigenen Verwaltungsorganisation wie auch in der 
Öffentlichkeit sichtbar.

Die in Teil C des Praxishandbuches beschriebenen Maßnahmen, 
die in einem Veränderungsprozess relevant sein könnten, sind 
nach diesen zwölf Zielen geordnet. Dort findet sich auch eine 
Erläuterung der jeweiligen Zieldimension.  
 
Gesamtstrategie oder -konzept 

Eine Gesamtstrategie oder ein Gesamtkonzept für den beab-
sichtigten Veränderungsprozess einer Ausländerbehörde hat den 
Zweck, deutlich zu machen, welche Ziele mit diesem Projekt ver-
folgt werden, welche Maßnahmen umgesetzt werden sollen, aber 
auch, welche Erfolge in der Vergangenheit bereits erreicht wurden, 
auf denen man aufbauen kann. 

Die in einer Instrumentensammlung bereitgestellte ➤„Vorlage für 
die Erarbeitung einer Gesamtstrategie“ ist nach den oben aufge-
führten zwölf Zielen gegliedert. Folgt man der vorgeschlagenen 
Struktur, wird zu jedem Ziel dargestellt, in welcher Ausgangssitua-
tion sich die Ausländerbehörde befindet – sowohl im Hinblick auf 
erreichte Fortschritte und vorhandene „gute Praxis“ als auch im 
Hinblick auf einen erkannten Veränderungsbedarf. Zudem wird 
dargestellt, welche Ergebnisse vor diesem Hintergrund angestrebt 
werden und welche Maßnahmen hierzu umgesetzt werden sollen.

4  Der abweichende Formulierungsvorschlag einer Pilot-Ausländerbehörde lautet: „Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie relevanten Akteuren pflegt die Ausländerbehörde auf Gegen-

seitigkeit beruhende kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.“
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B.	�Leitfaden zur Initiierung  
und Umsetzung eines  
Veränderungsprozesses
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Die in das Pilotprojekt einbezogenen Ausländerbehör-
den konnten eine externe Prozessbegleitung in Anspruch 
nehmen, die sie bei ihrem jeweiligen Veränderungsprozess 
begleitete und unterstützte. Dieses Vorgehen hat einige 
Vorteile, ist allerdings keine unabdingbare Voraussetzung, 
um ähnliche Prozesse auf den Weg zu bringen. Mit diesem 
Leitfaden sollen jene Ausländerbehörden eine Hilfestellung 
erhalten, die mit ihren eigenen Mitteln und Möglichkeiten 
Maßnahmen planen und umsetzen möchten. Die beschrie-
benen Schritte und Maßnahmen orientieren sich grundsätz-
lich an der Vorgehensweise, die sich an den Standorten des 
Pilotprojekts bewährt hat. 

Dem breiten Spektrum an potentiell relevanten Arbeitsfeldern 
und Maßnahmen stehen meist knappe Zeitressourcen gegenüber, 
die für ein solches zusätzliches „Projekt“ aufgebracht werden 
können. Daher ist es wichtig, bei der Festlegung der Inhalte des 

Veränderungsprozesses einerseits eine zeitliche Überforderung zu 
vermeiden, die zu Frustration führen kann, wenn die Umsetzung 
weit hinter der Planung zurück bleibt. Andererseits ist ein gewisser 
Ehrgeiz bei der Planung notwendig, damit auch erkennbar wird, 
was sich verändern soll bzw. am Ende verändert hat. Umso wichti-
ger sind eine sorgfältige Planung und Steuerung des Prozesses und 
die Einrichtung besonderer Strukturen und Verfahrensweisen. 

Wenn es nicht nur um die Umsetzung punktueller Maßnahmen 
gehen soll, wird eine beabsichtigte Stärkung von Serviceorientie-
rung, Mittlerfunktion und Willkommenskultur als ein längeres, d.h. 
zumindest zweijähriges Projekt anzulegen sein. 

Phasen des Veränderungsprozesses

In diesem Leitfaden werden idealtypisch fünf Phasen unterschie-
den, die in Abbildung 2 dargestellt sind: 

B. Leitfaden zur Initiierung und Umsetzung eines Veränderungsprozesses

1. Initiierungsphase 
    Ergebnis: Ziele und  
    Schwerpunkte 

2. Planungsphase 
     Ergebnis: Umsetzungs- 
     plan

4. Umsetzungsphase 
    Ergebnis: erreichte 
    Veränderungen 

5. Konsolidierungsphase 
    Ergebnis: Neuerungen  
    werden zu Routinen

3. Mobilisie- 
    rungsphase 
    Ergebnis:      
    Beteiligung

Abbildung 2: Idealtypische Phasen eines Veränderungsprozesses
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(1)  Die Initiierungsphase beginnt mit der Führungsentscheidung, 
einen systematischen Veränderungsprozess zu durchlaufen. 
Am Ende dieser Phase sind die Ziele und Schwerpunkte des 
Veränderungsprozesses festgelegt.

(2)  In der Planungsphase wird für die identifizierten Schwerpunkte 
ein genauer Plan erstellt, welche Aktivitäten bis wann und von 
wem umzusetzen sind. 

(3)  Als Mobilisierungsphase wird hier ein Prozess bezeichnet, der 
dazu dient, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Not-
wendigkeit der Veränderungen zu sensibilisieren und sie bei 
allen Schritten zu beteiligen. Dieser Prozess verläuft parallel zur 
Initiierungs- und Planungsphase wie auch zur nachfolgenden 
Umsetzungsphase.

(4)  In der Umsetzungsphase erfolgt – wie der Name schon sagt 
– die Durchführung der im Umsetzungsplan festgehaltenen 
Maßnahmen.  

(5)  In der Konsolidierungsphase werden die umgesetzten Maß-
nahmen bewertet und es wird Sorge getragen, dass die 
bewährten Veränderungen dauerhaft beibehalten werden. 

Sofern in einem ersten Zyklus aufgrund von beschränkten zeitli-
chen Ressourcen nur ein Teil der intendierten Maßnahmen geplant 
bzw. umgesetzt werden konnte, erfolgt ein erneuter Eintritt in die 
Initiierungs-/Planungsphase und der Prozess beginnt von neuem.

Die genauen Aufgaben, die in der jeweiligen Phase zu erfüllen 
sind, werden nachfolgend beschrieben. 

Phase 1: Initiierungsphase 

Die wesentlichen Aufgaben, die in diesem Praxishandbuch der 
Initiierungsphase zugeordnet werden, sind: 

a.  eine Führungsentscheidung über die Durchführung eines Ver-
änderungsprozesses,

b. die Bestimmung der Prozessbeteiligten,
c. die Klärung der Bedarfssituation, 
d. die Festlegung der Ziele, 
e. die Bestandsaufnahme der bereits vorhandenen guten Praxis,
f. die Priorisierung von Maßnahmen.

a.  Führungsentscheidung über die Durchführung eines Ver-
änderungsprozesses 

Ausgangspunkt und zentrale Voraussetzung eines strukturier-
ten Veränderungsprozesses ist eine diesbezügliche Vorgabe der 
Verwaltungsspitze. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird 
dadurch die Wichtigkeit und Unabwendbarkeit von Veränderun-
gen deutlich gemacht. Die Bereitschaft zu Veränderungen wird 
sicherlich noch gestärkt, wenn zusammen mit einer entsprechen-
den Entscheidung auch die Bereitschaft signalisiert wird, die not-
wendigen Rahmenbedingungen für Veränderungen zu schaffen 
und hierfür personelle, finanzielle und materielle Ressourcen im 
Rahmen der vorhandenen Spielräume bereitzustellen. 

Wenn von der Verwaltungsspitze noch keine Initiative zu einem 
Veränderungsprozess ausgegangen ist, kann die zuständige 
Fachabteilung einen Anstoß dazu geben.   

b. Bestimmung der Prozessbeteiligten 

Um einen Veränderungsprozess anstoßen und voranbringen zu 
können, muss geklärt sein, welche Person auf der Fachebene die 
Gesamtverantwortung für den Prozess trägt. Zu den Aufgaben 
dieser Person gehört die Prozessgestaltung und Koordination der 
einzelnen Schritte und Maßnahmen sowie insbesondere auch die 
Information, Sensibilisierung und Einbindung aller Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter (vgl. Phase 3).

Weitere Personen können mit spezifischen Zuständigkeiten betraut 
werden. Grundsätzlich ist es sinnvoll und wichtig, dass – je nach 
Größe der Ausländerbehörde – entweder alle (besonders zu Be-
ginn) oder zumindest ein Teil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
(etwa in Form eines Umsetzungsteams) an den Schritten beteiligt 
sind und einzelne Aufgaben übernehmen (die sie im Rahmen ihrer 
Zeitkapazitäten auch gut bewerkstelligen können).  

Gegebenenfalls kann es sinnvoll sein, zumindest punktuell auch 
Personen aus anderen Fachabteilungen (z.B. Personalabteilung, 
Sozialamt etc.) einzubeziehen, wenn diese für die erfolgreiche 
Umsetzung von Maßnahmen eine wichtige Rolle spielen. 

c. Klärung der Bedarfssituation

Eine Ausländerbehörde, die Maßnahmen zur Verbesserung ihrer 
Serviceorientierung, Mittlerfunktion und Willkommenskultur er-
greifen will, wird spezifische Schwerpunkte im Hinblick auf die Art 
der beabsichtigten Veränderungen setzen müssen. Weder haben 
Ausländerbehörden stets die gleiche Ausgangs- und Bedarfslage, 
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noch verfügen sie über die Ressourcen, gleichzeitig in allen als 
relevant angesehenen Feldern Maßnahmen zu planen und umzu-
setzen. 

Zur Klärung der Bedarfssituation wird ein systematisches Vorgehen 
vorgeschlagen. Hierzu gehört zunächst, sich über die potentiell 
denkbaren Felder bewusst zu werden, in denen Veränderungspro-
zesse erforderlich sein könnten. Um hierzu eine Hilfestellung zu 
geben, werden in Abschnitt C dieses Handbuches möglicherweise 
relevante Maßnahmen – gegliedert nach Gestaltungsbereichen 
und Arbeitsfeldern – beschrieben. 

In einer ➤„Auswahlhilfe Maßnahmen“ sind alle diese Maß-
nahmen aufgeführt. Das Instrument kann von der zuständigen 
Führungs- bzw. Leitungsebene und/oder im Diskussionsprozess 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ausländerbehörde 
dazu genutzt werden, die einzelnen Maßnahmen durchzugehen 
und dabei die Relevanz und den Aufwand von diesbezüglichen 
Veränderungen zu bewerten (groß, mittel, gering). In einem 
weiteren Schritt kann sie später auch für die Priorisierung von 
Handlungsschwerpunkten verwendet werden (siehe Teilschritt f.). 
Sofern relevante Maßnahmen noch nicht enthalten sind, können 
diese in den leeren Zeilen noch ergänzt werden. Die ➤„Auswahl-
hilfe Maßnahmen“ befindet sich in der Arbeitshilfen-Sammlung. 

Um die Diskussion mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über 
einen Veränderungsbedarf zu eröffnen, hat es sich im Rahmen des 
Pilotprojekts als sinnvoll erwiesen, zu Beginn eine kleine anonyme 

Befragung durchzuführen. Dabei sollen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eine Bewertung treffen, für wie wichtig sie ausge-
wählte Aspekte im Rahmen eines Weiterentwicklungsprozesses 
der Ausländerbehörde halten. Mit der Auswertung der Ergebnisse 
erhält man ein Meinungs- und Stimmungsbild darüber, wo Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter Fortentwicklungsbedarf sehen und wo 
eher nicht und möglicherweise Überzeugungsarbeit erforderlich 
ist. Die anonyme Gestaltung ermöglicht es, dass Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sich unbeeinflusst von einem „erwünschten Ant-
wortverhalten“ äußern und später die Auswertungsergebnisse in-
terpretieren können, ohne notwendigerweise ihre eigene Haltung 
dazu offenzulegen. Im Rahmen des Pilotprojekts wurde die ano-
nyme Befragung anhand eines Online-Fragebogens durchgeführt. 
Genauso gut kann dies mit einem einfachen Fragebogen erfolgen. 
Ein  ➤„Muster-Fragebogen“ mit vorausgewählten Fragen – die 
noch angepasst werden können –, ist in der Arbeitshilfen-Samm-
lung zu finden.

Für die gemeinsame Diskussion über einen Veränderungsbedarf 
kann eine (ggf. zeitlich ausgedehnte) Teambesprechung genutzt 
werden. Als Einstieg kann die Vorstellung der Ergebnisse der ano-
nymen Mitarbeiterbefragung dienen. Ferner könnte die Diskussion 
anhand von  ➤„Reflexionsfragen“ eröffnet werden, die ebenfalls 
in der Arbeitshilfen-Sammlung enthalten sind.  

Die in der Diskussion als relevant identifizierten Maßnahmen 
sollten visualisiert und als Basis für weitere Schritte dokumentiert 
werden.

Verfügbare Instrumente:

Auswahlhilfe
Maßnahmen

•  Liste aller in Teil C des Praxishandbuches beschriebenen 
Maßnahmen

•  Möglichkeit zur Bewertung der Relevanz und des 
Aufwands sowie – daraus abgeleitet – der Umsetzungs-
priorität der jeweiligen Maßnahme

• Arbeitshilfe 1.1

Muster-Fragebogen •  Fragebogen zur Durchführung einer anonymen Mitar-
beiter-Befragung über den Weiterentwicklungs bedarf

•  Nutzung der Ergebnisse als Einstieg für einen 
„Team-Workshop“ 

• Arbeitshilfe 1.2

Reflexionsfragen •  Fragen zum Einstieg in einen Team-Workshop • Arbeitshilfe 1.3
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d. Festlegung der Ziele 

Bevor konkrete Maßnahmen bezogen auf den identifizierten Ver-
änderungsbedarf geplant werden, sollte im Team eine Vorstellung 
davon entwickelt werden, welche Ziele mit dem Veränderungs-
prozess erreicht werden sollen. Ziele sollen beschreiben, wie eine 
veränderte Situation oder Praxis nach erfolgter Umsetzung der 
Maßnahmen aussehen soll. Die Festlegung der Ziele könnte un-
mittelbar nach Klärung der Bedarfssituation – noch in der gleichen 
oder in einer darauffolgenden – Teambesprechung erfolgen.

Ausländerbehörden können hierbei auf die im Rahmen des Pilot-
projekts entwickelten ➤„Muster-Ziele“ zurückgreifen, die in Teil 
A als Übersicht dargestellt und in der Arbeitshilfe 1.4 (wie auch in 
Teil C) zusätzlich mit kurzen Erläuterungen versehen sind. Ob eine 
Ausländerbehörde diese Muster-Ziele (in unveränderter oder an-
gepasster Form) übernehmen will und, wenn ja, in welcher Weise 
bzw. in welchem Umfang, liegt natürlich in ihrer Entscheidung.  

Es empfiehlt sich, die im weiteren Verlauf festgelegten Maßnah-
men dahingehend zu überprüfen, ob sie tatsächlich geeignet und 
hinreichend sind, die festgelegten Ziele zu erreichen. 

Verfügbare Instrumente:

Muster-Ziele •  Zwölf Zielformulierungen zu unterschiedlichen Gestal-
tungsbereichen einer Ausländerbehörde

•  Versuch der Konkretisierung abstrakter Begriffe wie 
„Serviceorientierung“, „Willkommenskultur“ und „in-
terkulturelle Ausrichtung“ bezogen auf das Arbeitsfeld 
einer Ausländerbehörde

• Arbeitshilfe 1.4

e. Bestandsaufnahme der vorhandenen guten Praxis  

Keine Ausländerbehörde wird einen Veränderungsprozess zur 
Stärkung von Serviceorientierung und Willkommenskultur ganz 
von vorne beginnen müssen. Alle haben in der Vergangenheit 
bereits die eine oder andere Neuerung eingeführt und eine gute 
Praxis etabliert. 

Es empfiehlt sich, etwas Zeit für die Sammlung solcher Aspekte zu 
verwenden. Dadurch können die Beteiligten sich selbst wie auch 
Personen außerhalb der Ausländerbehörde vor Augen führen, 
dass die Ausländerbehörde im Hinblick auf Serviceorientierung 
und Willkommenskultur nicht nur Schwächen hat, sondern auch 
Stärken und Erfolge vorweisen kann. Dies stärkt die Motivation 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, weitere Schritte zu gehen, 
und wirkt einem häufig negativ geprägten Bild der Behörde in der 
Öffentlichkeit entgegen.  

e. Priorisierung von Maßnahmen

Wahrscheinlich wird eine Ausländerbehörde Prioritäten setzen 
müssen, welche der grundsätzlich als relevant angesehenen Maß-
nahmen realistischer Weise für einen ersten Umsetzungsprozess 
ausgewählt werden sollen. Dabei kann es hilfreich sein, für alle 
Maßnahmen, für die in einem ersten Schritt bereits ein Verände-
rungsbedarf identifiziert wurde, die folgenden Fragen zu beant-
worten:

• Wie dringlich ist die Veränderung? 

•  Welche Bedeutung hat sie (für die Kundinnen und Kunden, für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für andere)? 

•  Welcher Aufwand ist damit verbunden und welcher Zeithori-
zont muss für diese Veränderung veranschlagt werden? 

Anhand von zusätzlichen Spalten in der ➤„Auswahlhilfe Maßnah-
men“ kann für diejenigen Maßnahmen, für die bereits ein großer 
(und ggf. mittlerer) Veränderungsbedarf identifiziert wurde, nun 
auch noch der Arbeitsaufwand von entsprechenden Maßnahmen 
(hoch, mittel, gering) bewertet werden. 

Grundsätzlich liegt es nahe, vor allem diejenigen Arbeitsfelder 
für einen ersten Umsetzungszyklus auszuwählen, bei denen ein 
großer Veränderungsbedarf und ein geringer Arbeitsaufwand 
zusammenfallen. Für die Auswahl von kurzfristig umsetzbaren 
Maßnahmen spricht beispielsweise ein schnelles Erfolgserlebnis, 
das die Motivation der Beteiligten erhöhen kann. Auf der anderen 
Seite kann es auch sinnvoll sein, die wegen des hohen Arbeitsauf-
wands nur mittel- bis langfristig erreichbaren Maßnahmen gerade 
aus diesem Grund frühzeitig anzugehen. 
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Ferner ist es hilfreich, ausdrücklich auch Maßnahmen auszuwäh-
len, die

•  einen erkennbaren Nutzen für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter (und nicht nur für die Kundinnen und Kunden) mit sich 
bringen,

•  unmittelbar die Neuausrichtung der Ausländerbehörde zum 
Ausdruck bringen. 

Je nach Gewicht, das den einzelnen Bewertungsdimensionen 
beigemessen wird, kann in der ➤„Auswahlhilfe Maßnahmen“ 
schließlich anhand einer dreistufigen Skala eine Priorisierung der 
Maßnahmen erfolgen (hoch, mittel, gering). 

Generell ist zu empfehlen, nur die Anzahl von „Baustellen“ 
parallel aufzumachen, die auch in einem Prozesszyklus bearbeitet 
werden kann. Damit soll vermieden werden, dass es zu einer Über-
forderung aller Beteiligten (v.a. im Hinblick auf die verfügbaren 
Zeitressourcen) kommt. 

Phase 2: Planungsphase 

An die Initiierungsphase schließt sich unmittelbar die Planungspha-
se an. Zu den Aufgaben gehören: 

a.  die Festlegung von Ergebnissen, Aktivitäten und ggf. Meilen-
steinen,

b.   die Festlegung von umsetzungsrelevanten Informationen,

c. die Dokumentation aller Informationen in einer Formatvorlage.

a.  Festlegung von Ergebnissen, Aktivitäten und ggf.  
Meilensteinen 

Für jede ausgewählte Maßnahme gilt es, das damit angestreb-
te Ergebnis wie auch die einzelnen Aktivitäten (Arbeitsschritte) 
festzulegen, die erforderlich sind, um das Ergebnis zu erreichen. 
Bei komplexeren Prozessen, die zu einem Ergebnis führen, kann 
es sinnvoll sein, zusätzlich Zwischenergebnisse (Meilensteine) zu 
definieren. 

Als Anregung ist in Teil C für alle dort aufgeführten Maßnahmen 
dargestellt, was das beabsichtigte Ergebnis sein könnte und wel-
che Aktivitäten zu diesem Zweck möglicherweise durchzuführen 
sind. Diese Vorschläge können übernommen oder modifiziert oder 
durch passendere Formulierungen ersetzt werden. Für jede ausge-
wählte Maßnahme sollten am Ende das gewünschte Ergebnis und 
die hierfür erforderlichen Aktivitäten definiert sein. 

b. Festlegung der umsetzungsrelevanten Informationen

Für jede der festgelegten Aktivitäten sind folgende umsetzungsre-
levanten Fragen zu beantworten:

•  In welchem Zeitraum / bis spätestens wann soll die Aktivität 
durchgeführt werden? 

•  Wer ist für die Durchführung der Aktivitäten verantwortlich, 
wer soll ggf. darüber hinaus an der Durchführung beteiligt 
sein? 

•  Welche besonderen Ressourcen (Zeit, Personal, Budget) wer-
den für diese Aktivität benötigt? 

Mit diesen Informationen ist nun eine systematische Umsetzung 
der geplanten Maßnahmen möglich.

c.  Dokumentation der Informationen in einer  
Formatvorlage

Zur Dokumentation der festgelegten Informationen kann die auf 
Excel-Basis zur Verfügung stehende Arbeitshilfe ➤„Umsetzungs-
plan“ verwendet werden. Die Spaltenüberschriften in der Tabelle 
zeigen an, was dort für die einzelnen Ergebnisse jeweils eingetra-
gen werden soll, nämlich die hierzu erforderlichen Arbeitsschritte 
(Aktivitäten), Zeitrahmen, Verantwortliche und Mitwirkende sowie 
erforderliche Inputs und Ressourcen. Darüber hinaus verfügt der 
➤„Umsetzungsplan“ in der Spalte „Status“ über ein Auswahl-
menü, mit dem der aktuelle Stand der Umsetzung (erledigt, in 
Arbeit, nicht begonnen) angegeben und darüber die Anzeige 
verschiedenfarbiger Symbole (in Spalte 2) gesteuert werden kann. 
Ferner ist Raum, um (stichwortartig) Einträge zum aktuellen 
Sachstand vornehmen zu können, die für interne Zwecke wie auch 
für Berichte an Akteure außerhalb der Ausländerbehörde genutzt 
werden können.
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Phase 3: Mobilisierungsphase 

Der Erfolg eines Veränderungsprozesses hängt wesentlich davon 
ab, ob dieser von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern akzep-
tiert und mitgetragen wird. Dabei muss mit der Möglichkeit ge-
rechnet werden, dass es zumindest zu Beginn auch Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter gibt, bei denen eher Unsicherheit und Skepsis 
im Hinblick auf die beabsichtigten Neuerungen überwiegen. 
Daher stellen sich parallel zur Initiierung, Planung und Umsetzung 
von Maßnahmen die folgenden Aufgaben, um Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für eine Mitwirkung am Veränderungsprozess zu 
mobilisieren:  

a.  Information über den intendierten Veränderungsprozess, 

b.  Überzeugungsarbeit im Hinblick auf die Notwendigkeit und 
den Nutzen,

c.  Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei dessen 
Gestaltung,

d.  Gewährleistung der personellen Voraussetzungen für eine 
Umsetzung der Neuerungen. 

a.  Information und Kommunikation über den intendierten 
Veränderungsprozess

Eine Voraussetzung dafür, die Akzeptanz der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für einen Veränderungsprozess zu gewinnen, liegt 
darin, sie frühzeitig darüber zu informieren:

•  Was hat die Führungsebene zur Einleitung dieses Verände-
rungsprozesses bewegt und welche Ziele verbindet sie damit? 
Warum ist dieser Prozess so wichtig?

  Welche Veränderungen werden daraus für die Arbeitspraxis in 
der Ausländerbehörde voraussichtlich erwachsen? Was bleibt 
unverändert?

•  Worin liegt der Nutzen – für die Verwaltung insgesamt, für die 
Ausländerbehörde, für die Kundinnen und Kunden und nicht 
zuletzt für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? 

•  Welche möglichen Besorgnisse sind unbegründet? Wie kann 
auf die begründeten eingegangen werden?

•  Wie soll der Prozess verlaufen? Welche Rolle und Aufgaben 
haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darin? 

Abbildung 3: Formatvorlage für den Umsetzungsplan
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Maßnahme 1: 

Arbeitsschritte
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Maßnahme 2: 

Maßnahme 4:

Verfügbare Instrumente:

Umsetzungsplan •  Formatvorlage auf Excel-Basis zur Dokumentation aller 
umsetzungsrelevanten Informationen zu einem Verän-
derungsprozess

• Arbeitshilfe 2.1
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•  Wie werden sie beteiligt? Wie wird auf ihre Bedenken einge-
gangen? Wie werden sie bei der Umsetzung der Neuerungen 
unterstützt?

Bei aller Fokussierung auf die intendierten Veränderungen sollte 
immer deutlich gemacht und gewürdigt werden, dass diese auf 
einer bereits vorhandenen guten Praxis aufbauen.

Es empfiehlt sich, der erstmaligen „offiziellen“ Information der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der Beantwortung aufkom-
mender Fragen hinreichend Raum zu geben (etwa in einer geson-
dert anberaumten Teambesprechung) und damit einen offiziellen 
Auftakt für den Veränderungsprozess zu setzen. 

In regelmäßigen Abständen sollte zudem Gelegenheit bestehen, 
in einem geeigneten Rahmen Fragen im Zusammenhang mit dem 
Veränderungsprozess zu behandeln. 

b.  Überzeugungsarbeit im Hinblick auf die Notwendigkeit 
und den Nutzen 

Wie generell bei jedem Veränderungsprozess wird auch ein Verän-
derungsprozess in der Ausländerbehörde nicht immer auf unge-
teilte Zustimmung stoßen, sondern zumindest in der Anfangszeit 
teilweise auch Skepsis oder sogar Widerstand hervorrufen. Dies 
kann unterschiedliche Gründe haben wie beispielsweise:

•  fehlendes inhaltliches Verständnis für den Sinn und/oder die 
Notwendigkeit,

•  die Wahrnehmung, dass damit eine Geringschätzung der 
bisher ausgeübten Arbeit zum Ausdruck gebracht würde,

•  die Sorge vor einer damit verbundenen Ausweitung der Aufga-
ben und einer zunehmenden Arbeitsbelastung, 

•  die grundsätzliche Ablehnung eines sich weiterentwickelnden 
Aufgabenverständnisses der Ausländerbehörde.

Daher ist es wichtig, dass die Leitungsebene der Ausländerbehörde 
in der täglichen Kommunikation eine Sensorik für skeptische oder 
ablehnende Haltungen und für die hierfür maßgeblichen Grün-
de entwickelt. Je besser die Leitungsebene versteht, woran sich 
Widerstände gegenüber Veränderungen festmachen, desto besser 
kann sie darauf eingehen. Einerseits sollte sie Skepsis und Besorg-
nisse ausdrücklich ernst nehmen und Gelegenheiten schaffen, dass 
diese offen geäußert und besprochen werden können. Gleichzeitig 
sollte sie aber auch deutlich machen, dass der Prozess unaus-
weichlich ist und erwartet wird, dass sich alle an der Gestaltung 
der Neuerungen beteiligen. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden sich hierzu umso eher 
motivieren lassen, wenn sie eine Wertschätzung ihrer Arbeit 
erfahren und sehen, dass die Leitungsebene eine Vorbildfunktion 
einnimmt und den Veränderungswillen vorlebt.

Eine gute Veränderungskultur ist noch wichtiger als eine gute 
Veränderungsstrategie.

c.  Beteiligung bei der Gestaltung des  
Veränderungsprozesses

Im Rahmen des Pilotprojekts hat es sich als überaus wichtig 
erwiesen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 
Identifizierung und Planung von Maßnahmen im Rahmen eines 
Veränderungsprozesses aktiv beteiligt waren. Darin wird eine 
Voraussetzung gesehen, dass sie auch an der Umsetzung der 
geplanten Maßnahmen engagiert mitwirken. 
    
Mögliche Felder und Formen der Beteiligung sind: 

•  in der Initiierungsphase die Einholung eines Meinungsbildes über 
den Veränderungsbedarf zu vorgegebenen Bereichen in einer 
anonymen Befragung sowie die Nutzung einer Teambesprechung 
zur gemeinsamen Konkretisierung des Veränderungsbedarfs, zur 
Festlegung von Zielen und zur Priorisierung von Maßnahmen, 

•  in der Planungsphase die gemeinsame Entwicklung von Maß-
nahmen sowie die gemeinsame Festlegung des Umsetzungs-
plans,

•  in der Umsetzungsphase die Beteiligung an der Umsetzung 
von Arbeitsschritten (im Rahmen der hierfür einsetzbaren 
Zeitressourcen) sowie die Abfrage der Erfahrungen mit den 
Neuerungen.

d.  Gewährleistung der personellen Voraussetzungen für 
eine Umsetzung der Neuerungen

Eine grundsätzliche Akzeptanz wird vermutlich nur dann in eine 
nachhaltig aktive Beteiligung an einem Veränderungsprozess 
münden, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Eindruck 
haben, dass die Neuerungen mit den personellen Gegebenheiten 
in einer Ausländerbehörde gut umzusetzen und zu bewältigen 
sind. Die sich in diesem Zusammenhang stellenden Fragen betref-
fen insbesondere drei Felder:

•  Ist mit den beabsichtigten Neuerungen (z.B. einer Auswei-
tung von Beratungs- oder Verweisaufgaben) ein zusätzlicher 
Arbeits- und Zeitaufwand verbunden und wie wird darauf ggf. 
eingegangen? 
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•  Benötigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Fortbildungs-
angebote (z.B. Sprachkurse), in denen sie spezifische Kompe-
tenzen im Sinne der Ziele des Veränderungsprozesses verbes-
sern können und haben sie ggf. Zugang zu diesen?

•  Erhöhen sich mit den Neuerungen insgesamt die Anforderun-
gen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und wie wird dies 
ggf. gewürdigt? 

Phase 4: Umsetzungsphase 

In der Umsetzungsphase erfolgt die Durchführung der im Um-
setzungsplan festgelegten Arbeitsschritte. Je nach Art der an-
gestrebten Ergebnisse und definierten Arbeitsschritte kann sich 
eine jeweils andere Form der Organisation, Koordination und 
Steuerung dieses Prozesses anbieten. Wichtig ist, dass die mit der 
Gesamtverantwortung betraute Person stets den Überblick über 
den Umsetzungsprozess behält. Ferner empfiehlt es sich, dass die 
an der Umsetzung mitwirkenden Personen in regelmäßigen Ab-
ständen gemeinsam den bis dato erreichten Stand der Umsetzung 
betrachten. Dabei geht es um folgende Fragen:

•  Sind die Maßnahmen wie geplant durchgeführt worden? Wo 
haben sich möglicherweise Hindernisse/Verzögerungen erge-
ben? Wie könnten diese ggf. überwunden werden?

•  Welchen Fortschritt haben wir hinsichtlich der Zielerreichung 
gemacht?

•  Wie schätzen wir insgesamt den aktuellen Stand der Zielerrei-
chung ein? Inwieweit sind die Zielwerte erfüllt?

Wichtig ist es, aufgetretene Hürden zu reflektieren und nach 
Lösungen zu suchen. Falls erforderlich, sollte der Umsetzungsplan 
aktualisiert und ggf. angepasst werden. 

Die im Rahmen des Pilotprojekts für die Umsetzung verschiedener 
Maßnahmen entwickelten Arbeitshilfen sind in Teil C – zugeordnet 
zu den jeweiligen Arbeitsfeldern und Maßnahmen – aufgeführt. In 
der nachstehenden Tabelle sind sie zudem zu einer Gesamtüber-
sicht zusammengestellt. 

Verfügbare Instrumente:

Struktur für ein 
Gesamtkonzept

•  Formatvorlage mit Zielformulierungen und Textbaustei-
nen zur Darstellung des strategischen Rahmens eines 
Veränderungsprozesses

• Arbeitshilfe 4.1

Erfassung der 
Beratungsleistungen 

•   Arbeitshilfe zur Erfassung der Art und des Aufwands 
von erbrachten Beratungsleistungen

• Arbeitshilfe 4.2

Informationsgrundlage •  Arbeitshilfe zur Vergemeinschaftung und Ergänzung 
des in der Behörde vorhandenen Beratungswissens

• Arbeitshilfe 4.3

Infomaterialien •  Kommentierte Liste von relevanten Infomaterialien, die 
als Broschüre oder im Internet erhältlich sind

• Arbeitshilfe 4.4

Kriterien und Beispiele für den 
Webauftritt

•  Hinweise zur Bewertung eines Webauftritts und Anre-
gungen zur Ergänzung bzw. Neugestaltung

• Arbeitshilfe 4.5

Kundenbefragung •  Hinweise zur Vorbereitung, Gestaltung und Durchfüh-
rung einer Kundenbefragung

• Arbeitshilfe 4.6

Räumliche Gegebenheiten in 
der Ausländerbehörde

•  Checkliste zur Überprüfung und Bewertung der Räum-
lichkeiten unter verschiedenen Gesichtspunkten

• Arbeitshilfe 4.7
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Phase 5: Konsolidierungsphase 

Die Konsolidierungsphase umfasst keine genau abgegrenzte 
Zeitspanne im Veränderungsprozess, sondern stellt sich für jede 
Maßnahme unterschiedlich dar. Konsolidierung meint, dass jede 
Neuerung daraufhin überprüft wird, ob

•  die Umsetzung (gemessen an den Vorgaben des Umsetzungs-
plans) erfolgreich war, 

•  die intendierten Ergebnisse erreicht wurden oder (zu Beginn 
nicht bedachte) Hindernisse    oder Probleme aufgetreten sind,

•  sich die Neuerung bewährt hat und dauerhaft beibehalten 
werden soll oder ob es Nachsteuerungsbedarf gibt. 

Eine solche Überprüfung erfolgt schon während der Umsetzung 
der Maßnahme und dann insbesondere nochmals nach ihrem Ab-
schluss. Wesentliche Informationsquellen sind die eigene Beobach-
tung und die Erfahrungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Es empfiehlt sich, einmal im Jahr eine Teambesprechung für eine 
Gesamteinschätzung der erreichten Veränderungen zu nutzen 
und die gewonnenen Lernerfahrungen bei weiteren Prozessen zu 
verwenden. 

Folgezyklus: Initiierungs- und Planungsphase 

Wenn der Umsetzungsplan für den ersten Veränderungszyklus im 
Wesentlichen abgearbeitet ist, kann ein erneuter Einstieg in die 
(möglicherweise nun zusammenfallenden) Phasen 1 und 2 (Initiie-
rungs- und Planungsphase) und eine Anschlussplanung vorgenom-
men werden. 
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C. Maßnahmenkatalog
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Teil C des Praxishandbuches umfasst einen Katalog von Maß-
nahmen, die zur Umsetzung der in Teil A genannten zwölf Ziele 
dienen. Ausländerbehörden, die einen Veränderungsprozess 
gestalten möchten, können hieraus Anregungen gewinnen und 
eigene Maßnahmen entwickeln. Oder sie können aus dem Katalog 
die für ihre Zwecke sinnvollen Maßnahmen übernehmen und die 
beschriebenen Schritte vornehmen. 

Der Maßnahmenkatalog ist wie folgt aufgebaut: Die zwölf Ziel-
formulierungen werden jeweils mittels einer kurzen Beschreibung 
präzisiert. Jedem Ziel ist eine unterschiedliche Anzahl an Maßnah-
men zugeordnet, welche nochmals in Arbeitsfelder untergliedert 
sind. Zu jeder Maßnahme werden das gewünschte Ergebnis wie 
auch zentrale Aktivitäten benannt, welche die Ausländerbehörde 
ergreifen kann, um dieses Ergebnis zu erzielen. 

Für die meisten Maßnahmen werden Erläuterungen zur Umset-
zung der Maßnahme gegeben oder ihr Nutzen genauer beschrie-
ben.

Bei der Maßnahmeplanung sollten auch die von Migrantenorga-
nisationen und Beratungsdiensten zusammengetragenen Bedarfe 
und Anregungen beachtet werden. Diese finden sich in der Doku-
mentation des entsprechenden Workshops im Anhang zu diesem 
Praxishandbuch.

Das Pfeil-Symbol zeigt an, dass über eingefügte Links zu 
anderen Maßnahmen im Katalog gesprungen werden kann, die 
mit der jeweils beschriebenen in engem Zusammenhang stehen, 
auf ihr aufbauen oder die Grundlage zu ihrer Umsetzung bieten. 
Zudem führen kommentierte Weblinks zu hilfreichen Beispielen 
oder ergänzender Literatur.
 

Das Symbol „Dokument“ macht auf ➤ „Arbeitshilfen auf-
merksam, die zur Umsetzung der Maßnahmen eingesetzt werden 
können. Die jeweiligen Checklisten, Analysetools, Durchführungs-
hinweise o.ä. befinden sich auf der zum Praxishandbuch gehö-
renden Arbeitshilfen-Sammlung, die auf einem elektronischen 
Speichermedium verfügbar ist.

Ziel 1: �Die Ausländerbehörde verhilft im Rahmen ihres 
Handlungsspielraums Menschen mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit zu einem gesicher-
ten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege 
dahin aufzeigt und entsprechende Entschei-
dungen trifft.5

Eine Kernaufgabe der Ausländerbehörde ist die Entscheidung über 
den Aufenthaltsstatus in Deutschland lebender Personen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit. Der in dieser Hinsicht vorhandene 
Beurteilungs- und Handlungsspielraum der Ausländerbehörde 
ergibt sich aus den bestehenden rechtlichen Vorgaben. Indem die 
Ausländerbehörde Kundinnen und Kunden proaktiv und umfas-
send über Voraussetzungen und Wege zu einer Verbesserung ihres 
Aufenthaltsstatus informiert und bei Erfüllung dieser Vorausset-
zungen entsprechende Entscheidungen trifft, leistet sie einen 
wichtigen Beitrag zur Integration ausländischer Menschen. Gleich-
zeitig muss die Ausländerbehörde Anträge negativ entscheiden, 
wenn es die Rechtslage erfordert. Die Erfüllung ordnungsbehörd-
licher Aufgaben mit den Erfordernissen einer Willkommenskultur 
in Einklang zu bringen, wird dabei immer eine Herausforderung 
bleiben.

Arbeitsfeld 1 A: Ermöglichungskultur in der Beratung und 
bei Entscheidungen

Maßnahme 1.1: Beratung über eine mögliche Verbesserung 
des Aufenthaltsstatus

Ergebnis: Die Verfahrensstandards der Ausländerbehör-
de beinhalten eine systematische Prüfung der 
Hindernisse für einen verbesserten Aufenthalts-
status und abhängig von der Rechtslage eine 
proaktive Beratung, wie diese Hindernisse kurz- 
oder mittelfristig überwunden werden können.

C.	Maßnahmenkatalog

5 � Eine Pilot-Ausländerbehörde hat abweichend folgende Formulierung vorgeschlagen: „Die Ausländerbehörde berät ausländische Menschen und zeigt im Rahmen der aktuell gültigen Rechtslage aktiv Wege 

auf, wie der Aufenthaltsstatus gesichert oder verfestigt werden kann.“
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Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde identifiziert, welche Be-
ratungsmöglichkeiten sie in Bezug auf typische 
Hindernisse für einen verbesserten Aufent-
haltsstatus ihrer Kundinnen und Kunden hat. 

•  Die Beschäftigten erweitern bei Bedarf ihre 
(nicht-ausländerrechtliche) Beratungskom-
petenz im Hinblick auf Wege zur Erfüllung 
der Voraussetzungen für einen verbesserten 
Aufenthaltsstatus.

•  Die Ausländerbehörde identifiziert andere 
relevante Akteure (z.B. Jobcenter) und bindet 
diese ggf. in die Entwicklung von aufenthalts-
rechtlichen Perspektiven ein. 

•  Die Ausländerbehörde verankert die relevan-
ten Beratungsinhalte im Wissensbestand aller 
Beschäftigten.

Erläuterungen:

Eine Verbesserung des Aufenthaltsstatus ist an bestimmte Voraus-
setzungen geknüpft. Mit einer Beratung, die nicht nur prüft, ob 
diese Voraussetzungen vorliegen, sondern auch konkrete Schritte 
aufzeigt, wie diese Voraussetzungen erfüllt werden können, kann 
die Ausländerbehörde einen wichtigen integrationspolitischen 
Beitrag leisten. Dabei analysieren die Beschäftigten die Situation 
der hierfür in Frage kommenden Kundinnen und Kunden danach, 
welche Hindernisse aktuell einem besseren Aufenthaltsstatus 
entgegenstehen und wie diese überwunden werden könnten. 
Gegebenenfalls knüpfen sie Kontakte mit diesbezüglich wichtigen 
Organisationen oder Akteuren und leiten ihre Kundinnen und 
Kunden an diese weiter. Unter den Beschäftigten sollte ein einheit-
liches Vorgehen vereinbart sein.  

Die Identifizierung der relevanten Beratungsfelder kann 
mit der Erfassung der bereits erbrachten Beratungsleistungen, mit 
der Festlegung von Inhalten und Umfang der Beratungs- und Ver-
weisaufgaben sowie mit der Schaffung einer Informationsgrundla-
ge über relevante Organisationen und Akteure einhergehen. 

Maßnahme 1.2: Nutzung von Beurteilungs- und Handlungs-
spielräumen

Ergebnis: Bei aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen wer-
den bestehende Beurteilungs- und Handlungs-
spielräume identifiziert und ausgeschöpft.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bespre-
chen für häufiger auftretende Fallkonstella-
tionen, wie weit ihre aufenthaltsrechtlichen 
Beurteilungs- und Handlungsspielräume 
grundsätzlich reichen.

•  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Ausländerbehörde verständigen sich auf eine 
einheitliche Ausgestaltung von Beurteilungs- 
und Handlungsspielräumen im Sinne einer 
„Willkommenskultur“. 

•  Im Einzelfall nutzen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ihren vorhandenen Beurteilungs- 
und Handlungsspielraum für eine möglichst 
positive Entscheidung unter Berücksichtigung 
der Rechtslage.

Erläuterungen:

Mit der Leitlinie, dass bestehende Beurteilungs- und Entschei-
dungsspielräume grundsätzlich ausgeschöpft werden sollen, macht 
die Ausländerbehörde deutlich, dass der Anspruch der „Willkom-
menskultur“ auch für ihre Entscheidungspraxis handlungsleitend 
sein soll. Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leitet sich daraus 
die Aufgabe ab, bei ihren Entscheidungen stets zu prüfen, welche 
Spielräume für eine positive Entscheidung bestehen und genutzt 
werden können. Eine Besprechung von exemplarischen Fallkons-
tellationen fördert ein einheitliches Verständnis und Vorgehen aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Behörde.    
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Ziel 2:  Das Selbstverständnis als Willkommens- und 
Servicebehörde beinhaltet die kundenorientier-
te Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen 
und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

Die Ausländerbehörde ist für Ausländerinnen und Ausländer – ins-
besondere für jene mit kürzerer Aufenthaltsdauer in Deutschland 
– eine zentrale Anlaufstelle in einer Verwaltung. Angesichts der 
komplexen Rechtsmaterie ist die Beratung zu aufenthaltsrechtli-
chen Anliegen von großer Bedeutung. Darüber hinaus treten in 
der Gesprächssituation mit Kundinnen und Kunden häufig Anlie-
gen und Beratungsbedarfe zutage, die über aufenthaltsrechtliche 
Fragen hinausgehen. Die Ausländerbehörde leistet auch diesbe-
züglich einen wichtigen Beitrag für gelingende Integrationsprozes-
se in einer Kommune, indem sie frühzeitig einen Beratungsbedarf 
erkennt, zu explizit oder implizit gestellten Beratungsfragen grund-
legende Informationen und Auskünfte erteilt und die Personen 
an die jeweils zuständigen Ansprechpersonen und Anlaufstellen 
verweist. Des Weiteren achtet sie darauf, ob die Grundvorausset-
zungen für eine Einbürgerung erfüllt sind und verweist ggf. an das 
Beratungsangebot der Einbürgerungsbehörde.

Arbeitsfeld 2: Verweis- und Beratungsaufgaben

Maßnahme 2.1: Erfassung bereits wahrgenommener Bera-
tungsleistungen

Ergebnis: Eine Übersicht über die von der Ausländerbehör-
de aktuell geleisteten wesentlichen Beratungs-
aufgaben liegt vor.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Über einen bestimmten Zeitraum halten 
alle Beschäftigten Fragen und Anliegen von 
Kundinnen und Kunden, die weitergegebenen 
Informationen und Materialien, die Dauer der 
Beratung sowie die Häufigkeit der jeweiligen 
Fragestellungen fest.

•  Die Aufzeichnungen der einzelnen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter werden in einem 
Dokument zusammengeführt.

Erläuterungen:

An die Beschäftigten in der Ausländerbehörde werden seitens der 
Kunden vielfältige Fragen und Anliegen herangetragen, die z.T. 
auch über ausländerrechtliche Zusammenhänge hinausgehen. Je 
nach individuellem Wissensstand und zeitlichen Ressourcen wer-

den diese Fragestellungen von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern beantwortet. Eine Übersicht über diese Beratungsaufgaben, 
die die einzelnen Beschäftigten der Ausländerbehörde bereits in 
ihren Arbeitsalltag integriert haben, stellt eine Grundlage für eine 
einheitliche Informations- und Beratungspraxis der Ausländerbe-
hörde dar. 

Die Übersicht bietet außerdem eine Orientierung für die 
Festlegung zukünftig zu erbringender Beratungsleistungen – ggf. 
im Sinne eines umfassenden Beratungskonzepts – und kann für 
eine angestrebte Überprüfung der Stellenbemessung und Stellen-
bewertungen Argumente liefern. 

Als Arbeitshilfe 4.2 steht das Dokument ➤„Erfassung der 
Beratungsleistungen“ zur Verfügung.

Maßnahme 2.2: Festlegung von Inhalten und Umfang der 
Beratungs- und Verweisaufgaben

Ergebnis: Inhalte und Umfang der von der Ausländer-
behörde wahrzunehmenden Beratungs- und 
Verweisaufgaben sind abgestimmt und festge-
schrieben.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Innerhalb der Ausländerbehörde werden Ge-
genstand und Umfang der wahrzunehmenden 
Beratungs- und Verweisaufgaben abgestimmt.

•  In Absprache mit der zuständigen Leitung wer-
den die zukünftigen Beratungs- und Verweis-
aufgaben festgelegt.

•  Beschäftigte und Führungskräfte ergänzen 
die jeweiligen Stellenbeschreibungen um eine 
Darstellung der Beratungsleistungen und die 
damit verbundenen Anforderungen.

Erläuterungen:

Die von den Beschäftigten der Ausländerbehörde wahrgenom-
menen Verweis- und Beratungsaufgaben werden in der Regel 
„nebenher“ erbracht. Sie reagieren auf die Bedarfe der Kundinnen 
und Kunden, die die Gelegenheit eines Termins mit den Sachbe-
arbeiterinnen und Sachbearbeitern nutzen, um Fragen jenseits 
ausländerrechtlicher Inhalte zu stellen. Die Behörde nimmt auf 
diese Weise eine wichtige Lotsenfunktion insbesondere für neu 
Zugewanderte ein, die im Zuge einer verstärkten Serviceorientie-
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rung gestärkt und ggf. erweitert werden sollte. Indem die Behörde 
festlegt, welche Beratungsleistungen sie auf welche Weise erbrin-
gen will, geht sie einen wichtigen Schritt zur Verankerung dieser 
Aufgabe in ihrem Tätigkeitsbereich, dem weitere Schritte wie 
die Sicherung der notwendigen Ressourcen, die Befähigung des 
Personals u.a. folgen.

Hilfreich zur Vorbereitung dieser Maßnahme kann die 
Erfassung der bereits wahrgenommenen Beratungsaufgaben sein. 
Auf der Festlegung der Beratungsleistungen aufbauende Schritte 
sind die Sicherstellung personeller Ressourcen, eine entsprechende 
Befähigung des Personals sowie die Schaffung einer Informations-
grundlage für die Beratung.

Maßnahme 2.3: Sicherstellung personeller Ressourcen für 
die Beratungsaufgaben

Ergebnis: Für die abgestimmten Verweis- und Beratungs-
aufgaben stehen ausreichende zeitliche und 
personelle Ressourcen zur Verfügung.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Auf Basis der überarbeiteten Stellenbeschrei-
bungen legt die Ausländerbehörde für jede 
ihrer Stellen den Prozentanteil der Gesamt-
arbeitszeit fest, der für Beratungstätigkeiten 
aufgewendet wird.

•  In Abstimmung mit Verwaltungsspitze und 
Personalabteilung erfolgt eine Überprüfung 
und ggf. Neuberechnung der Stellenbemes-
sung.

Erläuterungen:

Mit dem Konzept der „Willkommensbehörde“ geht möglicherwei-
se eine Verschiebung oder Ausweitung der Aufgabenschwerpunk-
te der Ausländerbehörde einher. Zur Umsetzung einer stärkeren 
Serviceorientierung werden die Beratungsleistungen systematisiert 
und ggf. ausgebaut. Mit dieser Maßnahme kann ein Bedarf an 
zusätzlichen personellen Ressourcen entstehen, der gegenüber der 
Verwaltungsspitze angemeldet und begründet werden muss.

Vorbereitet wird diese Maßnahme durch die Festlegung 
der Beratungsaufgaben.

Maßnahme 2.4: Gewährleistung der Beratungskompetenzen

Ergebnis: Die Beschäftigten verfügen über die notwen-
digen Kenntnisse und Fertigkeiten, um die 
Beratungs- und Verweisaufgaben wahrnehmen 
zu können.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Beschäftigte und Leitung der Ausländerbe-
hörde definieren die zur Erfüllung der festge-
schriebenen Beratungsaufgaben erforderlichen 
fachlichen und sozialen Kompetenzen und 
stellen den Fortbildungsbedarf fest.

•  Die Ausländerbehörde trifft geeignete Fortbil-
dungsmaßnahmen.

Erläuterungen:

Je nach Art und Inhalt der von der Ausländerbehörde beschrie-
benen Beratungsaufgaben sind verschiedene Kenntnisse und 
Fertigkeiten der Beschäftigten notwendig. Es kann sich hier um ein 
bestimmtes Wissen handeln, bspw. über Sprachkursanbieter oder 
die Bildungslandschaft in der Kommune. Gefragt sind ggf. auch 
kommunikative Kompetenzen wie Sprachkenntnisse sowie metho-
disches Beratungswissen. Die Ausländerbehörde sollte gewährleis-
ten, dass die Beschäftigten über die Kompetenzen verfügen, die 
als notwendig festgestellt werden. Dazu sind nicht immer aufwen-
dige Trainingsmaßnahmen erforderlich. Insbesondere fachliches 
Wissen kann durch kollegialen Austausch in der Behörde oder 
verwaltungsintern erworben werden. Eine besondere Bedeutung 
kommt hierbei den in Niedersachsen eingerichteten Koordinie-
rungsstellen für Migration und Teilhabe sowie dem Netzwerk 
für Integrations- und Flüchtlingsberatung zu, deren Einbindung 
empfohlen wird.

Zur schriftlichen Sicherung des Beratungswissens kann 
eine von allen Beschäftigten nutzbare Informationsgrundlage 
dienen.
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Maßnahme 2.5: Schaffung einer Informationsgrundlage für 
die Beratung

Ergebnis: Den Beschäftigten steht eine schriftliche Grund-
lage zur Verfügung, die relevante Informationen 
zu etwaigen Fragen und Anliegen der Kundin-
nen und Kunden enthält (z.B. inhaltliche Erläute-
rungen, Anlaufstellen, Ansprechpersonen).

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigten tragen ihr Wissen zu den 
verschiedenen Fragen der Kundinnen und 
Kunden zusammen.

•  Sie verständigen sich auf Form und Struktur 
der Informationsgrundlage.

•  Ggf. werden die Informationen durch weitere 
Recherchen ergänzt.

•  Eine oder mehrere ausgewählte Personen 
füllen die festgelegte Struktur mit Inhalten.

•  Die Informationsgrundlage wird allen Beschäf-
tigten zugänglich gemacht.

•  Es wird vereinbart, wie das Dokument kontinu-
ierlich aktualisiert wird.

•  Die regionalen Beratungsangebote/-netzwerke 
werden eingebunden.

Erläuterungen:

Die Beschäftigten der Ausländerbehörden verfügen individu-
ell über unterschiedliche Kenntnisse zu Themen, die von ihren 
Kundinnen und Kunden angesprochen werden. Die Informations-
grundlage dient zur Vergemeinschaftung und Ergänzung des in 
der Behörde vorhandenen Beratungswissens. Sie enthält Infor-
mationen zu häufig gestellten Fragen sowie Ansprechpersonen 
und Anlaufstellen, an die die Kundinnen und Kunden verwiesen 
werden können. Ziel ist es, dass alle Beschäftigten über dasselbe 
Beratungswissen verfügen und entsprechende Auskünfte geben 
können.

Die Informationsgrundlage kann in elektronischer Form oder in 
Papierform bereitgestellt werden, je nach technischen Möglichkei-
ten und praktischen Erwägungen der Mitarbeitenden. Ggf. kann 
auf bereits vorhandene Informationsbroschüren der Kommune 
(„Willkommenspaket“, „Neubürgerbroschüre“ o.ä.) zurückgegrif-
fen werden. 

Hinweise auf häufige Fragestellungen in der Arbeitspraxis 
kann die Erfassung der wahrgenommenen Beratungsaufgaben 
liefern.

Als Arbeitshilfe 4.3 steht das Dokument ➤„Informations-
grundlage“ zur Verfügung.

Maßnahme 2.6: Entwicklung eines Beratungskonzepts

Ergebnis: Es liegt ein Beratungskonzept für die Auslän-
derbehörde vor. Darin ist das zugrunde liegende 
Beratungsverständnis der Behörde dargelegt, 
und es sind Ziele, Inhalte und Umfang ihrer 
Beratungsaufgaben definiert. Zudem werden 
die zur Umsetzung des Konzepts erforderlichen 
Voraussetzungen benannt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Zielgruppen und Beratungsbedarfe werden 
von den Beschäftigten der Ausländerbehörde 
ermittelt.

•  Beschäftigte der Ausländerbehörde und Lei-
tungspersonen legen das zugrunde liegende 
Beratungsverständnis und die Ziele der Bera-
tung fest.

•  Sie verständigen sich über die zielgruppenbe-
zogenen Inhalte der Beratungsleistungen. 

•  Die Ausländerbehörde beschreibt die räumli-
chen, personellen, finanziellen und sonstigen 
Rahmenbedingungen, die zur Umsetzung des 
Konzepts gegeben sein müssen.

Erläuterungen:

Beratungsaufgaben können in Ausländerbehörden eine wichtige 
Serviceleistung sein, zumal sie häufig die erste Anlaufstelle von 
Neuzuwandernden sind. In vielen Kommunen erbringen sie nicht 
nur Beratungsleistungen zu ausländerrechtlichen Angelegenhei-
ten, sondern beantworten in mehr oder weniger umfangreichem 
Maße auch Fragestellungen jenseits des Ausländerrechts. Zumeist 
geschieht dies individuell und in Abhängigkeit von Bereitschaft, 
Kenntnissen und Zeitressourcen der einzelnen Beschäftigten. Sel-
ten jedoch gibt es klare Vorstellungen oder gar Vorgaben darüber, 
welche Beratungsleistungen auf welche Weise durch die Beschäf-
tigten der Ausländerbehörde erbracht werden sollen. 



33

Im Rahmen der Erstellung eines Beratungskonzepts werden wichti-
ge grundsätzliche Fragen geklärt, darunter:

•  Welchen Stellenwert sollen Beratungsaufgaben innerhalb des 
Aufgabenprofils der Ausländerbehörde einnehmen?

•  Auf welche Weise soll die Beratung erbracht werden?

•  Welche Zielgruppen berät die Ausländerbehörde zu welchen 
Themen?

•  Welchen inhaltlichen und zeitlichen Umfang soll die Beratung 
haben?

•  Welche Voraussetzungen müssen geschaffen sein bezüglich 
Räumlichkeiten, Personal, Informationsmaterial, Kompetenzen 
und Wissen?

•  Welche Partner werden gebraucht für eine weiterführende 
Anschlussberatung?

Ein Beratungskonzept schafft die Grundlage für die strukturierte 
und einheitliche Umsetzung dieser Aufgaben. Gleichzeitig bietet 
es eine Argumentationslinie zur Herstellung der notwendigen 
personellen, zeitlichen und wissenspraktischen Voraussetzungen. 
Für die Beschäftigten kann das Konzept ein Leitfaden für ihre 
Arbeitspraxis sein. 

Die vorangehend beschriebenen Maßnahmen 2.1 bis 2.5 
können sinnvolle Schritte auf dem Weg zur Erstellung eines Bera-
tungskonzepts sein.

Ziel 3:  Die Ausländerbehörde legt Wert auf eine  
umfassende Information der Kundinnen  
und Kunden und nutzt die hierfür geeigneten 
Mittel.

Eine gute Serviceorientierung beinhaltet, Kundinnen und Kunden 
in umfassender Weise über die jeweiligen (insbesondere ausländer-
rechtlichen) Themen zu informieren, die Anlass und Gegenstand 
des Kontakts zwischen Behörde und Kunde bzw. Kundin sind. Ein 
wesentlicher Teil der Informationen wird im persönlichen Gespräch 
vermittelt. Ergänzend dazu sorgt schriftliches Informationsmaterial 
dafür, dass Kundinnen und Kunden bereits mit Vorwissen in einen 
Beratungskontakt gehen und mündlich vermittelte Informationen 
nochmals nachvollziehen können.

Arbeitsfeld 3: Orientierungshilfen

Maßnahme 3.1: Vereinbarung von Standards zur Terminvor-
bereitung

Ergebnis: Der Kunde/die Kundin nimmt Termine mit der 
Ausländerbehörde vorbereitet wahr und legt alle 
notwendigen Unterlagen vor.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Beschäftigte der Ausländerbehörde und 
Leitungspersonen legen Inhalt und Vorgehens-
weise für eine sinnvolle Terminvorbereitung 
fest. Zu klären wäre dabei u.a., 

   –  wie die Kundinnen und Kunden auf ihren 
Termin hingewiesen werden (schriftlich, 
postalisch, per E-Mail, mündlich…),

   –  welche Inhalte der Terminhinweis enthält 
(Checkliste mitzubringender Unterlagen, 
Antragsformulare, sonstige Hinweise) und 
wie er formuliert sein soll,

   –  wie die Beschäftigten sich auf anstehende 
Termine vorbereiten.

•  Die Vorgehensweise wird als Standard festge-
legt.

Erläuterungen:

Zahlreiche Ausländerbehörden steuern ihren Kundenverkehr 
über die Vergabe von Terminen. Dies bietet die Möglichkeit einer 
effizienten und für Mitarbeitende und Kundinnen und Kunden 
gleichermaßen zufriedenstellenden Organisation der Tätigkeiten. 
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Die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter können ihre Termine 
so vorbereiten, dass alle relevanten Informationen und Unterlagen 
sowohl seitens der Behörde als auch kundenseitig vorliegen und 
das jeweilige Anliegen rasch bearbeitet werden kann. Dies führt 
im Idealfall zu kürzeren Bearbeitungszeiten und weniger Terminen, 
da Kundinnen und Kunden bspw. nicht aufgrund nicht vorliegen-
der Unterlagen erneut vorsprechen müssen.

Die zu Leitziel 2 aufgeführten Maßnahmen – insbesondere 
die Informationsgrundlage und das Beratungskonzept – können 
bei der Umsetzung dieser Aktivität hilfreich sein.

Maßnahme 3.2: Erstellung einer (mehrsprachigen) „Checklis-
te zur Antragstellung“ 

Ergebnis: Die Kunden erhalten zur Vorbereitung einer 
Antragstellung eine Checkliste, der die jeweils 
benötigten Unterlagen zu entnehmen sind. 
Idealerweise liegt diese Checkliste in mehreren 
Herkunftssprachen vor.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde erstellt eine Übersicht, 
in der – bspw. nach Anliegen und Kunden-
gruppe sortiert – die jeweils benötigten Unter-
lagen und Dokumente aufgeführt sind.

•  Die Checkliste wird in zuvor festgelegte Her-
kunftssprachen übersetzt.

•  Die Checkliste wird in den Herkunftssprachen 
bereitgestellt, z.B. online sowie als Anlage von 
Informationsschreiben über eine erforderliche 
Aufenthaltsverlängerung bzw. eine schriftliche 
Terminbestätigung.

Erläuterungen:

Die Checkliste ist ein zentrales Element der Standards zur 
Terminvorbereitung.

Maßnahme 3.3: Optimierung des Internetauftritts der Aus-
länderbehörde

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über einen aussa-
gekräftigen und übersichtlichen Internetauftritt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigen analysieren und bewerten 
ggf. den bestehenden Internetauftritt der 
Ausländerbehörde. 

•  Die Beschäftigten legen auf dieser Grundlage 
die (zu ergänzenden) Inhalte des Webauftritts 
fest. Diese können sein: Eigendarstellung der 
Behörde, Ansprechpersonen, Öffnungszeiten 
und Erreichbarkeit, Terminvergabe, Verfahrens-
beschreibungen, Hinweise zur Antragstellung, 
Download von Merkblättern, Antragsvordru-
cke und Infomaterialien, Links.

•  Zuständigkeiten für die Erstellung bzw. Ergän-
zung und spätere Aktualisierung der Inhalte 
werden benannt.

•  Das Konzept wird mit der EDV-Abteilung und 
ggf. mit den Verantwortlichen für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit abgestimmt.

•  Die Inhalte werden ggf. recherchiert und 
verfasst und die Einstellung der Inhalte wird 
initiiert.

Erläuterungen:

Ein informativer Internetauftritt der Ausländerbehörde erfüllt 
mehrere Zwecke. Er dient zunächst einer besseren Information von 
Kundinnen und Kunden sowie Personen und Einrichtungen, die 
in unterschiedlichen Zusammenhängen ausländische Staatsange-
hörige beraten. Durch Angaben zu Öffnungszeiten bzw. Mög-
lichkeiten zur Terminvereinbarung, zu Zuständigkeiten und zur 
Erreichbarkeit einzelner Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
kann die Steuerung des Kundenverkehrs erleichtert werden. Zum 
Download zur Verfügung gestellte Antragsformulare verringern 
das Besucheraufkommen in der Behörde und ersparen Kundinnen 
und Kunden Wege. Zusätzlich bietet der Internetauftritt die Mög-
lichkeit der Darstellung der Behörde und ihrer Dienstleistungen 
und kann zu einer verbesserten Außenwahrnehmung der Behörde 
beitragen. Die Webseite stellt des Weiteren ein Mittel zur Personal-
gewinnung dar. Es kann hier nicht nur auf etwaige offene Stellen 
hingewiesen, sondern auch um Praktikanten und Auszubildende 
geworben werden.
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Die Arbeitshilfe ➤„Kriterien und Beispiele für den Webauf-
tritt“ gibt Hinweise zur Bewertung des vorhandenen Webauftritts 
sowie Anregungen zur Ergänzung bzw. Neugestaltung. Die Kriteri-
en werden anhand von Beispielen illustriert.

Maßnahme 3.4: Bereitstellung vorhandener Informations-
materialien

Ergebnis: Kundinnen und Kunden der Ausländerbehörde 
erhalten die für sie relevanten verfügbaren Infor-
mationsmaterialien.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigten erstellen eine Liste relevanter 
Informationsmaterialien von externen Stellen 
oder anderen Abteilungen der Kommunalver-
waltung wie bspw. Flyer und Broschüren des 
Landes, des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge, von Sprachkursanbietern oder der 
Einbürgerungsstelle.

•  Die Liste mit Informationsmaterialien und 
deren Bezugsquellen ist allen Mitarbeitenden 
zugänglich.

•  In der Behörde wird eine Vereinbarung getrof-
fen, wo die Informationsmaterialien ausliegen 
bzw. wie sie ausgegeben werden.

•  Regelungen zur Beschaffung, Lagerung und 
Verteilung der Materialien (an die Infopunk-
te und Kolleginnen und Kollegen) werden 
vereinbart.

Erläuterungen:

An die Zielgruppe der Migrantinnen und Migranten richtet sich 
eine relativ große Anzahl von Informationsmaterialien, die alle 
das Ziel verfolgen, die Teilhabe von Migrantinnen und Migranten 
in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen zu verbessern. Der 
Zugang von Migrantinnen und Migranten zu diesen Informations-
angeboten ist aber häufig begrenzt. Die Verbreitung ausgewähl-
ter Informationsmaterialien durch die Ausländerbehörde ist vor 
diesem Hintergrund ein integrations- und teilhabeunterstützender 
Service einer Verwaltungsstelle, die regelmäßigen Kontakt zu Tei-
len der Zielgruppe hat. Darüber hinaus können sich aus Angebo-
ten und Hinweisen bestimmter Informationsmaterialien mittelbar 
auch positive Aspekte für die aufenthaltsrechtliche Situation bis 
hin zur Änderung des Rechtsstatus (Erwerb der deutschen Staats-
bürgerschaft) eines Kunden oder einer Kundin ergeben.

Die in der Arbeitshilfe 4.4 ➤„Infomaterialien“ aufge-
führten Flyer und Broschüren enthalten bundes- bzw. landesweit 
gültige Informationen zum jeweiligen Themengebiet, welche 
durch regionalspezifische Informationen ergänzt werden können. 
Die beigefügte Bestellübersicht kann der Ausländerbehörde dazu 
dienen, einen Überblick über verfügbare Printmedien zu erhalten 
und deren Bestellung zu organisieren.

Maßnahme 3.5: Erstellung einer Liste von Anlaufstellen und 
Ansprechpersonen 

Ergebnis: Kundinnen und Kunden der Ausländerbehörde 
erhalten bei Bedarf eine Übersicht mit relevan-
ten Anlaufstellen und Ansprechpersonen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigten recherchieren die für ihre 
Kundengruppen relevanten Anlaufstellen und 
Ansprechpersonen und stellen diese in einer 
Liste bzw. einem Flyer zusammen.

•  Regelungen zur Aktualisierung der Liste wer-
den vereinbart.

•  Alle Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
händigen die Liste im Bedarfsfall den Kundin-
nen und Kunden aus.

Erläuterungen:

Sofern eine Liste mit Ansprechpersonen und Anlaufstellen 
bereits als Informationsgrundlage für die Verweisberatung der 
Ausländerbehörde genutzt wird, kann diese (leicht aufbereitet) 
auch an Kundinnen und Kunden in Form eines Papierausdrucks 
ausgegeben werden. Eine einfache Aufmachung erleichtert die 
regelmäßige Aktualisierung einer solchen Liste.
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Maßnahme 3.6: Erstellung eines „Willkommenspakets“ 

Ergebnis: Neu zugewanderte Personen erhalten von der 
Ausländerbehörde ein Paket mit wichtigen 
Erstinformationen über Anmeldung, Aufent-
haltsfragen, Beratungsangebote, Wohnungssu-
che, Arbeitsmöglichkeiten, Bildungsangebote, 
Gesundheitsvorsorge, Hilfen für Familien, Krisen-
dienste, Hilfsangebote in Notfällen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde erstellt eine Liste mit 
für ihre Kundinnen und Kunden wichtigen 
Themen. 

•  Die Beschäftigten recherchieren die zu diesen 
Themen bereits existierenden Informationen 
und Materialien.

•      Bei Bedarf werden diese Materialien ergänzt.
•  Die Materialien werden zu einem „Paket“ 

zusammengefasst.

Erläuterungen:

Personen, die aus dem Ausland zuwandern, haben einen großen 
Informationsbedarf zu lebenspraktischen Fragen in der neuen Um-
gebung. Viele Kommunen halten bereits „Willkommenspakete“ 
oder Infobroschüren für Neubürgerinnen und -bürger vor. Diese 
können als Grundlage dienen und um entsprechende Hinweise 
für neu Zugewanderte ergänzt werden. Im Idealfall werden die 
Infopakete in wichtigen Herkunftssprachen vorgehalten und um 
zielgruppenspezifische Angaben erweitert. Für die Entwicklung 
eines „Willkommenspakets“ bietet sich eine Zusammenarbeit mit 
weiteren Stellen der Kommunalverwaltung wie bspw. dem oder 
der Integrationsbeauftragten und dem Bürgeramt bzw. der Mel-
debehörde an. Auch Beratungsdienste sollten hier eingebunden 
werden.

Hinweise auf die wichtigen Anliegen und Fragestellungen 
können sich aus der Erfassung wahrgenommener Beratungsleis-
tungen ergeben. Anregungen zu Inhalten, Struktur und Gestal-
tung des Infopakets bieten die Broschüre „Willkommen in Berlin“ 
und das „Willkommenspaket“ der Stadt Heidelberg.

Maßnahme 3.7: Initiative zum Aufbau eines Pools von „Inte-
grationslotsen“

Ergebnis: Die Initiative der Ausländerbehörde zum Aufbau 
eines Pools von „Integrationslotsen“ wird von 
einer geeigneten Stelle in der Kommune aufge-
griffen und umgesetzt. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Beschäftigte der Ausländerbehörde recher-
chieren Best Practice-Beispiele aus anderen 
Kommunen, in denen Integrationslotsinnen 
und -lotsen tätig sind.

•  Die Ausländerbehörde spricht geeignete Stel-
len (z.B. Integrationsbeauftragte, Volkshoch-
schule, Migrationsbüro) an und wirbt für den 
Aufbau eines Pools von Integrationslotsinnen 
und -lotsen.

•  Die Ausländerbehörde beteiligt sich an der 
Entwicklung eines Konzepts zu Gewinnung, 
Aufgaben und Arbeitsweise der „Integrations-
lotsen“.

•  Beschäftigte unterstützen bei der Gewinnung 
potenzieller Integrationslotsen, indem sie in der 
Ausländerbehörde dafür werben und ggf. (ehe-
malige) Kundinnen und Kunden ansprechen.

Erläuterungen:

In zahlreichen Kommunen wurden in den letzten Jahren soge-
nannte Integrationslotsinnen und -lotsen ausgebildet. Sie helfen 
Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderern bei der Orientierung in 
einer für sie fremden Umgebung und unterstützen schon länger 
hier lebende Migrantinnen und Migranten und Spätaussiedlerin-
nen und Spätaussiedler bei der sprachlichen, schulischen, beruf-
lichen oder gesellschaftlichen Integration und Teilhabeförderung. 
Die professionellen Betreuungs- und Beratungsangebote für 
Zuwanderinnen und Zuwanderer werden durch zumeist ehren-
amtlich tätige Integrationslotsen unterstützt und erweitert, die für 
diese Aufgabe qualifiziert und in Ausübung ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit begleitet werden.

Für Ausländerbehörden kann eine enge Zusammenarbeit mit Integra-
tionslotsen eine wertvolle Unterstützung sein: Eine Integrationslotsin 
oder ein -lotse hilft Neuzuwanderern bei der Vorbereitung auf den 
Behördengang, begleitet sie auf die Ausländerbehörde, unterstützt 
dort ggf. bei der sprachlichen Verständigung und der Umsetzung der 
Hinweise oder Empfehlungen der Ausländerbehörde.

http://www.berlin.de/lb/intmig/publikationen/willkommen/
http://www.heidelberg.de/hd,Lde/02_06_2014+Stadt+begruesst+Neubuerger+mit+Willkommenspaket.html
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In zahlreichen Projekten wurde bereits die Qualifizierung 
von Integrationslotsinnen und -lotsen gefördert. Informationen 
über Projekte in Niedersachsen sowie die umfangreichen Schu-
lungsmaterialien stehen hier zum Download zur Verfügung. Stell-
vertretend für alle Kommunen, in denen Integrationslotsinnen und 
-lotsen tätig sind, sei hier verwiesen auf die Stadt Ludwigshafen 
am Rhein und das Projekt „Brückenbauer“, den Verein „Integrati-
onslotsen im Landkreis Cloppenburg e.V.“ und die Integrationslot-
sen der Stadt Oldenburg.

Ziel 4:  Die Ausländerbehörde hat den Anspruch einer 
möglichst hohen Verständlichkeit ihrer Aus-
künfte und Nachvollziehbarkeit ihrer Entschei-
dungen.

Auskünfte und vor allem Entscheidungen der Ausländerbehörde 
haben für Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit häufig 
eine große Tragweite. Umso wichtiger ist es, dass die vermittelten 
Informationen inhaltlich verstanden werden und die Begründung 
gerade auch von negativen Entscheidungen nachvollziehbar dar-
gelegt wird. Insbesondere bei neu zugewanderten Personen und 
Menschen mit geringen Deutschkenntnissen bedarf es Maßnah-
men, die die sprachliche Verständigung unterstützen.

Arbeitsfeld 4 A: Schriftliche Kommunikation

Maßnahme 4.1: Erstellung von (mehrsprachigen)  
Merkblättern

Ergebnis: Kundinnen und Kunden erhalten Merkblätter 
zur Vorgehensweise bei verschiedenen Anträ-
gen. Idealerweise liegen diese Merkblätter in 
mehreren Herkunftssprachen vor.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde erstellt Merkblätter, die 
Informationen geben zur Beantragung eines 
Aufenthaltstitels oder einer Arbeitserlaubnis, 
zur Abgabe einer Verpflichtungserklärung etc. 
Mögliche Inhalte sind: Ablauf des Verfahrens, 
benötigte Dokumente, Gebühren und An-
sprechpersonen.

•  Die Merkblätter werden in zuvor festgelegte 
Herkunftssprachen übersetzt.

•  Die Merkblätter werden online und in der Aus-
länderbehörde zur Verfügung gestellt.

Maßnahme 4.2: Erstellung mehrsprachiger Formulare

Ergebnis: Die in der Ausländerbehörde verwendeten An-
tragsformulare enthalten neben den deutschen 
auch die entsprechenden Formulierungen in 
wichtigen Herkunftssprachen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigten der Ausländerbehörde legen 
fest, welche Formulare durch mehrsprachige 
Hinweise ergänzt werden sollen.

•  Die Formulare werden in festgelegte Her-
kunftssprachen übersetzt.

•  Alternativ wird geprüft, ob von anderen Aus-
länderbehörden verwendete mehrsprachige 
Formulare in angepasster Form übernommen 
werden können.

Erläuterungen:

Das Verstehen und korrekte Ausfüllen der verschiedenen Anträ-
ge, bspw. auf einen Aufenthaltstitel oder eine Arbeitserlaubnis, 
bedeutet oft eine große Herausforderung für die Kundinnen und 
Kunden. Die Ergänzung der deutschen Formulierungen durch 
Übersetzungen in mehrere Herkunftssprachen kann eine Erleich-
terung darstellen und die Arbeitsabläufe in der Behörde vereinfa-
chen und beschleunigen.

Die Ausländerbehörden der in der Metropolregion 
Rhein-Neckar zusammengeschlossenen Kommunen haben ein 
mehrsprachiges Formular entwickelt, welches mittlerweile auch 
von einzelnen Ausländerbehörden außerhalb dieser Region ver-
wendet wird. Die Städte Ludwigshafen am Rhein und Radolfzell 
(u.a.) haben ihre Formulare zum Download bereitgestellt: 

•  Antrag auf Erteilung/Verlängerung eines Aufenthaltstitels – Stadt 
Ludwigshafen

•  Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels – Stadt Radolfzell

https://www.formulare-zidkor.de/forms/findform?shortname=antr_aufenth&formtecid=2&areashortname=ludwigshafen
http://www.radolfzell.de/bausteine.net/f/11283/AntragAufenthaltstitelohneDuldungStadtRadolfzell.pdf?fd=2
http://www.ms.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=26524&article_id=91263&_psmand=17
http://www.ludwigshafen.de/nachhaltig/engagement/brueckenbauer/
http://www.integrationslotsen.com/
http://www.integrationslotsen.com/
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Maßnahme 4.3: Anwendung der Prinzipien der Leichten 
Sprache

Ergebnis: In der schriftlichen (und mündlichen) Kommu-
nikation der Ausländerbehörde werden die 
Prinzipien der Leichten Sprache angewandt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Das Team der Ausländerbehörde informiert 
sich über die Regeln und Anwendungsmög-
lichkeiten der Leichten Sprache, entweder 
über eigene Recherchen oder externe Exper-
tise.

•  Die Ausländerbehörde beschließt die Anwen-
dung der Prinzipien der Leichten Sprache in 
der Behördenkommunikation.

•  Schriftstücke wie Anträge, Standardbriefe, 
Infomaterialien etc. werden überprüft und in 
Leichte Sprache übertragen.

•  Die Beschäftigten werden in der Anwendung 
der Leichten Sprache geschult.

Erläuterungen:

Leichte Sprache ist eine speziell geregelte sprachliche Ausdrucks-
weise des Deutschen, die auf besonders leichte Verständlichkeit 
abzielt. Die Leichte Sprache soll Menschen, die aus unterschiedli-
chen Gründen Schwierigkeiten mit mündlichen und schriftlichen 
deutschsprachigen Texten haben, das Verstehen erleichtern. 

Das „Netzwerk Leichte Sprache e.V.“ in Kassel und das 
„Büro für Leichte Sprache“ der Lebenshilfe Bremen sowie andere 
Institutionen bieten Informationsmaterialien über Prinzipien und 
Anwendung der Leichten Sprache. Ein Beispiel für die Anwendung 
der Leichten Sprache in der Behördenkommunikation ist die Bro-
schüre „Wörterbuch SGB II. Leichte Sprache“, die für Beschäftigte 
in der Arbeitsverwaltung entwickelt wurde.

Arbeitsfeld 4 B: Mündliche Kommunikation

Maßnahme 4.4: Aufbau und Nutzung eines verwaltungsin-
ternen Dolmetscherpools

Ergebnis: Die Ausländerbehörde kann auf einen verwal-
tungsinternen Dolmetscher/innenpool zu-
rückgreifen und bei Bedarf Unterstützung für 
Kundengespräche anfordern.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde erstellt in Absprache 
mit der Verwaltungsspitze ein Konzept zu 
Aufbau und Funktionsweise des Dolmetscher-
pools.

•  In Abstimmung mit der Verwaltungsspitze 
werden Rahmenbedingungen bzgl. Koordinie-
rung des Dolmetscherpools, Freistellung der 
Beschäftigten für den Einsatz als Dolmetscher/
innen, ggf. Fortbildungen etc. geklärt.

•  Die Ausländerbehörde bereitet eine Abfrage 
der Sprachkenntnisse aller Mitarbeitenden der 
Verwaltung vor. Gleichzeitig wird die Bereit-
schaft erhoben, im Bedarfsfall als Dolmetscher/
in zur Verfügung zu stehen.

•  Die Abfrage wird über die Verwaltungsspitze 
gesteuert.

•  Gemäß des Rücklaufs der Befragung erstellt 
die Behörde eine Liste mit Kontaktdaten und 
Verfügbarkeit der für den Einsatz als Dolmet-
scher/innen zur Verfügung stehenden Kolle-
ginnen und Kollegen.

•  Die Liste wird allen Beschäftigten zur Verfü-
gung gestellt.

Erläuterungen:

Durch den Aufbau eines verwaltungsinternen Dolmetscherpools 
werden die fremd- und muttersprachlichen Kompetenzen der Be-
schäftigten aller Verwaltungsbereiche nutzbar gemacht. Auch an-
dere publikumsintensive Behörden können diese Dienste nutzen.

http://leichtesprache.org/
http://www.nobi-nord.de/fileadmin/redaktion_nobi-nord/PDFs/Publikationen_Institutionen/basis_woge_SGBII-Woerterbuch.pdf
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Maßnahme 4.5: Weiterentwicklung der Sprachkompetenzen 
der Beschäftigten

Ergebnis: Die Beschäftigten verfügen über Kompetenzen 
in unterschiedlichen Sprachen und wenden die-
se in der Beratung von Kundinnen und Kunden 
an.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  In der Ausländerbehörde werden die Sprach-
kenntnisse der Beschäftigten erhoben. 

•  Das Team verständigt sich darüber, in welchen 
Sprachen, für welche Sachverhalte und in 
welchem Umfang künftig vermehrt Kommuni-
kation in nicht-deutscher Sprache stattfinden 
kann bzw. soll.

•  Der Fortbildungsbedarf wird identifiziert; die 
Mitarbeitenden besuchen entsprechende 
Schulungen.

Maßnahme 4.6: Erstellung von Vokabellisten mit Verwal-
tungsfachbegriffen

Ergebnis: Den Beschäftigten stehen in mehreren Sprachen 
Vokabellisten mit den wichtigsten Verwaltungs-
fachbegriffen und deren Erläuterungen im 
Fachgebiet zur Verfügung. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Beschäftigten erstellen eine Liste mit häu-
fig verwendeten Verwaltungsfachbegriffen. 

•  Die Begriffe werden ergänzt durch eine kurze 
Erläuterung ihrer Bedeutung und Zusammen-
hänge.

•  Begriffe und Erläuterungen werden übersetzt, 
ggf. mit Hilfe der/des Integrationsbeauftragten 
oder Kolleginnen und Kollegen mit entspre-
chenden Sprachkenntnissen.

Erläuterungen:

Auch bei guten Kompetenzen im Alltagssprachgebrauch können 
Verständnisschwierigkeiten bei der Verwendung spezieller Verwal-
tungsfachbegriffe entstehen. Eine Liste mit diesen Begriffen in den 
wichtigsten Sprachen der Kundinnen und Kunden kann zur Un-
terstützung der Kommunikation eingesetzt werden. Zusätzlich zur 

Übersetzung der einzelnen Begriffe kann es hilfreich sein, diese in 
Sinnzusammenhänge zu setzen, d.h. den Begriff mit einem häufig 
verwendeten Satz zu übersetzen. Darüber hinaus oder alternativ 
kann der Ausdruck erläutert werden.

Maßnahme 4.7: Entwicklung von Visualisierungshilfen

Ergebnis: Die Sachbearbeiter/innen können zur Erläu-
terung bestimmter Sachverhalte auf bildliche 
Darstellungen zurückgreifen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Mitarbeitenden listen Begriffe, Sachver-
halte oder Situationen auf, die sich in der 
mündlichen und schriftlichen Kommunikation 
als schwierig erwiesen haben.

•  Es werden Ideen zur bildlichen Unterstützung 
der Kommunikationssituationen gesammelt. 

•  Ein „Bildwörterbuch“ wird angelegt und allen 
Beschäftigten zur Verfügung gestellt.

•  Wegbeschreibungen werden durch Karten und 
Fotos ergänzt.

Erläuterungen:

Die Verwendung von Bildern und Symbolen kann die Kommu-
nikation mit Personen ohne ausreichende Deutschkenntnisse 
erleichtern. Im Gespräch können die Sachbearbeiter/innen auf das 
entsprechende Bild zeigen und so ihre mündliche Aussage ver-
ständlicher gestalten. Zur Erläuterung einfacherer Alltagsbegriffe 
eignen sich ggf. im Buchhandel erhältliche Zeige- oder Bildwörter-
bücher für die Verwendung in der Behörde.

Schriftliche Informationen können zudem durch bildliche Darstel-
lungen ergänzt werden. Bspw. kann eine Wegbeschreibung nicht 
nur mit einer Straßenkarte versehen werden, sondern auch mit 
Fotos von wichtigen Wegpunkten wie der Haltestelle sowie des zu 
benutzenden öffentlichen Verkehrsmittels und dem Zielgebäude.

Als Anregung für die Umsetzung dieser Maßnahme kann 
die „SGB II Visualisierungshilfe“ dienen, die für Mitarbeiter/innen 
in der Arbeitsverwaltung erstellt worden ist.

http://www.nobi-nord.de/fileadmin/redaktion_nobi-nord/PDFs/Publikationen_Institutionen/basis_woge_Visualisierungshilfe.pdf
http://www.nobi-nord.de/fileadmin/redaktion_nobi-nord/PDFs/Publikationen_Institutionen/Visualisierungshilfe_SGB_II_6-2015.pdf
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Ziel 5:  Die Verfahrensabläufe in der Ausländerbehör-
de gewährleisten eine hohe Servicequalität.

Servicequalität der Ausländerbehörde zeigt sich darin, dass Kun-
dinnen und Kunden mit dem Ablauf der Dienstleistungserbringung 
zufrieden sind. Dies umfasst den Zugang zu Dienstleistungen, 
die Gestaltung von telefonischen, schriftlichen und persönlichen 
Kontakten, die Steuerung des Kundenverkehrs sowie den zeitli-
chen Rahmen von Kundenkontakten und Fallbearbeitungen. Bei 
der Optimierung von Verfahrensabläufen im Sinne der Kundinnen 
und Kunden wird das Interesse der Ausländerbehörde an einer 
effektiven Erfüllung ihrer Aufgaben ebenfalls berücksichtigt.

Arbeitsfeld 5: Aufbau- und Ablauforganisation

Maßnahme 5.1: Optimierung des Systems zur Regelung des 
Kundenverkehrs

Ergebnis: Der Kundenverkehr der Ausländerbehörde wird 
nach einem für Kundinnen und Kunden und 
Beschäftigte bestmöglichen System geregelt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde analysiert Stärken und 
Schwächen des aktuellen Systems und mög-
licher alternativer Systeme (Terminvergabe, 
offene Sprechzeiten, Mischsystem).

•  Das Team plant ggf. Optimierungsmaßnahmen 
und setzt sie um.

Erläuterungen:

Bei der Wahl des am besten geeigneten Verfahrens zur Steuerung 
des Kundenverkehrs spielen verschiedene Aspekte eine Rolle, die 
vereinbart werden müssen: Zum einen soll eine kundenfreundliche 
Erreichbarkeit ohne lange Wartezeiten gewährleistet werden. Zum 
anderen gilt es, die Fallbearbeitungszeiten gering zu halten. Diese 
Maßgabe setzt Phasen ungestörter Antragsbearbeitung durch die 
Sachbearbeiter/innen voraussetzt. Darüber hinaus soll die Auslän-
derbehörde über eine einheitliche Entscheidungspraxis verfügen, 
neueste gesetzliche Regelungen kennen und ihre Kompetenzen 
erweitern. Hierfür sind Zeiträume für gemeinsame Besprechungen 
oder Fortbildungen des Teams notwendig. 

Je nach Gewichtung dieser Ziele wird ein geeignetes System der 
Kundensteuerung gewählt. Zur Auswahl stehen:

•  Terminvergabe. Die Sachbearbeiter/innen vergeben selbstver-
antwortlich Termine für ihre Kundengespräche. Eine individuelle 
und flexibel gestaltbare Balance zwischen Kundenverkehr und 
Fallbearbeitung wird dadurch möglich. Die Sachbearbeiter/innen 
können sich auf die anstehenden Gespräche und die Anliegen 
des Kunden vorbereiten, und es entstehen keine Wartezeiten 
für die Kundinnen und Kunden vor Ort. Arbeitnehmerfreundli-
che Termine am späten Nachmittag oder frühen Abend können 
bspw. durch einen späteren Arbeitsbeginn ausgeglichen wer-
den. Das Team kann gemeinsame terminfreie Zeiten verabreden, 
um Besprechungen zu ermöglichen.

•  Offene Sprechzeiten. Die Behörde kann innerhalb bestimmter 
Öffnungszeiten ohne Voranmeldung aufgesucht werden. Spon-
tane Besuche der Kundinnen und Kunden sind möglich und 
müssen nicht im Voraus geplant werden; dringliche Anliegen 
lassen sich sofort erledigen. Aus Mitarbeitersicht ist der Arbeits-
ablauf durch die vorgegebenen Zeiten mit und ohne Publikums-
verkehr strukturiert.

•  Mischsystem. Sowohl das System der Terminvereinbarung als 
auch die offenen Sprechzeiten bergen Nachteile. So können 
dringende Angelegenheiten nicht sofort erledigt werden, wenn 
der nächste Termin erst in zwei Wochen frei ist. Behörden mit 
offenen Sprechzeiten machen die Erfahrung, dass zu bestimm-
ten Zeiten hohes Publikumsaufkommen herrscht und lange 
Wartezeiten entstehen. In einem Mischsystem kann diesen 
Nachteilen begegnet werden. Behörden können hier bspw. 
zusätzlich zur Terminvergabe bestimmte Zeiten einrichten, in de-
nen eine Vorsprache ohne Termin möglich ist. Oder die Behörde 
vergibt zwar grundsätzlich Termine für planbare Anliegen wie 
die Verlängerung von Aufenthaltstiteln, bietet aber gleichzeitig 
im Rahmen der allgemeinen Öffnungszeiten der Verwaltung die 
Möglichkeit für Besuche ohne Termin. Ggf. müssen die Kundin-
nen und Kunden dann eine gewisse Wartezeit in Kauf nehmen. 
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Maßnahme 5.2: Optimierung der Aufgabenzuordnung

Ergebnis: Die Ausländerbehörde hat eine für Beschäftigte 
und Kundinnen und Kunden bestmögliche Form 
der Aufgabenzuordnung. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde analysiert die Stärken 
und Schwächen der aktuellen Aufgabenzu-
ordnung und möglicher Alternativen (Spezi-
alisierung auf einzelne Aufgabenfelder oder 
Zielgruppen; Gesamtzuständigkeit für nach 
Buchstabenbereichen gebildete Gruppen; 
Mischsystem).

•  Das Team plant ggf. Optimierungsmaßnahmen 
und setzt sie um.

Erläuterungen:

Die Art der Aufgabenverteilung innerhalb der Ausländerbehörde 
wird von Kommune zu Kommune unterschiedlich gehandhabt. 
Während in einem Teil der Ausländerbehörden die Sachbearbei-
ter/innen für bestimmte Buchstabenbereiche zuständig sind und 
innerhalb dessen eine gewisse Bandbreite an Aufgaben überneh-
men, sind die Sachbearbeiter/innen in anderen Ausländerbehörden 
spezialisiert auf einzelne Gebiete innerhalb des Ausländerrechts. 
Häufig wird ein Mischsystem angewandt, in dem einzelne Be-
schäftigte ausschließlich bspw. den Bereich Asyl bearbeiten und 
die anderen Rechtsgebiete nach Buchstabenbereichen bearbeitet 
werden.

Einzelne Ausländerbehörden wenden die sogenannte „ganzheit-
liche Sachbearbeitung“ an. Hier sind die Sachbearbeiter/innen in 
allen Fachgebieten tätig und betreuen die Kundinnen und Kunden 
und ihre Familien von der Einreise bis zur Einbürgerung.

Die verschiedenen Systeme bergen Vor- und Nachteile. So ist 
z.B. bei einem hohen Grad an Spezialisierung ein großes Fach-
wissen bei einzelnen Beschäftigten vorhanden. Jedoch kann im 
Krankheits- oder Urlaubsfall besonders in kleineren Behörden nur 
schwer eine adäquate Vertretung gewährleistet werden. Bei einer 
kritischen Prüfung des angewandten Systems können Schwächen 
identifiziert und Verbesserungsmaßnahmen getroffen werden.

Maßnahme 5.3: Verfahren zur Sicherstellung der Einheitlich-
keit von Entscheidungen

Ergebnis: Die Einheitlichkeit von Entscheidungen der 
Ausländerbehörde über vergleichbare Anträge 
ist sichergestellt. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde analysiert das aktuel-
le Verfahren zur Sicherstellung einheitlicher 
Entscheidungen.

•  Sie vereinbart mit allen Beschäftigten zukünf-
tige Verfahren zur Sicherstellung der Einheit-
lichkeit.

Erläuterungen:

Im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben hat die Ausländerbehörde 
gewisse Entscheidungsspielräume. Im Sinne eines transparenten 
und verlässlichen Verwaltungshandelns, welches dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung verpflichtet ist, sollte in vergleichbaren 
Fällen und von jedem und jeder Sachbearbeiter/in die gleichen Ent-
scheidungen getroffen werden. Hierzu dienen bspw. Fallbespre-
chungen im Team und die Vereinbarung von Rücksprachen mit der 
Leitungsebene bei nicht eindeutigen Fällen. Durch diese und ggf. 
weitere Maßnahmen wird zusätzlich die Entscheidungssicherheit 
der Beschäftigten erhöht.

Maßnahme 5.4: Optimierung der Software-Ausstattung

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über eine hinrei-
chende und störungsfreie Software. Die Mög-
lichkeit der Einführung der elektronischen Akte 
ist geprüft worden und ggf. umgesetzt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Behörde analysiert etwaige Mängel in der 
Software-Ausstattung.

•  Sie stellt die Anforderungen an eine geeigne-
te Software zusammen und sichtet in Frage 
kommende Angebote.

•  Darüber hinaus analysiert sie die Vor- und 
Nachteile der elektronischen Akte und über-
prüft die Möglichkeiten zur Einführung.
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Erläuterungen:

Die in einer Ausländerbehörde zum Einsatz kommende Software 
muss bestimmte Anforderungen erfüllen, die eine komfortable 
Antragsbearbeitung ermöglichen. Auch der reibungslose Da-
tenaustausch mit anderen Institutionen wie dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge oder der Meldebehörde der Kommune 
muss gewährleistet sein. Darüber hinaus sollte die EDV-Ausstat-
tung Arbeitsabläufe erleichtern können. Wenn bspw. von jedem 
Arbeitsplatz aus auch auf die Kundenakten von Kolleg/innen 
zugegriffen werden kann, ist eine gegenseitige Vertretung weniger 
kompliziert umzusetzen.

Der Umstieg auf elektronische Aktenführung bietet Vorteile. Dazu 
zählt insbesondere die Verringerung des Platzbedarfs für Papierak-
ten. Allerdings ist mit dieser Umstellung ein erheblicher Aufwand 
verbunden, so dass eine sorgfältige Abwägung sinnvoll erscheint.

Ziel 6:  Die Organisationsstruktur der Verwaltung 
begünstigt Synergien zwischen der Ausländer-
behörde und anderen Verwaltungseinheiten 
mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen 
und Bürger.

Im Zusammenhang mit dem Wandel des Selbstverständnisses 
der Ausländerbehörde ist auch diese als ein für die Gestaltung 
kommunaler Integrationsprozesse wichtiger Akteur anzusehen. 
Daher ist es sinnvoll, alle mit Aspekten der Migration, Integration 
und Teilhabe befassten Verwaltungsstellen so in der Organisati-
onsstruktur anzusiedeln bzw. diese organisatorisch so miteinander 
zu vernetzen, dass Kooperationsfelder wachsen und sich daraus 
Synergien ergeben können.

Arbeitsfeld 6: Organisationsstruktur

Maßnahme 6.1: Organisatorische Verbindung mit anderen 
Verwaltungsstellen 

Ergebnis: Die Verwaltungsbereiche Einbürgerungs- und 
Ausländerbehörde sind organisatorisch verbun-
den und liegen räumlich nah beieinander. Die 
für Integrationsfragen zuständigen Fachgebiete 
und Stellen (z.B. Integrationsbüro, Geschäfts-
stelle des Beirats für Migration und Integration, 
Integrationsbeauftragte o.ä.) sind ebenfalls Teil 
dieser Organisationseinheit.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Gemeinsam mit allen relevanten Verwaltungs-
einheiten wird ein Konzept erstellt, in dem 
die Umstrukturierungsvorschläge beschrieben 
werden und aus dem die Art und Organisa-
tionsweise der zukünftigen Zusammenarbeit 
hervorgeht.

•  Das Konzept wird mit der Verwaltungsspitze 
erörtert und beschlossen.

•  Das Konzept wird umgesetzt.

Erläuterungen:

Die organisatorische Verbindung von Verwaltungsbereichen, die 
maßgeblich Dienstleistungen für Zugewanderte erbringen, hat 
durch kurze Wege und leichtere Abstimmungen eine integrations- 
bzw. teilhabefördernde Wirkung, indem bspw. in der Ausländerbe-
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hörde die grundsätzlichen Einbürgerungsvoraussetzungen geprüft 
und die Kundin oder der Kunde im positiven Fall zur anschließen-
den Beratung nach „nebenan“ empfohlen werden kann. 

Befinden sich Ausländerbehörde und der Integrationsbereich in 
einer Organisationseinheit, kann dies eine stärker aufeinander be-
zogene Beratung des Kunden oder der Kundin und generell eine 
bessere Kooperation fördern. 

Maßnahme 6.2: Stärkung der Kooperation von Ausländer- 
und Einbürgerungsbehörde

Ergebnis: Die Ausländerbehörde empfiehlt potenziellen 
Einbürgerungskandidat/innen proaktiv eine Bera-
tung bei der Einbürgerungsstelle und trägt somit 
zur Steigerung der Einbürgerungsquote bei.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  In einem Kooperationsgespräch mit der Ein-
bürgerungsbehörde werden Verabredungen 
bezüglich der zukünftigen Zusammenarbeit 
getroffen.

•  Die Beschäftigten der Ausländerbehörde 
eignen sich das Wissen über die wesentlichen 
Einbürgerungsvoraussetzungen an.

•  Sie prüfen routinemäßig bei Terminen, ob die 
Kundinnen und Kunden die Grundvorausset-
zungen zur Einbürgerung erfüllen.

•  Geeignete Kundinnen und Kunden werden 
an die Kolleg/innen der Einbürgerungsstelle 
empfohlen.

Erläuterungen:

Häufig sind die Aufgabenbereiche der Einbürgerungs- bzw. Staats-
angehörigkeitsbehörde und der Ausländerbehörde organisatorisch 
getrennt. Die Ausländerbehörde kann dennoch bei Vorsprachen 
routinemäßig in den Blick nehmen, ob die wesentlichen Einbürge-
rungsvoraussetzungen bereits vorliegen. Ist dieser „Schnellcheck“ 
positiv ausgefallen, sollte die Kundin bzw. der Kunde auf die 
potenzielle Möglichkeit der Beantragung der deutschen Staatsbür-
gerschaft hingewiesen, mit grundlegendem Informationsmaterial 
ausgestattet und ihr oder ihm eine Beratung bei der jeweiligen An-
sprechperson in der Einbürgerungsbehörde empfohlen werden. 

Als günstig hat es sich erwiesen, wenn beide Behörden in räumli-
cher Nähe, möglichst im selben Gebäude, zu finden sind und ein 
Termin bei der Ausländerbehörde direkt mit einem informativen 

Besuch bei der Einbürgerungsbehörde verbunden werden kann. 
Kurze Wege zwischen den Ämtern erleichtern auch im über-
tragenen Sinne die Zusammenarbeit. So gehen die Kommunen 
zunehmend dazu über, Aufgaben der Einbürgerungsbehörde und 
der Ausländerbehörde in einem Dezernat oder Referat zusammen 
zu führen.

Maßnahme 6.3: Bündelung von Serviceangeboten für Zuge-
wanderte 

Ergebnis: Die von Verwaltung und Freien Trägern bereit 
gestellten Dienstleistungen und Angebote für 
Migrantinnen und Migranten sind an einem Ort 
gebündelt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde und ihre Kooperations-
partner entwickeln ein Konzept zur räumli-
chen und organisatorischen Bündelung ihrer 
Serviceangebote.

•  Die Behörde bindet in Frage kommende Ver-
waltungsbereiche (z.B. Einbürgerungsbehörde, 
Integrationsbeauftragte, Geschäftsstelle des 
Beirats für Migration und Integration, Koordi-
nierungsstelle fürMigration und Teilhabe) und 
Freie Träger (z.B. Migrationsberatungsstellen, 
Sprachkursträger, Arbeitsverwaltung) ein.

•  Möglichkeiten der räumlichen Verortung wer-
den geprüft.
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Ziel 7:  Die Ausländerbehörde bezieht die Sicht der 
Kundinnen und Kunden bei der Verbesserung 
ihrer Serviceorientierung mit ein.

Kundenorientierung spielt bei der Reorganisation von Verwal-
tungsprozessen eine bedeutende Rolle. Die Einbeziehung der Kun-
densicht auf die Organisation der Dienstleistungen und Abläufe 
in der Ausländerbehörde liefert wichtige Hinweise darauf, wie der 
Servicecharakter der Behörde bewertet wird und inwiefern dieser 
ggf. durch verschiedene Maßnahmen gestärkt werden kann. 

Arbeitsfeld 7: Beteiligung der Kundinnen und Kunden

Maßnahme 7.1: Erkundung der Kundenperspektive

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über ein Instru-
ment zur Einbeziehung der Kundenperspektive 
und wendet es regelmäßig an.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Behörde legt fest, zu welchen Aspekten 
die Kundinnen und Kunden befragt werden 
sollen.   

•  Sofern sie die Befragung nicht mit den eige-
nen Personalressourcen durchführen kann 
oder will, schließt sie Vereinbarungen mit 
Kooperationspartnern.

•  Sie wählt ein geeignetes Instrument zur Kun-
denbefragung aus, passt dieses entsprechend 
des eigenen Erkenntnisinteresses an und legt 
Details zum Verfahren der Erhebung fest. 

•  Die Erhebung wird durchgeführt und ausge-
wertet.

•  Die gewonnenen Erkenntnisse fließen in Opti-
mierungsmaßnahmen ein.

Erläuterungen:

Durch eine Befragung der Kundinnen und Kunden zu ihren 
Dienstleistungen und Angeboten erlangt die Ausländerbehörde 
eine verbesserte Kenntnis von Stärken und Schwächen und erhält 
Hinweise auf Verbesserungspotenziale. Darüber hinaus kann sich 
ein ernsthaftes Interesse der Behörde an der Sicht der Kundinnen 
und Kunden positiv auf das Kommunikationsklima auswirken und 
das Image der Behörde verbessern.

Die Arbeitshilfe 4.6 ➤„Kundenbefragung“ liefert Hinweise 
zur Durchführung.

Maßnahme 7.2: Etablierung eines Managements von Kun-
denrückmeldungen

Ergebnis: Der Umgang mit positiven und negativen 
Rückmeldungen der Kundinnen und Kunden ist 
geregelt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde stellt den Ist-Zustand 
bezüglich des Umgangs mit etwaigen Be-
schwerden oder positiven Äußerungen fest.

•  Verbesserungsmöglichkeiten werden identifi-
ziert.

•  Die Ausländerbehörde vereinbart in Abstim-
mung mit den Leitungspersonen ein Verfahren 
zur Behandlung von Kundenrückmeldungen.
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Ziel 8: �Das Erscheinungsbild der Ausländerbehörde 
bringt zum Ausdruck, dass Kundinnen und 
Kunden willkommen sind und wertgeschätzt 
werden.

Der äußere Eindruck, den Personen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit beim Aufsuchen der Ausländerbehörde erhalten, 
bestimmt den Gesamteindruck über die dort und in der Kommu-
nalverwaltung insgesamt anzutreffende Willkommenskultur maß-
geblich mit. Die Gestaltung der Räumlichkeiten, in denen Kundin-
nen und Kunden mit der Ausländerbehörde in Kontakt treten, ist 
daher von ähnlich hoher Bedeutung wie die Art des Umgangs, mit 
denen ihnen dort begegnet wird.

Arbeitsfeld 8: Räumliche Aspekte

Maßnahme 8.1: Gewährleistung eines barrierefreien Zu-
gangs

Ergebnis: Mobilitätseingeschränkte Personen wie Men-
schen mit Behinderung, ältere Menschen und 
Menschen mit Kinderwagen können die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde problemlos 
erreichen. 

Zentrale 
Aktivitäten:

• �Die Ausländerbehörde hat mit Unterstützung 
durch die Zentralabteilung und ggf. die beauf-
tragte Person für die Belange von Menschen 
mit Behinderung den Zugang zu ihren Räum-
lichkeiten auf Barrierefreiheit getestet. Etwaige 
Mängel werden festgestellt.

• �Ein Konzept zur Beseitigung festgestellter 
Barrieren ist entwickelt.

Maßnahme 8.2: Gewährleistung einer verständlichen Besu-
cherführung

Ergebnis: Die Beschilderung am und im Gebäude er-
möglicht auch Kundinnen und Kunden ohne 
Deutschkenntnisse ein rasches Zurechtfinden.

Zentrale 
Aktivitäten:

• �Die Ausländerbehörde erstellt eine Analyse der 
vorhandenen Wegweiser am Gebäude sowie 
innerhalb des Gebäudes zu und an den Büros 
des Fachbereichs, wie auch zu wichtigen Ein-
richtungen wie Toiletten, Kassenautomat etc.

• �Verbesserungsmöglichkeiten werden beschrie-
ben und umgesetzt.

Erläuterungen:

Mangelnde Orientierungsmöglichkeiten tragen zur Erhöhung des 
Stressniveaus der Kundinnen und Kunden bei. Eine ausreichende 
und leicht verständliche Besucherführung wirkt sich folglich positiv 
auf die Atmosphäre im Wartebereich und in der Kommunikation 
mit den Beschäftigten aus.

Wegweiser in ausreichender Zahl und durch Piktogramme ergänz-
te bzw. ersetzte Hinweise erleichtern die Orientierung auch für 
Personen ohne deutsche Sprachkenntnisse oder Lesefertigkeiten.

Mit Hilfe der Arbeitshilfe 4.7 ➤„Checkliste Räumliche 
Gegebenheiten in der Ausländerbehörde“ können Räumlichkei-
ten unter verschiedenen Gesichtspunkten überprüft und beurteilt 
werden. Weitere Hinweise aus Sicht von Migrantenorganisationen 
ergeben sich auch aus Anhang 1.

Maßnahme 8.3: Angenehme Gestaltung des Wartebereichs

Ergebnis: Der Empfangs- und Wartebereich ist angenehm 
gestaltet und multifunktional ausgestattet. 
Relevante Informationen und Materialien stehen 
zur Verfügung

Zentrale 
Aktivitäten:

• �Die Ausländerbehörde erstellt ein Gestaltungs- 
und ggf. Möblierungskonzept. 

• �Nach Genehmigung des Konzepts werden die 
Räumlichkeiten entsprechend gestaltet und 
ggf. Möbel angeschafft.

• �Ausgewählte Informationsmaterialien wie 
Broschüren, Flyer und Poster werden beschafft 
und auf geeignete Weise zur Verfügung ge-
stellt (Anschlagtafeln, Displays etc.).
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Erläuterungen:

Eine angenehm gestaltete Wartezone kann den Gesprächsver-
lauf im Vorfeld positiv beeinflussen. Neben einer ausreichenden 
Beleuchtung und einer positiven Atmosphäre sollte auf eine 
ausreichende Anzahl von Sitzmöglichkeiten geachtet werden. Falls 
es sich anbietet, können Antragsformulare an einem Schreibplatz 
im Wartebereich bereit gelegt werden. Eine Kinderspielecke stellt 
ein zusätzliches Serviceangebot für Familien dar. Der Wartebereich 
kann zudem genutzt werden, um Kundinnen und Kunden wichti-
ge Mitteilungen und Informationen zu vermitteln.

Mit der Arbeitshilfe 4.7 ➤„Checkliste Räumliche Gege-
benheiten in der Ausländerbehörde“ kann die Gestaltung des 
Wartebereichs überprüft und beurteilt werden.

Maßnahme 8.4: Gewährleistung von Vertraulichkeit und 
Datenschutz 

Ergebnis: Die Gespräche zwischen den Beschäftigten und 
den Kunden der Ausländerbehörde finden in 
einem vertraulichen Rahmen statt; Datenschutz-
bestimmungen werden berücksichtigt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde analysiert die räumliche 
Situation unter Berücksichtigung datenschutz-
rechtlicher Vorgaben.

•  Verbesserungsoptionen werden festgestellt 
und beschrieben und Entscheidungsträger 
informiert.

•  Auf der Grundlage von gefällten Entscheidun-
gen trifft die Ausländerbehörde Maßnahmen 
zur Anpassung der räumlichen (und ggf. 
organisatorischen) Gegebenheiten.

Erläuterungen:

In der Ausländerbehörde findet ein Austausch personenbezogener 
Daten zwischen Kundinnen und Kunden und Sachbearbeiter/innen 
statt, die aus datenschutzrechtlicher Sicht besonders sensibel sind. 
Oftmals werden in den Beratungsgesprächen sehr private Details 
der Lebenssituation von Kundinnen und Kunden erörtert. Hier ist 
es die Aufgabe der Behörde sicherzustellen, dass unbeteiligte Drit-
te wie bspw. andere Kundinnen und Kunden keine Kenntnis über 
diese Daten erlangen können und keine zusätzliche Belastung 
durch eine „öffentliche“ Gesprächssituation entsteht. 

Mit der Arbeitshilfe 4.7 ➤„Checkliste Räumliche Gegeben-
heiten in der Ausländerbehörde“ können auch die datenschutz-
rechtlichen Belange überprüft und beurteilt werden.

Ziel 9:  Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- 
und Informationsaufgaben im Sinne einer 
Willkommensbehörde findet angemessenen 
Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbe-
schreibung und Stellenbewertung.  

Eine Reihe von Ansatzpunkten zur Stärkung der Serviceorientie-
rung und Mittlerfunktion sind mit einem zusätzlichen Zeitaufwand 
verbunden. Wird eine Umsetzung entsprechender Maßnahmen 
beabsichtigt, ist zu berücksichtigen, welche Zeitressourcen hierfür 
notwendig sind und wie sich dies in der Stellenbemessung nieder-
schlagen muss. 

Die Stellenbewertung von Beamten und Beamtinnen wie auch 
von Angestellten orientiert sich an festgelegten Bewertungs- bzw. 
Tätigkeitsmerkmalen auf der Grundlage von Stellenbeschreibun-
gen. Der sich vollziehende und von vielen propagierte Wandel im 
Aufgaben- und Selbstverständnis von Ausländerbehörden spiegelt 
sich in den Stellenbeschreibungen meist noch nicht wieder und 
spielt dementsprechend für die Bewertung der Stellen kaum eine 
Rolle. Dies legt eine Überprüfung nahe, welche Auswirkungen die 
veränderten Anforderungen an die Ausländerbehörde auch im 
Hinblick auf die Stellenbewertung haben.

Arbeitsfeld 9 A: Stellenbeschreibung und -bewertung

Maßnahme 9.1: Überarbeitung der Stellenbeschreibungen

Ergebnis: Für die Stellen der Ausländerbehörde existieren 
aktualisierte Stellen beschreibungen, in denen 
auch das veränderte Aufgabenverständnis der 
Ausländerbehörde zum Ausdruck gebracht wird. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde benennt die Stellen, 
für die Stellenbeschreibungen vorliegen bzw. 
überarbeitet sein sollen.

•  Die relevanten Beratungs- und Lotsenaufgaben 
sowie die hierfür erforderlichen sozialen und 
interkulturellen Kompetenzen werden unter 
Berücksichtigung der relevanten Bewertungs-
kriterien für eine Stelle beschrieben.
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Erläuterungen:

Die Arbeitsinhalte der Ausländerbehörde und die Anforderungen 
an die Stelleninhaberinnen und Stelleninhaber haben sich in den 
letzten Jahren verändert. Darüber hinaus ergibt sich aus einer 
neuen Rolle der Ausländerbehörde als „Willkommensbehörde“ 
die Ausweitung einzelner Aufgabenbereiche, ggf. kommen neue 
hinzu. Insbesondere erhalten Beratungsleistungen ein höheres 
Gewicht als bisher. Diese Aufgaben und Anforderungen werden in 
die Stellenbeschreibungen aufgenommen.

Die Neufassung der Stellenbeschreibung bietet die Grund-
lage für eine Überprüfung der Stellenbewertung und Stellenbe-
messung.

Maßnahme 9.2: Berücksichtigung der Arbeitszeit für  
Beratung in Stellenbeschreibungen

Ergebnis: In den Stellenbeschreibungen der Ausländer-
behörde ist für die einzelnen Arbeitsvorgänge 
auch der auf Beratungstätigkeiten entfallende 
Zeitaufwand explizit berücksichtigt. Beratungs-
tätigkeiten jenseits der ausländerrechtlichen Be-
ratung werden ggf. als eigener Arbeitsvorgang 
ausgewiesen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Alle Mitarbeiter/innen erfassen über einen 
bestimmten Zeitraum den zeitlichen Aufwand 
für wahrgenommene Beratungs- und Verwei-
saufgaben.

•  Bei der Bestimmung der Prozentanteile der 
einzelnen Arbeitsvorgänge an der Gesamtar-
beitszeit wird der Zeitaufwand für Beratungs-
leistungen eingerechnet. 

Erläuterungen:

Der Zeitaufwand für faktisch bereits erbrachte oder künftig beab-
sichtigte Beratungsleistungen wird in den Stellenbeschreibungen 
meist nicht berücksichtigt. Eine Erhebung der auf Beratungs-
leistungen entfallenden Arbeitszeit kann dazu genutzt werden, 
den Zeitaufwand realistisch einzuschätzen. Die Einbeziehung des 
Zeitaufwands für Beratungsleistungen unterstreicht das veränder-
te Aufgabenverständnis einer Behörde. Ferner versetzt dies die 
Mitarbeiter/innen der Behörde in die Lage, den an sie gerichteten 
Erwartungen tatsächlich auch gerecht zu werden.  

Im Beratungskonzept werden die Beratungsleistungen 
der Ausländerbehörde definiert. Die Berechnung der Arbeitszeit 
für Beratungsaufgaben kann eine Vorarbeit für die Maßnahme 
„Abgleich von Personalbedarf und Stellenplan“ darstellen.

Zur Erfassung des zeitlichen Aufwandes der wahrgenom-
menen Beratungsaufgaben kann die Arbeitshilfe 4.2 ➤„Erfassung 
der Beratungsleistungen“ genutzt werden.

Maßnahme 9.3: Überprüfung und ggf. Anpassung der  
Stellenbewertung

Ergebnis: Die Bewertung der Stellen in der Ausländerbe-
hörde wurde auf der Grundlage der Leistungen 
und Anforderungen in den (modifizier ten) 
Stellenbeschreibungen überprüft und ggf. 
angepasst. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde regt bei der Leitung, 
der Personalabteilung und anderen zuständi-
gen Stellen eine Überprüfung der Stellenbe-
wertung in der Behörde an.

Erläuterungen:

Die Aufgaben der Ausländerbehörden haben in den letzten Jahren 
an Komplexität zugenommen und stellen höhere Anforderungen 
an die Beschäftigten. Zusätzlich ist die Neuausrichtung der Aus-
länderbehörde mit einer Ausweitung ihrer Aufgaben verbunden. 
Dieser Zuwachs an Anforderungen spiegelt sich in den bestehen-
den Stellenbewertungen oftmals noch nicht wieder, die daher 
einer Überprüfung bedürfen. 

Ziel dieser Maßnahme ist es sicherzustellen, dass die Qualifikation 
der Beschäftigten mit den Anforderungen der Stellen überein-
stimmt. Dies könnte sich auch positiv auf die Attraktivität der 
Tätigkeiten in der Ausländerbehörde auswirken und damit sowohl 
die Bewerber/innensituation bei Neubesetzungen verbessern als 
auch die Fluktuation verringern.

Grundlage für diese Maßnahme ist eine Überarbeitung 
der Stellenbeschreibungen.
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Arbeitsfeld 9 B: Personalplanung und -gewinnung

Maßnahme 9.4: Abgleich von Personalbedarf und  
Stellenplan 

Ergebnis: Es liegen konkrete Berechnungen zum aktuellen 
und für die kommenden Jahre zu erwartenden 
Personalbedarf vor. Die für die Stellen- und Per-
sonalplanung zuständige Verwaltungs einheit ist 
ggf. über Diskrepanzen zwischen Personalbedarf 
und aktuellem Stellenplan informiert.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde berechnet den aktuel-
len und künftig erwarteten Personalbedarf.

•  Etwaige Abweichungen zum Stellenplan 
werden festgestellt und der ggf. bestehende 
Personalmehrbedarf benannt.

•  Die zuständige Verwaltungseinheit wird ggf. 
über das Ergebnis des Abgleichs informiert.

Maßnahme 9.5: Entwicklung einer Strategie zur Personalge-
winnung

Ergebnis: Eine Strategie zur Personalgewinnung für freie 
bzw. frei werdende Stellen ist erarbeitet und 
umgesetzt.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde sammelt Aspekte, 
die aus der Wahrnehmung von potentiellen 
Bewerber/innen für bzw. gegen eine Bewer-
bung auf eine Stelle in der Ausländerbehörde 
sprechen könnten. 

•  Die Ausländerbehörde identifiziert Maßnah-
men, wie potentiell negativ wahrgenommene 
Aspekte minimiert und potentiell positiv wahr-
genommene Aspekte weiter gestärkt werden 
können.  

•  Die Ausländerbehörde setzt die identifizierten 
Maßnahmen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
um. Je nach Inhalt der vorausgegangenen Ein-
schätzungen könnten dazu folgende, teilweise 
bereits an anderer Stelle im Praxishandbuch 
beschriebene Ansatzpunkte gehören:  

–  Hervorhebung der (eher positiv besetzten) Ser-
vicefunktion der Ausländerbehörde neben den 
(oft negativ besetzten) ordnungsbehördlichen 
Aufgaben (vgl. z.B. Maßnahmen 1.1, 1.2.),

–  Erarbeitung und Umsetzung einer Kommu-
nikationsstrategie (vgl. Maßnahme 12.1) zur 
Vermittlung des neuen Aufgaben- und Selbst-
verständnisses der Ausländerbehörde,

–  Expliziter Hinweis auf die mit dieser Stelle 
verbundenen Fortbildungs- und Aufstiegsmög-
lichkeiten (vgl. z.B. Maßnahmen 4.5, 10.5) z.B. 
in der Stellenausschreibung, 

–  Engagement für ausreichende Personalressour-
cen zur Bewältigung des (steigenden) Arbeits-
aufkommens (z.B. Maßnahme 2.3).

–  Gezielte Ansprache und Gewinnung von Ziel-
gruppen, die in der Verwaltung bislang gering 
repräsentiert sind (z.B. Menschen mit Migrati-
onshintergrund); ggf. in Zusammenarbeit mit 
der Personalabteilung

Erläuterungen:

Die Neu- oder Wiederbesetzung von Stellen stellt die Ausländerbe-
hörde vor große Herausforderungen. Potentielle Bewerber/innen 
verbinden die Tätigkeit in der Ausländerbehörde sehr häufig mit 
besonderen Belastungen, so dass sie von einer Bewerbung abse-
hen. Das Bewerbungsverfahren läuft so ins Leere, offene Stellen 
bleiben lange unbesetzt. 

Eine Veränderung der Außenwahrnehmung der Ausländerbehörde 
durch potentielle Bewerber/innen inner- und außerhalb der eige-
nen Verwaltung ist vermutlich weder kurzfristig noch allein durch 
eine Maßnahme zu erreichen. Vielmehr sind es unterschiedliche, 
in diesem Praxishandbuch an jeweils anderer Stelle beschriebene 
Ansatzpunkte, die zusammen genommen einen Wandel der Wahr-
nehmung befördern können. 
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Maßnahme 9.6: Gewinnung und Beschäftigung von Auszu-
bildenden

Ergebnis: Die Ausländerbehörde hat die Voraussetzungen 
für die erfolgreiche Gewinnung und Beschäfti-
gung von Auszubildenden geschaffen.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde nimmt eine Abstim-
mung mit der Personal- und ggf. weiteren 
Abteilungen vor.

•  Die Behörde erarbeitet eine Präsentation der 
Ausländerbehörde und der Möglichkeiten für 
Auszubildende, bspw. für das Intranet.

•  Die Ausländerbehörde gewährleistet, dass 
qualifiziertes Ausbildungspersonal verfügbar 
ist. 

•  Ein adäquater Arbeitsplatz für Auszubildende 
wird geschaffen.

•  Die Ausbildungspersonen legen ggf. in Zu-
sammenarbeit mit der Personalabteilung den 
Ausbildungsablauf fest.

Erläuterungen:

Die Beschäftigung von Auszubildenden in der Ausländerbehörde 
dient der vorausschauenden Personalplanung sowie der Verbes-
serung der Wahrnehmung der Ausländerbehörde innerhalb der 
Verwaltung. Auszubildende, die von ihrer Beschäftigung in der 
Ausländerbehörde einen positiven Eindruck behalten, können ggf. 
später als Fachkraft für die Behörde gewonnen werden. Zudem 
werden sie anderen Auszubildenden sowie möglicherweise in an-
deren Ausbildungsstationen von ihren Erfahrungen berichten und 
das oftmals wenig positive Bild der Ausländerbehörde beeinflussen 
können.

Maßnahme 9.7: Gewinnung und Einsatz von Praktikant/
innen

Ergebnis: Die Ausländerbehörde hat Verfahren zur Ge-
winnung und zum Einsatz von Praktikant/innen 
etabliert.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde nimmt eine Abstim-
mung mit der Personalabteilung vor.

•  Die Ausländerbehörde beschreibt die Einsatz-
möglichkeiten und Aufgaben von Praktikant/
innen.

•  Die Behörde erarbeitet eine Präsentation der 
Ausländerbehörde und der Möglichkeiten für 
Praktikant/innen (bspw. für die Homepage).

•  In der Ausländerbehörde wird mindestens eine 
Ansprechperson für Praktikant/innen benannt. 

•  Es werden Überlegungen angestellt, ob und 
ggf. wie Praktikant/innen mittelfristig als Be-
schäftigte für die Ausländerbehörde gewon-
nen werden können.

Erläuterungen:

Die Beschäftigung von Praktikant/innen dient hauptsächlich zwei 
Zielen: Zum einen können Praktikant/innen ggf. als Auszubilden-
de und spätere Mitarbeitende gewonnen werden. Zum anderen 
berichten sie im Idealfall innerhalb und außerhalb der Verwaltun-
gen über ihre positiven Erfahrungen und tragen dadurch zu einem 
positiven Bild der Behörde bei.
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Ziel 10:  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der 
Ausländerbehörde verfügen über das für 
interkulturelle Beratungskontexte erforder-
liche Wissen sowie über kommunikative und 
soziale Kompetenzen.

Die Tätigkeit in der Ausländerbehörde beinhaltet die Begeg-
nung mit Menschen unterschiedlicher Herkunft und Kultur und 
mit unterschiedlichen Hoffnungen, Erwartungen und Ängsten, 
die ihren Kontakt mit der Ausländerbehörde begleiten. Um den 
Anforderungen in diesem – häufig auch mit Konfliktpotenzialen 
verbundenen – Beratungskontext gerecht zu werden, benötigen 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besondere Handlungskom-
petenzen, die oft als „interkulturelle Kompetenz“ bezeichnet 
werden. Der Sammelbegriff umfasst verschiedene personale, 
soziale und kognitive Kompetenzen, die benötigt werden, um 
in interkulturellen Kontexten erfolgreich zu kommunizieren. Zu 
den personalen Kompetenzen zählen Unvoreingenommenheit 
und Einfühlungsvermögen, ein Bewusstsein über Macht- und 
Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Behördenmitarbeitenden und 
Antragstellenden, aber auch Belastbarkeit in häufig schwierigen 
Beratungssituationen. Wichtige soziale Kompetenzen sind respekt-
volles Verhalten, Kommunikationsfähigkeit, Deeskalations- und 
Konfliktbewältigungskompetenz sowie Fremdsprachenkenntnisse. 
Kognitive Kompetenzen sind (zwangsläufig begrenzte) Kenntnisse 
über kulturelle Unterschiede und spezifische kulturelle Kontexte. 
Interkulturelle Kompetenz ist ein wichtiges Anforderungskriterium 
bei der Personalauswahl und deren Förderung ein fester Bestand-
teil von Qualifizierungsmaßnahmen.

Arbeitsfeld 10 A: Interkulturelle Kompetenz

Maßnahme 10.1: Entwicklung von Indikatoren für „interkul-
turelle Kompetenz“

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über Indikatoren, 
woran „interkulturelle Kompetenz“ in den Ar-
beitsvollzügen der Ausländerbehörde gemessen 
werden kann/sollte.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Es werden Beispielsituationen aus dem Be-
rufsalltag der Ausländerbehörde gesammelt, 
in denen die Kommunikation mit Kundinnen 
und Kunden durch Spannungen, Missver-
ständnisse, Verhaltensunsicherheit oder andere 
Schwierigkeiten geprägt war oder ist.

•  Zu diesen Beispielsituationen werden geeig-
nete Verhaltensweisen für eine erfolgreiche 
Kommunikation beschrieben und daraus An-
forderungsdimensionen für die Beschäftigten 
abgeleitet.

•  Auf der Grundlage dieser erfolgsrelevanten 
Verhaltensweisen werden Verhaltensindika-
toren für die einzelnen Anforderungskriterien 
entwickelt.

•  Die beschriebenen Beispielsituation und Ver-
haltensindikatoren werden mit der Personalab-
teilung abgestimmt und für das Personalaus-
wahlverfahren genutzt.

Erläuterungen:

Das Anforderungsmerkmal „interkulturelle Kompetenz“ bedarf 
einer Operationalisierung, d.h. der Festlegung von Kriterien, an-
hand derer gemessen werden kann, in welchen Arbeitssituationen 
welche Ausprägung interkulturell kompetenter Verhaltensweisen 
gefordert sind.

Acht kreisfreie Städte im Ruhrgebiet, darunter Essen, 
Dortmund und Duisburg, haben im Rahmen ihrer Städtekoope-
ration „Integration.Interkommunal“ die Publikation „Vielfalt 
schafft Zukunft. Ein Handlungsbuch“ herausgegeben. In Heft 6, 
„Interkulturelle Kompetenz in Personalauswahlverfahren“ werden 
Dimensionen interkultureller Kompetenz und die Möglichkeiten 
der Operationalisierung aufgezeigt.

https://media.essen.de/media/integration_interkommunal/dokumente_5/Handlungsbuch_6.pdf
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Maßnahme 10.2: Verankerung von „interkultureller Kompe-
tenz“ in Stellenbeschreibungen

Ergebnis: Das Merkmal „interkulturelle Kompetenz“ ist 
eine Basisqualifikation für alle Stellen in der 
Ausländerbehörde.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde überarbeitet die Anfor-
derungsprofile in den Stellenbeschreibungen 
für die einzelnen Stellen. 

Erläuterungen:

Stellenbeschreibungen stellen ein wesentliches Instrument der Per-
sonalbeschaffung und -auswahl dar. Sie beinhalten eine systemati-
sche Zusammenstellung der Arbeitsanforderungen und Merkmale, 
die ein bestimmter Arbeitsplatz an eine Person stellt. Stellenaus-
schreibungen bauen auf der Beschreibung der Anforderungen auf. 
Im Personalauswahlverfahren werden die Stellenbewerber/innen 
im Hinblick auf die erforderlichen Merkmale überprüft.

Bei einer grundlegenden Definition des Merkmals „interkulturelle 
Kompetenz“ als einer Fähigkeit, in beruflichen Situationen mit 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund erfolgreich und 
zur gegenseitigen Zufriedenheit agieren zu können, kann davon 
ausgegangen werden, dass jede Person, die in der Ausländerbe-
hörde beschäftigt ist, über interkulturelle Kompetenz verfügen 
sollte.

Maßnahme 10.3: Etablierung von „interkultureller Kompe-
tenz“ als Auswahlkriterium

Ergebnis: „Interkulturelle Kompetenz“ ist als Auswahlkri-
terium in Stellenausschreibungen genannt und 
wird im Auswahlverfahren überprüft.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Stellenausschreibungen der Ausländer-
behörde werden generell um das Merkmal 
„interkulturelle Kompetenz“ ergänzt. 

•  Mit Unterstützung der Personalabteilung wählt 
die Ausländerbehörde ein geeignetes Verfah-
ren zur Überprüfung „interkultureller Kom-
petenz“ aus und passt es ggf. an die eigenen 
Anforderungen an.

•  Die mit der Personalauswahl betrauten Perso-
nen sind mit Verfahren zur Überprüfung der 
interkulturellen Kompetenz vertraut.

Erläuterungen:

„Interkulturelle Kompetenz“ gilt als wichtiges Merkmal von in der 
Ausländerbehörde tätigen Personen. Daher sollte neben fachlichen 
Fähigkeiten und formalen Qualifikationen die „interkulturelle 
Kompetenz“ ein Kriterium bei der Personalauswahl sein.

„Interkulturelle Kompetenz“ ist die Bezeichnung für ein Bündel 
sozialer und fachlicher Kompetenzen, die eine Person braucht, um 
in einem von Vielfalt geprägten beruflichen Umfeld mit Kundin-
nen und Kunden angemessen und erfolgreich kommunizieren zu 
können. Während bezüglich der formalen Eignung entsprechen-
de Nachweise in Form von Zeugnissen oder Diplomen vorgelegt 
werden können, können soziale Fähigkeiten über das beobachtete 
Verhalten oder Äußerungen der Personen bewertet werden. Daher 
wird in Personalauswahlverfahren häufig die „Critical Incident 
Technique“ angewandt. Bewerber/innen wird eine Beispielsituati-
on aus der Arbeitspraxis vorgestellt, und sie werden gebeten, ihr 
eigenes Verhalten in dieser Situation zu beschreiben. Die Antwort 
wird anhand eines zuvor festgelegten Katalogs von Verhaltensindi-
katoren, anhand derer erfolgsrelevante Verhaltensweisen gemes-
sen werden können, beurteilt.  

Acht kreisfreie Städte im Ruhrgebiet, darunter Essen, 
Dortmund und Duisburg, haben im Rahmen ihrer Städtekoopera-
tion „Integration.Interkommunal“ die Publikation „ Vielfalt schafft 
Zukunft. Ein Handlungsbuch“ herausgegeben. Heft 6, „Inter-
kulturelle Kompetenz in Personalauswahlverfahren“, beschreibt 
ausführlich, wie das Merkmal „interkulturelle Kompetenz“ in die 
Anforderungsanalyse einbezogen und zur Personalauswahl opera-
tionalisiert werden kann. 

https://media.essen.de/media/integration_interkommunal/dokumente_5/Handlungsbuch_6.pdf
https://media.essen.de/media/integration_interkommunal/dokumente_5/Handlungsbuch_6.pdf
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Arbeitsfeld 10 B: Einarbeitung und Fortbildung

Maßnahme 10.4: Entwicklung eines Konzepts zur Einarbei-
tung neuer Mitarbeiter_innen

Ergebnis: Die Einarbeitung neuer Mitarbeiter/innen erfolgt 
systematisch anhand eines Einarbeitungsplans.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde erstellt ein Konzept zur 
Einarbeitung neuer Mitarbeiter/innen. Darin 
werden

   –  die Schwerpunkte in der Einarbeitungsphase 
festgelegt,

   –  der Einarbeitungsprozess in seinen unter-
schiedlichen Phasen, angewandten Metho-
den und zu vermittelnden Inhalten beschrie-
ben,

   –  die Zuständigkeiten während des Einarbei-
tungsprozesses bestimmt („Einarbeitungsbe-
gleiter/innen“).

Erläuterungen:

Da die Tätigkeit in der Ausländerbehörde ein hochspezialisier-
tes Fachwissen verlangt, verfügen neue Mitarbeiter/innen in der 
Regel über keine oder nur wenige der benötigten Kenntnisse. Das 
notwendige Wissen sowie – bei fehlender Vorerfahrung – der Um-
gang mit den Kundinnen und Kunden im Sinne einer interkulturell 
ausgerichteten, dienstleistungsorientierten Behörde müssen „on 
the job“ erlernt werden.

Die Einarbeitung erfolgt durch die erfahrenen Mitarbeiter/innen 
und wird von diesen zusätzlich zu den regulären Aufgaben erle-
digt. Ein abgestimmter Einarbeitungsplan kann die Effizienz der 
Einführung neuer Beschäftigter erhöhen. Durch die Bestimmung 
möglichst mehrerer „Einarbeitungsbegleiter/innen“ stehen feste 
Ansprechpersonen zur Verfügung, die alle für den neuen Kollegen 
wichtige Wissensgebiete abdecken. Zudem wird der mit der Einar-
beitung verbundene Aufwand auf mehrere Personen verteilt. 

Maßnahme 10.5: Entwicklung eines Fortbildungskonzepts

Ergebnis: Ein Fortbildungskonzept für die Beschäftigten 
der Ausländerbehörde existiert und wird umge-
setzt. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde (ggf. gemeinsam mit 
der Personalabteilung) ermittelt den generellen 
und individuellen Fort- und Weiterbildungs-
bedarf der Mitarbeitenden (Basisfortbildung, 
fachbezogene ausländerrechtliche und andere 
Fortbildungen, soziale Kompetenzen, Fremd-
sprachenkenntnisse).

•  In Abstimmung mit der Leitung wird der 
Anspruch der Beschäftigten auf Fortbildungen 
definiert (Art, Umfang, Häufigkeit).

•  Pflicht- und Wahlveranstaltungen werden 
festgelegt. 

•  Geeignete Fortbildungsangebote werden re-
cherchiert. Es wird geprüft, ob Kenntnisse der 
Beschäftigten und Führungskräfte für interne 
Schulungen genutzt werden können.

•  Die Inanspruchnahme der Fortbildungsange-
bote wird ermöglicht.

•  Eine Person koordiniert die Fort- und Weiter-
bildungswünsche der Beschäftigten.
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Arbeitsfeld 10 C: Informations- und Wissensmanagement

Maßnahme 10.6: Einführung eines systematischen Informa-
tionsmanagements

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über ein effizien-
tes System zur Verarbeitung und Verteilung der 
an die Behörde herangetragenen Informationen 
über Gesetzesänderungen, neue Regelungen 
etc. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Im Team findet ein Austausch über Beschaf-
fenheit und Qualität des vorhandenen Infor-
mationsmanagements statt. 

•  Etwaige Lücken werden identifiziert.
•  Die Ausländerbehörde einigt sich auf eine 

zukünftige Vorgehensweise.

Erläuterungen:

Ausländerbehörden sehen sich täglich mit einer Flut von Informati-
onen zu neuen Gesetzen und rechtlichen Regelungen konfrontiert. 
Es besteht der Anspruch, diese Informationen zeitnah zu verarbei-
ten und in das Verwaltungshandeln zu integrieren. Die Inhalte der 
in erster Linie auf elektronischem Wege eingehenden Schreiben 
von Landes-, Bundes- und sonstigen Behörden sind in unterschied-
lichem Maße für die Ausländerbehörde und die einzelnen Beschäf-
tigten relevant. Daher sind die Behörden bemüht, ein möglichst 
effizientes Verfahren der Informationsverteilung, -aufbereitung 
und -verarbeitung anzuwenden. Dabei werden unterschiedliche 
Wege beschritten:

•  Gefilterte Weiterleitung der eingehenden Informationen durch 
eine Leitungsperson.

•  Aufbereitung durch eine Leitungsperson oder einzelne Sachbe-
arbeiter/innen und mündliche und/oder schriftliche Vermittlung 
einer Zusammenfassung an die Kolleg/innen.

•  Einführung einer Wissensdatenbank.

Maßnahme 10.7: Aufbau einer Wissensdatenbank

Ergebnis: Die Ausländerbehörde verfügt über ein allen 
Mitarbeiter/innen zugängliches und mit einer 
benutzerfreundlichen Suchfunktion ausgestat-
tetes elektronisches System zur Verwaltung aller 
zur Ausübung der Tätigkeit relevanten Informa-
tionen. 

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde definiert ihre Anfor-
derungen an ein EDV-gestütztes Wissensma-
nagement.

•  Mit Unterstützung der EDV-Abteilung wird 
eine geeignete Software ausgewählt und 
eingerichtet.

•  Die Ausländerbehörde legt Struktur und Inhal-
te der Datenbank fest.

•  Eine oder mehrere Personen werden als 
Verantwortliche für die Pflege der Datenbank 
bestimmt.

•  Die Inhalte werden eingepflegt.

Erläuterungen:

Die Beschäftigten der Ausländerbehörde verfügen auf individueller 
Ebene über ein umfangreiches fachliches Wissen. Verlässt ein/e 
Mitarbeiter/in die Behörde, geht ihr Wissen verloren. Ein struktu-
riertes Wissensmanagementsystem in Form einer elektronischen 
Datenbank kann einen Beitrag zur Wahrung, Strukturierung und 
allgemeinen Verfügbarkeit des vorhandenen Wissens leisten.
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Ziel 11: �Mit Akteuren der Migrations- und Integra-
tionsarbeit sowie anderen relevanten Ak-
teuren pflegt die Ausländerbehörde kon-
tinuierliche, konstruktive und respektvolle 
Beziehungen.6

Im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung unterhält die Ausländerbehör-
de Arbeitskontakte mit zahlreichen Akteuren innerhalb und außer-
halb der Verwaltung. Eine gute Vernetzung und enge Abstimmung 
fördert den Erfolg einer Verweisberatung oder fallbezogenen 
Zusammenarbeit und kann dazu beitragen, die aufenthaltsrecht-
liche und sozioökonomische Lage von Kundinnen und Kunden zu 
verbessern. 

Aufgrund ihrer unterschiedlichen Aufgaben sind Konfliktpoten-
ziale zwischen der Ausländerbehörde und Akteuren der Migra-
tions- und Integrationsarbeit strukturell angelegt. Ziel ist es, die 
unterschiedlichen Handlungsmaximen wechselseitig anzuerkennen 
und im konstruktiven Dialog zu klären, welche Handlungs- und 
Kooperationsmöglichkeiten im konkreten Fall bestehen.

Arbeitsfeld 11 A: Kooperation mit verwaltungsinternen 
Partnern

Maßnahme 11.1: Arbeitstreffen/Workshop zur Gestaltung 
von Schnittstellen

Ergebnis: Die Beschäftigten der Ausländerbehörden 
tauschen in einem gemeinsamen Arbeitstreffen 
oder Workshop mit Fachkräften aus anderen 
Verwaltungsbereichen ihr spezifisches Wissen 
aus und erarbeiten Formen der Zusammenar-
beit.

Zentrale 
Aktivitäten:

• �Die Ausländerbehörde identifiziert Schnittstel-
len mit anderen Verwaltungsbereichen.

• �In Abstimmung mit diesen werden Ziel und 
Inhalte eines gemeinsamen Arbeitstreffens 
oder Workshops zum Wissensaustausch und 
zur Entwicklung der zukünftigen Kooperation 
erarbeitet.

• �Das Arbeitstreffen oder der Workshop wird 
geplant und umgesetzt.

Erläuterungen:

Die Kooperation zwischen Ausländerbehörden und anderen, mit 
Leistungen für einzelne Kundengruppen befassten Verwaltungs-
bereichen ist aufgrund unterschiedlicher Aufgabenstellungen 
erfahrungsgemäß nicht immer problemlos. Ein gemeinsames 
Arbeitstreffen oder ein Workshop von Ausländerbehörden und 
anderen Behörden wie Sozialämter (einschließlich der Asylbe-
werberleistungsstellen), Jugendämter und Meldestellen sowie 
Gemeindeverwaltungen dient Fachkräften aus diesen unterschied-
lichen kommunalen Organisationseinheiten als Forum für den 
Informations- und Erfahrungsaustausch. Durch Einblicke in die 
jeweils fachspezifischen Belange und der sich daraus entwickeln-
den fachübergreifenden Transparenz soll die Kompetenz erweitert 
werden, um interne Arbeitsabläufe und die Zusammenarbeit zu 
optimieren.

Maßnahme 11.2: Einrichtung eines „Schnittstellen-Arbeits-
kreises“

Ergebnis: Die Ausländerbehörde und andere Verwaltungs-
bereiche, deren Aufgabengebiete und Rechts-
kreise sich überschneiden, kommen regelmäßig 
oder bei Bedarf zu Austauschgesprächen und 
Fallkonferenzen zusammen.

Zentrale 
Aktivitäten:

• �Die beteiligten Behörden vereinbaren Form 
und Intervalle der Zusammenkunft des Schnitt-
stellen-Arbeitskreises sowie Verantwortlichkei-
ten für die Einberufung und Vorbereitung.

Bei der Umsetzung der Maßnahmen 11.1 und 11.2 sollten insbe-
sondere die Koordinierungsstellen Migration und Teilhabe sowie 
die Regionalen Netzwerke der Kooperation Migrationsarbeit Nie-
dersachsen eingebunden werden (vgl. Migrationsatlas im Anhang).

6	� Eine Pilot-Ausländerbehörde hat abweichend folgende Formulierung vorgeschlagen: „Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie relevanten Akteuren pflegt die Ausländerbehörde auf 

Gegenseitigkeit beruhende kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.“
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Erläuterungen:

Aus einem erstmaligen Arbeitstreffen oder Workshop von 
unterschiedlichen Behörden kann die Einrichtung eines dauerhaf-
ten „Schnittstellen-Arbeitskreis“ resultieren. 

Arbeitsfeld 11 B: Kooperation mit externen Partnern

Maßnahme 11.3: Engagement in Netzwerken

Ergebnis: Die Ausländerhörde steht in gutem Kontakt mit 
den regionalen und ggf. überregionalen Akteu-
ren der Integrationsarbeit und tauscht sich regel-
mäßig im Rahmen von Netzwerktreffen aus.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde recherchiert relevante 
Netzwerke bzw. Netzwerkpartner.

•  Vertreter/innen der Ausländerbehörde nehmen 
an bestehenden Netzwerken teil.

•  Falls vor Ort kein Netzwerk besteht, initiiert 
die Ausländerbehörde zusammen mit anderen 
Akteuren die Gründung eines solchen.

Erläuterungen:

In vielen Kommunen bestehen bereits migrations- und integra-
tionspolitische Netzwerke, deren Mitglieder – Beratungsstellen, 
Sprachkursträger, Verwaltung, Integrationsbeauftragte, Migran-
tenorganisationen und andere – Informationen austauschen und 
ihre Zusammenarbeit konkretisieren. Hierzu zählt insbesondere das 
vom Sozialministerium koordinierte Netzwerk der Kooperativen 
Migrationsarbeit Niedersachsen in deren Regionalverbünden die 
Beratungsdienste verknüpft sind.

Die Teilnahme an solchen Netzwerken kann für die Ausländerbe-
hörde in mehrfacher Hinsicht sinnvoll sein. Zunächst findet hier 
ein sachlicher Informationsaustausch in größerer Runde statt. Eine 
Annäherung an Akteure, mit welchen die Kommunikation in der 
Vergangenheit eher als konfliktbehaftet erlebt wurde, fällt u.U. 
leichter. Zudem kann die Ausländerbehörde durch die Vermittlung 
ihres ausländerrechtlichen Fachwissens nicht nur zur Erweiterung 
des Kenntnisstandes der Netzwerkmitglieder beitragen, sondern 
auch bestimmte Entscheidungen nachvollziehbar machen. Die 
Ausländerbehörde erhält im Gegenzug nützliche Informationen für 
ihre eigene Beratungstätigkeit.

Maßnahme 11.4: Abschluss von Kooperationsvereinbarun-
gen mit externen Akteuren

Ergebnis: Mit einem oder mehreren verwaltungsexternen 
Akteuren besteht eine Kooperationsverein-
barung, in der der Wille zur Zusammenarbeit 
bekundet wird und die Art und Weise der 
Kooperation festgeschrieben ist.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde analysiert die bestehen-
den Kooperationsstrukturen mit Akteuren der 
Migrations- und Integrationsarbeit außerhalb 
der Verwaltung.

•  Sie identifiziert die Verbesserungsbedarfe 
hinsichtlich der Zusammenarbeit.

•  In gemeinsamen Gesprächen werden Ge-
genstand und Bedingungen der Kooperation 
abgestimmt.

•  In einer Kooperationsvereinbarung wird die 
zukünftige Zusammenarbeit beschrieben.

Erläuterungen:

Eine gute Kooperation mit Akteuren der Integrationsarbeit 
erleichtert die Tätigkeit der Ausländerbehörde und erhöht die 
Betreuungsqualität für die Kundinnen und Kunden. Beispielswei-
se kann ein Hand in Hand-Arbeiten von Ausländerbehörde und 
Jobcenter eine integrationsfördernde Wirkung für die Kundinnen 
und Kunden haben und sich zudem positiv auf die Wahrnehmung 
der Dienstleistungen der Ausländerbehörde niederschlagen. Eine 
vertrauensvolle, gemeinsam abgestimmte Zusammenarbeit von 
Ausländerbehörde und Interessensvertretungen der Kundinnen 
und Kunden (z.B. Migrantenorganisationen, Beiräte) kann zum 
Abbau etwaiger Spannungen oder Konflikten beitragen. 

Eine Kooperationsvereinbarung kann das geeignete Mittel sein, 
um die Zusammenarbeit zu institutionalisieren und die jeweiligen 
Voraussetzungen, Regeln und Inhalte festzuschreiben. Gegenstand 
der Vereinbarung können bspw. die Verabredung regelmäßiger 
Treffen, die Veranstaltung gemeinsamer Fachtagungen, eine ge-
genseitige Hospitation auf Sachbearbeiterebene sowie Regelungen 
zur gemeinsamen Fallbearbeitung sein.
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Ziel 12:  Die Ausländerbehörde macht ihre handlungs-
leitenden Prinzipien wie „Willkommenskul-
tur“ und „Serviceorientierung“ in der eigenen 
Verwaltungsorganisation wie auch in der 
Öffentlichkeit sichtbar.

Der Wandel im Selbstverständnis und Veränderungen in den Ver-
fahren und Strukturen der Ausländerbehörde werden in anderen 
Bereichen der Verwaltung und in der Öffentlichkeit vermittelt. 
Eine dadurch erreichte Veränderung des Bildes von der Ausländer-
behörde wirkt sich wiederum vorteilhaft auf die Bereitschaft von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus, in der Ausländerbehörde 
zu arbeiten und die dort eingeleiteten Veränderungsprozesse 
fortzusetzen.

Arbeitsfeld 12: Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation

Maßnahme 12.1: Entwicklung und Umsetzung einer Kom-
munikationsstrategie

Ergebnis: Die Ausländerbehörde nutzt verschiedene 
Mittel und Wege zur Außendarstellung ihres 
veränderten Aufgabenverständnisses und der 
ergriffenen Maßnahmen zur Weiterentwicklung 
ihrer Serviceorientierung und interkulturellen 
Ausrichtung.

Zentrale 
Aktivitäten:

•  Die Ausländerbehörde entwickelt eine Kom-
munikationsstrategie, in der sie die „Bot-
schaft“ ihrer Außendarstellung formuliert, 
Adressaten definiert und Maßnahmen festlegt, 
mittels derer die Adressaten erreicht werden 
sollen.

•  Die festgelegten Maßnahmen werden geplant 
und umgesetzt.

Erläuterungen:

Zur Veränderung des über Jahre hinweg geprägten, meist negati-
ven Bildes der Ausländerbehörde in der Öffentlichkeit können Ein-
zelmaßnahmen wie ein Presseartikel sinnvoll sein. Deren Wirkung 
ist jedoch eher gering. Um nachhaltige Wirkungen zu erreichen, 
bedarf es allerdings einer Kommunikationsstrategie, die sich mit 
unterschiedlichen, aufeinander abgestimmten Maßnahmen an die 
verschiedenen Adressaten der Ausländerbehörde richtet.

Die Entwicklung einer Kommunikationsstrategie kann in den fol-
genden drei Schritten verlaufen:

1.  Formulierung der „Botschaft“ der Außendarstellung der Aus-
länderbehörde

  Die Ausländerbehörde trifft Grundaussagen zu ihrem Selbst-
verständnis, ihren Aufgaben und ihren Dienstleistungen. Die in 
dieser Handreichung vorgeschlagenen zwölf Leitziele können 
dabei Orientierung geben. Auch die Vervollständigung der Sat-
zanfänge „Wir sind…“, „Wir bieten…“, „Wir streben nach…“ 
kann bei der Formulierung helfen

2.  Identifizierung der Adressaten
  Die Kommunikationsstrategie der Ausländerbehörde richtet 

sich nicht allein an ihre Kundinnen und Kunden. Auch andere 
Verwaltungsbereiche (z.B. Sozialamt, Jugendamt) und externe 
Kooperationspartner (z.B. Migrationsberatungsstellen, Migran-
tenorganisationen, Arbeitsverwaltung, Sprachkursträger) sowie 
die allgemeine Öffentlichkeit stellen Adressaten dar, für die 
eine spezifische Ansprache notwendig ist.

3.  Festlegung von geeigneten Maßnahmen zur Vermittlung der 
„Botschaft“

  Im dritten Schritt werden Maßnahmen und dazugehörige 
Instrumente festgelegt, die – bezogen auf die einzelnen Adres-
saten – als geeignet erscheinen, um die formulierte Botschaft 
zu vermitteln. Die Maßnahmen lassen sich in drei Kategorien 
unterteilen:

 a.  Information: Hier geht es in erster Linie um die Vermittlung 
von Fakten und die Darstellung sachlicher Inhalte wie die 
Beschreibung der Dienstleistungen und die hinreichende 
Information über die Angebote der Ausländerbehörde. Als 
Instrumente kommen bspw. der Webauftritt, ein Tätigkeits-
bericht oder ein Infoflyer in Frage.

 b.  Profilierung: Die Entstehung eines positiveren Bildes in der 
Öffentlichkeit soll gefördert werden; die Art der Darstellung 
ist emotional geprägt. Als Instrumente eignen sich z.B. eine 
Reportage „Ein Tag in der Ausländerbehörde“ oder Kunden-
porträts, die über verschiedene Medien verbreitet werden. 

 c.  Beziehungspflege: Wesentlich für eine positive Außenwahr-
nehmung der Ausländerbehörde ist nicht allein die Qualität 
der erbrachten Dienstleistungen. Der Aufbau konstruktiver 
Beziehungen mit den Adressaten und schließlich der Aufbau 
wechselseitigen Vertrauens tragen zu einer Verbesserung 
der Dienstleistungen bei und können die Wahrnehmung 
der Ausländerbehörde maßgeblich beeinflussen. Geeignete 
Maßnahmen sind u.a. Fallkonferenzen mit anderen Verwal-
tungsbereichen, Kooperationsvereinbarungen mit Bera-
tungseinrichtungen und eine Kundenbefragung.
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„Vision Willkommenskultur“  
- Ein perspektivischer Blick  

auf die Ausländerbehörde der Zukunft -  

 
 
 

Workshop - Dokumentation 

 

 

Dienstag, 22. Juli 2014, Stephansstift Hannover 
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Hintergrund und Ziele der Veranstaltung 

Niedersachsen ist ein Land der Vielfalt. Menschen unterschiedlicher Herkunft mit ihren ganz 

persönlichen Erfahrungen und Potenzialen bilden das Fundament für die zukünftige kulturelle, 

wirtschaftliche, demografische und gesellschaftliche Entwicklung unseres Landes.  

Ziel der Landesregierung ist es, Niedersachsen als Lebens- und Arbeitsstandort langfristig at-

traktiv zu machen und insgesamt eine Willkommens- und Anerkennungskultur für alle Men-

schen mit Migrationshintergrund als politischen und gesellschaftlichen Grundkonsens zu etab-

lieren.  

Die Landesregierung hat deshalb in ihrer Koalitionsvereinbarung festgelegt, die Willkommens- 

und Anerkennungskultur gegenüber Menschen mit Zuwanderungsgeschichte zu verbessern. 

Ein Schritt hierzu ist die Stärkung der Willkommenskultur bei den Ausländerbehörden. Dort sol-

len Information, Beratung und Mittlerfunktion verstärkt in den Vordergrund rücken.  

Das Niedersächsische Sozialministerium hat zusammen mit dem Innenministerium und dem 

Institut für Sozialpädagogische Forschung gGmbH ein Konzept entwickelt, mit dem Ausländer-

behörden durch Beratung und organisationsentwicklerische Prozessbegleitung auf dem Weg 

zur Stärkung ihrer Serviceorientierung, interkulturellen Ausrichtung und Mittlerfunktion unter-

stützt werden sollen.  

Im Rahmen dieses Projektes wurden Vertreterinnen und Vertreter von Migrantenorganisationen 

und Beratungsdiensten sowie weitere engagierte Menschen, die im Laufe ihres Lebens eigene 

Erfahrungen mit Ausländerbehörden gesammelt haben eingeladen, ein zukunftsorientiertes und 

positiv formuliertes Szenario zu entwerfen: Wie sollte die Ausländerbehörde der Zukunft unter 

dem Gesichtspunkt „Willkommenskultur“ aussehen? 

Im Verlauf des Workshops erfolgten das Sammeln von Aspekten und die thematische Ausarbei-

tung zunächst an Thementischen. Daran anschließend werden die Ergebnisse im Plenum dis-

kutiert. 

Das sich dabei aus den individuellen Eindrücken, Erfahrungen, Wünschen und Bedarfen erge-

bende Bild soll in die weitere Projektarbeit und die spätere Dokumentation einfließen.  

Darüber hinaus soll es den Ausländerbehörden einen Abgleich und ein konstruktives Überden-

ken ihrer Struktur, Arbeitsweise und Serviceorientierung ermöglichen. 

Bei der Dokumentation der Diskussionsergebnisse haben wir uns daher auf eine stichwortartige 

Auflistung beschränkt. 

Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
Referat 301 – Migration und Teilhabe 

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2, 30159 Hannover 
Telefon: (0511) 120-5972, E-Mail: jens.jeitner@ms.niedersachsen.de
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An dem Workshop haben Vertreterinnen und Vertreter folgender Organisationen 
teilgenommen: 
 

• Niedersächsischer Integrationsrat

• Verband binationaler Familien und Partnerschaften e.V./Regionale Geschäfts-

stelle Hannover 

• kargah e.V.- Verein für interkulturelle Kommunikation, Flüchtlings- und Migrati-

onsarbeit 

• Türkische Gemeinde Niedersachsen e.V. 

• Arbeitsgemeinschaft MigrantInnen und Flüchtlinge Niedersachsen e.V. 

• Afrikanischer Dachverband Nord e.V.  

• Niedersächsische Aids-Hilfe/Baobab 

• Yezidisches Forum Oldenburg,  

• IBIS - Interkulturelle Arbeitsstelle für Forschung, Dokumentation, Bildung und Be-

ratung e.V. 

 

• Migrations - Beratungsdienste aus den KMN Regionalverbünden Braunschweig, 

Göttingen und Heide 

 

• Integrationslotsen u.a. aus Delmenhorst, Cloppenburg, Hannover, Melle,                                                                    

Osnabrück
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1. Lage und Gestaltung der Räumlichkeiten der Ausländerbehörde:  
Wie müssten die Räumlichkeiten der Ausländerbehörde gestaltet sein, damit sich 
Kunden/innen dort willkommen und wertgeschätzt fühlen? 
 
Struktur 

- Dezentralisierung der ABH oder mobile ABH, besonders im ländlichen Raum 

 

Räumlichkeiten: 
- Informationsschalter für allgemeine bzw. einfache Informationen 

- „Schnellschalter“ für einfache Angelegenheiten (z.B. Verpflichtungserklärungen, 

Abholung von eAt usw.) 

- Räume für „Mittler/innen“ wie z.B. Integrationslotsen 

- helle freundliche Räume  

- Wandgestaltung mit mehrsprachigen Postern und Informationen sowie ggf. Moni-

tor 

- Räume so gestalten, dass Privatsphäre und Datenschutz eingehalten werden 

können 

- barrierefreier Zugang 

- gute Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, Parkmöglichkeit 

 

Wartezonen:  
- kindgerecht 

- ausreichende Sitzmöglichkeiten 

- Ausstattung z.B. für Fotos, Kopierer, Internet, W-LAN, Schreibmöglichkeiten  

- Wasserspender 
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2. Dienstleistungen und Kommunikation:  

Welche Informationen und Hinweise erwarte ich  

a) von der Institution Ausländerbehörde bzw.  

b) von einer/m Sachbearbeiter/in als Teil der individuellen Beratung? 

 
a) von der Institution Ausländerbehörde bzw. 

- Mehrsprachige Informationen über Rechte und Pflichten 

- Aufenthaltsverfestigung als Ziel im Auge behalten 

-  „Wegweiser-Buch“ für „Neubürger“ 

- lieber persönliches Gespräch als Briefe  

- Einbeziehen von Integrationslotsen bei der Beratung 

- Infoaustausch mit Migrationsberatungsstelle (auch Weitergabe der persönlichen 

Daten) 

- Einbindung der Migrantenorganisationen 

- richtige Übersetzung (kein Google-Translater) 

- Dolmetscher (muttersprachlich)  

- Ausbau der Online-Angebote 

- Erreichbarkeit (E-Mail-Adresse / Telefonnummer) 

- kundenfreundliches Kontrollsystem (Info über Zeitablauf, evtl. per sms) 

- interkulturelle Kompetenz als Bestandteil der Ausbildung 

 

b) von einer/m Sachbearbeiter/in  
- Ziel sollte sein, was kann ich für den Kunden tun, nicht, wie schiebe ich ihn 

schnell ab (positive Grundhaltung) 

- Freundlich, serviceorientiert und lösungsorientiert  Kunde statt Fall 

- Nutzung des Ermessensspielraums  

- über Rechte nicht nur über Pflichten informieren 

- Nennung und Weiterleitung an Beratungsstellen 
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2. Dienstleistungen und Kommunikation:  

Welche Informationen und Hinweise erwarte ich  

a) von der Institution Ausländerbehörde bzw.  

b) von einer/m Sachbearbeiter/in als Teil der individuellen Beratung? 

 
a) von der Institution Ausländerbehörde bzw. 

- Mehrsprachige Informationen über Rechte und Pflichten 

- Aufenthaltsverfestigung als Ziel im Auge behalten 

-  „Wegweiser-Buch“ für „Neubürger“ 

- lieber persönliches Gespräch als Briefe  

- Einbeziehen von Integrationslotsen bei der Beratung 

- Infoaustausch mit Migrationsberatungsstelle (auch Weitergabe der persönlichen 

Daten) 

- Einbindung der Migrantenorganisationen 

- richtige Übersetzung (kein Google-Translater) 

- Dolmetscher (muttersprachlich)  

- Ausbau der Online-Angebote 

- Erreichbarkeit (E-Mail-Adresse / Telefonnummer) 

- kundenfreundliches Kontrollsystem (Info über Zeitablauf, evtl. per sms) 

- interkulturelle Kompetenz als Bestandteil der Ausbildung 

 

b) von einer/m Sachbearbeiter/in  
- Ziel sollte sein, was kann ich für den Kunden tun, nicht, wie schiebe ich ihn 

schnell ab (positive Grundhaltung) 

- Freundlich, serviceorientiert und lösungsorientiert  Kunde statt Fall 

- Nutzung des Ermessensspielraums  

- über Rechte nicht nur über Pflichten informieren 

- Nennung und Weiterleitung an Beratungsstellen 

 

- fachliche Kompetenz und Kenntnisse über die überwiegenden Herkunftsländer 

- mehrsprachiges Personal 

- interkulturelle Kompetenz  / Sensibilität  

- Vermeidung von Behördensprache (leichte Sprache) 

- Zeit nehmen 

- auf Augenhöhe sprechen (Respekt / Würde) 

 

 



66

Anhang 1

 
3. Haltung, Kompetenzen, Sprachkenntnisse:   

Welche grundlegenden Kompetenzen und Kundenorientierung erwarte ich von 
einer/m Sachbearbeiter/in der Ausländerbehörde?  
 

 

Kompetenzen 
- interkulturelle Kompetenz, Empathie 

- interkulturelle und migrationssensible Beratungskompetenz 

- Kommunikation / Gesprächsführung: verständlich machen und erklären 

- Sensibilität für die besondere psychische Situation der Kunden 

- Angst abbauen 

- Umfassende und aktuelle Fachkenntnisse 

- Länderwissen 

- Mehrsprachigkeit 

 

Haltung 
- offen, höflich, freundlich 

- ermöglichend statt verhindernd 

- Ermessensspielraum nutzen zugunsten Betroffener  

- beratend und vermittelnd (Potenziale) 

- vollständige und korrekte Informationen geben 

- objektiv ohne Ansehen der Rolle 

- Stigmatisierung vermeiden 

- ressourcenbewusster Blick 

- einfache Sprache  

- Gegenseitiger Respekt (nicht laut werden)  

- Kunden/innen begrüßen, aufstehen, abholen  
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3. Haltung, Kompetenzen, Sprachkenntnisse:   

Welche grundlegenden Kompetenzen und Kundenorientierung erwarte ich von 
einer/m Sachbearbeiter/in der Ausländerbehörde?  
 

 

Kompetenzen 
- interkulturelle Kompetenz, Empathie 

- interkulturelle und migrationssensible Beratungskompetenz 

- Kommunikation / Gesprächsführung: verständlich machen und erklären 

- Sensibilität für die besondere psychische Situation der Kunden 

- Angst abbauen 

- Umfassende und aktuelle Fachkenntnisse 

- Länderwissen 

- Mehrsprachigkeit 

 

Haltung 
- offen, höflich, freundlich 

- ermöglichend statt verhindernd 

- Ermessensspielraum nutzen zugunsten Betroffener  

- beratend und vermittelnd (Potenziale) 

- vollständige und korrekte Informationen geben 

- objektiv ohne Ansehen der Rolle 

- Stigmatisierung vermeiden 

- ressourcenbewusster Blick 

- einfache Sprache  

- Gegenseitiger Respekt (nicht laut werden)  

- Kunden/innen begrüßen, aufstehen, abholen  

 

- Kunden/innen auf Augenhöhe und mit Respekt behandeln 

Führung 
- Positive Haltung als Vorbild 

- Problemlöser und Wegweiser 

- Objektiv 

- Fallbesprechung im Team 

- Konsequenzen bei „rechter Grundhaltung“ von Mitarbeitenden 

- Austausch / Vernetzung mit Migrantenorganisationen und anderen Behörden    

ausbauen 

 

 

Behörde 
unterstützende Behörde 

- anderer Name 

„Ankommensbehörde“ 

„Willkommensbehörde“ 

„Migrationsbehörde“ 

„Zuwanderungsbehörde“ 

- Personal mit Migrationshintergrund in der ABH beschäftigen 

- Begegnung / Willkommensfeste in ABH ermöglichen 

- Beschwerdemanagement / Schlichtungsstelle / Reklamationsabteilung 

- Möglichkeit des Sachbearbeiter-Wechsels schaffen 

- Supervision / auch im Sinne der Mitarbeiter-Fürsorge   

- ausreichende Anzahl an Mitarbeitern 
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4. Abläufe/Verfahren:  

Worauf sollte bei den ausländerrechtlichen Verfahrensabläufen im Verhältnis ge-
genüber Kunden/innen geachtet werden? 

 

- Möglichkeiten aufzeigen / pro-aktive Beratung  

- Ermessensspielräume kundenorientiert nutzen 

- Information über Rechte und Pflichten sowie die benötigten Unterlagen zu Beginn 

des Verfahrens 

- Transparenz des Verfahrens verbessern 

- Verfahren vereinfachen (Bürokratieabbau) 

- kundenorientiert auf Beratungsangebote externer Stellen hinweisen – ggf. gemein-

same Fallarbeit durch intensivere Kooperation mit Beratungsstellen 

- rechtzeitige „Warnung“ durch ABH und Aufforderung zur Terminvereinbarung 

- umfassende und frühzeitige Beratung zum (Asyl)-Verfahren (ABH-App) 

- bessere Erreichbarkeit der ABH sowie Sachstandsmitteilungen verbessern 

- MI-Erlasse an KMN weiterleiten (Verbesserung Informationsmanagement) 

- digitale Antragsversion in vielen Sprachen 

- Online-Kundennummer, um sich in einem Web-Portal über aktuellen Stand des Ver-

fahrens informieren zu können 

- Terminvergabe: auch online und zeitnah (u.a. wg. Sozialleistungen) 

- bei Mitteilung eines ablehnenden Bescheids mehr Fingerspitzengefühl / Empathie  

- Feedback von Kunden und Migrantenorganisationen erbitten (anonym, neutral aus-

gewertet) + berücksichtigen / Evaluation in der Behörde 

- Informationsfluss und Nachvollziehbarkeit im persönlichen Gespräch klären 

- Voraussetzung für ein gutes Verfahren ist optimale + laufende fachliche Qualifizie-

rung der Mitarbeiter/innen in ausländerrechtlichen Fragen  
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Pilotprojekt zur Stärkung der Serviceorientierung, der Mittlerfunktion und der 

Willkommenskultur der Ausländerbehörden in Niedersachsen

Ziele, Erwartungen und Ausgangssituation
 

der teilnehmenden Ausländerbehörden

Zusammenfassung der Ergebnisse von Telefoninterviews zu Projektbeginn

Dezember 2014
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Einleitung

Das 2014 durchgeführte Pilotprojekt zur Stärkung der Serviceori-
entierung, der Mittlerfunktion und der Willkommenskultur von 
Ausländerbehörden in Niedersachsen beinhaltete ein zu Projekt-
beginn geführtes Telefoninterview mit den beteiligten Auslän-
derbehörden. Die Telefoninterviews lieferten Informationen zur 
Ausgangslage und zu den Erwartungen der einzelnen Ausländer-
behörde und somit eine Grundlage für die Beratung und Prozess-
begleitung. 

Im ersten Teil des Berichts wird zunächst die methodische Durch-
führung der Telefoninterviews beschrieben. Im zweiten Teil 
werden dann die Ergebnisse – gegliedert nach den einzelnen 
Themengebieten der Telefoninterviews – in anonymisierter Form 
zusammengefasst. Am Ende jeden Kapitels werden Ansatzpunkte 
für die Prozessbegleitung dargestellt, die aus den Ergebnissen der 
Telefoninterviews abgeleitet werden konnten. 

An dieser Stelle soll ausdrücklich die große Offenheit und Aus-
kunftsbereitschaft der interviewten Personen an den Standorten 
der beteiligten Ausländerbehörden herausgestellt werden. 
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Teil 1: Ziel und methodisches Vorgehen

1  Ziel und Gegenstand der Telefoninterviews 

In den öffentlichen Verwaltungen werden seit einiger Zeit Überle-
gungen angestellt, wie die eigene Service orientierung im Kontext 
einer vielfältig zusammengesetzten Bevölkerung mit unterschied-
lichen Lebenssituationen und Bedarfslagen verbessert werden 
kann. Unter der Überschrift „interkulturelle Öffnung“ richtet 
sich dabei ein besonderer Fokus auf die Bevölkerung mit Migrati-
onshintergrund. Mit geeigneten Maßnahmen soll dabei erreicht 
werden, den Zugang dieser Bevölkerungsgruppe zu Informationen 
und Angeboten der Verwaltung zu verbessern, Verständigungs-
schwierigkeiten und ggf. Konflikte im Kontakt mit Kundinnen und 
Kunden zu minimieren, die Dienstleistungen besser an den Bedarf 
dieser Bevölkerungsgruppe anzupassen und damit letztendlich 
einen Beitrag zur Verbesserung gesellschaftlicher Teilhabechancen 
zu leisten. 

Die Ausländerbehörden einer Verwaltung haben in diesem Zusam-
menhang eine besondere Bedeutung, da sie für die ausländische 
Bevölkerung in verschiedener Hinsicht – z.B. gemessen an der 
Häufigkeit der Kontakte und der Tragweite der Entscheidungen 
der Behörde – zu den wichtigsten Verwaltungsbereichen gehören. 
Daher unterstützte die niedersächsische Landesregierung im Rah-
men eines 2014 durchgeführten „Pilotprojekts zur Stärkung der 
Serviceorientierung, der Mittlerfunktion und der Willkommens-
kultur der Ausländerbehörden“ ausgewählte Ausländerbehörden 
darin, sich diesbezüglich weiterzuentwickeln. 

Ein erster Baustein dieses Projekts waren Leitfaden-gestützte Tele-
foninterviews mit Ansprechpersonen aus den zehn teilnehmenden 
Ausländerbehörden. Dadurch sollten Erkenntnisse gewonnen 
werden, 

•  welche Ziele und Erwartungen die Ausländerbehörden mit 
ihrer Teilnahme am Projekt verbinden,

•  wie die Behörden ihre Ausgangssituation im Hinblick auf 
verschiedene Teilbereiche und Aspekte beschreiben, die man 
mit den Leitbegriffen „Serviceorientierung, Mittlerfunktion und 
Willkommenskultur“ verbinden kann, 

•  welche weiteren Bedarfslagen hinsichtlich einer Weiterentwick-
lung noch bestehen,   

•  welche Voraussetzungen für eine Weiterentwicklung gegeben 
sein müssen bzw. welche Faktoren eine solche Ausrichtung 
ggf. erschweren. 

Der Hauptzweck der Telefoninterviews lag darin, eine gute Infor-
mationsgrundlage für die sich anschließende individuelle Prozess-
begleitung der einzelnen Ausländerbehörden zu erhalten. Darüber 
hinaus sollte als zusätzliches Produkt der hiermit vorgelegte Bericht 
erstellt werden, der eine Zusammenfassung der anonymisierten 
Ergebnisse der Telefoninterviews enthält. 

Das Projektkonzept basiert auf der Annahme, dass ein Verände-
rungsprozess von Ausländerbehörden nur in einem förderlichen 
Gesamtsystem erfolgversprechend gestaltet werden kann. Dies 
beinhaltet, dass der konkrete Nutzen gleichermaßen für Kund_in-
nen, Mitarbeiter_innen und die Verwaltung deutlich werden muss, 
damit der Veränderungsprozess allgemeine Akzeptanz findet und 
nachhaltige Ergebnisse erzielt werden können. Daher wurden in 
den Telefoninterviews Aspekte angesprochen, die über die Thema-
tik der „Serviceorientierung“ und „Willkommenskultur“ in einem 
engen Sinn hinausgingen.  

Konkret deckten die Telefoninterviews die folgenden fünf Themen-
felder und ihnen zugeordnete Einzelaspekte ab: 

  Themenfeld 1 „Ziele und Erwartungen der Teilnehmen-
den am Pilotprojekt“  

 (siehe Kapitel 3):
 – Ziele der Projektteilnahme
 – Erwartungen an die Prozessbegleitung

  Themenfeld 2 „Grundorientierungen zum Veränderungs-
prozess“  

 (siehe Kapitel 4):
 – Verständnis der Leitbegriffe des Projekts 
 – Leitlinien und Bezugsrahmen auf kommunaler Ebene  
 – Haltung der Führungsebene
 –  Einstellung gegenüber dem intendierten Veränderungspro-

zess in der Behörde 

  Themenfeld 3 „Ausgestaltung der Kunden- und Dienst-
leistungsorientierung“ 

 (siehe Kapitel 5):
 – Räumliche Gegebenheiten
 – Aspekte der Aufbauorganisation
 – Organisation der Dienstleistungserbringung 
 – Ermessensauübung 
 – Wahrnehmung von Beratungsaufgaben
 – Informationsangebot
 – Sprachliche Verständigung
 –  Beschwerdemanagement und Erhebung der Kundenzufrie-

denheit

  Themenfeld 4 „Personelle Voraussetzungen für einen 
Veränderungsprozess“  

 (siehe Kapitel 6):
 – Personalsituation 
 – Personalgewinnung 
 –  Verankerung und Förderung sozialer und interkultureller 

Kompetenz

 Themenfeld 5 „Austausch und Kooperation“ 
 (siehe Kapitel 7):
 – Kooperation mit anderen Stellen in der Verwaltung 
 –  Kommunikation, Kooperation und Vernetzung mit externen 

Akteuren



75

Anhang 2

2  Methodisches Vorgehen 

Die Telefoninterviews wurden anhand eines Leitfadens geführt, 
der insgesamt rund 40 Fragen zu den in Kapitel 1 dargestellten 
Themenfeldern und Einzelaspekten umfasst.7 Dieses Vorgehen 
sollte einerseits gewährleisten, dass möglichst alle als relevant 
angesehenen Themen angesprochen wurden. Andererseits bot 
dieses halbstandardisierte Verfahren hinreichend Offenheit für die 
Vertiefung von zusätzlichen Aspekten, die im Laufe des Gesprächs 
von den Interviewten selbst artikuliert wurden. Der Leitfaden ist als 
Anlage dokumentiert. 

Die zehn Ausländerbehörden, die sich an dem Pilotprojekt beteilig-
ten und für die Durchführung der Telefoninterviews Ansprechper-
sonen genannt hatten, hatten den Leitfaden vorab erhalten und 
konnten somit bereits im Vorfeld Überlegungen zu den Fragen 
anstellen. 

Die Telefoninterviews mit Ansprechpersonen aus neun Ausländer-
behörden bzw. Verwaltungen fanden zwischen Mitte April und 
Mitte Mai 2014 statt. In einem Fall konnte das Telefoninterview 
erst Mitte Juni stattfinden. Seitens der Verwaltungen nahmen 
an dem Gespräch zwischen einer Person und drei Personen teil, 
darunter Amtsleitungen, Produktverantwortliche, Fachdienst- und 
Abteilungsleitungen sowie ein Dezernent. Die meist zwei- bis drei-
stündigen Interviews wurden mit Einverständnis der interviewten 
Personen elektronisch aufgezeichnet und später transkribiert.

Die in diesem Bericht dargestellten Ergebnisse beruhen auf den 
Aussagen der an den Telefoninterviews teilnehmenden Personen 
und stellen damit deren Sichtweise dar. Häufig haben sie Einschät-
zungen zur Situation der Ausländerbehörde unter dem Vorbehalt 
getroffen, dass sich dies in den Workshop-Gesprächen mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erst noch bestätigen müsse. 
Grundsätzlich war es weder möglich noch beabsichtigt, den Inhalt 
der in den Telefoninterviews getroffenen Aussagen kritisch zu 
hinterfragen oder diese zu bewerten. 

Mit dem Bericht wird versucht, die Breite an Aussagen darzu-
stellen. Eine quantitative Auswertung war nicht beabsichtigt. Im 
Bericht finden sich daher nur grobe Angaben zur Häufigkeit der in 
den Telefoninterviews genannten Sachverhalte. Verallgemeinerun-
gen bezogen auf alle einbezogenen Ausländerbehörden oder gar 
darüber hinaus sind anhand der Ergebnisse nicht möglich. 
 
Die Aufbereitung der Ergebnisse folgt der im Leitfaden aufge-
führten Reihenfolge der Themen. Neben der Wiedergabe der 
wichtigsten Aussagen werden immer wieder charakteristische 
Originalzitate der interviewten Personen angeführt, um bestimmte 
Standpunkte und Erfahrungen in prägnanter Form wiederzuge-
ben. Die Auswahl der Zitate erlaubt keinen Rückschluss darauf, 
wie repräsentativ die getroffene Aussage für die einbezogenen 
Ausländerbehörden ist. 

7)   Die in der Übersicht in Kapitel 1 aufgeführte Gliederung der Themenfelder wie auch deren 

Bezeichnung sind im Vergleich zum Leitfaden etwas angepasst worden.  
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Teil 2: Ergebnisse der Telefoninterviews

3   Ziele und Erwartungen der Teilnehmenden 
am Pilotprojekt 

3.1 Ziele der Projektteilnahme  

Die interviewten Ansprechpersonen aus den Projektstandorten 
verbinden mit ihrer Teilnahme am Pilotprojekt ähnliche, dabei 
allerdings unterschiedlich akzentuierte Zielsetzungen.

Ausnahmslos alle Pilot-Ausländerbehörden geben an, dass 
Maßnahmen zur Verbesserung der Serviceorientierung nicht erst 
mit ihrer Projektteilnahme initiiert würden, sondern ein entspre-
chender Veränderungsprozess bereits seit einer Reihe von Jahren 
im Gange sei. In der Projektteilnahme sehen sie eine Möglichkeit 
der Selbstreflexion und Orientierung, in welchen Bereichen sie – 
gerade auch im Vergleich zu anderen Ausländerbehörden – bereits 
hohe Standards aufweisen und in welchen anderen Feldern sie 
sich noch verbessern können. 

Für jene Bereiche, in denen ein Verbesserungsbedarf deutlich 
wird, erhoffen sie sich von der Projektteilnahme die Gewinnung 
neuer Ideen sowie den Erhalt von Best Practice-Beispielen und 
praktischem „Handwerkszeug“, die sie für die Weiterführung ihres 
Veränderungsprozesses nutzen können. Dabei streben sie positive 
Wirkungen auf Seiten der Kund_innen, der Mitarbeiter_innen wie 
auch der Organisation „Ausländerbehörde“ an. 

Einige Pilot-Ausländerbehörden verbinden mit der Projektteilnah-
me das Interesse, deutlicher vermitteln zu können, dass sie heute 
bereits neben ihren ordnungsbehördlichen Aufgaben in einem 
beträchtlichen Maße auch serviceorientierte Tätigkeiten ausüben. 
Davon versprechen sie sich eine Verbesserung ihres Erscheinungs-
bildes und eine größere Anerkennung der Ausländerbehörden 
sowohl im Innenverhältnis der Verwaltung als auch in der Öffent-
lichkeit.   

Darüber hinaus haben einige Interviewte die Hoffnung geäußert, 
mehr Klarheit darüber zu gewinnen, was die politisch gewünschte 
Stärkung der „Willkommenskultur“ in einer nach wie vor als Ein-
griffsverwaltung tätig werdenden Behörde gerade auch aus Sicht 
der Politik bedeuten kann und soll. 

Eine solche, wie auch immer definierte Neuausrichtung könne ih-
rer Überzeugung nach nur gemeinsam mit den Mitarbeiter_innen 
der Behörde definiert und erfolgreich gestaltet werden. Von der 
Projektteilnahme erhoffen sie sich den notwendigen Rückenwind, 
der bei den Mitarbeiter_innen zu einer stärkeren Verinnerlichung 
des Paradigmenwechsels hin zu einer „Willkommensbehörde“ 
beiträgt. 

3.2 Erwartungen an die Prozessbegleitung

Aus den geäußerten Zielen leiten sich auch die Erwartungen der 
Pilot-Ausländer behör den an die Prozessbegleitung ab. Zusammen-
gefasst soll diese
 
 •  aus ihrer externen Warte heraus eine Analyse und Be-

wertung vornehmen, in welchen Feldern eine bestimmte 
Ausländerbehörde bereits gut sei und worin sie sich noch 
verbessern könne;

 •  konkrete Hinweise auf Verbesserungspotenziale wie auch 
einen dafür nutzbaren Werkzeugkoffer liefern;

 •  die häufig nach rein ordnungsbehördlichen Gesichtspunkten 
sozialisierten Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde in 
den Prozess einbinden und sie zu einer aktiven Beteiligung 
motivieren; 

 •  zu einer Systematisierung der an einem Standort durchge-
führten Veränderungsmaßnahmen beitragen;

 •  den Pilot-Ausländerbehörden einen Blick über den eigenen 
Tellerrand hinaus ermöglichen und den Austausch zwischen 
den teilnehmenden Behörden unterstützen;

 •  aus der Gesamtschau auf die Situation in den Pilot-Auslän-
derbehörden Lösungsansätze für identifizierte Probleme 
entwickeln.

Zudem besteht der Wunsch einiger Pilot-Ausländerbehörden, dass 
die von ihnen konstatierte Differenz zwischen den an sie gerichte-
ten Erwartungen als „Willkommensbehörde“ und den rechtlichen 
Gegebenheiten artikuliert und weitergetragen werden: 

  „Wenn ich möchte, dass die vermeintlichen Ermessensspielräu-
me großzügiger ausgelegt werden und humanitäre Aspekte 
noch mehr als bisher in die Entscheidungsfindung mit einbe-
zogen werden, dann muss ich jeden Mitarbeiter einer Auslän-
derbehörde auch autorisieren in dieser Weise zu entscheiden. 
Und das tut man durch eine entsprechende Anpassung der 
Gesetzeslage. Und das wäre so ein Wunsch von mir, dass man 
vielleicht innerhalb des Projektes diese Grenzen (…) aufzeigt 
(…). D.h. dass unsere Arbeitsgrundlagen nicht immer herge-
ben, was man in der Öffentlichkeit eigentlich einfordert.“

Wenn man eine andere Ausrichtung haben möchte – so eine an-
dere interviewte Person –, nämlich weg von der Zuwanderungsbe-
grenzung und hin zu einer Willkommenskultur, dann müsse man 
dem Ordnungsamt ‚Ausländerbehörde‘, dessen Aufgabe darin 
bestehe, bestehende Gesetze anzuwenden und umzusetzen, auch 
das „vernünftige Handwerkszeug“ dafür geben. 
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4   Grundorientierungen zum Veränderungsprozess

Ein erster Themenblock in den Telefoninterviews sollte Aufschluss 
darüber geben, welche Grundorientierungen zu einem Verände-
rungsprozess der Ausländerbehörde an einem Standort existieren 
und für die Projektdurchführung einen wichtigen Bezugsrahmen 
darstellen könnten. Im Einzelnen ging es um das Verständnis der 
in seinem Titel aneinander gereihten Leitbegriffe des Projekts, um 
mögliche Leitlinien und andere relevante Bezugsrahmen mit einer 
Orientierungsfunktion für einen Veränderungsprozess, um die 
Haltung die Führungsebene sowie um die Einstellung auf Seiten 
der Mitarbeiter_innen.

4.1 Verständnis der Leitbegriffe des Pilotprojekts  

Die Verwaltungen, denen die interviewten Personen angehören, 
haben sich erfolgreich um die Teilnahme an einem Pilotprojekt 
bemüht, das die Stärkung der Serviceorientierung, Mittlerfunktion 
und Willkommenskultur der Ausländerbehörde zum Ziel hat. Zum 
konkreten Inhalt dieser drei Leitbegriffe im Titel des Pilotprojekts 
äußern sie im Telefoninterview relativ genaue Vorstellungen, die 
sie teilweise bereits als umgesetzt sehen.  

Unter „Willkommenskultur“ verstehen einige zunächst, dass sie 
von ihren Kund_innen als „attraktive Anlaufstelle“ angesehen 
werden, in der sich diese willkommen fühlten, das Gefühl hätten, 
gut aufgehoben zu sein, und gerne in die Ausländerbehörde 
kämen. Dies gelte insbesondere für Neuzuwanderer, für die die 
Ausländerbehörde eine der ersten Anlaufstellen und das „Gesicht 
der öffentlichen Verwaltung“ sei.

Einschränkend weisen einige Interviewpartner_innen darauf hin, 
dass sich ein solches Verständnis als Willkommensbehörde für 
manche Kundengruppen schwerer etablieren ließe. Während 
eine Ausländerbehörde etwa gegenüber Personen mit einem 
gesicherten Aufenthalt kaum als „Eingriffsbehörde“ tätig werden 
müsse, sei der Anspruch der Willkommenskultur beispielsweise bei 
Personen, denen man aufgrund der Rechtslage kein Bleiberecht 
einräumen könne, sehr viel schwerer einzulösen. 

Mit dem Begriff „Willkommenskultur“ verbinden einige der 
Befragten zudem eine in der ausländerrechtlichen Beratung vor-
herrschende „Ermöglichungskultur“ – im Kontrast zu einer früher 
vorhandenen „Verhinderungskultur“, in der das Leitmotiv eher 
gewesen wäre, „was kann ich kaputt machen“ oder „wie kann 
ich ihn ablehnen, wie kann ich den Ausländer möglichst schnell 
wieder loswerden“.

  „Da hat sich ein Paradigmenwechsel vollzogen, indem wir also 
gucken, was können wir im rechtlichen Rahmen tun, um den 
Personen, die jetzt hier sind, entweder auch tatsächlich ein 
Bleiberecht – wie auch immer geartet – hier einzuräumen oder 
aber, wenn es tatsächlich nicht geht, aus welchen Gründen 
auch immer, sie im Beratungsgespräch dazu zu bewegen, 
vielleicht doch auch freiwillig auszureisen.“  

Einige Interviewpartner_innen beklagen allerdings, dass seitens 
der Politik und Öffentlichkeit ein Verständnis von „Willkom-
menskultur“ vorherrsche, das im Wesentlichen an der positiven 
Ermessensausübung (siehe dazu Kapitel 5.4) und der Erteilung 
von Aufenthaltserlaubnissen festgemacht werde, ohne dabei die 
geltende Rechtslage zu berücksichtigen.   

Eine perspektivische Beratung, die aufenthaltsrechtliche Möglich-
keiten aufzeigt und nicht nur auf aktuell bestehende Hindernisse 
fixiert ist, wird auch als zentraler Aspekt von „Serviceorientierung“ 
beschrieben. Als weiteres Element wird eine hinreichende und 
transparente Erläuterung von Sachverhalten genannt. Während 
einige Interviewpartner_innen dies auf die aufenthaltsrechtliche 
Beratung beschränken, können sich andere grundsätzlich eine 
Ausweitung der Beratungsaufgaben vorstellen. 

Im Grundsatz vertreten die Interviewpartner_innen aus allen einbe-
zogenen Ausländerbehörden die Auffassung, dass sich bei ihnen 
ein erheblicher Wandel „mehr weg von der Ordnungsbehörde, 
mehr hin zur Dienstleistungsbehörde“ vollzogen habe. 

Mit „Serviceorientierung“ in der Ausländerbehörde wird zudem 
eine psychologische Komponente verbunden, denn dort
 
  „geht es um Existenzen, um Bedrohung, um Ängste und da 

versuchen wir durch viel mehr Beratung, die wir jetzt machen, 
ein vertrauensvolleres Klima zu schaffen als es früher war. Wir 
versuchen, Ängste abzubauen, das gelingt nicht immer. Aber 
ich denke, dass wir es zu einem großen Teil schon geschafft 
haben, da eine gewisse Vertrauensbasis aufzubauen.“

Eine interviewte Person weist allerdings auf die für alle Beteiligten 
äußerst belastende Situation hin, wenn ein Vertrauensverhältnis 
entstanden sei und dann der Fall eintrete, dass kein Bleiberecht 
gewährt werden könne. Ein Mitarbeiter der Ausländerbehörde, 
der Hilfestellung gegeben und das Ankommen in Deutschland 
erleichtert habe, müsse möglicherweise dann auch derjenige sein, 
der eine Ausreiseverfügung zu treffen habe. Da sich das Span-
nungsverhältnis von Ordnungsbehörde und Willkommensbehörde 
auch weiterhin nicht auflösen ließe und Sachbearbeiter_innen 
unterschiedliche – helfende und versagende – Rollen einnehmen 
müssten, könne dies auch einen Glaubwürdigkeitsverlust der Aus-
länderbehörde und der dort tätigen Personen mit sich bringen.

Eine Mittlerfunktion, d.h. die Funktion einer systematischen Ver-
weisberatung von eigenen Kund_innen an andere Anlaufstellen, 
nehmen die einbezogenen Ausländerbehörden in unterschiedli-
chem, insgesamt aber eher geringem Umfang wahr. Zu diesem 
Leitbegriff haben die interviewten Personen die vergleichsweise 
geringsten Vorstellungen und Veränderungsabsichten. 
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Ansatzpunkte

Aus den Aussagen in den Telefoninterviews ergeben sich folgende 
möglichen Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozes-
ses:

u	 Klärung, wie die Leitbegriffe „Willkommenskultur“ und „Ser-
viceorientierung“ auch auf Personen mit geringen Aussichten 
auf Erhalt eines Bleiberechts angewendet werden können

u  Konkretisierung der Möglichkeiten aufenthaltsrechtlicher Bera-
tung im Sinne einer Ermöglichungskultur

4.2  Leitlinien und Bezugsrahmen auf kommuna-
ler Ebene 

Als reine „Ordnungsbehörde“ wurde die Ausländerbehörde früher 
kaum in einen inhaltlichen Zusammenhang mit den integrations-
politischen Aufgaben einer Kommune gebracht. Mit dem Wandel 
der Ausländerbehörden, durch den das Element der Service- oder 
Willkommensbehörde stärkeres Gewicht erlangt, zeigt sich auch 
diesbezüglich eine Änderung. An einigen Standorten der in das 
Pilotprojekt einbezogenen Ausländerbehörden wurden Integra-
tionskonzepte verabschiedet, in denen auch Bezüge zur Auslän-
derbehörde bestehen. An anderen Standorten wird im Zusam-
menhang mit der Diskussion integrationsbezogener Fragen die 
integrationspolitische Rolle der Ausländerbehörden nun deutlicher 
herausgestellt. 

Andere Interviewpartner_innen geben an, dass integrationspoli-
tische Aufgaben der Ausländerbehörde in ihrem Fall bislang nur 
dahingehend wahrgenommen werden, Berechtigungen oder 
Verpflichtungen für die Teilnahme an Integrationskursen auszu-
sprechen. 

An einem Standort hat die Leitidee, sich zur Bürgerkommune zu 
entwickeln, einen gewissen orientierenden Einfluss auf das Pilot-
projekt. Insgesamt scheinen die integrationspolitischen oder an-
deren Leitbilder einer Kommune aber einen eher geringen Einfluss 
auf die Entscheidung gehabt zu haben, einen Prozess zur Stärkung 
der Willkommenskultur von Ausländerbehörden zu durchlaufen.
 
In einem eigenen Leitbild für die Ausländerbehörde, in dem die 
„Prinzipien der Willkommenskultur“ verankert wären, sehen die 
interviewten Personen einen eher geringeren Nutzen. Anderer-
seits sind einige durchaus an einer Definition der Leitbegriffe für 
den Veränderungsprozess von Ausländerbehörden und an einer 
systematischen Beschreibung der Neuausrichtung der Ausländer-
behörden interessiert. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Konkretisierung der Leitbegriffe für den Veränderungsprozess 
von Ausländerbehörden 

u	 Systematische Beschreibung der Neuausrichtung der Auslän-
derbehörden in einem Gesamtkonzept

 

4.3  Haltung der Führungsebene 

Von der Verwaltungsspitze und den oberen Leitungsebenen 
werden die Teilnahme am Pilotprojekt und die damit verbundenen 
Zielsetzungen unterstützt – andernfalls wäre die Teilnahme auch 
nicht erfolgt. Tatsächlich sei die Initiative in Richtung einer Neuo-
rientierung der Ausländerbehörde häufig von der oberen Führung 
der Verwaltung ausgegangen, die eine Entwicklung der Auslän-
derbehörde in Richtung einer Willkommensbehörde wünsche. Dies 
wird als gut und berechtigt angesehen. 

Teilweise wird aber auch wahrgenommen, dass dies aus Sicht der 
Mitarbeiter_innen als Geringschätzung der bislang geleisteten 
„ordnungsbehördlichen“ Arbeit interpretiert werde. Um die erfor-
derliche Akzeptanz der Mitarbeiter_innen für einen Veränderungs-
prozess zu erhalten, wird daher teilweise der Wunsch geäußert, 
dass sich die Führung stärker einbringe, indem sie die damit 
verbundenen Ziele vermittle, vorhandene Stimmungen aufgrei-
fe, an die Bereitschaft der Mitarbeiter_innen zu Veränderungen 
appelliere und insbesondere auch Interesse an und Wertschätzung 
für die Arbeit der Ausländerbehörde zeige. Dies gelte sowohl be-
zogen auf die bereits erfolgten Entwicklungsprozesse in Richtung 
Willkommensbehörde als auch bezogen auf die (oft stiefmütterlich 
behandelten) ordnungsbehördlichen Tätigkeiten.

Einzelne Interviewpartner_innen sehen bei ihrer Verwaltungsspitze 
zwar eine grundsätzlich positive Unterstützung für das Projekt, 
die aber nicht mit konkreten Vorstellungen über die intendierten 
Veränderungen verknüpft sei, zumal die Ausländerbehörde bislang 
„nicht negativ“ aufgefallen sei und so kein unmittelbarer Anlass 
für Veränderungen wahrgenommen wurde. 

Einige Interviewpartner_innen gehen davon aus, dass die Unter-
stützung der Verwaltungsspitze angesichts der Haushaltssituation 
dort seine Grenze finde, wo die Veränderungen Geld kosten 
würden. 

Eine interviewte Person sieht in den erfolgenden Veränderungen 
in der Ausländerbehörde eine Vorbildfunktion für andere Verwal-
tungsbereiche. Sie geht davon aus, dass die Verwaltungsspitze die 
auf die Ausländerbehörde bezogene Diskussion um Willkommens-
kultur zu einem Projekt der gesamten Verwaltung machen werde 
und am Ende die Entwicklung eines gemeinsamen Leitbildes der 
Verwaltung stehen könnte. 
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Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Diskussion über mögliche Unterstützungsleistungen der Ver-
waltungsspitze für den Veränderungsprozess

4.4  Einstellung gegenüber dem intendierten 
Veränderungsprozess

 
Die Vorgaben hinsichtlich einer Neuausrichtung der Ausländerbe-
hörde werden auf kommunaler Ebene von der Verwaltungsspitze 
und der für den Bereich zuständigen Leitungsebene sowie ggf. 
von der Politik formuliert. Ausgehend von dieser Richtungsent-
scheidung wird eine wichtige Herausforderung häufig darin gese-
hen, die Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde auf diesem Weg 
mitzunehmen. Denn: 

  „Wenn die Mitarbeiter das nicht wollen, dann wird uns das 
niemals gelingen, und deswegen müssen wir selber mit den 
Mitarbeitern diese Richtung finden.“

Einige Interviewpartner_innen sehen erhebliche Veränderungen 
in der Grundeinstellung der Mitarbeiter_innen im Vergleich zu 
früheren Zeiten, als es zuweilen auch Personen gegeben habe, 
die „Ausländer als Feinde angesehen“ und in jeder durchgeführ-
ten Abschiebung ein Erfolgserlebnis sahen. Mittlerweile seien die 
Mitarbeiter_innen – auch durch altersbedingte Personalwechsel – 
doch „schon ziemlich aufgeschlossen“. 

Einige Befragte berichten von einer starken Verinnerlichung der 
Serviceorientierung und der Ermöglichungskultur bei den Mitarbei-
ter_innen, die sich u.a. im aktiven Bemühen ausdrücke, Möglich-
keiten für ein Bleiberecht oder eine Aufenthaltsverfestigung zu 
finden. Bei anderen Behörden sei die Notwendigkeit einer weite-
ren Stärkung des Servicegedankens und der Willkommenskultur 
noch nicht bei allen Mitarbeiter_innen angekommen. In dem auf 
politischer Ebene oder von ihren Leitungspersonen vertretenen 
Paradigmenwechsel würden einige eine Infragestellung ihrer bishe-
rigen, oft langjährigen Arbeit sehen:

  „Da hinterfragt man ja, habe ich denn alles falsch gemacht 
in der Vergangenheit. Da hatte man doch eher im Fokus, 
wenn jemand ausreisepflichtig war, auch alles Notwendige zu 
unternehmen, um dieser Ausreisepflicht dann auch Geltung zu 
verschaffen.“ 

Hier sei es wichtig, die in der Vergangenheit getane Arbeit nicht 
schlecht zu machen, sondern aufzuzeigen, dass sich die Anforde-
rungen an die Arbeit der Ausländerbehörde geändert haben und 
man sich dem anpassen und innovativer werden müsse. Das gehe 
nur, wenn man sich aktiv mit der Skepsis der Mitarbeiter_innen 
und den von ihnen geäußerten Problemen auseinandersetze und 
ihnen die Chancen einer solchen Veränderung vermittle.

  „Wenn ich jeden Tag nach Hause gehe und sage, so ein Mist, 
jetzt muss ich wieder dieses oder jenes demjenigen ausstellen, 
obwohl ich das eigentlich gar nicht wollte, weil ich eine ganz 
andere Meinung vertrete und eigentlich meine Meinung vom 
Gesetz durchaus mit gedeckt ist, da bin ich unzufrieden, da 
kann ich diese Rolle nicht bekleiden. Also muss ich doch zu-
mindest irgendwann zu einer Überzeugung gelangen, dass ich 
sage, es hat auch einen Charme, die Arbeit anders anzugehen 
und zu gucken, dass da mittelfristig der Gewinn für diese 
Gesellschaft ein anderer ist, als wenn ich Menschen immer nur 
dulde, dulde, dulde und restriktiv bin und ihnen damit aber 
auch ein wenig die Chance nehme, hier Fuß zu fassen und 
wirklich anzukommen.“ 

  
Eine klare Linie der Leitungsebene helfe dabei, den Mitarbeiter_in-
nen zu vermitteln, „wohin der Zug fährt“, selbst wenn denen 
dies aktuell wenig gefalle. Hilfreich könne es ferner sein, bei den 
Mitarbeiter_innen eine emotional neutralere Haltung gegenüber 
(positiven) aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen zu fördern, die 
sie selbst vielleicht restriktiver getroffen hätten („das müsst ihr 
sportlich sehen“). Ein Einstellungswandel könne aber nicht von 
heute auf morgen erfolgen. Gefördert werden könne er, indem 
möglichst viele Gelegenheiten geschaffen werden, über die ge-
wünschte Neuausrichtung zu diskutieren und nachzudenken. 
   
  „Wir können uns ja das Tollste ausdenken – wir müssen nur 

die Köpfe der Mitarbeiter erreichen. Denn es arbeiten eben 
Menschen hier.“

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Schaffung von Gelegenheiten für eine offene Diskussion mit 
den Mitarbeiter_innen Aktive Einbindung der Mitarbeiter_in-
nen bei der Festlegung von Veränderungsmaßnahmen 

u	 Darstellung nicht nur des Veränderungsbedarfs, sondern auch 
der bereits vorhandenen guten Praxis

5   Ausgestaltung der Kunden- und Dienstleis-
tungsorientierung

In einem zweiten Themenblock der Telefoninterviews ging es um 
die aktuelle und ggf. noch zu verbessernde Ausgestaltung der 
Kunden- und Dienstleistungsorientierung der Ausländerbehörden. 
Dabei wurden verschiedene Felder wie etwa räumliche Aspekte, 
die Aufbau- und Ablauforganisation, inhaltliche Aspekte der Auf-
gabenwahrnehmung sowie Aspekte der Information und Kommu-
nikation betrachtet. 
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5.1 Räumliche Gegebenheiten

Die räumlichen Gegebenheiten einer Ausländerbehörde bestim-
men den Gesamteindruck maßgeblich mit, den die Kund_innen 
im Hinblick auf die dort anzutreffende Kundenorientierung und 
Willkommenskultur erhalten. Verschiedene Leitfragen zu den Tele-
foninterviews bezogen sich daher auf diesen Aspekt. 

Eindruck des Gebäudes und Beschilderung

Das Gebäude, in denen die Ausländerbehörde jeweils unterge-
bracht ist, vermittelt nach Ansicht der interviewten Personen 
überwiegend einen freundlichen Eindruck. Als sehr hilfreich für 
das Zurechtfinden im Gebäude wird ein Infoschalter angesehen, 
an den sich Kund_innen wenden können und von dort weiter 
verwiesen werden. Die Beschilderung in den Gebäuden wird meist 
als gut, teilweise aber auch als optimierungsfähig eingeschätzt. 
An manchen Standorten wird überlegt, ob eine mehrsprachige 
Beschilderung sinnvoll sein könnte, um die Orientierung von Perso-
nen mit geringen oder fehlenden Deutschkenntnissen zu erleich-
tern. 

An negativ bewerteten Aspekten werden u.a. ein dunkler, nur per 
Bewegungsmelder erleuchteter Gang, der zu den Büroräumen der 
Ausländerbehörde führt, nicht vorhandene Kundentoiletten sowie 
das Fehlen eines Info-Schalters genannt.   

Gestaltung des Wartebereichs 

Der Wartebereich vermittelt in den Pilot-Standorten ein unter-
schiedliches Bild. Dort wo die Gegebenheiten positiv bewertet 
werden, wird dies festgemacht an 

n	 einem gesonderten und hinreichend großen Wartebereich, 
 
n	 der Ausstattung des Wartebereichs mit ansprechenden Möbeln, 

n	 dem Angebot an Spielzeug und/oder Spielgeräten für Kinder,

n	 der Bereitstellung von Informationsmaterialien (z.T. in Prospekt-
ständern),

n	 dem Aushang von Bildern an den Wänden und anderen De-
ko-Artikeln, 

n	 der Verfügbarkeit von Kassen-, Geldwechsel- und Fotoautoma-
ten. 

Weniger positiv fällt das Urteil dort aus, wo die Kund_innen über 
keinen gesonderten Wartebereich verfügen, sondern auf einem 
teilweise schmucklosen Flur sitzen bzw. stehen müssen. Zum Teil 
sei eine kurzfristige Behebung der wahrgenommenen Defizite auf-
grund von baulichen Gegebenheiten und Denkmalschutzgründen 
allerdings schwierig.

Gestaltung der Büroräume

Bei einer Mehrheit der in die Erhebung einbezogenen Ausländer-
behörden haben die Mitarbeiter_innen (überwiegend) Einzelbü-
ros. Dies wird insbesondere aus Datenschutzgründen für wichtig 
gehalten. Von einigen Befragten bemängelt werden eine insge-
samt beengte Raumsituation und ein sehr kleiner und als wenig 
einladend empfundener Bereich, der für Kundengespräche zur 
Verfügung steht. 

Auch Befragte aus jenen Ausländerbehörden, wo sich jeweils zwei 
Mitarbeiter_innen ein Doppelbüro teilen, äußern sich zufrie-
den. Zur Gewährleistung des Datenschutzes werde in der einen 
Behörde nur jeweils ein Kundengespräch durchgeführt und die 
Termine im halbstündigen Wechsel vergeben. In einer anderen 
Behörde finden zwar auch parallele Kundengespräche statt, wobei 
allerdings bei sensiblen Themen nur eine Person in das Zimmer 
gerufen werde. 

Eine Ausländerbehörde, die als Großraumbüro organisiert ist, sieht 
dies hingegen als ein „gewaltiges Problem“ an und verweist dabei 
neben den datenschutzrechtlichen Gründen auf den Geräuschpe-
gel, der ein konzentriertes Arbeiten erschwere. 

Sicherheitsaspekte werden meistens, aber nicht immer, durch 
(in der Regel offenstehende) Verbindungstüren zwischen den 
Einzelbüros gewährleistet. Teilweise verfügen die Ausländerbehör-
den über ein Alarmsystem, das an den einzelnen Arbeitsplätzen 
ausgelöst werden kann. In Büros mit Doppelbesetzung kann bei 
Konfliktsituation die andere Person eingreifen. Besondere Sicher-
heitsvorkehrungen hat eine Ausländerbehörde eingeführt, in der 
nach einer öffentlich kritisierten aufenthaltsrechtlichen Entschei-
dung eine größere Protestaktion in den Büroräumen erfolgte. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Erarbeitung von Vorschlägen für eine attraktivere Gestaltung 
des Wartebereichs

u	 Erarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bürosituation  

5.2  Aspekte der Aufbauorganisation 

Bei einem Teil der Telefoninterviews wurde die Frage der Integ-
ration der Aufgabenbereiche Migration/Integration und Aufent-
haltsrecht in einer Verwaltung thematisiert. Einige der Befragten 
äußern die Wahrnehmung, dass mit der organisatorischen 
Trennung dieser Bereiche auch Störungen in der Kommunikation 
und unterschiedliche fachliche Bewertungen von Sachverhalten 
einhergehen und daraus Spannungen resultieren können. 

Eine Ansprechperson berichtet, dass die Entscheidung, bei ihnen 
die Zuständigkeiten für Integration und Aufenthaltsrecht in 
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der gleichen Organisationseinheit anzusiedeln, zu den erhoff-
ten positiven Wirkungen geführt habe. Dazu gehöre, dass der 
Integrationsbereich Verständnis dafür entwickelt habe, dass die 
Ausländerbehörde an Rechtsgrundlagen gebunden sei, während 
die Ausländerbehörde sich damit beschäftigen musste, nicht mehr 
nur Ordnungsbehörde zu sein und beide Bereiche als „zwei Seiten 
einer Medaille“ zu begreifen. 
 
Andere Befragte haben den Wunsch einer organisatorischen Zu-
sammenführung aller spezifisch auf Migrantinnen und Migranten 
bezogenen Aufgaben in einem Geschäftsbereich geäußert, da dies 
besser ermögliche,

  „den Migranten aus einer Hand beraten zu können, dass man 
Einzelfälle auch miteinander bespricht.“

Als bewährte Praxis wird von den Befragten gewertet, dass die Zu-
ständigkeiten für Einbürgerung in der gleichen Organisationsein-
heit wie die Ausländerbehörde angesiedelt und ihr auch räumlich 
angegliedert seien. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Entwicklung und Diskussion von Optionen zur besseren organi-
satorischen Verbindung der Bereiche Integration und Aufent-
haltsrecht 

5.3 Organisation der Dienstleistungserbringung

Leitfragen zur Organisation der Dienstleistungserbringung be-
inhalteten die Teilbereiche Aufgabenverteilung, Steuerung des 
Kundenaufkommens und Organisation der Kundenkontakte. 
Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass es unterschiedliche 
Einschätzungen darüber gibt, welche Organisationsform für eine 
bestimmte Ausländerbehörde die bestmögliche Lösung darstellt 
und pauschalisierende Empfehlungen wenig sinnvoll sind. Un-
terschiedliche Rahmenbedingungen der Ausländerbehörden und 
eine unterschiedliche Gewichtung der Vor- und Nachteile, die mit 
alternativen Möglichkeiten verbunden werden, beeinflussen die 
Präferenz für eine bestimmte Lösung.   

Aufgabenzuordnung

Im Hinblick auf die vorgenommene Aufgabenzuordnung bilden 
die Ausländerbehörden im Grundsatz zwei Gruppen: In der einen 
haben die Sachbearbeiter_innen eine „Allround-Zuständigkeit“, 
d.h. alle haben identische und relativ umfassende Aufgaben, wozu 
teilweise auch der Asylbereich (Verlängerung von Aufenthalts-
gestattungen, Duldungen, Aufenthaltsbeendigungen) und das 
Sachgebiet der Einbürgerung gehören. Die Kund_innen werden 
den Sachbearbeiter_innen in der Regel nach Buchstabenbereichen 
zugeordnet. Als Vorteil einer solchen Lösung nennen die Befragten 
u.a. die einfachere Vertretungsregelung und den umfassenderen 

Kontakt zwischen Sachbearbeiter_innen und Kund_innen. Wenn 
es im Kundenkontakt um Spezialthemen gehe (wie etwa Blue 
Card, Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse, Sprachkurse) 
könne es allerdings vorkommen, dass das Detailwissen für ein 
weitreichendes Beratungs- und Informationsangebot fehle.

In der anderen Gruppe von Ausländerbehörden weisen die Mitar-
beiter_innen eine Spezialisierung nach bestimmten Rechtsgebieten 
oder fachspezifischen Zuordnungen auf (z.B. allgemeines Auslän-
derrecht, Asylrecht, Aufenthaltsbeendigung und Passbeschaffung, 
Einbürgerung, EU-Bürger_innen, Blue Card, Studierende). Größere 
Ausländerbehörden nutzen zudem die Möglichkeit zu weite-
ren Ausdifferenzierungen (Ausgabe von eAT und Annahme von 
Verpflichtungserklärungen; Unterscheidung von „Front Office“-Tä-
tigkeiten mit direktem/erstem Publikumskontakt und „Back Of-
fice“-Tätigkeiten). Ihre Präferenz für dieses Modell begründen sie 
mit der hohen Komplexität der Rechtsgebiete, die eine Spezialisie-
rung erfordere, um die Mitarbeiter_innen nicht zu überfordern.
 
Ein Bedarf, die aktuell bestehende Aufgabenzuordnung zu ändern, 
wurde in den Telefoninterviews nicht geäußert. 

Steuerung des Kundenaufkommens 

Im Hinblick auf die Steuerung des Kundenaufkommens wenden 
die in die Befragung einbezogenen Ausländerbehörden unter-
schiedliche Systeme an: Terminvergabe, freier Zugang für Kund_in-
nen während der allgemeinen Öffnungszeiten, „Mischsystem“ 
zwischen diesen beiden Varianten. 

Die Mehrheit der einbezogenen Ausländerbehörden verfügt über 
ein System mit Terminvereinbarungen. Meist werden Kund_in-
nen mit einem gewissen zeitlichen Vorlauf per Post über eine 
erforderliche Verlängerung ihres Aufenthaltstitels und die hierfür 
notwendigen Unterlagen informiert und erhalten einen Terminvor-
schlag. Wenn dieser nicht in Anspruch genommen werden kann, 
besteht die Möglichkeit einer telefonischen Änderung. Dabei wird 
meist flexibel auf Bedürfnisse der Kund_innen eingegangen. Für 
Kund_innen, die ohne vereinbarten Termin zur Ausländerbehörde 
kommen, werden unterschiedliche Regelungen angewendet. Sie 
reichen (je nach Sachlage) vom Bemühen, eine solche Person zwi-
schen vereinbarten Terminen zu bedienen bis hin zur Abweisung.
  
Die Befragten sehen in der Terminvergabe zum einen den Vorteil 
einer besseren Kundenorientierung, insofern diese im Vorfeld ge-
nau informiert werden, welche Unterlagen sie mitbringen müssen 
und dadurch ein zweiter Vorsprache-Termin vermieden werden 
könne. Ferner ermögliche ein fester Termin eine bessere Vorbe-
reitung auf die Situation eines Kunden oder einer Kundin. Ferner 
können äußerst kurze Wartezeiten gewährleistet werden. 

Für die Mitarbeiter_innen bringe die Terminvergabe den Vorteil 
einer flexibleren Wochen- und Tagesplanung mit der Möglichkeit, 
sich Zeiträume ohne Termine für die Fallbearbeitung und das Ver-
fassen von Bescheiden zu schaffen. 
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Einige wenige Ausländerbehörden verfügen über ein Mischsystem, 
d.h. neben der Terminvergabe hat die „Laufkundschaft“ die Mög-
lichkeit eines spontanen Besuchs der Ausländerbehörde.

Befragte aus Ausländerbehörden mit einer Terminvergabe oder 
einem Mischsystem haben in dieser Hinsicht keinen Handlungsbe-
darf geäußert. 

Einige wenige Ausländerbehörden verfügen über ein System, das 
Kund_innen während der Öffnungszeiten freien Zugang ermög-
licht. Der Zugang der wartenden Kund_innen zu den Büros der 
Sachbearbeiter_innen wird teilweise über Wartemarken und eine 
Aufrufanlage organisiert, andernorts achten die Kund_innen selbst 
darauf, wann sie an der Reihe sind. Teilweise besteht weiterhin 
vollkommene Zufriedenheit mit diesem System, wobei beispiels-
weise auf die kundenfreundliche Möglichkeit hingewiesen wird, 
die Ausländerbehörde auch sehr kurzfristig und flexibel ohne 
Termin aufsuchen zu können. Kritisiert wird allerdings die mitunter 
als unzureichend empfundene Zeit für eine ungestörte Fallbearbei-
tung, da die Sachbearbeiter_innen während der Öffnungszeiten 
stets für Kundenanliegen zur Verfügung stehen. Bei einer Behörde 
gibt es aktuell Überlegungen bzw. bereits konkrete Pläne, auf ein 
Terminvergabe- bzw. ein Mischsystem umzustellen. 

Einige Behörden verfügen über einen Serviceschalter, der an den 
einzelnen Standorten unterschiedliche Zuständigkeiten hat. Diese 
reichen von der Ausgabe von Informationen (ohne Beratung) und 
Formularen im einen Fall bis hin zur weitreichenden Bearbeitung 
von Anliegen, so dass Kund_innen nur dann an Sachbearbeiter_in-
nen im Back Office weitergeleitet werden, wenn das Anliegen im 
Front Office nicht erledigt werden konnte. Eine Behörde strebt die 
Einrichtung eines Servicepoints an.   

Telefonische Erreichbarkeit

In einigen Interviews wurde die Verbesserung der telefonischen 
Erreichbarkeit als Herausforderung bezeichnet, für das noch keine 
Lösung gefunden sei. Das gilt vor allem während Kundengesprä-
chen, da Telefonate in dieser Zeit in den meisten Ausländerbehör-
den grundsätzlichen nicht entgegengenommen würden. In einer 
Behörde werden Telefonate während dieser Zeit durch Kolleg_in-
nen oder den Anrufbeantworter angenommen. 

In anderen Ausländerbehörden werde die Annahme eines Telefo-
nats während eines Kundenkontakts weniger strikt gehandhabt, 
solange es sich nicht um eine Häufung von Unterbrechungen 
handele und die Gesprächssituation dies gerade erlaube. Den 
Anrufern würde dann ggf. ein Rückruf angekündigt. Ansonsten 
werde die Telefonnummer für einen Rückruf notiert. Bei längeren 
Abwesenheitszeiten eines Sachbearbeiters oder einer Sachbe-
arbeiterin werde das Telefon auf einen Kollegen umgestellt; bei 
kürzeren Abwesenheitszeiten ist ein Anrufbeantworter eingeschal-
tet. Auf diese Weise könne der in der Ausländerbehörde geltende 
Standard der ständigen telefonischen Erreichbarkeit stets eingehal-
ten werden.

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Erarbeitung eines Konzepts zur Umstellung auf ein (Misch-)
System der Terminvergabe 

u	 Erarbeitung eines Konzepts zur Einrichtung eines Servicepoints

u	 Entwicklung von Lösungen zur besseren telefonischen Erreich-
barkeit 

5.4  Ermessensausübung

Ein häufig zentraler Aspekt in der Diskussion um eine Stärkung der 
Willkommenskultur von Ausländerbehörden ist die Wahrnehmung 
von Ermessensspielräumen bei aufenthaltsrechtlichen Entscheidun-
gen. Wie auch immer die Rechtslage in einem konkreten Fall sein 
mag, ist die Entscheidung für oder gegen den weiteren Aufenthalt 
einer Person in Deutschland faktisch eine klare Aussage, wie will-
kommen diese Person in rechtlicher Hinsicht ist.

Viele Ausländerbehörden sehen sich allerdings gerade bei diesem 
Thema oft zu Unrecht an den Pranger gestellt. Dies bekräfti-
gen auch einige der interviewten Ansprechpersonen. Aus ihrer 
Sicht herrscht in der Öffentlichkeit die – von politischer Seite oft 
genährte – Auffassung vor, dass sich die „Willkommenskultur“ 
einer Ausländerbehörde insbesondere darin zeigen müsse, dass 
sie Ermessensspielräume grundsätzlich im Sinne der Kund_innen 
nutze. Die dieser Haltung zugrunde liegende Annahme, dass ein 
Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin bei Ermessensspielräumen nach 
Belieben so oder so entscheiden und etwa humanitären Aspekten 
den Vorrang geben könne, sei aber falsch. Sofern überhaupt die 
Tatbestände für eine Ermessensausübung erfüllt seien, müssten 
sich die Mitarbeiter_innen auch hier genau an die Gesetzeslage 
und den damit verbundenen Willen des Gesetzgebers sowie an die 
Vorgaben aus der Rechtsprechung halten. Insbesondere in Bezug 
auf Asylanträge habe die Ausländerbehörde lediglich die Aufgabe, 
die durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gefällten 
Entscheidungen umzusetzen.

Hinsichtlich der Frage, wie groß die Ermessensspielräume über-
haupt noch sind, gehen die Auffassungen der interviewten Perso-
nen auseinander. Eine Mehrheit der Ansprechpersonen vertritt die 
Auffassung, dass durch Erlasse und Rechtsprechung die Ermes-
sensspielräume in den letzten Jahren immer mehr eingeschränkt 
wurden und mittlerweile „gegen Null tendieren“ bzw. nur noch 
„ein kleiner Spalt“ offen stünde, „in dem man einmal einen 
Schritt nach links oder nach rechts gehen könne“. Dem stehen 
Aussagen von Befragten gegenüber, wonach die Ermessensspiel-
räume immer noch groß seien, diese aber entweder übersehen 
oder teilweise aus Unsicherheit heraus nicht genutzt würden. 
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Vor allem Befragte, die von engen Grenzen der Ermessensaus-
übung ausgehen, sehen die starke Fokussierung auf diesen Punkt 
als Kriterium für „Willkommenskultur“ sehr kritisch. Denn den 
nach Rechtslage entscheidenden Mitarbeiter_innen werde häufig 
pauschal eine inhumane Entscheidungspraxis aufgrund der ver-
meintlich nicht ausgenutzten Ermessensspielräume vorgeworfen. 
Aussagen von politischer Seite, Ermessensspielräume sollten künf-
tig positiver ausgelegt werden, hätten bei den Mitarbeiter_innen 
eine große Unsicherheit ausgelöst, was damit konkret gemeint 
und wie damit umgegangen werden solle. Denn eine Entschei-
dungspraxis grundsätzlich im Sinne der Antragsteller würde den 
rechtlichen Vorgaben widersprechen. 

Eine Ansprechperson vertritt die Auffassung, dass die aktuelle 
Rechtslage stark dem hinterherhinke, was mittlerweile vielfach 
politisch vertreten werde. Mit dieser Diskrepanz würden nun die 
Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde konfrontiert. Aufgabe 
der Ausländerbehörde sei es aber nicht, vermeintlich schlechte 
Gesetze zu korrigieren, sondern geltendes Recht anzuwenden. 

Eine von den Rechtsgrundlagen gedeckte wohlwollende Ermes-
sensausübung wird von nahezu allen Befragten als grundsätzliche 
Richtschnur akzeptiert bzw. auch praktisch umgesetzt.  

  „Wir beugen hier nicht das Recht, aber wir versuchen eben 
das, was möglich ist, auch möglich zu machen.“

  „Wir haben versucht, das letzte Stück Ermessen noch rauszu-
kitzeln.“

Hierzu werde beispielsweise in internen Fallkonferenzen ge-
prüft, ob und ggf. welche Gesichtspunkte berücksichtigt werden 
könnten (wie Familienverhältnisse, besondere persönliche Um-
stände, Erkrankung, Lebensalter, Integrationsleistung, Dauer des 
Aufenthalts, familiäre Bindungen etc.), um zu einer Entscheidung 
im Sinne des Kunden oder der Kundin zu kommen, die dann aber 
auch einer (hypothetischen) gerichtlichen Überprüfung standhal-
ten müsse. 

Von einem Standort wird berichtet, dass entsprechende Vorgaben 
und Verfahren der Leitungsebene dazu beigetragen haben, die 
Grenzen der Ermessensausübung auszureizen.

  „Also es wird immer noch mal und noch ein zweites und 
vielleicht ein drittes Mal nachgefragt, geht da nicht doch noch 
etwas. Das führt schon dazu, dass wir bei diesen Ermessen-
sentscheidungen also wirklich an der Grenze angelangt sind. 
Also noch mehr wäre dann eben nicht mehr vertretbar.“

Eine interviewte Person ist sich sicher, dass künftig – anders als 
dies in der Vergangenheit der Fall war – dass Ermessen immer 
mehr zu Gunsten der Ausländer ausgeschöpft werde, um deren 
Aufenthalt in Deutschland möglich zu machen. Dennoch seien 
diese Ermessensspielräume nie so groß, wie es in der Öffentlichkeit 
oft dargestellt werde.

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Überprüfung und Diskussion der Optionen einer wohlwollen-
den Ermessensausübung in der eigenen Behörde anhand von 
konkreten Fällen

5.5  Wahrnehmung von Beratungsaufgaben

Die bereits wahrgenommenen bzw. künftig intendierten Bera-
tungsaufgaben, die in den Telefoninterviews angesprochen wur-
den, lassen sich unterscheiden nach 

n	 ausländerrechtlicher Beratung, 

n	 Verweisberatung an andere Stellen, 

n	 fachlicher Beratung zu Fragen jenseits des Aufenthaltsrechts. 

Ausländerrechtliche Beratung

Hauptgegenstand der Beratung der Ausländerbehörden ist – ihrem 
Aufgabengebiet entsprechend – natürlich die aufenthaltsrecht-
liche Beratung. Für eine Minderheit der in die Telefoninterviews 
einbezogenen Ausländerbehörden beschränkt sich die Beratung 
im Wesentlichen auf diesen Bereich. 

Ein Merkmal von Serviceorientierung in der aufenthaltsrechtlichen 
Beratung sehen die interviewten Personen darin, dass nicht nur 
explizit geäußerte Beratungsanliegen der Kund_innen beantwortet 
werden, sondern auch analysiert wird, welche aufenthaltsrechtli-
che Verfahrenslösung die in deren Sinne bestmögliche sein könnte. 
Wenn eine Person

  „einen Aufenthaltstitel haben will nach einer bestimmten 
Norm und das nicht geht, dann kann man sich das einfach ma-
chen und sagen: Nee, geht nicht. Man kann aber dann auch 
weiter überlegen und im Gespräch mit der Ausländerin oder 
dem Ausländer dazu kommen zu sagen: Oh, da gibt es viel-
leicht eine Möglichkeit, einen [Aufenthalts-]Titel zu erwerben.“

Sofern sie sich hierzu geäußert haben, sehen alle Befragten eine 
solche Beratungspraxis als bei ihnen gegeben an. Die aktive Suche 
nach der besten Lösung beinhalte zudem, proaktiv zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen für eine Einbürgerung vorliegen. Die Entwick-
lung von Lösungen wird gerade auch dann als erforderlich erach-
tet, wenn ein Antrag aktuell noch abgelehnt werden musste.  
 
Einen Schritt weiter geht eine perspektivische Beratung, die nicht 
nur die aktuelle Sachlage in die Prüfung von Handlungsmöglich-
keiten einbezieht, sondern dahingehend berät, was in den nächs-
ten Jahren passieren müsse oder nicht passieren dürfe, damit sich 
die aktuelle aufenthaltsrechtliche Situation einer Person verbessert 
bzw. nicht verschlechtert. In dieser Hinsicht sehen sich einige 
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Befragte in ihrer Verwaltung mit der Erwartung konfrontiert, das 
Selbstverständnis über die Beratungsaufgaben der Ausländerbe-
hörde im Sinne einer „Ermöglichungskultur“ weiterzuentwickeln.

  „Also [unsere Leitungsperson] beklagt zum Beispiel: Wenn wir 
einem Ausländer vorhalten, also du bist jetzt im Leistungsbe-
zug, du hast im letzten Jahr nicht gearbeitet. – Warum seid ihr 
mit dem nicht mal zum Jobcenter gegangen und habt darauf 
hingewirkt, dass er vermittelt wird? Das ist nicht unsere Auf-
gabe. Oder das Selbstverständnis, dass es unsere Aufgabe sein 
könnte, ist bislang nicht da.“

Einer anderen Person ist bewusst, dass ein in dieser Hinsicht erwei-
tertes Verständnis Folgen auf die Beratungspraxis haben muss:

  „Damit geht eigentlich eine ganz andere Art und Weise von 
Arbeiten einher. Nicht, dass ich warte, bis einer auf mich zu-
kommt, sondern dass ich aktiv auf ihn zugehe und sage, jetzt 
läuft etwas ab oder jetzt ist was möglich oder es (…) müssen 
Dinge nachgewiesen werden. Aber es ist eine viel aktivere 
Rolle der Ausländerbehörde, die ich mir vorstelle. Und wie das 
konkret aussieht, das weiß ich ja gar nicht.“

Verweisberatung

Nur bei einer Ausländerbehörde beschränkt sich die Verweisbera-
tung im Grundsatz auf die Weiterleitung von Kund_innen an eine 
in der Verwaltung bestehende Stelle, zu deren Aufgaben explizit 
die Integrationsberatung gehört. Die meisten interviewten Perso-
nen geben an, dass die Mitarbeiter_innen ihrer Ausländerbehörde 
eine Verweisberatung an verschiedene andere Stellen vornehmen. 

  „Wir versuchen bei Fragen, die wir nicht selber beantworten 
können, auf externe Fachleute hinzuweisen. Dass wir sagen, 
da gibt es Sprachkurse bei der Kreisvolkshochschule, es gibt 
das Jobcenter oder es gibt eine Organisation für die Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse. Also da sind wir schon 
bemüht und das ist auch unser tägliches Geschäft, mit dem 
was wir leisten können – mit Hilfsangeboten, Fragen, Antwor-
ten – behilflich zu sein.“

  „Indem wir im direkten Gespräch abklären, was gibt es für 
Bedürfnisse, und dann insbesondere über unser Netzwerk 
die Akteure vor Ort kennen, und dann durchaus vermittelnd 
tätig sind und sagen: Hier ist eine Beratungsstelle, hier ist ein 
Integrationslotse, hier ist jemand, wenn es gesundheitliche Pro-
bleme gibt, der (…) erklärt das Gesundheitssystem.“

Wichtig sei dabei aber sich zu informieren, zu welchen Ergebnis-
sen die Verweisberatung geführt habe: 

  „Es reicht nicht zu sagen: Geh mal da hin. Sondern wir 
müssten dann auch noch fragen: War er da? Was wurde ihm 
gesagt? Also man muss enger dranbleiben.“  

Eine systematische Lotsenfunktion auf der Grundlage einer um-
fassenden Kenntnis der Anlaufstellen für unterschiedliche Fragen, 

an die weitergeleitet werden kann, wird aktuell aber eher nicht 
wahrgenommen. Die hierfür notwendige Voraussetzung, dass 
die Ausländerbehörde die relevanten Akteure und Netzwerke wie 
auch deren Unterstützungsangebote kennt, wird offenbar nur 
eingeschränkt erfüllt. So stellt eine Person fest, 

  „dass wir uns auch nicht so gut in allen möglichen anderen 
Bereichen auskennen und deswegen stehen wir manchmal 
vielleicht auch auf dem Schlauch, wenn Probleme von Aus-
ländern an uns herangetragen werden. Wobei es sicherlich 
eine gute Lösung gäbe oder eine Möglichkeit gäbe, die wir 
aber schlicht auch nicht wissen und dann eben sagen: Tut mir 
leid, kann ich Ihnen nicht sagen, da kann ich Ihnen auch nicht 
helfen. Obwohl es vielleicht was gäbe.“

Beratung zu Fragen jenseits des Aufenthaltsrechts

Eine Beratung zu Anliegen jenseits aufenthaltsrechtlicher Fragen 
ist in den teilnehmenden Ausländerbehörden bislang eher gering 
ausgeprägt. Einzelne Befragte äußern die Absicht einer Auswei-
tung der Beratung über die reine Verweisberatung hinaus.

Gleichzeitig weisen einige interviewte Personen auf den geringen 
zeitlichen Spielraum für eine umfassende Beratung hin: 

  „Das ist ein Zeitproblem (…), um das eigentlich machen zu 
können, was man möchte und was vielleicht machbar wäre.“ 

Die ambitioniertesten Zukunftsvorstellungen hat eine Ansprech-
person, die sich eine erhebliche Erweiterung der Funktionen der 
Ausländerbehörde in dem Sinne vorstellen könnte, 

  „dass man vielleicht so ein mehrsprachiges Beratungszentrum 
hat, orientiert an Lebenslagen ausländischer Mitbürger.“ 

Dort sollten dann Kompetenzen für das proaktive Erkennen von 
Beratungsbedarf zu unterschiedlichen Lebenslagen wie Bildung 
und Ausbildung, berufliche Fragen etc. vorhanden sein, um dem 
Beratungsbedarf entsprechend begegnen zu können. Dies erforde-
re allerdings eine deutliche Ausweitung der personellen Ressour-
cen und Qualifikationen.   

Eher skeptisch im Hinblick auf die Ausweitung der Beratungsleis-
tungen zeigt sich eine andere Ansprechperson. Denn um korrekte 
Auskünfte geben zu könnten, müsse man sich auch in anderen 
Rechtsgebieten gut auskennen. Diese bedinge aber einen erhebli-
chen Fortbildungsbedarf mit entsprechenden Kosten.  

Beratungs- und Serviceangebote für Fachkräfte

Eine notwendige Verbesserung der Willkommenskultur in Deutsch-
land wird häufig in Zusammenhang mit der Zuwanderung von 
ausländischen Fachkräften angemahnt. Dabei werden meist auch 
die Ausländerbehörden erwähnt.

Von den zehn Ausländerbehörden, die in die Telefoninterviews 
einbezogen waren, gelten Fachkräfte nur in einer einzigen als eine 
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wichtige Zielgruppe, für die auch eine hohe Beratungskompetenz 
aufgebaut worden sei. Zwei weitere Ansprechpersonen weisen 
darauf hin, dass die Gruppe der Fachkräfte deshalb nicht zu ihren di-
rekten Kundinnen und Kunden zählten, weil Relocation-Firmen oder 
die Unternehmen selbst „Rundum-Sorglos-Pakete“ für diese Perso-
nen schnürten und dadurch wenig Beratungsbedarf übrig bleibe.

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Diskussion von weiteren Möglichkeiten einer proaktiven auf-
enthaltsrechtlichen Beratung im Sinne einer „Ermöglichungs-
kultur“

u	 Erstellung einer Übersicht über Beratungsangebote mit den 
Kontaktadressen 

u	 Klärung der Erwartungen und Möglichkeiten einer Ausweitung 
der Beratung jenseits aufenthaltsrechtlicher Fragen 

5.6  Informationsangebot

Ein Aspekt der Serviceorientierung von Ausländerbehörden ist 
das von ihnen vorgehaltene Informationsangebot. Dieses umfasst 
generell

n	 Merkblätter und Broschüren zu den Kernaufgaben der Auslän-
derbehörde,

n	 Informationsmaterialien anderer Organisationen zu Integrati-
onsthemen, 

n	 den Internetauftritt der Ausländerbehörde mit verschiedenen 
Angeboten.

Sowohl hinsichtlich der Art und Präsentation des Informationsan-
gebots als auch hinsichtlich der Bewertung seines Nutzens weisen 
die teilnehmenden Ausländerbehörden deutliche Unterschiede 
auf. 

Was die Breite des Angebots anbelangt, reicht die Spannweite 
von Ausländerbehörden, die nur sehr wenige (etwa vom BAMF 
herausgegebene) Broschüren und Infoblätter zu aufenthaltsrecht-
lichen Themen ausgeben bis zu anderen Ausländerbehörden mit 
einem umfangreichen Bestand an Informationsmaterial, das auch 
allgemeine Integrationsleitfäden der Kommune oder Broschüren 
zu lebenspraktischen Fragen beinhaltet. Einige der letztgenannten 
Ausländerbehörden planen, ihr Informationsangebot im Rahmen 
von (mehrsprachigen) Willkommenspaketen auszugeben.
 
Teilweise wird das Informationsmaterial im Wartebereich der 
Ausländerbehörde zugänglich gemacht. Andere Behörden sehen 
explizit davon ab und betrachten eine gezielte Aushändigung 
durch die Mitarbeiter_innen als sinnvoller. 

Der Nutzen von schriftlichem Informationsmaterial wird unter-
schiedlich beurteilt. Einige Ansprechpersonen weisen auf eine 
starke Nachfrage („Kunden klammern sich an Papier“) und/oder 
den Vorteil hin, dass mündlich vermittelte Informationen nochmals 
nachgelesen werden können. Bei anderen überwiegt eher der 
Zweifel, dass man angesichts der Diversität der Kundengruppen 
und ihres Bedarfs mit gedruckten Materialien tatsächlich die ge-
wünschten Informationen vermitteln kann. Zudem stelle sich das 
Problem, dass Informationsmaterial häufig nicht in den Sprachen 
erhältlich sei, die von neuzugewanderten Personen gesprochen 
werden. 

Internetauftritt der Ausländerbehörde

Der Internetauftritt einer Ausländerbehörde kann dazu genutzt 
werden, Informationen zu den Aufgaben der Behörde, zu den 
rechtlichen Voraussetzungen für verschiedene Anträge, zu An-
sprechpersonen und Kontaktdaten sowie zu den Öffnungszeiten 
bzw. Regularien der Terminvereinbarung zu vermitteln. Ferner 
können dort Antragsvordrucke, Merkblätter und Informationsbro-
schüren als Download-Angebot bereitgestellt werden. 

Faktisch wird der Internetauftritt der teilnehmenden Ausländerbe-
hörden überwiegend als verbesserungswürdig angesehen. Nur we-
nige bewerten ihr Informationsangebot als gut. Das am häufigsten 
genannte Defizit ist, dass Formulare nicht als Download-Angebot 
zur Verfügung gestellt werden. 

An einem Standort ist ein Ausbau des Internetangebots vorge-
sehen. An einem anderen Standort steht der Internetauftritt der 
Verwaltung insgesamt auf dem Prüfstand, um die Anwender-
freundlichkeit zu verbessern.

Insgesamt wird die Bedeutung des Internetauftritts allerdings als 
eher begrenzt eingeschätzt, denn nur ein Teil der Kundinnen und 
Kunden sei „Internet-affin“, während viele das persönliche Einho-
len von Informationen bevorzugen würden. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Erstellung einer Übersicht über Art und Bezugsmöglichkeiten 
von thematisch relevanten Informationsbroschüren, die von 
den Ausländerbehörden ausgegeben werden könnten

u	 Analyse des Internetauftritts anhand eines hierzu erstellten 
Leitfadens und Formulierung von Verbesserungsvorschlägen
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5.7  Sprachliche Verständigung

Durch die Vielfalt der Herkunftsländer der neuzugewanderten 
Kund_innen der Ausländerbehörde stellt sich die Herausforde-
rung der sprachlichen Verständigung, wenn das Gespräch nicht 
in Deutsch geführt werden kann. Die teilnehmenden Ausländer-
behörden weisen hinsichtlich ihrer Ausgangssituation als auch 
hinsichtlich der von ihnen eingesetzten Instrumente relativ große 
Ähnlichkeiten auf. 

In den meisten Ausländerbehörden verfügen die Mitarbeiter_innen 
über begrenzte Fremdsprachenkenntnisse – ganz überwiegend 
Englisch. Der damit erreichte Anteil unter den Kund_innen ist 
allerdings nicht sehr groß. 

Wenn Verständigungsprobleme zu erwarten sind, würden die 
Kund_innen in der Regel gebeten, zu ihrem Termin eine Begleit-
person mitzubringen, um zu dolmetschen. Dies funktioniere 
insgesamt relativ gut. Eine weitere Option ist die Übersetzung per 
Mobiltelefon durch eine von den Kund_innen angerufene Person. 
 
Eine befragte Person berichtet, dass die Ausländerbehörde über 
eine Liste von Dolmetschern und von im Integrationsbereich 
tätigen Personen verfügt, die im Bedarfsfall als Telefonübersetzer 
eingeschaltet werden könnten.  

In einigen Verwaltungen kann auf Kolleg_innen aus anderen 
Verwaltungsbereichen mit z.B. russischen, polnischen oder ser-
bischen Sprachkenntnissen zurückgegriffen werden. An einigen 
Standorten wird eine freiwillige Erhebung der in einer Verwaltung 
vorhandenen Sprachkenntnisse überlegt oder bereits geplant, um 
auf dieser Basis einen Dolmetscherpool aufzubauen. 

Einige Ausländerbehörden können auf qualifizierte ehrenamtliche 
Integrationslotsen oder Sprachmittler zurückgreifen, die teilweise 
für ihre Dolmetscherdienste eine Aufwandsentschädigung oder 
zumindest eine Fahrtkostenerstattung erhalten. 

Zusätzlich zum Instrument des Dolmetschens durch Personen setzt 
eine Behörde Zeigewörterbücher und selbst entwickelte Bildweg-
weiser ein. 

Die aus einem Servicegedanken heraus denkbare Möglichkeit, dass 
die Ausländerbehörde in der Regel regelmäßig für die sprachliche 
Verständigung Sorge tragen muss und ggf. hauptberufliche Dol-
metscher bestellt, sehen die Ansprechpersonen nicht finanzierbar. 

5.8   Beschwerdemanagement und Erhebung der 
Kundenzufriedenheit

Keine der in die Telefoninterviews einbezogenen Ausländerbehör-
den verfügt über ein strukturell verankertes Beschwerdemanage-
ment. Nach der Wahrnehmung der interviewten Personen gebe 
es über den Weg der Dienstaufsichtsbeschwerde oder informelle 
Wege allerdings auch „praktisch nie Beschwerden“, so dass in 
diesem Bereich kein Handlungsbedarf gesehen wird. 

Anders verhält es sich mit der Kundenbefragung. An den Stand-
orten einiger Ausländerbehörden wurden auf der Ebene der 
Gesamtverwaltung bereits Kundenbefragungen durchgeführt, 
die für die Ausländerbehörde eine gute Bewertung ergaben bzw. 
derzeit noch ausgewertet werden. An einem Standort fand – auf 
Initiative Dritter – eine Befragung von Personen im Wartebereich 
der Ausländerbehörde statt. Die Ergebnisse hätten allerdings ein 
verzerrtes Bild von der Ausländerbehörde gezeigt und den Wunsch 
hervorgebracht, „dieses wieder gerade zu rücken“. 

Etwa die Hälfte der teilnehmenden Ausländerbehörden hat sich 
zur Durchführung einer Kundenbefragung grundsätzlich positiv 
geäußert oder sogar stark interessiert daran gezeigt. Nur unter 
Einbeziehung der Perspektive der Kund_innen könne man einen 
Veränderungsprozess zur Stärkung der Serviceorientierung und 
Willkommenskultur mit der Sicherheit durchlaufen, dass dieser auf 
den Bedarf der Kund_innen eingehe. 

  „Wir haben über die Mitarbeiter geredet und über Prozes-
se, aber eigentlich nicht, was will der Kunde eigentlich, der 
Ausländer, und da müssen wir aus meiner Sicht auch mehr den 
Fokus darauf legen, sonst organisieren wir möglicherweise an 
unserem Kunden, dem Ausländer, vorbei. Machen etwas, was 
er gar nicht will.“  

Bei der Konzeption und Durchführung müsse allerdings das Ver-
hältnis von Aufwand und Nutzen beachtet werden. 

Neben einer Befragung der Kund_innen erwägen einzelne 
Interviewte, Personen mit engem Kontakt zur Kundengruppe 
nach deren Einschätzung zu befragen, was eine serviceorientierte 
Ausländerbehörde ausmacht und welche Verbesserungsbedarf sie 
in dieser Hinsicht erkennen.  

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Erstellung eines auf die Ausländerbehörde zugeschnittenen 
Konzepts zur Durchführung einer Kundenbefragung

6   Personelle Voraussetzungen für einen Verän-
derungsprozess 

 
Die Möglichkeiten und Erfolgsaussichten eines Veränderungspro-
zesses zur Stärkung der Serviceorientierung und Willkommenskul-
tur in einer Ausländerbehörde hängen in wesentlicher Weise von 
personellen Faktoren ab. Denn die Umsetzung von Maßnahmen 
und die Beibehaltung von Veränderungen benötigen einen ausrei-
chenden Bestand an zufriedenen und qualifizierten Mitarbeiter_in-
nen. Gegenstand der Interviews waren dementsprechend auch die 
Personalsituation, die Personalgewinnung sowie der Stellenwert 
und die Verankerung sozialer und interkultureller Kompetenz. 
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6.1  Personalsituation

Eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der Serviceorientie-
rung und Ausweitung der Mittlerfunktion sind mit einem zusätz-
lichen Zeitaufwand verbunden. Von der Personalsituation hängt 
daher ab, welche Zeitressourcen für solche Maßnahmen grund-
sätzlich zur Verfügung stehen und welche Bereitschaft hierzu auf 
Seiten der Mitarbeiter_innen besteht.

Stellenbemessung

Hinsichtlich der Bewertung der Stellenbemessung zeichnen die 
interviewten Personen ein unterschiedliches Bild von ihrer Auslän-
derbehörde. Eine Mehrheit der teilnehmenden Ausländerbehörden 
sieht sich diesbezüglich relativ gut aufgestellt. In einigen Behörden 
hat es in den vergangenen Jahren einen Personalzuwachs gege-
ben. 

Andere Behörden schränken ihre grundsätzliche Zufriedenheit 
etwas ein. So hofft eine Person, dass der höhere Arbeitsaufwand 
infolge der Einführung des elektronischen Aufenthaltstitels (eAT) 
noch bei der Stellenbemessung berücksichtigt wird. Eine andere 
Person berichtet von einer vorübergehend hohen Arbeitsbelas-
tung, als eine vakant gewordene Stelle nicht besetzt werden 
konnte. 

Einige Befragte weisen allerdings darauf hin, dass die Personalsi-
tuation bei weiter ansteigenden Asylbewerberzahlen schon bald 
sehr viel schwieriger werden dürfte. Eine Person sieht aktuell 
bereits kaum mehr einen Spielraum der Mitarbeiter_innen für die 
Übernahme von zusätzlichen Aufgaben zur Stärkung der Service-
orientierung und Mittlerfunktion. 

Nur eine Ausländerbehörde sieht sich explizit in einer schlechten 
Personalsituation und äußert den Wunsch nach einer besseren 
Personalausstattung. 

Fluktuation

Ein wichtiger Faktor für die Personalsituation ist die Fluktuation 
von Mitarbeiter_innen. In den meisten der einbezogenen Auslän-
derbehörden ist diese in den zurückliegenden Jahren sehr niedrig 
gewesen. Dies wird mit der Zufriedenheit mit einem interessanten 
und anspruchsvollen Aufgabengebiet sowie mit einem guten 
Betriebsklima begründet. Die gelegentlich aufkommende Kritik an 
einzelnen Entscheidungen der Ausländerbehörde und ihr als eher 
negativ angesehenes Image in der Öffentlichkeit scheinen den 
Zusammenhalt im Team der Ausländerbehörde noch zu festigen.
 
Aufgrund einer geringen Fluktuation gibt es in vielen Behörden 
Mitarbeiter_innen, die schon sehr lange, teilweise seit über 20 
Jahren in der Ausländerbehörde tätig sind und über einen entspre-
chend großen Wissens- und Erfahrungshintergrund verfügen.  

Bei einigen Ausländerbehörden hat sich allerdings die Fluktuation 
als großes Problem erwiesen. Als wesentliche Gründe werden das 
schwierige und häufig persönlich belastende Arbeitsfeld in der 

Ausländerbehörde und/oder der Anreiz besserer Aufstiegsmöglich-
keiten in anderen Tätigkeitsbereichen angeführt.  

Art der Beschäftigungsverhältnisse und Eingruppierung der Stellen 

Die teilnehmenden Ausländerbehörden unterscheiden sich 
hinsichtlich der vorwiegenden Beschäftigungsverhältnisse der 
Mitarbeiter_innen. Den einen Pol markiert eine Ausländerbehörde, 
in der es nur Beamtenstellen gibt, während der andere Pol von 
einer Behörde mit ganz überwiegend Tarifbeschäftigten gebildet 
wird. Dazwischen liegen Ausländerbehörden mit einer jeweils 
unterschiedlichen Zusammensetzung von Beamten und Tarifbe-
schäftigten.   

Mit der Eingruppierung der Stellen zeigen sich die meisten 
Befragten zufrieden. So ist eine beträchtliche Zahl der Sachbear-
beiter-Stellen im gehobenen Dienst angesiedelt bzw. in einer äqui-
valenten Entgeltgruppe für Angestellte eingestuft (wobei es sich 
hier teilweise um Überleitungsfälle aus dem alten BAT in den TVöD 
handelt). Damit ist die Eingruppierung dort höher als es das 2009 
veröffentlichte Gutachten „Stellenplan-Stellenbewertung“ der 
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
(KGSt) für die „Sachbearbeitung Ausländerangelegenheiten“ 
vorschlägt. Eine interviewte Person erläutert, dass die Verwaltung 
damit eine ganz bewusste Entscheidung getroffen habe, um die 
Qualität der Sachbearbeitung vor dem Hintergrund immer komple-
xer werdender Rechtsgrundlagen zu gewährleisten. Dies habe sich 
bewährt. 

Auch wenn in den teilnehmenden Ausländerbehörden mit einer 
niedrigeren Stellenbewertung nach Wahrnehmung der Befragten 
keine Unzufriedenheit mit der Stellenbewertung offen artikuliert 
werde, sehen einige Befragte darin nichtsdestotrotz ein wichtiges 
Thema mit Implikationen für die Arbeitszufriedenheit und die 
Personalbindung. Angesichts der hohen Anforderungen an die 
Mitarbeiter_innen im Vergleich zu anderen Dienststellen und der 
Belastungssituation sei es wichtig, qualifizierte Personen mit einer 
entsprechenden Eingruppierung zu betrauen.

   „Da würde ich mir schon für die Zukunft wünschen, dass man 
da mehr Möglichkeiten hat, auch höhere Vergütungsgruppen 
zu erreichen.“ 

Fachliche Kompetenz

Eine hohe fachliche Kompetenz ist die Grundlage für eine korrekte 
und gute Beratung und Sachbearbeitung. Insbesondere auf Seiten 
der Mitarbeiter_innen (d.h. mehr als 10 oder sogar 20 Jahre) in der 
Ausländerbehörde arbeiten, heben die befragten Personen durch-
gängig die sehr hohe fachliche Kompetenz hervor. 

Um auch neuen Mitarbeiter_innen einen profunden Einstieg in das 
komplexe Tätigkeitsfeld der Ausländerbehörden zu ermöglichen, 
regt eine Person die Etablierung von einwöchigen Grundkursen 
mit umfassenden Inhalten an, zu denen neben dem Aufent-
haltsrecht auch Themen wie interkulturelle Kompetenz gehören 
könnten.
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Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Abschätzung des zusätzlichen Arbeitsaufwands bei einer Ein-
führung der vorgeschlagenen Veränderungsmaßnahmen

6.2 Personalgewinnung

Während die Einschätzungen der meisten Interviewpartner_innen 
zur Personalbindung mit der Aussage „keiner will weg“ auf den 
Punkt gebracht werden können, gilt paradoxerweise gleichzeitig 
die Aussage „keiner will hin“, wenn doch irgendwann eine Stelle 
neubesetzt werden muss. 

Bei anstehenden Neubesetzungen werden Bewerber_innen meist 
(zunächst) über interne Stellenausschreibungen gesucht. Nach 
den bisherigen Erfahrungen gebe es hierauf aber in der Regel nur 
wenige oder gar keine interne Bewerbungen. Eine Ausländerbe-
hörde berichtet, aufgrund fehlender Erfolgsaussichten mehrfach 
auf interne Ausschreibungen verzichtet zu haben. Eine andere 
Ausländerbehörde schaltet ihre Stellenausschreibungen grundsätz-
lich gleichzeitig intern und extern. 

In den anderen Verwaltungsbereichen gelte ein Arbeitsplatz in der 
Ausländerbehörde als wenig beliebt, was teilweise an der spezia-
lisierten und schwierigen Rechtsmaterie, vor allem aber an der als 
schwierig, konflikthaft und belastend wahrgenommenen Interak-
tion mit den Kund_innen liege. Welche Überlegungen eine Person 
davon abhalten, sich auf eine Stelle in der Ausländerbehörde zu 
bewerben, schildert eine interviewte Person folgendermaßen:

  „Soll ich mich tagtäglich mit diesen Problemen und den 
Schwierigkeiten bei euch – Ausweisung, Abschiebung und 
alles was da auch eine Rolle spielt – auseinandersetzen? Da 
kann ich für die Entgeltgruppe 8 was anderes finden. – Und 
das ist dann klar, dass in der Regel dann intern nichts kommt 
aufgrund des negativen Images.“

Gleichzeitig sei das insgesamt zurückgehende Angebot von geeig-
neten Fachkräften spürbar. Die zahlreichen Initiativbewerbungen, 
die es nach Auskunft einer interviewten Person früher gegeben 
habe und aus denen die Ausländerbehörde dann schöpfen konn-
te, seien mittlerweile verebbt. 

Die Palette der von den Befragten geschilderten Wege zur Verbes-
serung der Personalgewinnung für ihre Behörde ist begrenzt: 

–  Einzelne Ausländerbörden haben in der jüngeren Vergangen-
heit auf die persönliche Ansprache bzw. Werbung von in Frage 
kommenden Kolleg_innen aus anderen Verwaltungsbereichen 
gesetzt. 

–  Ferner bieten einige wenige Ausländerbehörden Ausbildungs-
plätze an oder beschäftigen Praktikant_innen. Diese würden 

in aller Regel einen sehr positiven Eindruck von der Tätigkeit 
in der Ausländerbehörde mitnehmen und davon in anderen 
Verwaltungsbereichen berichten. 

Als Wunsch wird formuliert, dass es gelingen möge, das in der 
Verwaltung vorherrschende Bild von Ausländerbehörde positiv zu 
verändern und die Botschaft zu vermitteln, dass die Ausländerbe-
hörde über attraktive Arbeitsplätze verfügt. 

Beschäftigung von Personen mit Migrationshintergrund 

In nur wenigen teilnehmenden Ausländerbehörden befinden sich 
unter den Mitarbeiter_innen auch Personen mit einem Migrations-
hintergrund. Hinsichtlich einer Ausländerbehörde, in der das der 
Fall ist und sogar mehrere Personen mit Migrationshintergrund 
beschäftigt sind, wird dies sei auf eine explizite Politik der Verwal-
tung zurückgeführt. Diese bemühe sich gerade auch bei der Suche 
nach Auszubildenden und Anwärter_innen Personen mit Migrati-
onshintergrund anzusprechen. Auch im Auswahlverfahren hätten 
diese unter der Voraussetzung der erforderlichen Qualifikationen 
gute Chancen, berücksichtigt zu werden.

Andere interviewte Personen machen unterschiedliche Gründe 
dafür aus, warum in ihrer Ausländerbehörde keine Personen mit 
Migrationshintergrund beschäftigt sind: 

–  Bei den insgesamt relativ wenigen Stellenausschreibungen 
habe es keine passenden Bewerber_innen mit Migrationshin-
tergrund gegeben.

–  Im Auswahlverfahren für Ausbildungsstellen hätten sich Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund bislang nicht durchsetzen 
können.

–  Eine grundsätzlich als sehr geeignet betrachtete Person hätte 
eine Stelle aus formalen Gründen nicht erhalten können, weil 
sie im Unterschied zu anderen Bewerber_innen nicht den ein-
schlägigen Qualifizierungsweg durchlaufen hätte. 

Grundsätzlich würden alle Befragten einen höheren Anteil von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der Ausländerbehörde 
als sehr positiv betrachten.

  „Es ist sicherlich so, dass es durchaus wünschenswert wäre, 
wenn Personen mit Migrationshintergrund in der Ausländerbe-
hörde wären.“

Gerade auch als Voraussetzung für die Etablierung einer Willkom-
menskultur werden daher Veränderungen in der Personalentwick-
lung und insbesondere hinsichtlich des Einstellungsverfahrens für 
notwendig erachtet, damit 

  „einfach viel mehr Menschen mit Migrationsgeschichte auch 
hier im Haus beschäftigt werden, um sich dann auch Res-
sourcen zu verschaffen, über die wir im Moment gar nicht 
verfügen, die wir vielleicht bislang noch nicht einmal so sehr 
vermisst haben. Aber wenn wir diesen Weg gehen, dann 
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werden wir sie vermissen, weil sie notwendig sind: Ob das 
Sprachkenntnisse sind, die im Hause verfügbar sein müssten, 
ob das Kenntnisse sind über kulturelle Besonderheiten, die 
man wissen müsste im korrekten Umgang mit Menschen aus 
bestimmten Herkunftsländern.“

Ein möglicher Weg dahin wird darin gesehen, unter Jugendlichen 
mehr Werbung für eine Ausbildung in der Verwaltung zu betreiben 
(z.B. über das Anbieten von Schülerpraktika), damit Jugendliche mit 
Migrationshintergrund überhaupt erst auf die Idee kommen, sich 
auf einen Ausbildungsplatz in der Verwaltung zu bewerben.

Ferner wird die Einführung eines anonymisierten Bewerbungsver-
fahren als möglicherweise lohnenswerter Versuch angesehen, die 
Anzahl von Personen mit Migrationshintergrund in der Ausländer-
behörde mittelfristig zu steigern.  

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Identifizierung von Möglichkeiten, wie die Wahrnehmung der 
Arbeitsplätze in der Ausländerbehörde (auch im Kontext des 
sich wandelnden Aufgabenverständnisses) verbessert werden 
kann

u	 Diskussion mit der Personalabteilung über die Möglichkeit 
neuer/zusätzlicher Wege der Personalgewinnung

6.3   Verankerung und Förderung sozialer und 
interkultureller Kompetenz

Für eine nachhaltige Vertiefung der Willkommenskultur in Aus-
länderbehörden sind soziale und interkulturelle Kompetenzen der 
Mitarbeiter_innen eine wichtige Voraussetzung. Daher ging es in 
einem Teil der Interviews um die Bedeutung, die diesen Kompe-
tenzen beigemessen wird, um Strukturen und Prozesse, in denen 
diese Bedeutung zum Ausdruck kommt, sowie um Gelegenheiten 
zur Förderung dieser Kompetenzen.   

Stellenwert

Generell messen die Befragten sozialer und interkultureller Kom-
petenz einen hohen Stellenwert bei. Eine Person unterstreicht, 
dass diese Kompetenzen Voraussetzung seien, um Dinge aus 
einem anderen Blickwinkel zu betrachten, die eigene Sichtweise zu 
reflektieren und 

  „diesen Wechsel zu mehr Willkommenskultur, zu weniger 
Eingriffsverwaltung, wirklich gut hinzukriegen.“

Alle Ausländerbehörden können in diesem Zusammenhang auf 
(nachfolgend noch beschriebene) Maßnahmen zur Förderung von 
sozialer und interkultureller Kompetenz verweisen. Dennoch sehen 
hier einige noch Verbesserungsbedarf. Auch wenn man sich in 

dieser Hinsicht weiterentwickelt habe, könne man 

  „immer etwas gebrauchen (…), was einen besser macht, was 
einen noch ein bisschen mehr sensibilisiert für den Umgang 
mit Menschen, was einen noch mehr befähigt, empathischer 
zu sein und sich in deren Situation zu versetzen.“ 

 „Wenn wir Defizite haben, dann in diesem Bereich.“ 

Eine interviewte Person, die diese Bewertung teilt, möchte dies 
nicht auf ein jeweils individuelles Defizit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zurückführen. Diese Kompetenzen seien vielmehr 
durch die früher übliche „knallharte Anwendung des Ausländer-
rechts“ verschüttet worden. 

Soziale und interkulturelle Kompetenz in Instrumenten der Perso-
nalentwicklung

Instrumente und Maßnahmen der Personalentwicklung werden 
von den teilnehmenden Ausländerbehörden in unterschiedlicher 
Weise zur Ausbildung, Aufrecht erhal tung und Verankerung von 
sozialer und interkultureller Kompetenz genutzt. In den Telefonin-
terviews thematisiert wurden folgende Formen der Verankerung 
von sozialer und interkultureller Kompetenz:

(1) Anforderung in Stellenbeschreibungen
(2) Kriterium bei der Personalauswahl
(3)  Gegenstand von Teambesprechungen und Mitarbeitergesprä-

chen sowie Kriterium bei der Personalbeurteilung 
(4) Inhalt von Fortbildungen

Relevanz von sozialer und interkultureller Kompetenz in Stellenbe-
schreibungen

In den Stellenbeschreibungen der Sachbearbeiter-Stellen in der 
Ausländerbehörde ist der grundsätzlich anerkannte Stellenwert 
von sozialer und interkultureller Kompetenz ganz überwiegend 
nicht verankert. 

Ein Problem ist bereits, dass die Stellenbeschreibungen häufig 
veraltet sind. Dementsprechend werden weder das veränderte 
Aufgabenverständnis der Ausländerbehörde noch die hiermit ver-
bundenen Anforderungen in den Stellenbeschreibungen abgebil-
det. Teilweise ist ein schriftliches Anforderungsprofil für die Stellen 
überhaupt nicht vorhanden. 

Die Aufnahme von Aspekten der Serviceorientierung in die 
Tätigkeitsbeschreibungen wird von einer interviewten Person 
als sinnvolle qualitative Verbesserung angesehen, aus der auch 
hervorgehen müsste, welche zusätzlichen Aufgaben eine sich zur 
„Willkommensbehörde“ entwickelnde Ausländerbehörde hätte.
 
Eine andere Person sieht allerdings eine Herausforderung schon 
darin, Bewerber_innen mit den erforderlichen fachlichen Kompe-
tenzen zu finden, so dass die Einfügung zusätzlicher Anforderun-
gen in den Stellenbeschreibungen aktuell keine realistische Option 
darstelle.
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  „Ich glaube, da sind wir noch ganz weit von entfernt, wirklich 
ein Stellenprofil zu erstellen, um zu sagen, was muss jemand 
idealerweise mitbringen, um dem Arbeitsplatz mit seinen 
Anforderungen gut zu entsprechen, was Sprachkompetenz, 
interkulturelle Kompetenz sowie Konfliktfähigkeit, Kommu-
nikationsfähigkeit, Empathie und so weiter betrifft. (…). In 
der glücklichen Situation bin ich noch nie gewesen, so ein ge-
schärftes Profil zu erstellen und danach auswählen zu können. 
Das war bislang eher so (…), dass man eben froh ist, wenn 
sich überhaupt jemand bewirbt.“

Nur eine der interviewten Personen gibt an, dass Anforderungen 
an die soziale Kompetenz aktuell bereits in Stellenbeschreibungen 
in der Ausländerbehörde aufgenommen sind. 

Relevanz von sozialer und interkultureller Kompetenz bei der 
Personalauswahl 

Die häufig nur kleine Anzahl von Bewerbungen, die aus fachlicher 
Sicht in Erwägung gezogen werden kann, beeinflusst auch die 
Relevanz von sozialer und interkultureller Kompetenz als Kriterium 
für die Personalauswahl. 

Einige der Befragten geben an, dass dies im Bewerbungsverfahren 
gar keine Rolle spiele, denn man sei schon froh, überhaupt Bewer-
bungen zu erhalten. In anderen Ausländerbehörden sei interkultu-
relle Kompetenz zwar kein Kriterium in den Ausschreibungstexten. 
Im Bewerbungsgespräch würden interkulturelle Aspekte allerdings 
thematisiert oder man versuche, implizit zu einer Einschätzung 
zu gelangen. Andere Befragte zeigen sich eher skeptisch, ob die 
interkulturelle Kompetenz tatsächlich bereits im Bewerbungs-
verfahren beurteilt werden oder sich nicht vielmehr in der Praxis 
beweisen müsse. Aus einer Ausländerbehörde wird berichtet, dass 
die Zuweisung von Personal durch die Personalabteilung erfolge 
und sie in diesem Prozess keine Einflussmöglichkeiten habe. 

Zwei interviewte Personen geben an, dass die Beurteilung interkul-
tureller Kompetenz ein fester Bestandteil des Auswahlverfahrens 
bei ihnen sei und dieser Anforderung auch eine hohe Bedeutung 
für die Auswahlentscheidung beigemessen werde. Genannt 
werden hierbei eine entsprechende Auswertung der Bewerbungs-
unterlagen sowie die Aufnahme von diesbezüglichen Aufgaben, 
die die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren 
bearbeiten müssten.  

Relevanz in Teambesprechungen, Mitarbeitergesprächen, bei der 
Personalbeurteilung 

In den meisten der in die Interviews einbezogenen Ausländerbe-
hörden werden Mitarbeitergespräche durchgeführt, wenn auch 
nicht immer nach einem einheitlichen Verfahren. In diesem Rah-
men werden auch Themen wie Kunden- und Serviceorientierung 
angesprochen. Insbesondere vom Leiter/der Leiterin der Ausländer-
behörde werde die Reflexion interkultureller Aspekte erwartet.

In wenigen Ausländerbehörden ist die Bewertung der Kundenori-
entierung ein Kriterium bei der leistungsorientierten Bezahlung 

(LoB) für Angestellte. Mit Beamten würden ähnliche Gespräche 
geführt, in denen es auch um die Umsetzung des „Leitbilds Will-
kommensbehörde“ gehe. 

Darüber hinaus erwähnen Befragte, dass Aspekte von interkultu-
reller Kompetenz immer wieder Thema von Teambesprechungen 
seien. 

Eine interviewte Person, deren Ausländerbehörde bislang eher 
wenige Instrumente dieser Art eingeführt hat, sieht es als nützlich 
an, einen Veränderungsprozess dadurch zu unterstützen, dass in 
Mitarbeitergesprächen Zielvereinbarungen über die Fortentwick-
lung von interkultureller Kompetenz getroffen werden. 

Interkulturelle Kompetenz als Gegenstand von Fortbildungen

Die regelmäßige Fortbildung der Mitarbeiter_innen der Auslän-
derbehörde betrachten die interviewten Personen generell als ein 
wichtiges Instrument. In den allermeisten Ausländerbehörden gibt 
es auch entsprechende Angebote. Einzelne Personen bedauern 
allerdings eine starke Kürzung des Fortbildungsetats in der Verwal-
tung bzw. das Fehlen von besser erreichbaren Angeboten in der 
Region. Andere äußern, dass die Angebote nicht in dem Ausmaß 
von den Mitarbeiter_innen in Anspruch genommen würden, wie 
dies möglich wäre. 

In einer deutlichen Mehrheit der Ausländerbehörden haben (zu-
mindest ein Teil der) Mitarbeiter_innen an Fortbildungen zur Stär-
kung der interkulturellen Kompetenz teilgenommen. In einigen 
Fällen handelte es sich hierbei um verpflichtende Schulungen, die 
teilweise bereichsübergreifend durchgeführt wurden. 

Die Erfahrungen mit diesen Fortbildungen waren äußerst unter-
schiedlich. Im Falle jener Schulungen, die sehr positiv beurteilt 
werden, werden u.a. die hohe Kompetenz der Seminarleitung und 
die praktische Anwendbarkeit der Inhalte betont: 

  „Er verkörpert das einfach und hat ein großes Wissen. Was 
jeder sich daraus zieht, das ist dann auch wieder eine persön-
liche Sache, aber es war alles fundiert, es war alles glaubhaft, 
nachvollziehbar und einiges habe ich ausprobiert und es hat 
mir sehr geholfen. Das ist nicht immer der große Wurf, doch 
manchmal sind es viele Kleinigkeiten, die das ausmachen.“ 

Fortbildungen, bei denen das Ziel „grandios schief“ gegangen sei, 
die Mitarbeiter_innen für die interkulturelle Thematik zu sensibili-
sieren, werden u.a. mit den zu oberflächlichen und theoretischen 
Inhalten sowie einer geringen praktischen Erfahrung der Seminar-
leitung in Zusammenhang gebracht. Aus diesem Grund hätten 
sich keine konkreten Transfermöglichkeiten auf die eigene Arbeit 
eröffnet. 

  „Es war von den Lehrinhalten nichts dabei, wo man sagen 
könnte, da kann ich jetzt Nutzen für meinen Arbeitsalltag da-
raus ziehen. (…) So ein Grundverständnis für Interkulturalität 
– das ist durchaus schon längst bei allen vorhanden. Ich hatte 
jetzt eher die Hoffnung, dass es etwas ist, was uns im Umgang 
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mit unseren Kunden wirklich weiterhilft, wie man da bestimm-
te Fettnäpfchen umschiffen kann, wenn man weiß, dass es sie 
gibt.“

Aufgrund der negativen Erfahrenen in den entsprechenden 
Ausländerbehörden sei die Fortbildung zu interkultureller Kompe-
tenz zu einem „Reizthema“ geworden. Statt Mitarbeiter_innen 
mitzunehmen, habe man sie verloren: das „Thema war durch“. 
Die Absicht, nach besser geeigneten Angeboten zu suchen, blieb 
erfolglos, denn „es gab nichts, wo man hätte suchen können“. 

Weitere Befragte berichten, dass die Mitarbeiter_innen der Aus-
länderbehörde einer bevorstehenden Fortbildung mit sehr großer 
Skepsis begegnet waren, am Ende aber überwiegend eine positive 
Rückmeldung gaben. 

Eine Person weist auf das Problem hin, dass ungeachtet aller Im-
pulse, die man aus solchen Seminaren mitnehmen könne, schnell 
wieder die Alltagsroutinen einkehren. Eine stärkere Institutio-
nalisierung im Rahmen der Personalentwicklung wäre daher zu 
begrüßen. 

  „Das wäre mit der Personalentwicklerin auch abzuklären, 
wenn man irgendwann mal dahin kommt, dass man sagt: Wir 
haben ein Aufgabenprofil oder ein Anforderungsprofil für die 
jeweilige Stelle, dazu gehört das und das. Da müssen regelmä-
ßige Schulungen nachgewiesen sein.“

Umgang mit Konflikten als Gegenstand von Fortbildungen

Ein zweites, für die Ausländerbehörden grundsätzlich relevantes 
Fortbildungsthema zielt auf den Erwerb von Verhaltensrepertoires 
zur Bewältigung oder Deeskalation von Konfliktsituationen im 
Kundenkontakt. Eine interviewte Person könnte sich hierbei eine 
Verknüpfung mit dem Thema „interkulturelle Kompetenz“ gut 
vorstellen, zumal bei Konflikten häufig auch unterschiedliche kul-
turell vermittelte Sichtweisen oder das Rollenverständnis von Mann 
und Frau eine Rolle spiele. 

  „Wenn ich denen das als Mann das zweite Mal erzähle, hat 
es eine ganz andere Wirkung und Bedeutung als das was die 
Kollegin vielleicht inhaltsgleich (…) schon mal erzählt hat. Weil 
dann muss es ein Mann sein und dann muss es der Chef sein.“

Ein Teil der Ausländerbehörden hat in den vergangenen Jahren 
eine (zum Teil verpflichtende) Fortbildung zur Konfliktbewälti-
gung angeboten. Auch hier wird eine regelmäßige „Aktivierung“ 
der in der Alltagspraxis verlorengegangenen Handlungsoptionen 
befürwortet, indem entsprechende Schulungen (mit anderen in-
haltlichen Schwerpunkten) wiederholt würden. Als ein Ziel solcher 
Schulungen wird genannt, Konflikte so bewältigen zu können, 
dass beide Parteien – sowohl Mitarbeiter_innen als auch Kund_in-
nen – „dabei gut rausgehen und dass es nicht nur zum Schutz der 
einen Partei ist.“

Wichtig wird auch hier der Zuschnitt auf den Kontext der Auslän-
derbehörde angesehen. 

  „Solche Dinge, das wird ja alles angeboten bei uns im Hause. 
Das ist nur sehr allgemein gehalten. Aber das speziell runterge-
brochen auf die Ausländerbehörde – weil ich glaube, da läuft 
es immer noch ein bisschen anders – das wäre unser Wunsch.“ 

Vereinzelt wird zudem der Wunsch der Mitarbeiter_innen nach 
Fortbildungen zur Verbesserung ihrer Sprachkompetenzen er-
wähnt. 

Supervision

Die an rechtliche Vorgaben gebundene Arbeit der Ausländerbehör-
de bringe es mit sich, dass manchmal auch menschlich schwierige 
Entscheidungen zu treffen seien (wie etwa eine Aufenthaltsbeen-
digung oder die Versagung eines gewünschten Aufenthaltstitels). 
Dies könne für den jeweiligen Mitarbeiter, die jeweilige Mitarbei-
terin sehr belastend sein. Einige interviewte Personen könnten sich 
vor diesem Hintergrund eine Supervision als sinnvolles Instrument 
vorstellen, um zu lernen, wie man mehr Abstand gewinnt. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Definition der Anforderungen sozialer und interkultureller 
Kompetenz in der Ausländerbehörde und 

u	 Erstellung/Überarbeitung der Stellenbeschreibungen im Ein-
klang mit dem veränderten Aufgabenverständnis  

u	 Austausch mit dem Personalreferat im Hinblick auf Möglichkei-
ten einer stärkeren Berücksichtigung von sozialer und interkul-
tureller Kompetenz bei Stellenausschreibungen 

u	 Entwicklung von Kriterien und Methoden zur Messung von 
„interkultureller Kompetenz“ im Auswahlverfahren und bei 
der Leistungsbeurteilung

u	 Entwicklung eines auf die spezifische Situation von Auslän-
derbehörden zugeschnittenen Fortbildungskonzepts, das 
die Themen „interkulturelle Kompetenz“ und „Umgang mit 
Konflikten“ verknüpft 

u	 Klärung der Eignung und möglichen Ausgestaltung einer auf 
die Situation der Ausländerbehörde bezogenen Supervision

7  Austausch und Kooperation

Im Mittelpunkt eines letzten Blocks von Interviewthemen standen 
die Form und Qualität der Kooperationsbeziehungen der Auslän-
derbehörde sowohl mit anderen Stellen in der Verwaltung als auch 
mit verwaltungsexternen Akteuren.
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7.1   Kooperation mit anderen Stellen in der Ver-
waltung

Die Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungsstellen, mit denen 
es fallbezogen Schnittstellen gibt (z.B. Meldebehörden, Sozialamt, 
Jugendamt, Schulverwaltung, Gemeindeverwaltungen) wird von 
den interviewten Personen überwiegend als gut beurteilt, wobei 
sich die Kontakte häufig auf den (gelegentlichen) Austausch von 
Informationen beschränken. Einige Personen sehen diesbezüglich 
noch punktuellen Verbesserungsbedarf.  

Sehr unterschiedlich gestaltet sich die Kooperation mit Stellen, die 
in der Verwaltung für integrationsbezogene Aufgaben zuständig 
sind (Leitstelle für Integration, Integrationsbeauftragte_r, Integ-
rationsreferat etc.). Auf der einen Seite gibt es Standorte, wo die 
Kommunikation gut funktioniert und eine regelmäßige Einbindung 
der für Integration zuständigen Person(en) in Besprechungen 
erfolgt. 

  „Da ist ein reger Austausch und das hat erhebliche Auswirkun-
gen. Die kann man natürlich nicht messen, aber gefühlt bringt 
es beiden Seiten etwas.“ 

Auf der anderen Seite berichten befragte Personen von einer eher 
schwierigen Kommunikation mit den Beschäftigten im Integrati-
onsbereich. Einen Grund dafür sehen sie in der aus ihrer Sicht oft 
einseitigen, „parteiischen“ und oft nicht korrekten Beratung von 
Ratsuchenden im Zusammenhang mit ausländerrechtlichen Fra-
gen. Teilweise werde auf Seiten der im Integrationsbereich tätigen 
Personen ein Rollenverständnis wahrgenommen, das sich dann 
auch auf die Kund_innen übertrage: 

 „Das eine sind die Guten, das andere sind die Schlechten.“

Bei einem Teil dieser Ausländerbehörden und einer weiteren Grup-
pe, die bislang aus eher Distanz zum Integrationsbereich gehalten 
habe, besteht grundsätzlich der Wunsch nach einer engeren 
Kooperation.  

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Gespräche über Ansatzpunkte für eine verbesserte Vernetzung 
und Kooperation zwischen der Ausländerbehörde und den 
für Integration zuständigen Stellen in der Verwaltung (auf 
Leitungs- und/oder Sachbearbeiter-Ebene)

u	 Suche nach möglichen Schnittstellen für eine Zusammenarbeit

7.2   Kommunikation, Kooperation und Vernet-
zung mit externen Akteuren

Zu den externen Akteuren, mit denen die Ausländerbehörden 
Kontakte und Kooperationsbeziehungen pflegen, gehören in 
erster Linie (professionell oder ehrenamtlich) tätige Personen und 
Stellen im Integrationsbereich, aber auch andere Institutionen, von 
denen man Informationen benötige. Eine Reihe von Ausländerbe-
hörden wirkt zudem in Runden Tischen und Netzwerken mit. 

Kontakte und Kooperation mit Akteuren Im Integrationsbereich

Im Hinblick auf die Kooperation mit externen Akteuren im Integra-
tionsbereich schildern die interviewten Personen unterschiedliche 
Erfahrungen. Einige Befragte charakterisieren die Zusammenarbeit 
als schlecht bzw. nicht vorhanden. Das schwierige Verhältnis füh-
ren sie vor allem auf heftige Konflikte bis hin zur Diskreditierung 
von Sachbearbeiter_innen im Zusammenhang mit Entscheidungen 
der Ausländerbehörde zurück. Der Einsatz dieser Akteure für ver-
meintlich ungerecht behandelte Kund_innen der Ausländerbehör-
de basiere häufig auf einer Unkenntnis der jeweiligen Faktenlage, 
die zu einer Entscheidung geführt habe. Hier einzelfallbezogen auf 
die entscheidungsrelevanten Aspekte hinzuweisen – etwa auf die 
von einer Person begangenen Straftaten – sei aber aus Daten-
schutzgründen nicht möglich.

  „Die sehen eben alles nur, was ich für den armen Menschen 
tun kann, sehen aber nicht, warum er in diese Situation geraten 
ist, wollen es aber auch vielleicht nicht wissen. Und da ist es 
dann schwierig – auch unter Berücksichtigung des Datenschut-
zes – dann die Leute wieder so ein bisschen einzufangen.“ 

Nach Ansicht einer interviewten Person gehen die oft ungerecht-
fertigten Vorwürfe weniger von den professionell in der Integrati-
onsarbeit tätigen Personen aus, sondern eher von den 

  „guten Menschen aus der Nachbarschaft. Da ist das Interesse 
an dem, was im Gesetz steht, eher wenig ausgeprägt. Und 
die Presse legt auch keinen großen Wert drauf. Weil da ist die 
Schlagzeile nur halb so dick ist. Wenn man es wirklich sachlich 
aufbereitet, dann würden viele zu der Überzeugung kommen: 
Na ja gut, wenn das so ist.“   

Im Unterschied zu diesen eher negativen Erfahrungen berichtet die 
Mehrheit der Interviewpartner_innen über eine funktionierende 
Kommunikation und teilweise auch über eine gute Zusammen-
arbeit mit Institutionen und Gruppen in der Integrationsarbeit. 
Ein Aspekt, der hier genannt wird, ist der „gute Draht“ zu diesen 
Akteuren. Dieser werde auch durch die gemeinsame Teilnahme 
an einem integrationsbezogenen Netzwerk gefördert, das dazu 
beigetragen habe, auf beiden Seiten Vorbehalte abzubauen. Die 
persönlichen Beziehungen würden sich dadurch gerade auch bei 
Fällen mit Konfliktpotential als „belastbar“ erweisen. 

  „Die Kommunikationskanäle sind recht gut. Die würden nicht 
so eine Keule rausholen, ohne sich vorher erkundigt zu haben, 
wie die Rechtslage ist.“
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An zwei anderen Standorten werde erfolgreich der Kontakt zu 
verschiedenen Institutionen und Initiativen gesucht, um sich als 
Gesprächspartner anzubieten und 

  „um einfach mal so ein paar Grundzüge des Ausländerrechts 
zu erzählen und zu sagen, was geht und was nicht geht.“

Aus Sicht der Ausländerbehörde dienten die Gespräche dazu, 
Informationen über die Rechtslage zu bestimmten Fragen zu ver-
mitteln und eine Sensibilität für (nicht) vorhandene Entscheidungs-
optionen bei bestimmten Fallkonstellationen zu fördern. Damit 
solle auch eine Vertrauenskultur aufgebaut werden. 

Eine indirekte Form des Kontakts besteht darin, Informationen der 
Beratungsstellen an die Kund_innen der Ausländerbehörde weiter-
zugeben und sie an die Beratungsstellen zu verweisen. Eine Person 
äußert in diesem Zusammenhang den Wunsch, dass es nicht beim 
bisherigen „Dahinschicken“ bleibt, sondern dass eine Rückkopp-
lung und mehr Dialog stattfinden sollen. 

Punktuell gibt es zudem Formen der konkreten Zusammenarbeit, 
etwa im Rahmen eines Bleiberechtsprojekts. 

Mitwirkung in Netzwerken und an Runden Tischen

Ein Teil der Ausländerbehörden nimmt an Runden Tischen oder 
Netzwerken zu integrationsbezogenen Themen teil. Teilweise 
übernimmt die Ausländerbehörde hier die Aufgabe der Netz-
werkkoordination. 

Der Nutzen der Netzwerkarbeit bestehe für die Ausländerbehörde 
zum einen im Informationsaustausch und in der Vermittlung aus-
länderrechtlicher Hinweise. Zum anderen sei es sehr hilfreich, im 
Netzwerk potentielle Ansprechpersonen kennenzulernen und man 
dadurch „ein Bild vor Augen hat, wenn man miteinander telefo-
niert, weil man sich persönlich gesehen hat“. Diese Kontakte er-
öffneten im Bedarfsfall Anknüpfungspunkte für eine gemeinsame 
Suche nach Lösungen. Trotz eines potentiell weiterbestehenden 
fachlichen Disputs gelte es dabei, wechselseitig Respekt zu zeigen. 

Einige Behörden erkennen in diesem Feld noch Ausbaumöglichkei-
ten, weisen aber auch darauf hin, dass dies nur im Rahmen eines 
begrenzten Zeitbudgets möglich sei.

Kontakte und Kooperation mit weiteren Akteuren 

Weitere Kooperationsbeziehungen pflegen die teilnehmenden 
Ausländerbehörden mit jeweils unterschiedlichen Partnern. Ge-
nannt werden u.a. das Jobcenter, die IHK und die ZAV im Hinblick 
auf die Zuwanderung von Fachkräften, Konsulate oder Migranten-
vereine. In den meisten Fällen wird hier kein Bedarf für Verände-
rungsmaßnahmen gesehen. Zwei interviewte Personen bemängeln 
allerdings die sehr schwierige Erreichbarkeit des örtlichen Jobcen-
ters, um Auskünfte zu erhalten. Diesbezüglich wird der Wunsch 
nach klaren Absprachen geäußert. 

Ansatzpunkte

Mögliche Ansatzpunkte im Rahmen eines Veränderungsprozesses 
sind:

u	 Initiierung von Gesprächsrunden zwischen Vertreterinnen und 
Vertreter der Ausländerbehörde und der Akteure im Integrati-
onsbereich

u	 Analyse des Optimierungsbedarfs in der Kooperation mit 
anderen Institutionen und Definition von Verbesserungsmaß-
nahmen
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Nr. Leitfragen

1 Themenfeld „Identität und Organisation“

1.1 Welche Ziele verfolgen Sie mit der Teilnahme am Pilotprojekt?

1.2 Was verbinden Sie mit den Begriffen „Willkommenskultur“, „Serviceorientierung“ und „Mittlerfunktion“ in 
Bezug auf die Ausländerbehörde? 
Welche Charakteristika (z.B. bezüglich Selbstverständnis, Aufgabenbereichen, Art der Aufgabenbearbeitung) 
sollte eine Ausländerbehörde aufweisen, um Erwartungen in dieser Richtung zu entsprechen?

1.3 Gab oder gibt es in Ihrer Ausländerbehörde Überlegungen, die Ausrichtung der Behörde durch zusätzliche 
Service-, Beratungs- und Verweisaufgaben zu erweitern? 
Welche Möglichkeiten und welche Grenzen sehen Sie im Hinblick auf eine solche Veränderung?
Wurden in Ihrer Behörde bereits konkrete Schritte in dieser Richtung unternommen? Wenn ja, welche?

1.4 Welchen Beitrag leistet die Ausländerbehörde Ihrer Auffassung nach hinsichtlich der Verbesserung von ge-
sellschaftlichen Teilhabechancen? 
Halten Sie eine Ausweitung dieses Beitrags für möglich und sinnvoll?

1.5 Ist der Dienstleistungsgedanke in Ihrer Ausländerbehörde verankert? In welcher Form (z.B. in einem Leitbild)?

1.6 Wie sollte Ihre Ausländerbehörde in fünf Jahren aussehen, wenn Sie diese in Ihrem Sinne gestalten könnten? 
Welche Veränderungen hätte dies ggf. gegenüber der heutigen Gestalt der Behörde?

1.7 Welche (weiteren) Veränderungen wären in Ihrer Behörde erforderlich, damit sie sich in Richtung Ihrer Zu-
kunftsvorstellungen entwickelt? 

1.8 Wie steht die Leitungsebene zu möglichen Überlegungen zu einer Weiterentwicklung der Aufgaben und 
Funktionen der Ausländerbehörde?

Nr. Leitfragen

2 Themenfeld „Mitarbeiter_innen und Kompetenzen“ 

2.1 Wie beurteilen Sie die augenblickliche Personalsituation in Ihrer Behörde im Hinblick auf:
- die Stellenbemessung,
- die Fluktuation von Mitarbeiter_innen,
- das Fachwissen und andere tätigkeitsrelevante (z.B. soziale) Kompetenzen der 
 Mitarbeiter_innen?
Worauf ist dies zurückzuführen? Welche Konsequenzen auf die Arbeitsbelastung und die Arbeitsergebnisse 
resultieren daraus? Wie gehen Sie in Ihrer Behörde darauf ein? 

2.2 Wie viele Mitarbeiter_innen in der Ausländerbehörde haben – entsprechend der statistischen Kategorie – 
einen Migrationshintergrund? Welche Rolle spielt dies möglicherweise?

2.3 Sind die Kompetenzanforderungen an die Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde schriftlich festgehalten? 
Um welche Kompetenzen handelt es sich hierbei? 
Welchen Stellenwert haben Aspekte sozialer und interkultureller Kompetenz? Wird darauf bei der Einstellung 
von Führungskräften und Mitarbeitenden geachtet?

2.4 Nach welchem Verfahren erfolgt in Ihrer Behörde die Gewinnung neuer Mitarbeiter_innen? Welche Reso-
nanz gibt es auf ausgeschriebene Stellen?
Sind Auszubildende in der Ausländerbehörde tätig?
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Nr. Leitfragen

2.5 Welche Maßnahmen der Personalentwicklung finden bei Ihnen Anwendung? 
- Mitarbeitergespräche (mit Zielvereinbarungen), Beurteilungsgespräche 
- Fortbildungen (Welche Themen? Welcher Teilnehmerkreis?)
- Führungskräftetrainings (Welcher Fokus?)
In welcher Hinsicht halten Sie ggf. eine Ausweitung für sinnvoll?

2.6 Sehen Sie die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung der Kompetenzen der Mitarbeiter_innen (auch vor 
dem Hintergrund einer ggf. erwünschten Weiterentwicklung der Behörde)? Wenn ja, inwiefern?

2.7 Wie beurteilen die Mitarbeiter/-innen der Ausländerbehörde, so weit Sie dies einschätzen können, 
- ihre berufliche Situation (z.B. in Bezug auf Zufriedenheit mit der Tätigkeit, Entloh-
  nung, 
  Arbeitsumfang/-belastung, Aufstiegsmöglichkeiten)
- die Rahmen- und Umfeldbedingungen der Arbeit wie z.B. Arbeitszeitgestaltung, 
  Arbeitsplatzausstattung/ technische Unterstützung, Betriebsklima, Kommunikations-
  kultur mit Kund/-innen, Image der Ausländerbehörde 
Wie schätzen Sie diese Aspekte ein? Wo sehen Sie ggf. einen Entwicklungsbedarf?

2.8 Wie gut sind die Mitarbeiter_innen auf Stress- und Konfliktsituationen im interkulturellen Kontext vorberei-
tet? Welche Maßnahmen zur Bewältigung stehen zur Verfügung?  

Nr. Leitfragen

3 Themenfeld „Kund_innen und Dienstleistungen“

3.1 An welchem Standort befindet sich die Ausländerbehörde? Wie gut ist sie dort erreichbar und auffindbar 
(z.B. durch Hinweisschilder außerhalb und innerhalb des Gebäudes)? 
Wird der Zugang zu den Räumen der Ausländerbehörde (während der Öffnungszeiten) kontrolliert (z.B. 
durch Pförtner, elektrische Türöffner)?
Gibt es einen Infoschalter für allgemeine Auskünfte?

3.2 Wie beurteilen Sie die Gestaltung des Wartebereichs im Hinblick auf Kundenfreundlichkeit? Welche Informa-
tionen sind dort (über welche Medien) erhältlich? Worin sehen Sie ggf. Verbesserungsbedarf?

3.3 Wie beurteilen Sie die Ausschilderung der einzelnen Räume der Ausländerbehörde?
In welchen räumlichen Gegebenheiten finden Kundengespräche statt (Belegung der Büros, Mobiliar für den 
Empfang der Kund_innen)? 
Ist eine Vertraulichkeit der Gespräche gewährleistet? 

3.4 Wie ist die Leistungserbringung organisiert bezüglich 
a) Aufgabenverteilung (z.B. Personengruppen- oder Anlass-bezogene Zuständigkeiten, Spezialisierung nach 
Sachgebieten)
b) Steuerung des Kundenaufkommens (z.B. Öffnungszeiten, Terminvergabe, telefonische Erreichbarkeit, 
Info-Hotline)
c) Organisation der Kundenkontakte in der Behörde (z.B. Aufrufsystem, Wartemarken etc.)
Kann Ihrer Meinung nach die Organisation der Aufgaben verbessert sowie Abläufe noch optimiert und/oder 
beschleunigt werden?

3.5 Wurden bei Ihnen in den letzten Jahren Maßnahmen ergriffen, um die Dienstleistungsorientierung der Aus-
länderbehörde bei der Erbringung ihrer Leistungen zu optimieren? Wenn ja, welche?



96

Anlage: Leitfragen für das Telefoninterview

Nr. Leitfragen

3.6 Können Sie sich eine stärker im Sinne der Klienten liegende Auslegung von Ermessensspielräumen bzw. un-
bestimmten Rechtsbegriffen vorstellen? Inwiefern? Wie könnte dies ggf. gefördert werden?

3.7 Welche Leistungen jenseits der ordnungspolitischen Aufgaben erbringt die Ausländerbehörde? Welche Bera-
tungsaufgaben übernimmt sie – zu welchen Aspekten und in welcher Form?
Auf welche Informationsgrundlagen (z.B. Liste von Ansprechpersonen) können die Mitarbeiter_innen hierbei 
zurückgreifen?

3.8 Welche Informationsangebote hält die Ausländerbehörde für Kund_innen bereit?
Verfügt die Ausländerbehörde über einen Internetauftritt? Welche Informationen sind dort verfügbar? Wie 
sind Ihre Erfahrungen mit der Nutzung?

3.9 Mit welchen Mitteln wird in Ihrer Ausländerbehörde auf Verständigungsschwierigkeiten mit Kund_innen 
reagiert (z.B. eigene Sprachkompetenzen von Mitarbeiter_innen, Nutzung von Dolmetschern, Einsatz von 
Sprachmitteln, mehrsprachige Formulare und Informationsbroschüren)?

3.10 Welchen Anteil unter den Kund_innen haben qualifizierte Personen (zugewanderte Fachkräfte, Wissen-
schaftler_innen, Studierende etc.) sowie potentielle Arbeitgeber von zugewanderten Fachkräften? 
Welche Beratungsleistungen erbringen Sie für diese Gruppen? Gibt es in Ihrer Ausländerbehörde Personen 
oder Einheiten („Welcome-Center“), die auf Fragen im Zusammenhang mit der Neuzuwanderung (von Fach-
kräften) spezialisiert sind?

3.11 Welche Rolle spielt das Thema „Anerkennung im Ausland erworbener Bildungsabschlüsse“ in Ihrer Arbeit?

3.12 Wie sichern Sie die Einheitlichkeit (Standards) und Qualität der Leistungserbringung?

3.13 Wie wird sichergestellt, dass Informationen, die Mitarbeiter_innen für die Fallbearbeitung benötigen, auf 
dem neuesten Stand sind? Sehen Sie einen Bedarf, das Wissensmanagement in der Behörde noch zu verbes-
sern?   

3.14 Haben Sie in den letzten Jahren neue Arbeitsmittel oder -hilfen zur Unterstützung von Arbeitsprozessen 
eingeführt, die sich bewährt haben? Für welche Bereiche würden Sie sich ggf. weitere Arbeitsunterstützung 
wünschen?

3.15 Welchen Stellenwert hat der Leitgedanke der Dienstleistungsorientierung bei ausländerrechtlichen Entschei-
dungen? 
Sehen Sie ein Spannungsverhältnis zwischen der ordnungsbehördlichen Aufgabe der Behörde und dem Leit-
gedanken der Dienstleistungsorientierung? Wenn ja, in welcher Hinsicht?

3.16 Haben Sie Erkenntnisse über die Beurteilung der Serviceorientierung Ihrer Behörde durch die Kund_innen? 
Wie gewinnen Sie ggf. solche Erkenntnisse?

3.17 Welche (weiteren) Maßnahmen sehen Sie ggf. als erforderlich an, um die Dienstleistungsorientierung der 
Ausländerbehörde zu verbessern?
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Nr. Leitfragen

4 Themenfeld „Kooperation und Wahrnehmung“

4.1 Mit welchen anderen Stellen in der Verwaltung (z.B. Einbürgerungsbehörde, Meldebehörde, kommunale 
Integrationsbeauftragte) gibt es regelmäßige Kontakte und Zusammenarbeit? Zu welchen Themen? 
Sehen Sie diesbezüglich noch Verbesserungsbedarf?

4.2 Welchen Stellenwert hat Ihre Behörde innerhalb der Verwaltung? Wie werden die Tätigkeiten und Bedingun-
gen in der Ausländerbehörde von Beschäftigten aus anderen Verwaltungsbereichen wahrgenommen?

4.3 Mit welchen externen Organisationen finden regelmäßiger Austausch und Kooperation statt (z.B. Arbeits-
agentur/Jobcenter, wirtschaftsnahe Organisationen)? Sind darunter auch Organisationen oder Netzwerke mit 
integrationspolitischen Zielsetzungen, Interessenvertretungen und/oder Migranten(selbst)organisationen? 
Falls ja, welcher Art sind die Kontakte? Welche positiven Effekte resultieren ggf. daraus? 
Sehen Sie diesbezüglich noch Verbesserungsbedarf?

4.4 Wenn Sie in Ihrer Kommune eine Bürgerumfrage zum Image der Ausländerbehörde durchführen würden, 
was wäre wohl das Ergebnis? Wie kommt dieses Bild zustande?
Welche Ansatzpunkte sehen Sie ggf., um in der Öffentlichkeit ein (teilweise) anderes Bild von der Ausländer-
behörde zu vermitteln? 

Nr. Leitfragen

5 Themenfeld „Externe Unterstützung“

5.1 Wo sehen Sie mögliche Ansatzpunkte eines Veränderungsprozesses Ihrer Ausländerbehörde im Rahmen des 
Pilotprojekts (vorbehaltlich späterer Modifizierungen in den Workshops)?  

5.2 Welche Erwartungen haben Sie an die Prozessbegleitung?

5.3 Gibt es Bedarf an Unterstützung durch das Land, damit die Ausländerbehörde ihre Aufgaben service- und 
kundenorientierter wahrnehmen kann?
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Arbeitshilfe 1.1 

Auswahlhilfe „Maßnahmen“

Dieses Instrument soll die Festlegung der Prioritäten in einem beabsichtigten Veränderungsprozess einer Ausländerbehörde erleichtern. Dazu sind in der ersten Spalte der Tabelle alle in Teil C der Praxishandreichung beschriebenen Maßnahmen aufgeführt, die für den Veränderungsprozess in Frage kommen könnten. Weitere, in der Tabelle nicht enthaltene Maßnahmen können ggf. in den leeren Zeilen am Ende der Tabelle ergänzt werden. 

[bookmark: _GoBack]In den weiteren Spalten kann die Relevanz, der Aufwand sowie – daraus abgeleitet – die Umsetzungspriorität der jeweiligen Maßnahme mittels Zahlenwerten eingetragen werden. Ist dies erfolgt, kann die Liste nach der Priorität der Maßnahmen (und bei gleicher Priorität nach der Relevanz und/oder dem Aufwand) sortiert werden, so dass die hoch bewerteten Maßnahmen im oberen Teil der Tabelle erscheinen. In Word kann dies automatisch mit dem Befehl „Sortieren“ initiiert werden. 








		Maßnahmen

		Relevanz

1=hoch
2=mittel
3=gering

		Aufwand

1=hoch
2=mittel
3=gering

		Priorität

1=hoch
2=mittel
3=gering



		1.1	Beratung über eine mögliche Verbesserung des Aufenthaltsstatus

		

		

		



		1.2	Nutzung von Beurteilungs- und Handlungsspielräumen

		

		

		



		2.1	Erfassung bereits wahrgenommener Beratungsleistungen

		

		

		



		2.2 	Festlegung von Inhalten und Umfang der Beratungs- und Verweisaufgaben

		

		

		



		2.3	Sicherstellung personeller Ressourcen für die Beratungsaufgaben

		

		

		



		2.4	Gewährleistung der Beratungskompetenzen

		

		

		



		2.5	Schaffung einer Informationsgrundlage für die Beratung

		

			

		



		2.6	Entwicklung eines Beratungskonzepts

		

		

		



		2.7	Initiierung eines Projekts zur freiwilligen Rückkehr

		

		

		



		2.8	Beratung von Ausreisepflichtigen zur freiwilligen Rückkehr

		

		

		



		3.1	Vereinbarung von Standards zur Terminvorbereitung

		

		

		



		3.2	Erstellung einer (mehrsprachigen) „Checkliste zur Antragstellung“

		

		

		



		3.3	Optimierung des Internetauftritts der Ausländerbehörde

		

		

		



		3.4	Bereitstellung vorhandener Informationsmaterialien

		

		

		



		3.5	Erstellung einer Liste von Anlaufstellen und Ansprechpersonen

		

		

		



		3.6	Erstellung eines „Willkommenspakets“

		

		

		



		3.7	Initiative zum Aufbau eines Pools von „Integrationslotsen“

		

		

		



		4.1	Erstellung von (mehrsprachigen) Merkblättern

		

		

		



		4.2	Erstellung mehrsprachiger Formulare

		

		

		



		4.3	Anwendung der Prinzipien der Leichten Sprache

		

		

		



		4.4	Aufbau und Nutzung eines verwaltungsinternen Dolmetscherpools

		

		

		



		4.5	Weiterentwicklung der Sprachkompetenzen der Beschäftigten

		

		

		



		4.6	Erstellung von Vokabellisten mit Verwaltungsfachbegriffen

		

		

		



		4.7	Entwicklung von Visualisierungshilfen

		

		

		



		5.1	Optimierung des Systems zur Regelung des Kundenverkehrs

		

		

		



		5.2	Optimierung der Aufgabenzuordnung

		

		

		



		5.3	Verfahren zur Sicherstellung der Einheitlichkeit von Entscheidungen

		

		

		



		5.4	Optimierung der Software-Ausstattung

		

		

		



		6.1	Organisatorische Verbindung mit anderen Verwaltungsstellen

		

		

		



		6.2	Stärkung der Kooperation von Ausländer- und Einbürgerungsbehörde

		

		

		



		6.3	Bündelung von Serviceangeboten für Migrant_innen

		

		

		



		7.1	Erkundung der Kund_innenperspektive

		

		

		



		7.2	Etablierung eines Managements von Kundenrückmeldungen

		

		

		



		8.1	Gewährleistung eines barrierefreien Zugangs

		

		

		



		8.2	Gewährleistung einer verständlichen Besucherführung

		

		

		



		8.3	Angenehme Gestaltung des Wartebereichs

		

		

		



		8.4	Gewährleistung von Vertraulichkeit und Datenschutz

		

		

		



		9.1	Überarbeitung der Stellenbeschreibungen

		

		

		



		9.2	Berücksichtigung der Arbeitszeit für Beratung in Stellenbeschreibungen 

		

		

		



		9.3	Überprüfung und ggf. Anpassung der Stellenbewertung

		

		

		



		9.4	Abgleich von Personalbedarf und Stellenplan

		

		

		



		9.5	Entwicklung einer Strategie zur Personalgewinnung

		

		

		



		9.6	Gewinnung und Beschäftigung von Auszubildenden

		

		

		



		9.7	Gewinnung und Einsatz von Praktikant_innen

		

		

		



		10.1	Entwicklung von Indikatoren für „interkulturelle Kompetenz“

		

		

		



		10.2	Verankerung von „interkultureller Kompetenz“ in Stellenbeschreibungen

		

		

		



		10.3	Etablierung von „interkultureller Kompetenz“ als Auswahlkriterium

		

		

		



		10.4	Entwicklung eines Konzepts zur Einarbeitung neuer 
Mitarbeiter_innen

		

		

		



		10.5	Entwicklung eines Fortbildungskonzepts

		

		

		



		10.6	Einführung eines systematischen Informationsmanagements

		

		

		



		10.7	Aufbau einer Wissensdatenbank

		

		

		



		11.1	Arbeitstreffen/Workshop zur Gestaltung von Schnittstellen

		

		

		



		11.2	Einrichtung eines „Schnittstellen-Arbeitskreises“

		

		

		



		11.3	Engagement in Netzwerken

		

		

		



		11.4	Abschluss von Kooperationsvereinbarungen mit externen Akteuren

		

		

		



		12.1	Entwicklung und Umsetzung einer Kommunikationsstrategie

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		



		

		

		

		








Arbeitshilfe 1.2 

Muster-Fragebogen für die Durchführung einer Befragung von Beschäftigten 
einer Ausländerbehörde zur Vorbereitung eines Veränderungsprozesses 

Um die Diskussion mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über den von ihnen gesehenen Veränderungsbedarf zu eröffnen, hat es sich als sinnvoll erwiesen, zu Beginn eine kleine anonyme Befragung durchzuführen.

[bookmark: _GoBack]Dabei sollen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Bewertung treffen, für wie wichtig sie ausgewählte Aspekte im Rahmen eines Weiterentwicklungsprozesses der Ausländerbehörde halten. Mit der Auswertung des Ergebnisses erhält man ein Meinungs- und Stimmungsbild darüber, wo die Mitarbeitenden Fortentwicklungsbedarf sehen und wo eher nicht und wo möglicherweise Überzeugungsarbeit erforderlich ist.

Die anonyme Gestaltung ermöglicht es, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich unbeeinflusst von einem eventuell „erwünschten“ Antwortverhalten äußern und die Auswertungsergebnisse interpretieren können ohne notwendigerweise ihre eigene Haltung dazu offen zu legen.

Die Ergebnisse der anonymen Befragung können zudem als Einstieg in den gemeinsamen Diskussionsprozess über Handlungsbedarfe dienen, beispielsweise als erste Phase in einem Einstiegsworkshop.

Der folgende Fragebogen kann als Muster-Fragebogen für die Erstellung einer eigenen Umfrage dienen. Ebenso kann er auch in dieser Form belassen und in der Ausländerbehörde verwendet werden.
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Mitarbeiter_innenbefragung 
über den Weiterentwicklungsbedarf in der Ausländerbehörde



Bitte geben Sie eine Einschätzung ab, inwiefern die folgenden Aussagen auf Ihre Ausländerbehörde zutreffen.

(auf einer Skala von „trifft voll zu“ bis „trifft nicht zu“)













Zielrichtung und Aufgabenbestimmung im Hinblick auf die Service- und Dienstleistungsfunktionen unserer Behörde sind klar definiert.




trifft voll zu




...	..	.		trifft nicht

zu





Die Personalsituation unserer Behörde ist gut. Wir können unsere Aufgaben zügig und ohne übermäßige Belastung der Beschäftigten bewältigen.



Die in unserer Ausländerbehörde für Beratungsaufgaben zur Verfügung stehenden zeitlichen Ressourcen sind ausreichend.



Die Kenntnisse und Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Erfüllung ihrer Beratungs- und Serviceaufgaben sind gut.



Die Organisation der Dienstleistungen ist in unserer Behörde optimal.



Die räumlichen Gegebenheiten unserer Behörde sind angemessen.



Den Kundinnen und Kunden steht ein gutes Informationsangebot zur Verfügung.



Mit den Akteuren der Migrationssozialarbeit pflegt die Ausländerbehörde eine gute Kooperation.Seite 1





Bitte treffen Sie eine Bewertung, für wie wichtig Sie die folgenden Aspekte im Rahmen eines Weiterentwicklungsprozesses Ihrer Ausländerbehörde halten.

 (auf einer Skala von „sehr wichtig“ bis „nicht wichtig“)











Formulierung von politisch-strategischen Vorgaben, wie Anforderungen an die Ausländerbehörde hinsichtlich einer Willkommenskultur sowie einer stärkeren Serviceorientierung ausgestaltet werden sollen




sehr wichtig




...	..	.		nicht wichtig





Behördeninterne Entwicklung von handlungsleitenden Prinzipien zur Ausgestaltung von „Serviceorientierung und Willkommenskultur“ der Ausländerbehörde



Weiterentwicklung der Organisationsstrukturen der Ausländerbehörde zur Stärkung der Serviceorientierung (z.B. engere Verbindung von Ausländer- und Einbürgerungsbehörde)



Verbesserung der allgemeinen Personalsituation in der Ausländerbehörde



Ausweitung der Beratungsleistungen der Ausländerbehörde



Schaffung von (zusätzlichen) zeitlichen Ressourcen für Beratungs- und Serviceaufgaben



Angebot von Fortbildungen zur Stärkung von Kompetenzen, die für die Kommunikation mit den Kund_innen der Behörde hilfreich sind



Angebote zur Erweiterung der Sprachkompetenzen der Mitarbeiter_innen (z.B. Verwaltungsenglisch)



Erweiterung der für Beratungsaufgaben erforderlichen Kenntnisse auf Seiten der Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde



Verbesserung der Organisation der Dienstleistungen (z.B. Erreichbarkeit der Behörde, Steuerung des Kundenverkehrs, Wartezeiten, Bearbeitungszeiten)



Verbesserung des Informationsangebotes für Kund_innen (z.B. Homepage, mehrsprachige Broschüren und Merkblätter)Seite 2





Fortsetzung: Bitte treffen Sie eine Bewertung, für wie wichtig Sie die folgenden Aspekte im Rahmen eines Weiterentwicklungsprozesses Ihrer Ausländerbehörde halten.

(Skala von „sehr wichtig“ bis „nicht wichtig“)











Verbesserung des Informationsangebotes für Kund_innen (z.B. Homepage, mehrsprachige Broschüren und Merkblätter)




sehr wichtig




...	..	.		nicht wichtig





Verbesserung der räumlichen Situation für die Kund_innen (z.B. Gestaltung und Ausstattung des Warte- und Empfangsbereichs, Beschilderung)



Verbesserung der räumlichen Situation für die Mitarbeiter_innen



Verbesserung der Koordination und Kooperation mit anderen Behörden in der Verwaltung (z.B. Einbürgerungsbehörde)



Verbesserung der Kooperation mit Akteuren außerhalb der Verwaltung (z.B. Migrationsberatung,  Arbeitsverwaltung)



Verbesserung der Wahrnehmung der Ausländerbehörde innerhalb und außerhalb der Verwaltung







Wenn Ihnen weitere Aspekte wichtig sind, die oben nicht aufgeführt wurden, 
nennen Sie diese bitte hier:











































Seite 3
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Arbeitshilfe 1.3 

Reflexionsfragen zur Klärung der Bedarfssituation

[bookmark: _GoBack]Eine Ausländerbehörde, die Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Serviceorientierung, Mittlerunktion und Willkommenskultur ergreifen will, wird spezifische Schwerpunkte im Hinblick auf die Art der beabsichtigten Veränderungen setzen müssen. Weder haben Ausländerbehörden stets die gleiche Ausgangs- und Bedarfslage, noch verfügen sie über die Ressourcen, gleichzeitig in allen als relevant angesehenen Feldern Maßnahmen zu planen und umzusetzen. 

Daher ist die Klärung der Bedarfssituation ein wichtiger Schritt, um Entwicklungsbedarfe festzustellen. Eine Möglichkeit dazu ist eine Bestandsaufnahme und Diskussion der Handlungsbedarfe mit dem Team der Ausländerbehörde. 

Diese Diskussion könnte anhand von „Reflexionsfragen“ erfolgen bzw. eröffnet werden. Im Folgenden sind für jeden Gestaltungsbereich und für jedes Arbeitsfeld, welche relevant für einen Veränderungsprozess sein können, beispielhaft Reflexionsfragen aufgeführt.



Gestaltungsbereich „Aufgabenverständnis“ 

Identität und Aufgabenverständnis

1. Auf welche Prinzipien, Leit- oder Grundsätze hat sich die Ausländerbehörde verständigt?

2. Sind diese schriftlich fixiert und allen Mitarbeitenden bekannt?

3. Welche Rolle spielt die Leitorientierung im Alltagshandeln der Behörde?



Gestaltungsbereich „Arbeitsinhalte und -praxis“ 

Verweis- und Beratungsaufgaben

1. Welche Beratungsleistungen sind offizieller Bestandteil der Aufgaben unserer Behörde? 

a. keine

b. Beratung zu ausländerrechtlichen Fragestellungen

c. Rückkehrberatung

d. Verweisberatung (Lotsenfunktion)

e. Information und weitergehende Beratung jenseits ausländerrechtlicher Fragen

2. Welche Art von Beratungsaufgaben nehmen wir tatsächlich wahr?

3. In welchem zeitlichen Umfang setzen wir Beratungsleistungen um (z.B. Stunden pro Monat oder Prozentanteil an der monatlichen Arbeitszeit)?

4. Welche Beratungsleistungen betrachten wir aus Kund_innen- und Beschäftigtensicht als sinnvolle Aufgaben für unsere Ausländerbehörde und warum? 

5. Wie stellen wir sicher, dass Entscheidungen bei ähnlich gelagerten Fällen einheitlich ausfallen?

Orientierungshilfen

1. Welche Informationen halten wir für unsere Kund_innen vor?

2. Verfügen wir über einen eigenen Internetauftritt bzw. eine eigene Seite innerhalb des Auftritts der Kommune? Sind die dort abzurufenden Informationen leicht zu finden? Enthält die Webseite alle für die Kund_innen relevanten Informationen wie Öffnungszeiten, Ansprechpersonen, Antragsverfahren, Formulare etc.?

3. Welche Möglichkeiten haben wir, um sprachliche Kommunikationshürden zu überwinden bzw. zu vermeiden (z.B. mehrsprachige Merkblätter und Antragsformulare, Dolmetscher_innen)?



[bookmark: _Toc369426656][bookmark: _Toc371578582]Gestaltungsbereich „Aufbau- und Ablauforganisation“ 

Aufbau- und Ablauforganisation

1. Wie ist die Organisationsstruktur der Ausländerbehörde? Welche Aufgabenbereiche umfasst sie? 

2. Wie ist der Kund_innenverkehr organisatorisch geregelt? 

3. Wie lange warten die Kund_innen auf einen Termin oder auf ihr Gespräch?

4. Wie verteilen wir die Aufgaben innerhalb unserer Ausländerbehörde? Wer bearbeitet welche Themen? Wie organisieren wir die Betreuung der Kund_innen?



Organisationsstruktur

1. Welche Dienstleistungen, die die Kund/innen der Ausländerbehörde in Anspruch nehmen, werden von anderen Behörden wahrgenommen? 

2. Wo erscheint eine Bündelung sinnvoll?



Beteiligung der Kund_innen 

1. Wissen wir, wie zufrieden die Kund_innen mit unseren Dienstleistungen sind?

2. Wie gehen wir mit Beschwerden um?

3. Haben wir Methoden und Instrumente, um die Zufriedenheit der Kund_innen zu messen?



Räumliche Aspekte

1. Wie ist unsere Behörde verkehrstechnisch zu erreichen?

2. Wie finden sich die Kund_innen in unserem Gebäude zurecht?

3. Wie sind der Empfangs- und Wartebereich unserer Behörde gestaltet?

4. Unter welchen räumlichen Bedingungen finden die Gespräche zwischen den Beschäftigten und den Kund_innen statt?

5. Wie erreichen Kund_innen mit körperlichen Beeinträchtigungen unsere Räumlichkeiten?

Gestaltungsbereich „Personal“

Personalplanung und -gewinnung

1. Haben wir ausreichende personelle und zeitliche Ressourcen für die Wahrnehmung der aktuellen und evtl. zukünftigen Aufgaben?

2. Über welche Strategien der Personalgewinnung verfügen wir?

3. Welche Schwierigkeiten ergeben sich bei der Besetzung freier Stellen?

4. Werden soziale und interkulturelle Kompetenzen in den Stellenausschreibungen gefordert? Welche?

5. Berücksichtigen wir soziale und interkulturelle Kompetenzen bei der Personalauswahl? 

6. Wie stellen wir sicher, dass neue Mitarbeiter_innen über die erforderlichen personalen, sozialen und interkulturellen Kompetenzen verfügen?

7. Fördern wir die Gewinnung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in besonderer Weise?



Personalentwicklung und Informationsmanagement

1. Welchen Stellenwert haben soziale und interkulturelle Kompetenzen in den Instrumenten der Personalentwicklung?

2. Wie sorgen wir dafür, dass die Beschäftigten ihre personalen, sozialen und interkulturellen Kompetenzen weiterentwickeln können?

3. Verfügen die Beschäftigten über das notwendige Wissen, um Beratungsaufgaben wahrnehmen zu können? Wenn nein, wie können sie es erlangen?

4. Über welche Instrumente des Personalmanagements – wie Mitarbeitergespräche, Zielvereinbarungen u.ä. – verfügen wir?

5. Welche Rolle spielen Kriterien wie „interkulturelle Kompetenz“ und „Dienstleistungsorientierung“ in Mitarbeitergesprächen, Zielvereinbarungen und Leistungsbeurteilungen?

6. Wie stellen wir sicher, dass die tägliche Informationsflut adäquat bewältigt wird und das in der Ausländerbehörde vorhandene Wissen nicht verlorengeht?



Gestaltungsbereich „Kooperationen und Öffentlichkeitsarbeit“

Kooperationen

1. Wissen wir, welche Organisationen auf kommunaler, ggf. auch auf Landes- und Bundesebene (Behörden, Anlaufstellen, Sprachkursträger etc.) für unsere Kund_innen von Relevanz sind, und kennen wir deren Aufgaben?

2. Kennen wir die für uns relevanten Netzwerke und deren Ziele und Themen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene? 

3. Kennen wir die Ansprechpersonen in den einzelnen Organisationen bzw. die Koordinator_innen der Netzwerke?

4. Sind uns die Schnittstellen unserer Arbeit mit den Aufgaben der einzelnen anderen Akteur_innen bekannt und bewusst? 

5. Welche Art von Kooperation unterhalten wir mit welchen Akteur_innen und welche Qualität haben diese Kontakte? Sind sie

a. eher zufällig und einzelfallorientiert oder

b. eher regelmäßig, absichtsvoll und von grundsätzlichem Charakter?

6. Welchen Mehrwert bringen diese Kooperationen

a. uns? 

b. unseren Partner_innen?

c. unseren Kund_innen?

7. Was tun wir, um die Kooperationen aufrecht zu erhalten und sie möglichst gewinnbringend für uns und den/die Partner_innen weiterzuentwickeln?



Öffentlichkeitsarbeit

1. Kennen wir unser Bild in der Öffentlichkeit?

2. Wie sieht unsere Öffentlichkeitsarbeit aus?

3. Pflegen wir aktiv Kontakte zu Medien?
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Arbeitshilfe 1.4 

Muster-Ziele für einen Prozess zur Weiterentwicklung der Serviceorientierung und „Willkommenskultur“ in Ausländerbehörden

1. Die Ausländerbehörde verhilft im Rahmen ihres Handlungsspielraums Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit zu einem gesicherten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege dahin aufzeigt und entsprechende Entscheidungen trifft.

[bookmark: _GoBack]Eine Kernaufgabe der Ausländerbehörde ist die Entscheidung über den Aufenthaltsstatus in Deutschland lebender Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Der in dieser Hinsicht vorhandene Beurteilungs- und Handlungsspielraum der Ausländerbehörde ergibt sich aus den bestehenden rechtlichen Vorgaben. Indem die Ausländerbehörde Kundinnen und Kunden proaktiv und umfassend über Voraussetzungen und Wege zu einer Verbesserung ihres Aufenthaltsstatus informiert und bei Erfüllung dieser Voraussetzungen entsprechende Entscheidungen trifft, leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Integration und Teilhabe ausländischer Menschen. Gleichzeitig hat die Ausländerbehörde aber auch die Aufgabe, Anträge ggf. negativ zu entscheiden, wenn es die Rechtslage erfordert. Die Erfüllung ordnungsbehördlicher Aufgaben mit den Erfordernissen einer Willkommenskultur in Einklang zu bringen, wird dabei immer eine Herausforderung bleiben.

2. Das Selbstverständnis als Willkommens- und Servicebehörde beinhaltet die kundenorientierte Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

Die Ausländerbehörde ist für Ausländerinnen und Ausländer – insbesondere für jene mit kürzerer Aufenthaltsdauer in Deutschland – eine zentrale Anlaufstelle in einer Verwaltung. Angesichts der komplexen Rechtsmaterie ist die Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen von großer Bedeutung. Darüber hinaus treten in der Gesprächssituation mit Kundinnen und Kunden häufig Anliegen und Beratungsbedarfe zutage, die über rechtliche Fragen hinausgehen. Die Ausländerbehörde leistet auch diesbezüglich einen wichtigen Beitrag für gelingende Integrationsprozesse in einer Kommune, indem sie frühzeitig einen Beratungsbedarf erkennet, zu explizit oder implizit gestellten Beratungsfragen grundlegende Informationen und Auskünfte erteilt und die Personen an die jeweils zuständigen Ansprechpersonen und Anlaufstellen verweist. Des Weiteren achtet sie darauf, ob die Grundvoraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllt sind und verweist ggf. an das Beratungsangebot der Einbürgerungsbehörde.

3. Die Ausländerbehörde legt Wert auf eine umfassende Information der Kundinnen und Kunden und nutzt die hierfür geeigneten Mittel.

Eine gute Serviceorientierung beinhaltet, Kundinnen und Kunden in umfassender Weise über die jeweiligen (insbesondere ausländerrechtlichen) Themen zu informieren, die Anlass und Gegenstand des Kontakts zwischen Behörde und Kunde bzw. Kundin sind. Ein wesentlicher Teil der Informationen wird im persönlichen Gespräch vermittelt. Ergänzend dazu sorgt schriftliches Informationsmaterial dafür, dass Kundinnen und Kunden bereits mit Vorwissen in einen Beratungskontakt gehen und mündlich vermittelte Informationen nochmals nachvollziehen können.

4. Die Ausländerbehörde hat den Anspruch einer möglichst hohen Verständlichkeit ihrer Auskünfte und Nachvollziehbarkeit ihrer Entscheidungen.

Auskünfte und vor allem Entscheidungen der Ausländerbehörde haben für Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit häufig eine große Tragweite. Umso wichtiger ist es, dass die vermittelten Informationen inhaltlich verstanden werden und die Begründung gerade auch von negativen Entscheidungen nachvollziehbar dargelegt wird. Insbesondere bei neu zugewanderten Personen und Menschen mit geringen Deutschkenntnissen bedarf es Maßnahmen, die die sprachliche Verständigung unterstützen.

5. Die Verfahrensabläufe in der Ausländerbehörde gewährleisten eine hohe Servicequalität.

Servicequalität der Ausländerbehörde zeigt sich darin, dass Kundinnen und Kunden mit dem Ablauf der Dienstleistungserbringung zufrieden sind. Dies umfasst den Zugang zu Dienstleistungen, die Gestaltung von telefonischen, schriftlichen und persönlichen Kontakten, die Steuerung des Kundenverkehrs sowie den zeitlichen Rahmen von Kundenkontakten und Fallbearbeitungen. Bei der Optimierung von Verfahrensabläufen im Sinne der Kundinnen und Kunden wird das Interesse der Ausländerbehörde an einer effektiven Erfüllung ihrer Aufgaben ebenfalls berücksichtigt. 

6. Die Organisationsstruktur der Verwaltung begünstigt Synergien zwischen der Ausländerbehörde und anderen Verwaltungseinheiten mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen und Bürger.

Im Zusammenhang mit dem Wandel des Selbstverständnisses der Ausländerbehörde ist auch diese als ein für die Gestaltung kommunaler Integrationsprozesse wichtiger Akteur anzusehen. Daher ist es sinnvoll, alle mit Aspekten der Migration und Integration befassten Verwaltungsstellen so in der Organisationsstruktur anzusiedeln bzw. diese organisatorisch so miteinander zu vernetzen, dass Kooperationsfelder wachsen und sich daraus Synergien ergeben können.

7. Die Ausländerbehörde bezieht die Sicht der Kundinnen und Kunden bei der Verbesserung ihrer Serviceorientierung mit ein.

Kundenorientierung spielt bei der Reorganisation von Verwaltungsprozessen eine bedeutende Rolle. Die Einbeziehung der Kundensicht auf die Organisation der Dienstleistungen und Abläufe in der Ausländerbehörde liefert wichtige Hinweise darauf, wie der Servicecharakter der Behörde bewertet wird und inwiefern dieser ggf. durch verschiedene Maßnahmen gestärkt werden kann. 

8. Das Erscheinungsbild der Ausländerbehörde bringt zum Ausdruck, dass Kundinnen und Kunden willkommen sind und wertgeschätzt werden.

Der äußere Eindruck, den Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit beim Aufsuchen der Ausländerbehörde erhalten, bestimmt den Gesamteindruck über die dort und in der Kommunalverwaltung insgesamt anzutreffende Willkommenskultur maßgeblich mit. Die Gestaltung der Räumlichkeiten, in denen Kundinnen und Kunden mit der Ausländerbehörde in Kontakt treten, ist daher von ähnlich hoher Bedeutung wie die Art des Umgangs, mit denen ihnen dort begegnet wird.

9. Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- und Informationsaufgaben im Sinne einer Willkommensbehörde findet angemessenen Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbeschreibung und Stellenbewertung.  

Eine Reihe von Ansatzpunkten zur Stärkung der Serviceorientierung und Mittlerfunktion sind mit einem zusätzlichen Zeitaufwand verbunden. Wird einer Umsetzung entsprechender Maßnahmen beabsichtigt, ist zu berücksichtigen, welche Zeitressourcen hierfür notwendig sind und wie sich dies in der Stellenbemessung muss. 

Die Stellenbewertung von Beamten und Beamtinnen wie auch von Angestellten orientiert sich an festgelegten Bewertungs- bzw. Tätigkeitsmerkmalen auf der Grundlage von Stellenbeschreibungen. Der sich vollziehende und von vielen propagierte Wandel im Aufgaben- und Selbstverständnis von Ausländerbehörden spiegelt sich in den Stellenbeschreibungen meist noch nicht wieder und spielt dementsprechend für die Bewertung der Stellen kaum eine Rolle. Dies legt eine Überprüfung nahe, welche Auswirkungen die veränderten Anforderungen an die Ausländerbehörde auch im Hinblick auf die Stellenbewertung haben.

10. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerbehörde verfügen über das für interkulturelle Beratungskontexte erforderliche Wissen sowie über kommunikative und soziale Kompetenzen.

Die Tätigkeit der Beschäftigten in der Ausländerbehörde ist stark von der Begegnung von Menschen mit unterschiedlicher Herkunft und Kultur geprägt sowie von deren Hoffnungen und Erwartungen, die sie mit ihrem Kontakt mit der Ausländerbehörde verbinden. Um den Anforderungen in diesem – häufig auch mit Konfliktpotenzialen verbundenen – Beratungskontext gerecht zu werden, benötigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besondere Handlungskompetenzen, die oft als „interkulturelle Kompetenz“ bezeichnet werden. Der Sammelbegriff umfasst verschiedene personale, soziale und kognitive Kompetenzen, die benötigt werden, um in interkulturellen Kontexten erfolgreich zu kommunizieren. Zu den personalen Kompetenzen zählen Unvoreingenommenheit und Einfühlungsvermögen, ein Bewusstsein über Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Behördenmitarbeitenden und Antragstellenden, aber auch Belastbarkeit in häufig schwierigen Beratungssituationen. Wichtige soziale Kompetenzen sind respektvolles Verhalten, Kommunikationsfähigkeit, Deeskalations- und Konfliktbewältigungskompetenz sowie Fremdsprachenkenntnisse. Kognitive Kompetenzen sind (zwangsläufig begrenzte) Kenntnisse über kulturelle Unterschiede und spezifische kulturelle Kontexte. Interkulturelle Kompetenz ist ein wichtiges Anforderungskriterium bei der Personalauswahl und deren Förderung ein fester Bestandteil von Qualifizierungsmaßnahmen.

11. Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie anderen relevanten Akteuren pflegt die Ausländerbehörde kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.

Im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung unterhält die Ausländerbehörde Arbeitskontakte mit zahlreichen Akteuren innerhalb und außerhalb der Verwaltung. Eine gute Vernetzung und enge Abstimmung fördert den Erfolg einer Verweisberatung oder fallbezogenen Zusammenarbeit und kann dazu beitragen, die aufenthaltsrechtliche und sozioökonomische Lage von Kundinnen und Kunden zu verbessern. 

Aufgrund ihrer unterschiedlichen Aufgaben sind Konfliktpotenziale zwischen der Ausländerbehörde und Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit strukturell angelegt. Ziel ist es, die unterschiedlichen Handlungsmaximen wechselseitig anzuerkennen und im konstruktiven Dialog zu klären, welche Handlungs- und Kooperationsmöglichkeiten im konkreten Fall bestehen.

12. Die Ausländerbehörde macht ihre handlungsleitenden Prinzipien wie „Willkommenskultur“ und „Serviceorientierung“ in der eigenen Verwaltungsorganisation wie auch in der Öffentlichkeit sichtbar.

Der Wandel im Selbstverständnis und Veränderungen in den Verfahren und Strukturen der Ausländerbehörde werden in anderen Bereichen der Verwaltung und in der Öffentlichkeit vermittelt. Eine dadurch erreichte Veränderung des Bildes von der Ausländerbehörde wirkt sich wiederum vorteilhaft auf die Bereitschaft von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus, in der Ausländerbehörde zu arbeiten und die dort eingeleiteten Veränderungsprozesse fortzusetzen.
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Umsetzungsplan

				Arbeitshilfe 2.1 
Umsetzungsplan für Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Ausländerbehörde XY





								Arbeitsschritte		Status		Planung

												Zeitrahmen		Verantwort- liche 		Mit-wirkende		Inputs, Ressourcen		Bemerkungen		Aktueller Sachstand





				Maßnahme 1: 

				1		2				in Arbeit

				2		3				erledigt

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 2: 

				1		3				erledigt

				2		2				in Arbeit

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 3: 

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 4:

				1		1				nicht begonnen

				2		2				in Arbeit

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 5: 

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 6: 

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 7: 

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 8:

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 9:

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme 10:

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				3		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen

				Maßnahme XY:

				1		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				2		1				nicht begonnen

				4		1				nicht begonnen





&"-,Kursiv"Praxishandreichung für Ausländerbehörden in Niedersachsen – Arbeitshilfe 2.1		


&D		&P/&N




Programmierung

		Zahlen_M3_2		Activities_M3								Zahlen_M3_3		Activities_M3_3

		3		erledigt								3		erledigt

		2		in Arbeit								2		in Arbeit

		1		nicht begonnen								1		nicht begonnen





Tabelle1








Themenbereich;


Frage/Anliegen der Kundin/ 


des Kunden


Kund/innen-


gruppe


Herkunft 


(falls relevant)


Inhalte der Beratung,


ggf. verwendetes Infomaterial


(in Stichworten)


genannte Ansprechperson 


bzw. Anlaufstelle


Häufigkeit des 


Beratungsthemas


(in Ziffern)


Umfang der 


Beratungsleistung 


(in Min.)


Erfassung des übergeord-


neten Themenbereichs der 


Beratung sowie der spezifi-


schen  Frage / des Anliegens 


des Kunden, zu denen eine 


Beratung erfolgte  


Eine Liste möglicher Angaben für diese Spalten findet 


sich auf S. 3. Diese erhebt keinen Anspruch auf 


Vollständigkeit und kann beliebig erweitert werden.


Praxishandreichung  für Ausländerbehörden in Niedersachsen – Arbeitshilfe 4.2 


Ausfüllhilfe zur Systematik "Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen", Druckversion


Die Tabelle "Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen" dient zur systematischen Sammlung von Beratungsleistungen, die die Beschäftigten der


Ausländerbehörde im Rahmen ihrer üblichen Tätigkeiten erbringen. Es stehen alternativ zwei Versionen dieser Tabelle zur Verfügung. Die eine


Version kann als Papierausdruck hand-schriftlich ausgefüllt werden, die andere ist zur Bearbeitung am PC ausgelegt. Die handschriftliche Erfassung


auf einem Papierausdruck bietet gewisse Vorteile im alltäglichen Arbeitsablauf, da weder eine spezielle Software noch Kenntnisse zu deren


Bedienung vorausgesetzt werden. Die Erfassung der Daten am PC würde die spätere Auswertung erleichtern, bspw. hinsichtlich der Häufigkeit der


Beratungsfälle und der Beratungsdauer. Auch für eine weitere Verwendung der gesammelten Informationen würde sich die Nutzung der PC-Version


empfehlen. So kann aus der Tabelle eine Übersicht erstellt werden, die als einheitliche Informationsgrundlage für Beratungsleistungen dienen und


allen Beschäftigten zur Verfügung gestellt werden kann.


Nachfolgend finden Sie Erläuterungen zu möglichen Inhalten der Tabelle. Zur Illustration dient die beispielhaft ausgefüllte Tabelle auf S. 2.


Erfassung der Dauer 


der Beratung. Tritt 


der Anlass 


wiederholt auf, wird 


der jeweilige 


zeitliche Umfang 


erfasst, und es 


werden die 


Minutenangaben 


durch Kommata 


voneinander 


abgegrenzt.


Falls relevant, Zuordnung 


der beratenen Person zu 


einer Gruppe oder einer 


Herkunftsregion


Angaben über die Auskünfte und 


Informationen, die dem Kunden 


bezüglich des Beratungsthemas 


gegeben wurden. Ggf. kann hier auch 


eingetragen werden, welches 


Informationsmaterial ausgehändigt 


wurde (Flyer, Broschüren o.ä.) oder auf 


welche Informationsangebote (z.B. im 


Internet) verwiesen wurde.


Erfassung der  Kontakt-


person oder Anlaufstelle, 


die dem Kunden genannt 


werden konnten, ggf. unter 


Nennung von Namen, 


Organisation, Telefon-


nummer, E-Mail-Adresse.


Nennung der 


Häufigkeit, mit der 


der das jeweilige 


Beratungsthema im 


Erfassungszeitraum 


auftritt. Hierzu wird 


die Anzahl eingetra-


gen und bei wieder-


holtem Auftreten 


entsprechend durch 


eine höhere Zahl 


ersetzt.
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Beispiel


Themenbereich:


Frage/Anliegen der Kundin/ 


des Kunden


Kund/innen-


gruppe


Herkunft


(falls relevant)


Inhalte der Beratung,


ggf. verwendetes Infomaterial


(in Stichworten)


Ansprechperson bzw. 


Anlaufstelle


Häufigkeit des 


Anliegens 


(in Ziffern)


Zeitl. Umfang der 


Beratungsleistung 


(in Min.)


Anerkennung:


Wie kann ich meinen 


ausländischen Abschluss 


anerkennen lassen?


Arbeitneh-


mer/innen


Verweis auf Beratungsstelle des IQ-


Netzwerks; Flyer des IQ-Netzwerks 


Niedersachsen


Petra Mustermann


Tel.: 04721/ 54328 


mustermann[at]caritas-


cuxhaven.de 


III 5, 5, 5


Einbürgerung:


(Wann) Kann ich mich 


einbürgern lassen?


alle/mehrere 


Gruppen


Voraussetzungen für Einbürgerung 


geprüft, Verweis an Einbürgerungs-


behörde; 


Infobroschüre "Wege zur Einbürge-


rung" der Beauftragten der Bundes-


regierung für Migration und Integration


[Name, Kontakt] I 10


Gesundheit und Vorsorge:


Was muss ich tun,um mich 


für den Krankheitsfall zu 


versichern?


Qualifizierte 


Fachkräfte


Nicht-EU System der Krankenversicherung 


erläutert


I 15


Ausländische Arbeitskräfte:


Welche Regelungen und 


Voraussetzungen muss ich 


bei der Beschäftigung aus-


ländischer Arbeitnehmer 


kennen und beachten?


Unterneh-


men


Beratung zu den Voraussetzungen der 


Beschäftigung einer ausländischen 


Fachkraft, Erläuterung einzelner 


Schritte;


http://www.verwaltungsdurchklick.de/


unternehmenslagen/beschaeftigung-


auslaendischer-mitarbeiter.html 


II 15, 20
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Herkunftsangaben


EU


Nicht-EU


Anerkennung ausländischer Abschlüsse/Qualifikationen


Arbeitserlaubnis


Arbeitssuche


Asyl


Aufenthaltsbeendigung


Aufenthaltstitel


Beschäftigung ausländische Arbeitskräfte


Berufsausbildung


Einbürgerung


Fort- und Weiterbildung


Freizeit


Gesundheit und Vorsorge


Integrationsangebote


Kinder und Familie


Schule


Sozialleistungen


Sozialversicherung


Spracherwerb


Studium


Visumsanträge


Wohnen


Themenbereiche Kund/innengruppe


keine spezifische Gruppe


Arbeitnehmer/innen


Arbeitsuchende


Asylbewerber/innen


Asylberechtigte und Flüchtlinge


Besucher/innen


Familienangehörige


Forscher/innen


Geschäftsreisende


Hochqualifizierte


Hochschulen


Qualifizierte Fachkräfte


Selbstständige


Studierende


Unternehmen
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Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen 


Ausländerbehörde:


Erfassungszeitraum:


Hauptsachgebiet:


Themenbereich


Frage/Anliegen der 


Kundin/des Kunden


Kund/innen-


gruppe


Herkunft 


(falls relevant)


Inhalte der Beratung,


ggf. verwendetes Infomaterial


(in Stichworten)


 Ansprechperson bzw. 


Anlaufstelle


Häufigkeit des 


Anliegens 


(in Ziffern)


zeitl. Umfang der 


Beratung 


(in Min.)
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Ausfüllhilfe

				Die Tabelle "Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen" dient zur systematischen Sammlung von Beratungsleistungen, die die Beschäftigten der Ausländerbehörde im Rahmen ihrer Tätigkeiten erbringen. Es stehen alternativ zwei Versionen dieser Tabelle zur Verfügung. Die eine Version kann als Papierausdruck handschriftlich ausgefüllt werden, die andere ist zur Bearbeitung am PC ausgelegt. Die handschriftliche Erfassung auf einem Papierausdruck bietet gewisse Vorteile im alltäglichen Arbeitsablauf, da weder eine spezielle Software noch Kenntnisse zu deren Bedienung vorausgesetzt werden. Die Erfassung der Daten am PC würde die spätere Auswertung erleichtern, bspw. hinsichtlich der Häufigkeit der Beratungsfälle und der Beratungsdauer. Auch für eine weitere Verwendung der gesammelten Informationen würde sich die Nutzung der PC-Version empfehlen. So kann aus der Tabelle eine Übersicht erstellt werden, die als einheitliche Informationsgrundlage für Beratungsleistungen dienen und allen Beschäftigten zur Verfügung gestellt werden kann.

Diese Datei beinhaltet im Tabellenblatt "Beratungsleistungen" die PC-Version der Systematik. Im derzeit geöffneten Tabellenblatt "Ausfüllhilfe" finden Sie auf S. 2  Hinweise zur Bedienung. Zur Illustration dieser Erläuterungen ist die Tabelle auf S. 3 beispielhaft ausgefüllt.

Nachfolgend finden Sie mögliche Themenbereiche und Kundengruppen, die entsprechend der Ausfüllhilfe für Spalte 1 bzw 2 relevant sein können



				Themenbereiche								Kund/innengruppe

				Anerkennung ausländischer Abschlüsse/Qualifikationen
Arbeitserlaubnis
Arbeitssuche
Asyl
Aufenthaltsbeendigung
Aufenthaltstitel
Beschäftigung ausländische Arbeitskräfte
Berufsausbildung
Einbürgerung
Fort- und Weiterbildung				Freizeit
Gesundheit und Vorsorge
Integrationsangebote
Kinder und Familie
Schule
Sozialleistungen
Sozialversicherung
Spracherwerb
Studium
Visumsanträge
Wohnen				keine spezifische Gruppe
Arbeitnehmer/innen
Arbeitsuchende
Asylbewerber/innen
Asylberechtigte und Flüchtlinge
Besucher/innen
Familienangehörige
Forscher/innen
Geschäftsreisende
Hochqualifizierte
Hochschulen
Qualifizierte Fachkräfte
Selbstständige
Studierende
Unternehmen


				Ausländerbehörde:		Stadt X

				Erfassungszeitraum:		15.9.-15.11.2014

				Hauptsachgebiet:		Asyl [Sachgebiet, mit dem die Person, welche die Tabelle ausfüllt, hauptsächlich befasst ist]



				Themenbereich;
Frage/Anliegen der Kundin/ des Kunden		Kund/innen-gruppe		Herkunft (falls relevant)		Inhalte der Beratung,
ggf. verwendetes Infomaterial
(in Stichworten)		genannte Ansprechperson bzw. Anlaufstelle		Häufigkeit des Beratungsthemas
(in Ziffern)		Umfang der Beratungsleistung 
(in Min.)

				Erfassung des übergeordneten Themenbereichs der Beratung sowie der spezifischen  Frage / des Anliegens des Kunden, zu denen eine Beratung erfolgte  		Falls relevant, Zuordnung der beratenen Person zu einer Gruppe oder einer Herkunftsregion				Angaben über die Auskünfte und Infor-mationen, die dem Kunden bezüglich des Beratungsthemas gegeben wurden. Ggf. kann hier auch eingetragen werden, welches Informationsmaterial ausge-händigt wurde (Flyer, Broschüren o.ä.) oder auf welche Informationsangebote (z.B. im Internet) verwiesen wurde.		Erfassung der  Kontaktperson oder Anlaufstelle, die dem Kunden genannt werden konnten, ggf. unter Nennung von Namen, Organisation, Telefonnummer, E-Mail-Adresse.		Nennung der Häufigkeit, mit der der das jeweilige Beratungsthema im Erfassungszeitraum auftritt. Hierzu wird die Anzahl eingetra-gen und bei wieder-holtem Auftreten entsprechend durch eine höhere Zahl ersetzt.		Erfassung der Dauer der Beratung. Tritt der Anlass wieder-holt auf, wird der jeweilige zeitliche Umfang erfasst, und es werden die Minu-tenangaben durch Kommata voneinander abgegrenzt.

						Eine Liste möglicher Angaben  befindet sich in einem Dropdown-Menü, das sich durch einen Klick auf eine Zelle in der jeweiligen Spalte aktiviert wird. Mit einem Klick auf den Pfeil öffnet sich das Menü, und mit einem weiteren Klick auf einen Begriff wird dieser ausgewählt und angezeigt. Sollte ein Aspekt nicht aufgeführt sein, kann im leeren Feld zu Beginn der Liste ein eigener Text eingegeben werden (Cursor auf Zelle setzen, Text eingeben).

				Beispiel



				Themenbereich:
Frage/Anliegen der Kundin/ des Kunden		Kund/innen-gruppe		Herkunft
(falls relevant)		Inhalte der Beratung,
ggf. verwendetes Infomaterial
(in Stichworten)		Ansprechperson bzw. Anlaufstelle		Häufigkeit des Anliegens 
(in Ziffern)		Zeitl. Umfang der Beratungsleistung 
(in Min.)

				Anerkennung:
Wie kann ich meinen ausländischen Abschluss anerkennen lassen?		Arbeitnehmer/innen				Verweis auf Beratungsstelle des IQ-Netzwerks; Flyer des IQ-Netzwerks Niedersachsen		Petra Mustermann
Tel.: 04721/ 54328 mustermann[at]caritas-cuxhaven.de 		3		5, 5, 5

				Einbürgerung:
(Wann) Kann ich mich einbürgern lassen?		alle/mehrere Gruppen				Voraussetzungen für Einbürgerung geprüft, Verweis an Einbürgerungs-behörde; 
Infobroschüre "Wege zur Einbürge-rung" der Beauftragten der Bundes-regierung für Migration und Integration		[Name, Kontakt]		1		10

				Gesundheit und Vorsorge:
Was muss ich tun,um mich für den Krankheitsfall zu versichern?		Qualifizierte Fachkräfte		Nicht-EU		System der Krankenversicherung erläutert				1		15

				Ausländische Arbeitskräfte:
Welche Regelungen und Voraussetzungen muss ich bei der Beschäftigung aus-ländischer Arbeitnehmer kennen und beachten?		Unternehmen				Beratung zu den Voraussetzungen der Beschäftigung einer ausländi-schen Fachkraft, Erläuterung einzelner Schritte;
http://www.verwaltungsdurchklick.de/unternehmenslagen/beschaeftigung-auslaendischer-mitarbeiter.html 				2		15, 20





Praxishandreichung für Ausländerbehörden in Niedersachsen - Arbeitshilfe 4.2&"-,Fett"&14
Ausfüllhilfe zur Systematik "Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen", PC-Version		


Seite &P	




Beratungsleistungen

		Ausländerbehörde:

		Erfassungszeitraum:

		Hauptsachgebiet:



		Themenbereich
Frage/Anliegen der Kundin/des Kunden		Kund/innengruppe		Herkunft (falls relevant)		Inhalte der Beratung,
ggf. verwendetes Infomaterial
(in Stichworten)		 Ansprechperson bzw. Anlaufstelle		Häufigkeit des Anliegens 
(in Ziffern)		zeitl. Umfang der Beratung 
(in Min.)
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Erfassung der erbrachten Beratungsleistungen		




Tabelle2

				Beratungsanlässe										Herkunft										Kund/innengruppe



				Anerkennung ausländischer Abschlüsse/Qualifikationen										alle										alle/mehrere Gruppen

				Arbeitserlaubnis										EU										Arbeitnehmer/innen

				Arbeitssuche										Nicht-EU										Arbeitsuchende

				Asyl																				Asylbewerber/innen

				Aufenthaltsbeendigung																				Asylberechtigte und Flüchtlinge

				Aufenthaltstitel																				Besucher/innen

				Berufsausbildung																				Familienangehörige

				Einbürgerung																				Forscher/innen

				Fort- und Weiterbildung																				Geschäftsreisende

				Freizeit																				Hochqualifizierte

				Gesundheit und Vorsorge																				Hochschulen

				Integrationsangebote																				Qualifizierte Fachkräfte

				Kinder und Familie																				Selbstständige

				Schule																				Studierende

				Sozialleistungen																				Unternehmen

				Sozialversicherung

				Spracherwerb

				Studium

				Visumsanträge

				Wohnen






Praxishandreichung für Ausländerbehörden in Niedersachsen – Arbeitshilfe 4.1

Arbeitshilfe 4.1 

Struktur für ein Gesamtkonzept



Strategie zur Weiterentwicklung der Ausländerbehörde XY



Einleitung 

(…)	

[bookmark: _GoBack]Das Strategiepapier ist nach zwölf Zielen gegliedert. Die Formulierung und Erläuterung von Zielen verfolgt den Zweck, Schlüsselbegriffe wie „Serviceorientierung“, „Mittlerfunktion“ und „Willkommenskultur“ bezogen auf das Arbeitsfeld der Ausländerbehörde zu konkretisieren. Ferner beschreiben sie Rahmenbedingungen, die hierfür erfüllt sein sollten. In ihrer Gesamtheit machen sie deutlich, in welchen Gestaltungsfeldern Veränderungen hin zu mehr Serviceorientierung zusammenwirken müssen. 

Die Inhalte des Strategiepapiers sind gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ausländerbehörde erarbeitet worden. Zu jedem Ziel wird dargestellt, in welcher Ausgangssituation sich die Ausländerbehörde befindet – sowohl im Hinblick auf erreichte Fortschritte und vorhandene „gute Praxis“ als auch im Hinblick auf einen erkannten Bedarf an Veränderungen. Zudem wird dargestellt, welche Ergebnisse vor diesem Hintergrund angestrebt werden und welche Maßnahmen hierzu umgesetzt werden sollen. Da Schwerpunktsetzungen erfolgen müssen, sind nicht zu jedem Ziel auch bereits Ergebnisse und Maßnahmen für eine erste Umsetzungsphase formuliert. Das Strategiepapier ist vielmehr eine Momentaufnahme in einem längeren Veränderungsprozess und soll regelmäßig überprüft und fortgeschrieben werden. 

Ziel 1: Die Ausländerbehörde verhilft im Rahmen ihres Handlungsspielraums Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit zu einem gesicherten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege dahin aufzeigt und entsprechende Entscheidungen trifft.

Eine Kernaufgabe der Ausländerbehörde ist die Entscheidung über den Aufenthaltsstatus der in Deutschland lebenden Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Der in dieser Hinsicht bestehende Handlungsspielraum der Ausländerbehörde ergibt sich aus den bestehenden rechtlichen Vorgaben. Indem die Ausländerbehörde Kundinnen und Kunden proaktiv und umfassend über Voraussetzungen und Wege zu einer Verbesserung ihres Aufenthaltsstatus informiert und bei Erfüllung dieser Voraussetzungen entsprechende Entscheidungen trifft, leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Integration ausländischer Menschen. Gleichzeitig hat die Ausländerbehörde aber auch die Aufgabe, Anträge ggf. negativ zu entscheiden, wenn es die Rechtslage erfordert. Die Erfüllung ordnungsbehördlicher Aufgaben mit den Erfordernissen einer Willkommenskultur in Einklang zu bringen, wird dabei immer eine Herausforderung bleiben. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…) [ Beschreibung / Erläuterung].

· Veränderungsbedarf 

(…) [ Beschreibung / Erläuterung].  

Angestrebte Ergebnisse	

· (…)

 (…) [ Beschreibung / Erläuterung]. 

Ziel 2: Das Selbstverständnis als Willkommens- und Servicebehörde beinhaltet die kundenorientierte Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

Die Ausländerbehörde ist für Ausländerinnen und Ausländer – insbesondere für jene mit kürzerer Aufenthaltsdauer in Deutschland – eine zentrale Anlaufstelle in einer Verwaltung. Angesichts der komplexen Rechtsmaterie ist die Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen von großer Bedeutung. Darüber hinaus treten in der Gesprächssituation mit Kundinnen und Kunden häufig Anliegen und Beratungsbedarfe zutage, die über rechtliche Fragen hinausgehen. Die Ausländerbehörde leistet auch diesbezüglich einen wichtigen Beitrag für gelingende Integrationsprozesse in einer Kommune, indem sie frühzeitig einen Beratungsbedarf erkennen, zu explizit oder implizit gestellten Beratungsfragen grundlegende Informationen und Auskünfte erteilen und die Personen an die jeweils zuständigen Ansprechpersonen und Anlaufstellen verweisen. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

(…).

Ziel 3: Die Ausländerbehörde legt Wert auf eine umfassende Information der Kundinnen und Kunden und nutzt die hierfür geeigneten Mittel.

Eine gute Serviceorientierung beinhaltet, Kundinnen und Kunden in umfassender Weise über die jeweiligen (insbesondere ausländerrechtlichen) Themen zu informieren, die Anlass und Gegenstand des Kontakts zwischen Behörde und Kunde bzw. Kundin sind. Ein wesentlicher Teil der Informationen wird im persönlichen Gespräch vermittelt. Ergänzend dazu sorgt schriftliches Informationsmaterial dafür, dass Kundinnen und Kunden bereits mit Vorwissen in einen Beratungskontakt gehen und mündlich vermittelte Informationen nochmals nachvollziehen können. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

· (…).

(…) 

Ziel 4: Die Ausländerbehörde hat den Anspruch einer möglichst hohen Verständlichkeit ihrer Auskünfte und Nachvollziehbarkeit ihrer Entscheidungen.

Auskünfte und vor allem Entscheidungen der Ausländerbehörde haben für Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit häufig eine große Tragweite. Umso wichtiger ist es, dass die vermittelten Informationen auch von Menschen mit geringen Deutschkenntnissen inhaltlich verstanden werden und die Begründung gerade auch von negativen Entscheidungen nachvollziehbar dargelegt wird. Grundsätzlich darf erwartet werden, dass sich die Kundinnen und Kunden der Ausländerbehörde gegebenenfalls um dolmetschende Personen (wie z.B. Familienangehörige oder Freunde) bemühen. Insbesondere bei neu zugewanderten Personen kann dies aber nicht vorausgesetzt werden und bedarf unterstützender Angebote.  

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

(…).

Ziel 5: Die Verfahrensabläufe in der Ausländerbehörde gewährleisten eine hohe Servicequalität.

Ein wesentlicher Ausdruck von Serviceorientierung ist die Organisation der Arbeitsweisen und Verfahrensabläufe der Ausländerbehörde. Hierzu gehört ein breites Spektrum an möglichen Regelungen und Vorkehrungen zur Vorbereitung und Gestaltung der Dienstleistungserbringung für Kundinnen und Kunden. Ferner schließt es auch Verfahrensweisen ohne unmittelbaren Kundenkontakt mit ein, die aber indirekt Auswirkungen auf Kundinnen und Kunden haben.

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

· (…).

(…) 

Ziel 6: Die Organisationsstruktur der Verwaltung begünstigt Synergien zwischen der Ausländerbehörde und anderen Verwaltungseinheiten mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen und Bürger.

Im Zusammenhang mit dem Wandel des Selbstverständnisses der Ausländerbehörde ist auch diese als ein für die Gestaltung kommunaler Integrationsprozesse wichtiger Akteur anzusehen. Daher ist es sinnvoll, alle mit Aspekten der Migration und Integration befassten Verwaltungsstellen so in der Organisationsstruktur anzusiedeln, dass Kooperationsfelder wachsen und sich daraus Synergien ergeben können.

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

(…).

Ziel 7: Die Ausländerbehörde bezieht die Sicht der Kundinnen und Kunden bei der Verbesserung ihrer Serviceorientierung mit ein.

In Prozessen zur Verbesserung der Serviceorientierung liefert eine Kundenumfrage zusätzliche Erkenntnisse, wie die Kundinnen und Kunden den Dienstleistungscharakter im Hinblick auf verschiedene Aspekte bewerten und inwiefern dieser ggf. durch weitere Maßnahmen gestärkt werden kann. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

· (…).

(…). 

Ziel 8: Das Erscheinungsbild der Ausländerbehörde bringt zum Ausdruck, dass Kundinnen und Kunden willkommen sind und wertgeschätzt werden.

Der äußere Eindruck, den Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit beim Aufsuchen der Ausländerbehörde erhalten, bestimmt den Gesamteindruck über die dort und in der Kommunalverwaltung insgesamt anzutreffende Willkommenskultur maßgeblich mit. Die Gestaltung der Räumlichkeiten, in denen Kundinnen und Kunden mit der Ausländerbehörde in Kontakt treten, ist daher kaum weniger wichtig als die Art des Umgangs, mit denen ihnen dort begegnet wird. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse:	

(…).

Ziel 9: Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- und Informationsaufgaben im Sinne einer Willkommensbehörde findet angemessenen Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbeschreibung und Stellenbewertung.  

Eine Reihe von Ansatzpunkten zur Stärkung der Serviceorientierung und Mittlerfunktion sind mit einem zusätzlichen Zeitaufwand verbunden. Wird eine Umsetzung entsprechender Maßnahmen beabsichtigt, ist zu berücksichtigen, welche Zeitressourcen hierfür notwendig sind und wie sich dies in der Stellenbemessung niederschlagen muss. 

Die Stellenbewertung von Beamten und Beamtinnen wie auch von Angestellten orientiert sich an festgelegten Bewertungs- bzw. Tätigkeitsmerkmalen auf der Grundlage von Stellenbeschreibungen. Der sich vollziehende und von vielen propagierte Wandel im Aufgaben- und Selbstverständnis von Ausländerbehörden spiegelt sich in den Stellenbeschreibungen meist noch nicht wieder, ebenso wenig spielt dieser für die Bewertung der Stellen eine Rolle. Dies legt eine Überprüfung nahe, welche Auswirkungen die veränderten Anforderungen an die Ausländerbehörde auch im Hinblick auf die Stellenbewertung haben.  

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse	

· (…).

(…). 

Ziel 10: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerbehörde verfügen über das für interkulturelle Beratungskontexte erforderliche Wissen sowie über kommunikative und soziale Kompetenzen.

Der Tätigkeit der Beschäftigten in der Ausländerbehörde ist stark von der – häufig auch mit Konfliktpotenzialen verbundenen – Begegnung von Menschen mit unterschiedlicher Herkunft und Kultur geprägt. Um den Anforderungen in diesem Beratungskontext gerecht zu werden, benötigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besondere Handlungskompetenzen, die oft als „interkulturelle Kompetenz“ bezeichnet werden. Der Sammelbegriff umfasst verschiedene personale, soziale und kognitive Kompetenzen, die benötigt werden, um in interkulturellen Kontexten erfolgreich zu kommunizieren. Zu den personalen Kompetenzen zählen Unvoreingenommenheit und Einfühlungsvermögen, aber auch Belastbarkeit in häufig schwierigen Beratungssituationen. Wichtige soziale Kompetenzen sind respektvolles Verhalten, Kommunikationsfähigkeit, Deeskalations- und Konfliktbewältigungskompetenz sowie Fremdsprachenkompetenz. Kognitive Kompetenzen sind (zwangsläufig begrenzte) Kenntnisse über kulturelle Unterschiede und spezifische kulturelle Kontexte. Interkulturelle Kompetenz ist ein wichtiges Anforderungskriterium bei der Personalauswahl und deren Förderung ein fester Bestandteil von Qualifizierungsmaßnahmen.

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse:	

· . (…)

(…). 

Ziel 11: Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie anderen relevanten Akteuren pflegt die Ausländerbehörde kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.

Im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung unterhält die Ausländerbehörde Arbeitskontakte mit zahlreichen Akteuren innerhalb und außerhalb der Verwaltung. Eine gute Vernetzung und enge Abstimmung fördert den Erfolg einer Verweisberatung oder fallbezogenen Zusammenarbeit und kann dazu beitragen, die aufenthaltsrechtliche und sozioökonomische Lage von Kundinnen und Kunden zu verbessern. 

Aufgrund ihrer unterschiedlichen Aufgaben sind Konfliktpotenziale zwischen der Ausländerbehörde und Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit strukturell angelegt. Ziel ist es, die unterschiedlichen Handlungsmaximen wechselseitig anzuerkennen und im konstruktiven Dialog zu klären, welche Handlungs- und Kooperationsmöglichkeiten im konkreten Fall bestehen. 

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse

· (…).

(…) 

Ziel 12: Die Ausländerbehörde macht ihre handlungsleitenden Prinzipien wie „Willkommenskultur“ und „Serviceorientierung“ in der eigenen Verwaltungsorganisation wie auch in der Öffentlichkeit sichtbar

Der Wandel im Selbstverständnis und Veränderungen in den Verfahren und Strukturen der Ausländerbehörde werden in anderen Bereichen der Verwaltung und in der Öffentlichkeit vermittelt. Eine dadurch erreichte Veränderung des Bildes von der Ausländerbehörde wirkt sich wiederum vorteilhaft auf die Bereitschaft von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus, in der Ausländerbehörde zu arbeiten und die dort eingeleiteten Veränderungsprozesse fortzusetzen.

Ausgangslage der Ausländerbehörde 

· Fortschritte und gute Praxis

(…).

· Veränderungsbedarf 

(…). 

Angestrebte Ergebnisse:	

· . (…)

(…). 




Anhang: 

Übersicht über die 12 Ziele der Ausländerbehörde:

1. Die Ausländerstelle verhilft im Rahmen ihres Handlungsspielraums ausländischen Menschen zu einem gesicherten Aufenthaltsstatus, indem sie aktiv Wege dahin aufzeigt und entsprechende Entscheidungen trifft.

2. Das Selbstverständnis als Willkommens- und Servicebehörde beinhaltet die kundenorientierte Beratung zu aufenthaltsrechtlichen Anliegen und zu weiteren Angeboten und Akteuren.

3. Die Ausländerstelle legt Wert auf eine umfassende Information der Kundinnen und Kunden und nutzt die hierfür geeigneten Mittel.

4. Die Ausländerstelle hat den Anspruch einer möglichst hohen Verständlichkeit ihrer Auskünfte und Nachvollziehbarkeit ihrer Entscheidungen.

5. Die Verfahrensabläufe in der Ausländerstelle gewährleisten eine hohe Servicequalität.

6. Die Ausländerstelle bezieht die Sicht der Kundinnen und Kunden bei der Verbesserung ihrer Serviceorientierung mit ein.

7. Das Erscheinungsbild der Ausländerstelle bringt zum Ausdruck, dass Kundinnen und Kunden willkommen sind und wertgeschätzt werden.

8. Die Organisationsstruktur der Verwaltung begünstigt Synergien zwischen der Ausländerstelle und anderen Verwaltungseinheiten mit der Zielgruppe ausländischer Bürgerinnen und Bürger.

9. Die Wahrnehmung von Beratungs-, Service- und Informationsaufgaben im Sinne einer Willkommensbehörde findet angemessenen Ausdruck in der Stellenbemessung, Stellenbeschreibung und Stellenbewertung.  

10. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausländerstelle verfügen über das für interkulturelle Beratungskontexte erforderliche Wissen sowie über kommunikative und soziale Kompetenzen. 

11. Mit Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit sowie anderen relevanten Akteuren pflegt die Ausländerstelle kontinuierliche, konstruktive und respektvolle Beziehungen.

12. Die Ausländerstelle macht ihre handlungsleitenden Prinzipien wie „Willkommenskultur“ und „Serviceorientierung“ in der eigenen Verwaltungsorganisation wie auch in der Öffentlichkeit sichtbar.
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Übersicht

		Übersicht Beratungsthemen



		Beratungsthema		Zugeordnete Stichworte



		Spracherwerb		Deutschkurse, Integrationskurse, Alphabetisierung, Kosten, Förderung



		Ausbildung, Studium		Ausbildungsplatzsuche, ausländerrechtliche Bezüge, Sicherung des Lebensunterhalts während der Ausbildung/des Studiums, Anerkennung ausländischer Qualifikationen



		Erwerbstätigkeit		ausländerrechtliche Voraussetzungen für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, Arbeitgeber, Arbeitsuche, Erwerbslosigkeit, Steuern und Finanzamt, Gewerbeanmeldung, Arbeitnehmerrechte



		Sicherung des Lebensunterhalts		Sozialleistungen allgemein, Kindergeld, Elterngeld, Sozialhilfe, Wohngeld



		Sozialversicherung		Versicherungen allgemein, Sozialversicherungsnummer, Krankenversicherung, Rentenversicherung



		Lebenspraktische Fragen		Wohnen, Kinder, Bildung, Schule, Notlagen, Fahrerlaubnis, Führungszeugnis, Wehrdienst



		Einbürgerung		Voraussetzungen, Mehrstaatigkeit, Kosten, benötigte Unterlagen
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Informationsgrundlage für Beratungen durch die Ausländerbehörde		




Spracherwerb



		Themenkomplex "Spracherwerb, Integrationskurs"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle

		Spracherwerb

		Wer bietet in meiner Nähe Deutschkurse an?

		Was kostet die Teilnahme?

		Gibt es Deutschkurse mit Kinderbetreuung oder für Kinder und Eltern?

		Gibt es Deutschkurse für Jugendliche?

		Wo gibt es berufsbezogene Deutschkurse?

		Wie kann ich als Arbeitgeber den Spracherwerb meiner ausländischen Beschäftigten unterstützen?





		Integrationskurs

		Wo kann ich einen Integrationskurs besuchen?

		Was kostet die Teilnahme?



		Alphabetisierung

		Wer bietet in meiner Nähe Alphabetisierungskurse an?

		Was kostet die Teilnahme?



		Förderung

		Kann ich eine Förderung für einen Deutschkurs/ Integrationskurs/ Alphabetisierungskurs bekommen?
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Ausbildung, Studium



		Themenkomplex "Ausbildung und Studium"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle

		Ausbildung

		Kann ich auch ohne verfestigten Aufenthaltstitel eine Ausbildung beginnen?

		Wer kann mich unterstützen bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz?





		Studium

		Ich möchte in Deutschland studieren. Was muss ich tun?

		Ich habe in Deutschland studiert und möchte nun hier arbeiten. Was muss ich tun?

		Darf ich während meines Studiums arbeiten gehen, um meinen Lebensunterhalt zu verdienen?





		Förderung

		Kann ich finanzielle Unterstützung während meines Studiums/meiner Ausbildung erhalten?

		Wie und unter welchen Voraussetzungen kann ich BaFöG bekommen?

		Anerkennung ausländischer Qualifikationen

		Wo und wie kann ich meinen ausländischen Schulabschluss anerkennen lassen?

		Wo und wie kann ich im Ausland erbrachte Studienleistungen anerkennen lassen?
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Erwerbstätigkeit



		Themenkomplex "Erwerbstätigkeit"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle

		Erwerbstätigkeit und Ausländerrecht

		Wie bekomme ich eine Arbeitserlaubnis?

		Brauche ich als EU-Bürger/in eine Arbeitserlaubnis?

		Kann ich mit einem Daueraufenthaltstitel aus einem anderen EU-Land in Deutschland arbeiten?

		Wie kann eine Person zum Zweck der Erwerbstätigkeit nach Deutschland einreisen?

		Ich bin Asylbewerber/in. Darf ich einer Erwerbstätigkeit nachgehen?

		Ich bin anerkannter Flüchtling. Darf ich einer Erwerbstätigkeit nachgehen?



		Arbeitgeber

		Unser Unternehmen möchte eine ausländische Fachkraft einstellen - wer kann mich beraten?



		Arbeitsuche, Erwerbslosigkeit

		Wer unterstützt mich bei der Arbeitsuche?

		Wo kann ich mich arbeitslos melden?

		Welche Unterstützung kann ich bei Arbeitslosigkeit bekommen? An wen muss ich mich wenden?

		Anerkennung ausländischer Qualifikationen

		Wo finde ich Beratung und Unterstützung, wenn ich meine ausländischen Abschlüsse anerkennen lassen möchte?

		Wie und wo kann ich meine ausländischen Qualifikationen anerkennen lassen?



		Steuer, Gewerbeanmeldung

		Wo erhalte ich eine Lohnsteuerkarte?

		Welches Finanzamt ist zuständig?

		Wie und wo melde ich ein Gewerbe an?



		Arbeitnehmerrechte

		Ich habe Probleme mit meinem Arbeitgeber (zahlt den Lohn nicht, verlangt überzogene Gebühren für die Unterbringung o.ä.). Wer kann mich zu meinen Rechten beraten und mich unterstützen?
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Lebensunterhalt



		Themenkomplex "Sicherung des Lebensunterhalts"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle



		Welche Sozialleistungen kann ich erhalten?

		Habe ich Anspruch auf Kindergeld?

		Wo und wie kann ich Kindergeld beantragen?

		Habe ich Anspruch auf Elterngeld?

		Wo und wie kann ich Elterngeld beantragen?

		Habe ich Anspruch auf Sozialhilfe?

		Wo und wie erhalte ich Sozialhilfe?

		Welche finanzielle Unterstützung gibt es für Familien, und was muss ich tun, um diese zu erhalten?

		Wo und wie kann ich Wohngeld beantragen?
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Sozialversicherung



		Themenkomplex "Sozialversicherung"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle



		Welche Versicherungen brauche ich, und wie schließe ich diese ab?

		Wo erhalte ich eine Sozialversicherungsnummer?

		Wie kann ich eine Krankenversucherung abschließen?

		Muss ich Rentenbeiträge bezahlen?

		Wie bekomme ich eine Rente?
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Lebenspraktische Fragen



		Themenkomplex "Lebenspraktische Fragen"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle

		Wohnen

		Wo und wie melde ich meinen Wohnsitz an?

		Wie finde ich eine Wohnung?



		Kinder

		Welche Kinderbetreuungsmöglichkeiten gibt es?

		Wie finde ich eine Kinderbetreuung?

		Wie kann ich mein Kind in einer Kita/einem Kindergarten unterbringen?



		Bildung, Schule

		Wie finde ich die richtige Schule für mein Kind?

		Wir sind Flüchtlinge. Darf/Muss mein Kind zur Schule gehen?



		Notlagen

		Ich bin in einer familiären Notlage - wer kann mir helfen?

		Ich bin in einer persönlichen Notlage. An wen kann ich mich wenden?





		Fahrerlaubnis

		Wie kann ich meinen ausländischen Führerschein übertragen lassen?

		Wo und wie erwerbe ich einen deutschen Führerschein?



		Sonstiges

		Was ist ein polizeiliches Führungszeugnis, und wo erhalte ich dieses?

		Muss ich in meinem Herkunftsland oder in Deutschland Wehrdienst leisten?
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Einbürgerung



		Themenkomplex "Einbürgerung"



		Anliegen/Fragestellung		Kund/innen-gruppe		Herkunft		Auskunft, Verweise, Materialien		Ansprechperson, Anlaufstelle



		Welche Voraussetzungen müssen für die Einbürgerung erfüllt werden?

		Kann ich meine ursprüngliche Staatsangehörigkeit behalten?

		Welche Kosten kommen bei der Einbürgerung auf mich zu?

		Welche Unterlagen muss ich mitbringen?

		Ich erhalte staatliche Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Kann ich trotzdem eingebürgert werden?

		Muss ich zwingend acht Jahre in Deutschland gewohnt haben, um eingebürgert werden zu können?

		Ich möchte meine Ehefrau/meinen Ehemann/meine Kinder ebenfalls einbürgern lassen. Was muss ich tun?
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Arbeitshilfe 4.4 

Informationsmaterialien für Kundinnen und Kunden der Ausländerbehörden in Niedersachsen (Stand: 1.10.2014)

Die in der folgenden Liste aufgeführten Flyer und Broschüren enthalten bundes- bzw. landesweit gültige Informationen zum jeweiligen Themengebiet. Diese sollten möglichst durch regionalspezifische Informationen ergänzt bzw. ersetzt werden. Vorschläge zu geeigneten Materialien finden sich im Anschluss an die Liste →.

Die Bestellübersicht auf S. 8 → soll der Ausländerbehörde dazu dienen, einen Überblick über verfügbare Printmedien zu erhalten und deren 
Bestellung zu organisieren. Die Tabelle kann durch regional verfügbare Informationsblätter oder -broschüren vervollständigt werden.

Rubriken:

(STRG + Klicken führt zu entsprechender Rubrik in der Tabelle)

Allgemeine Informationen, insbesondere für Neuzuwanderer

Ausbildung und Erwerbstätigkeit

Spracherwerb

Ausländer- und Asylrecht

Staatsangehörigkeit und Einbürgerung

		Titel

		Inhalt

		Sprachen

		Format

		Bezugsquelle, Download/Link



		[bookmark: Allgemein]Allgemeine Informationen, insbesondere für Neuzuwanderer



		„Willkommen in Deutschland“

		Wegweiser mit Tipps zur Organisation des Alltags in Deutschland bzgl. unterschiedlicher Lebensbereiche wie Kinderbetreuung, Anerkennung ausländischer Abschlüsse etc.

		Deutsch, Arabisch, Englisch, Französisch, Polnisch, Russisch, Türkisch

		Broschüre in Printversion und als PDF zum Download 

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/willkommen-in-deutschland.html?nn=1366152 



		„Zusatzinformationen für Spätaussiedler“

		Ergänzung zu „Willkommen in Deutschland“

		Deutsch/Russisch

		Broschüre als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/willkommen-in-deutschland_spazus_de.html 



		

		

		

		

		



		[bookmark: Arbeit]Ausbildung und Erwerbstätigkeit



		Webseite des BAMF, Menü „Arbeiten in Deutschland“

		Kurzinformationen mit weiterführenden Links zu rechtlichen Bestimmungen für zuwanderungswillige Erwerbsmigrant/innen

		Deutsch, Englisch (Auswahl unter dem linken Menü-Feld)

		Webseite, ggf. zur Verlinkung geeignet

		BAMF www.bamf.de/DE/Migration/Arbeiten/arbeiten-node.html 



		Webseite des BAMF, Menü „Ausbildung und Studium“

		Kurzinformationen mit weiterführenden Links zu rechtlichen Bestimmungen für Menschen, die eine Berufsqualifikation oder ein Studium in Deutschland anstreben

		Deutsch, Englisch (Auswahl unter dem linken Menü-Feld)

		Webseite, ggf. zur Verlinkung geeignet

		www.bamf.de/DE/Migration/Studieren/studieren-node.html 



		„Bildung und Beruf in Deutschland“

		rechtlicher Leitfaden für zuwanderungswillige Erwerbsmigrant/innen und Menschen, die eine Berufsqualifikation oder ein Studium in Deutschland anstreben

		Deutsch, Englisch

		Broschüre als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/bildung-und-beruf-in-deutschland.html 



		„Die blaue Karte EU“

		rechtliche Regelungen, Zielgruppen, Voraussetzungen, Zuständigkeiten

		Deutsch

		Flyer als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/blaue-karte.html 



		„Forschungsaufent-halte in Deutschland“

		Informationen über die rechtlichen Bedingungen für den Aufenthalt und die Erwerbstätigkeit von Drittstaatsangehörigen zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung

		Deutsch, Englisch

		Flyer als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/forschungsaufenthalte.html?nn=1368562 



		Webseite „Anerkennungs-beratung in Niedersachsen“

		Übersicht über die Beratungsstellen zur Anerkennung ausländischer Qualifikationen in Niedersachsen

		Deutsch

		

		Netzwerk Integration durch Qualifizierung (IQ) Niedersachsen,

www.iq-niedersachsen.de/iq/projekte-partner/anerkennungsberatung 



		Merkblätter zur beruflichen Anerkennung in Niedersachsen

		Informationen zum Anerkennungsverfahren, über benötigte Unterlagen, Kosten des Verfahrens; Nummer der niedersächsischen Infohotline 

		Deutsch, Albanisch, Arabisch, Bulgarisch, Chinesisch, Englisch, Französisch, Griechisch, Kroatisch, Kurdisch, Persisch-Farsi, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Serbisch, Spanisch, Türkisch, Vietnamesisch

		Flyer als PDF zum Download

		Netzwerk Integration durch Qualifizierung (IQ) Niedersachsen,

www.iq-niedersachsen.de/iq/anerkennung/infothek/merkblaetter-anerkennung-niedersachsen 



		Webseite „Anerkennung in Deutschland“

		Informationen zur Anerkennung von Berufsqualifikationen, Studienleistungen und Schulabschlüssen, u.a. zu Verfahren und Zuständigkeiten

		Deutsch, Englisch, Spanisch, Italienisch, Rumänisch, Polnisch

		Webseite, zur Verlinkung geeignet

		Bundesministerium für Bildung und Forschung,

www.anerkennung-in-deutschland.de 



		„Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse“

		Informationen über Anerkennungsverfahren, Kosten, Dauer, erforderliche Unterlagen

		Deutsch, Arabisch, Bulgarisch, Englisch, Französisch, Kroatisch, Polnisch, Russisch, Spanisch, Türkisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/anerkennung-berufsabschluss_de.html



		„Anerkennung Ihres Berufsabschlusses – Verfahren aus dem Ausland“

		Informationen zum Anerkennungsverfahren vor der Einreise nach Deutschland sowie zu rechtlichen Bedingungen für Zuwanderung zum Zweck der Erwerbstätigkeit

		Deutsch, Arabisch, Englisch, Französisch, Griechisch, Indonesisch, Italienisch, Kroatisch, Polnisch, Rumänisch, Portugiesisch, Russisch, Spanisch, Türkisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/anerkennung-berufsabschluss_ausland_de.html



		„Berufliche Anerkennung für Spätaussiedler“

		Informationen zum Rechtsanspruch auf ein Anerkennungsverfahren nach Bundesvertriebenengesetz (BVFG) sowie zum Bundesqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG)

		Deutsch, Russisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/berufliche_anerkennung_spaetaussiedler_de.html 



		„Sicher und fair arbeiten in Niedersachsen“



		Informationen über die Beratungsstelle für mobile Beschäftigte. - Berater/innen informieren die ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter über ihre Rechte rund um die Themen Arbeit und das Leben in Deutschland, auch in der Muttersprache der hilfesuchenden Person. Sie vermitteln Kontakte zu Ämtern, Behörden und anderen Organisationen und leisten Hilfestellung für Opfer des Menschenhandels zur Arbeitsausbeutung.

		Deutsch, Bulgarisch, Englisch, Polnisch, Rumänisch, Spanisch

		Flyer als PDF zum Download

		Beratungsstelle für mobile Beschäftigte, Arbeit und Leben Niedersachsen,

www.mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de/typo3/fileadmin/Downloads/Folder_Beratungsstelle_fuer_mobile_Beschaeftigte_lr.pdf 





		ESF-BAMF-Programm "Berufsbezogene Deutschförderung"

		Informationen über Kursinhalte, Teilnahmevoraussetzungen und Kosten

		Deutsch, Arabisch, Griechisch, Englisch, Französisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Spanisch, Tschechisch, Türkisch, Vietnamesisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/berufsbezsprachf-esf-bamf_de.html 



		

		

		

		

		



		[bookmark: Sprache]Spracherwerb



		ESF-BAMF-Programm "Berufsbezogene Deutschförderung"

		Informationen über Kursinhalte, Teilnahmevoraussetzungen und Kosten

		Deutsch, Arabisch, Englisch, Französisch, Griechisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Spanisch, Tschechisch, Türkisch, Vietnamesisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/berufsbezsprachf-esf-bamf_de.html 



		„Deutsch lernen - Chancen verbessern“

		Informationen über den Jugendintegrationskurs (Inhalte, Teilnahmebedingungen, Kosten, Träger, Beratung)

		Deutsch, Englisch, Russisch, Türkisch

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/jugend-ik_deutschlernen-chancenverbessern_de.html 



		"Deutsch lernen – für die Zukunft Ihrer Familie"

		Informationen zu Inhalten, Teilnahmebedingungen und Kosten der Elternintegrationskurse

		Deutsch, Englisch, Russisch, Türkisch

		Flyer als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/elternintegrationskurse_de.html 



		

		

		

		

		



		[bookmark: Recht]Ausländer- und Asylrecht



		„Das deutsche Asylverfahren - ausführlich erklärt“

		Informationen über einzelne Aspekte des Asylverfahrens, Darstellung der Zuständigkeiten, Anhörung, Entscheidungsfindung, die Verfahrensdauer, Entwicklung der Schutzquote, rechtliche Folgen der Entscheidung

		Deutsch, Englisch (aktuell in Überarbeitung)

		Broschüre als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/das-deutsche-asylverfahren.html 



		„Ablauf des deutschen Asylverfahrens“

		Kurzzusammenfassung der o.g. Broschüre; Informationen über Ablauf des Asylverfahrens von Antragstellung über Anhörung bis Entscheidung sowie Folgen der Entscheidungen

		Deutsch, Englisch (aktuell in Überarbeitung)

		Flyer in Printversion und als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/ablauf-asylverfahren.html 



		"Alles Wissenswerte zum elektronischen Aufenthaltstitel"

		

		Deutsch, Albanisch, Amharisch, Arabisch, Chinesisch, Englisch, Französisch, Hindi, Japanisch, Koreanisch, Persisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Serbisch, Spanisch, Tamil, Thailändisch,
 Tigrinia, Türkisch, Vietnamesisch

		Broschüre als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/broschuere-eat-a4.html 



		„Bildung und Beruf in Deutschland“

		Überblick zu den rechtlichen Voraussetzungen des Aufenthalts für Drittstaatsangehörige

		Deutsch, Englisch

		Broschüre als PDF zum Download

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/bildung-und-beruf-in-deutschland.html 



		"Zentralstelle für Informationsvermittlung zur Rückkehr-förderung"

		Aufgaben und Angebote der ZIRF

		Deutsch, Arabisch, Türkisch, Englisch, Russisch

		Flyer als PDF zum Download, in Deutsch und Englisch auch in gedruckter Form

		BAMF

www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Flyer/zirf-flyer-rueckkehrfoerderung_de.html 



		

		

		

		

		



		[bookmark: Nationalität]Staatsangehörigkeit und Einbürgerung



		„Wege zur Einbürgerung - Wie werde ich Deutsche – wie werde ich Deutscher?“

		Allgemeine Informationen über Voraussetzungen für eine Einbürgerung sowie über das Verfahren

		Deutsch

		Broschüre als Printversion und PDF zum Download

		Bundesregierung

www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/IB/wege-zur-einbuergerung.html?nn=670294  



		

		

		

		

		



		Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen



		„Migrationsatlas“





		Übersicht und Kontakte aller Beratungsstellen und anderer Akteure im Bereich Migration und Teilhabe in Niedersachsen

		Deutsch



		[bookmark: _GoBack]Broschüre als PDF zum Download

		Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

http://www.ms.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=26521&article_id=91258&_psmand=17 
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[bookmark: Vorschläge]Vorschläge für geeignete regionalspezifische Informationsmaterialien

Für neu in eine Kommune zugezogene Personen ist es wichtig, Anlaufstellen und Ansprechpersonen vor Ort zu finden, bei denen erforderliche Formalitäten erledigt werden können, die bestimmte Dienstleistungen anbieten und die Unterstützung bei der Orientierung leisten können.

Die folgende Liste enthält ohne Anspruch auf Vollständigkeit Vorschläge, welche Informationsmaterialen zu Angeboten in der Kommune in der Ausländerbehörde vorgehalten werden könnten. In vielen Kommunen sind diese Materialien zumindest teilweise bereits vorhanden. Fehlen aus Sicht der Ausländerbehörde für ihre Kundinnen und Kunden wichtige Flyer oder Broschüren, kann sie anregen, diese zu erstellen oder selbst Informationsblätter erarbeiten.

· Stadtplan

· Broschüre für Neubürger/innen

· kommunaler Wegweiser für Zuwanderer (Beispiele: „Interkultureller Stadtführer für Oldenburg“ [footnoteRef:1], „Willkommen in Osnabrück. Ein Wegweiser für Migranten“ [footnoteRef:2]) [1:  www.oldenburg.de/startseite/buergerservice/soziales/integration/interkultureller-stadtfuehrer.html ]  [2:  www.osnabrueck.de/images_design/Grafiken_Inhalt_Familiesoziales/SO281_Wegweiser.pdf ] 


· Liste der Migrationsberatungsstellen und Jugendmigrationsdienste

· Liste der Sprachkursträger und ihrer Angebote 

· Informationen über Migrantenvereine und Interessenvertretungen

· wichtige Anlaufstellen in der Kommune (z.B. Einwohnermeldeamt, Bürgeramt, Agentur für Arbeit und Jobcenter, Sozialamt, Jugendamt)








[bookmark: Bestellübersicht]Bestellübersicht Printmaterialien

Zuständigkeit: _______________________________________________________________



		Titel

		Verfügbare Sprachen

		Notizen

(bspw. auf Lager, bestellt, kein Bedarf)



		„Willkommen in Deutschland“

		Deutsch, Arabisch, Englisch, Französisch, Polnisch, Russisch, Türkisch

		



		„Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse“

		Arabisch, Englisch, Französisch, Kroatisch, Polnisch, Russisch, Spanisch, Türkisch

		



		„Anerkennung Ihres Berufsabschlusses – Verfahren aus dem Ausland“

		Arabisch, Englisch, Französisch, Griechisch, Indonesisch, Italienisch, Kroatisch, Rumänisch, Portugiesisch, Russisch, Türkisch

		



		„Berufliche Anerkennung für Spätaussiedler“

		Deutsch, Russisch

		



		ESF-BAMF-Programm "Berufsbezogene Deutschförderung"

		Deutsch, Arabisch, Englisch, Französisch, Griechisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Spanisch, Tschechisch, Türkisch, Vietnamesisch

		



		„Deutsch lernen - Chancen verbessern“

		Deutsch, Englisch, Russisch, Türkisch

		



		„Ablauf des deutschen Asylverfahrens“

		Deutsch, Englisch

		



		"Zentralstelle für Informationsvermittlung zur Rückkehrförderung"

		Deutsch, Englisch

		



		„Wege zur Einbürgerung

Wie werde ich Deutsche – wie werde ich Deutscher?“

		Deutsch

		



		

		

		



		

		

		



		

		

		



		

		

		



		

		

		



		

		

		



		

		

		








Kriterien

		Arbeitshilfe 4.5 
Kriterien und Fragen zur Analyse des Webauftritts und Beispiele*



		Kategorie		Analysefragen		Umsetzungsbeispiele

		1. Inhalte: Informationen nutzergerecht darstellen

		Informationsgehalt 		Entsprechen die Informationen dem Bedarf der Nutzergruppen?

				Stehen Antragsformulare zum Download bereit?		Ausländerbehörde Berlin

		Aufbereitung		Sind die Texte für das Zielpublikum verständlich?		(siehe hierzu auch unter 3. → Sprache)

				Sind die Informationen in für den Kunden nachvollziehbarer Form sortiert?		Ausländerbehörde der Stadt Münster

				Werden die Textpassagen durch aussagekräftige Überschriften strukturiert?

				Sind die wichtigsten Inhalte ohne Scrollen sichtbar?

				Können die Texte in einer lesefreundlichen Darstellung ausgedruckt werden?		Homepage der Stadt Ludwigshafen (hier ein Beispiel aus der Ausländerbehörde)

		Aktualität		Sind die angebotenen Informationen aktuell?

				Sind alle Links funktionsfähig?

				Sind die Informationen mit einem Datum versehen?		Ausländerbehörde Berlin

		Gestaltung		Sind Bilder und Abbildungen für das Zielpublikum verständlich?

				Werden Bilder genutzt um die Verständlichkeit der Informationen zu unterstützen?		Ausländerbehörde des Landkreises Gütersloh

		2. Interaktion: Mit den Nutzern kommunizieren

		Kommunikation mittels des Webauftritts		Wird die Ausländerbehörde mit ihren Aufgaben und ihrem Dienstleistungsangebot vorgestellt?		Ausländerbehörde Berlin

				Werden die Nutzer/innen direkt angesprochen?		Ausländerbehörde der Stadt Münster

				Gibt es eine Liste, die die häufigsten Anliegen und Fragen der Kundinnen und Kunden aufgreift (Frequently Asked Questions, FAQ)?		Ausländerbehörde des Landkreises Düren

		Direkte Kommunikation		Gibt es einen klaren, auf jeder Seite verfügbaren Pfad zu den Kontaktinformationen?		Ausländerbehörde des Landkreises Gießen

				Sind alle Kontaktmöglichkeiten aufgeführt (E-Mail oder Kontaktformular, Telefon, Adresse, Öffnungszeiten, Telefonsprechzeiten, Terminvereinbarung, Anfahrtsbeschreibung, Lageplan)?		Ausländerbehörde der Stadt Ludwigshafen

		3. Zugänglichkeit: Barrierefreiheit für alle Nutzergruppen

		Sprache		Sind die Texte für das Zielpublikum verständlich (z. B. Wortwahl, Satzbau, Fachbegriffe)?		Orientierung an Grundsätzen der bürgerfreundlichen Verwaltungskommunikation
Umsetzungshilfe:

						"Leitsätze für eine bürgerfreundliche Verwaltungssprache", Stadt Wiesbaden

						"Tipps zum einfachen Schreiben. Ein Leitfaden zur bürgernahen Verwaltungssprache", Stadt Bochum

				Werden die Informationen vollständig oder  teilweise in weiteren Sprachen außer Deutsch angeboten?		Ausländerbehörde Berlin

						Mehrsprachige Formulare der Ausländerbehörden in der Metropolregion Rhein-Neckar

		Grafische Darstellungen		Sind Bilder und Abbildungen, Grafiken und Icons kulturübergreifend verständlich (z. B. Motivwahl, Bildgestaltung)? 

				Wird das Verständnis von Textinformationen durch grafische Darstellungen (Symbole, Icons, Bilder) unterstützt?		Ausländerbehörde des Landkreises Gütersloh

		Menschen mit Behinderung		Werden die Richtlinien für barrierefreie Webinhalte (WCAG) berücksichtigt? 
Beispiele:
*Bilder müssen mit einem Alternativtext versehen werden, der beschreibt, was auf dem Bild zu sehen ist. Zum Beispiel sollte nicht die Bezeichnung „Bild0815“ verwendet werden, sondern die beschreibende Bezeichnung „Foto mit einer roten Rose“.
*Die Internetseite muss auch ohne Farbe verständlich sein.

		Umsetzungshilfe
Auf dieser Webseite sind alle relevanten Informationen zum Thema Barrierefreiheit - inkl. Umsetzungstipps - übersichtlich zusammengestellt und einfach erklärt:

						www.einfach-barrierefrei.net

		4. Navigation: Orientierung geben

		Nutzerorientierte Führung		Finden die Nutzer/innen die für sie relevanten Informationen schnell?

				Sind die Inhalte aus der Perspektive der Kund/innen sortiert, bspw. nach Anliegen, relevanten Themen, Kundengruppen?		Stadt Oldenburg

				Gibt es Orientierungshilfen wie Symbole, eine Pfadanzeige oder einen Home-Button?

				Ist das Navigationsmenü ständig verfügbar?

				Sind die Beschriftungen und Menütitel aussagekräftig?

		Suchfunktion		Ist eine Suchfunktion vorhanden?

				Liefert die Suchfunktion aussagekräftige und weiterführende Hinweise?

		* Der Kriterienkatalog sowie die Analysefragen wurden auf Basis des Web Usability Index (WUI) der Universität des Saarlandes weiterentwickelt.

		http://usability.is.uni-sb.de/werkzeuge/wu_index.php
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http://www.wiesbaden.de/medien-zentral/dok/rathaus/2011-03-24-Klartext.pdfhttp://www.berlin.de/labo/auslaender/dienstleistungen/index.htmlhttp://www.kreis-dueren.de/kreishaus/amt/32/FAQ_eAT.phphttp://www.ludwigshafen.de/buergerservice/dienstleistungen-a-z/detail/services-detail/aufenthaltstitel-aufenthaltserlaubnis/http://www.stadt-muenster.de/auslaenderamt/index.htmlhttp://www.berlin.de/labo/auslaender/dienstleistungen/wir-ueber-uns.htmlhttp://www.oldenburg.de/index.php?id=9849&no_cache=1https://www.formulare-zidkor.de/forms/findform?shortname=antr_aufenth&formtecid=2&areashortname=ludwigshafenhttp://www.stadt-muenster.de/auslaenderamt/eu-freizuegigkeit.htmlhttp://usability.is.uni-sb.de/werkzeuge/wu_index.phphttp://www.einfach-barrierefrei.net/http://www.bochum.de/C12571A3001D56CE/vwContentByKey/N26R27EF053HGILDE/$FILE/einfachesschreiben.pdfhttp://www.kreis-guetersloh.de/thema/090/sr_seiten/112180100000002155.phphttp://www.stadt-muenster.de/auslaenderamt/eu-freizuegigkeit.htmlhttp://www.lkgi.de/index.php/gesundheit-und-soziales/zuwanderung-und-einreisehttp://www.berlin.de/labo/auslaender/dienstleistungen/abh-faq.htmlhttp://www.kreis-guetersloh.de/thema/090/sr_seiten/112180100000002155.phphttp://www.ludwigshafen.de/buergerservice/dienstleistungen-a-z/detail/services-detail/aufenthaltstitel-aufenthaltserlaubnis/http://www.berlin.de/labo/formulare/formularserver.php?path=/zuwanderung_und_aufenthalt_auslaenderbehoerde

Analyse und Anregungen

		Internetauftritt der Ausländerbehörde 
- Analyse -



		Für Erläuterungen zu den Kategorien siehe Tabellenblatt "Kriterien".



		Kategorie		Analyse des aktuellen Internetauftritts		Optimierungsanregung

		1. Inhalte

		Informationsgehalt 

		Aufbereitung

		Aktualität

		Gestaltung

		2. Interaktion

		Kommunikation mittels des Webauftritts

		Direkte Kommunikation

		3. Zugänglichkeit

		Sprache

		Grafische Darstellungen

		Menschen mit Behinderung

		4. Navigation

		Nutzerorientierte Führung

		Suchfunktion




































Praxishandreichung für Ausländerbehörden in Niedersachsen – Arbeitshilfe 4.6



Arbeitshilfe 4.6 

Kundenbefragung in der Ausländerbehörde:
Liste möglicher Items und Muster-Gestaltung für einen Fragebogen

Wichtige Vorbemerkungen:

Dieses Dokument ist kein Muster-Fragebogen! Vielmehr soll es als Hilfestellung für die Erarbeitung eines Standort-spezifischen Fragebogens dienen und in dieser Hinsicht einen doppelten Zweck erfüllen:

· [bookmark: _GoBack]Zum einen wird eine Liste von potentiell relevanten Items für eine Kundenbefragung zur Verfügung gestellt, aus denen eine spezifische Ausländerbehörde Items auswählen kann. Eine solche Auswahl wird primär sicherlich nach inhaltlichen Kriterien erfolgen (Was interessiert uns besonders? Was ist uns am wichtigsten?), aber vermutlich auch darauf achten, dass der Fragebogen am Ende einen gewissen Umfang (max. zwei Seiten?) nicht überschreitet (zumindest dann, wenn die Beantwortung ohne einen Interviewer/eine Interviewerin erfolgt). Zur besseren Orientierung sind die Items verschiedenen thematischen Bereichen zugeordnet.

Für die Items, die eine Ausländerbehörde schließlich ausgewählt hat, müssen die Formulierungen überprüft und ggf. noch angepasst werden:

- erstens inhaltlich entsprechend der besonderen Ausgangssituation und Erkenntnisinteressen einer spezifischen Ausländerbehörde, denn für jedes Item wären grundsätzlich noch Variationsmöglichkeiten denkbar,

- zweitens sprachlich im Hinblick auf das Kriterium der „einfachen Sprache“.

In welcher Weise die (v.a. auch sprachliche) Anpassung erfolgt, dürfte auch von der Durchführungsform der Befragung abhängen (mit oder ohne Interviewer/in). 

· Zum anderen kann das Dokument als Muster für die Gestaltung des Fragebogens dienen. Es beinhaltet Vorschläge für die Gestaltung von geschlossenen wie auch von offenen Fragen:

· Für die geschlossenen Fragen, die eine quantitative Auswertung der Ergebnisse ermöglichen, werden jeweils vier Bewertungsmöglichkeiten und die Auswahlmöglichkeit „keine Angabe“ vorgeschlagen.  Mit der Vorgabe von vier (anstatt z.B. drei oder fünf) Skalenwerten sind die Teilnehmenden gefordert, sich (eher) positiv oder aber (eher) negativ zu positionieren, da eine „mittlere“ Bewertung so nicht möglich ist. Die Auswahlmöglichkeit von nur zwei Skalenwerten (wie in der Kundenbefragung der Region Hannover) ist vielleicht zu undifferenziert.  
Der Wert „keine Angabe“ kann/soll angekreuzt werden, wenn eine Person die Frage nicht beantworten kann (weil sie auf sie nicht zutrifft) oder nicht beantworten will. 

· Offene Fragen sollen nach diesem Vorschlag dazu dienen, die Gründe zu erfragen, warum eine Person – je nach Fragestellung – eine (eher) negative Bewertung abgegeben bzw. einen (eher) hohen Handlungsbedarf festgestellt hat. Ist die abgegebene Bewertung (eher) positiv oder der festgestellte Handlungsbedarf (eher) gering, könnten die Nutzer/innen eine offene Frage einfach überspringen (dürften diese aber natürlich dennoch beantworten). Mit dieser Einschränkung soll die erforderliche Zeit für die Beantwortung wie auch für die spätere Auswertung reduziert werden. 

Für jedes der von einer Ausländerbehörde ausgewählten Items wäre zu entscheiden, ob hier nur eine  geschlossene Frage oder zusätzlich auch eine offene Frage gestellt werden soll. Für die ersten Items auf der folgenden Seite wird dargestellt, wie eine geschlossene Frage mit einer offenen Frage verknüpft werden könnte. Nach dem gleichen Muster könnte auch für die weiteren Items eine geschlossene Frage dargestellt und eine offene Frage ergänzt werden. Um das Dokument nicht aufzublähen, werden die Items hier aber nur noch in Form von tabellarisch aufgelisteten geschlossenen Fragen aufgeführt.  

Erreichbarkeit und Zugang

		Wie zufrieden sind Sie damit, wo sich das Gebäude der Ausländerbehörde befindet? [Lage, Standort] 

		Sehr 
zufrieden



		Eher 
zufrieden



		Eher nicht zufrieden



		Gar nicht zufrieden



		keine Angabe





		Wenn Sie „eher nicht zufrieden“ oder „gar nicht zufrieden“ sind, sagen Sie uns bitte die Gründe:

	

	







		Wie zufrieden sind Sie damit, wie die Ausländerbehörde [mit öffentlichen Verkehrsmitteln, mit dem PKW] zu erreichen ist? 

		Sehr 
zufrieden



		Eher 
zufrieden



		Eher nicht zufrieden



		Gar nicht zufrieden



		keine Angabe





		Wenn Sie „eher nicht zufrieden“ oder „gar nicht zufrieden“ sind, sagen Sie uns bitte die Gründe:

	

	







		Wie bewerten Sie die Wegweiser zur Ausländerbehörde innerhalb des Gebäudes? 

		Sehr 
gut



		Eher 
gut



		Eher 
nicht gut



		Gar 
nicht gut



		keine Angabe





		Wenn Sie diese „eher nicht gut“ oder „gar nicht gut“ bewerten, sagen Sie uns bitte die Gründe:

	

	









Organisation und Vorbereitung des Kontakts mit der Ausländerbehörde

		Wenn Sie wählen könnten, wären Ihnen offene Sprechzeiten der Ausländerbehörde oder feste Terminvereinbarungen mit der Ausländerbehörde lieber?

 Offene Sprechzeiten während der Öffnungszeiten

 Feste Terminvereinbarungen 







		Wie zufrieden sind Sie mit …

		sehr zufrieden

		eher zufrieden

		eher nicht zufrieden

		gar nicht zufrieden

		keine Angabe



		· dem Verfahren, wie Termine vergeben werden?

		

		

		

		

		



		· dem Datum und der Uhrzeit des erhaltenen Termins? [zeitliche Nähe, Flexibilität] 

		

		

		

		

		



		· den erhaltenen Informationen über benötigte Unterlagen für den Termin?

		

		

		

		

		



		· den Öffnungszeiten der Ausländerbehörde?

		

		

		

		

		



		· der Länge der Wartezeit [bei der offenen Sprechzeit]?

		

		

		

		

		



		· dem Aufrufsystem [oder] dem Wartemarken-System [oder] dem elektronischen Display etc.? 

		

		

		

		

		



		· der telefonischen Erreichbarkeit der Ausländerbehörde?

		

		

		

		

		



		· der Dauer nach Ihrem Besuch, bis Ihr Antrag bearbeitet worden ist?

		

		

		

		

		







		Wie häufig nutzen Sie das Informationsangebot auf der Internetseite der Ausländerbehörde?

 Häufig 

 Selten 

 Nie







		Wenn Sie die Internetseite der Ausländerbehörde kennen: Wie zufrieden sind Sie mit …

		sehr zufrieden

		eher zufrieden

		eher nicht zufrieden

		gar nicht zufrieden

		keine Angabe



		· der Art der Informationen? 

		

		

		

		

		



		· der Ausführlichkeit der Informationen?

		

		

		

		

		



		· der Verständlichkeit der Informationen?

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







Räumliche Aspekte 

		Sind Sie der Meinung, dass …

		eindeutig ja

		eher ja

		eher nein

		eindeutig nein

		keine Angabe



		· die Räume der Ausländerbehörde einen freundlichen Eindruck machen?

		

		

		

		

		



		· der Wartebereich ausreichend ausgestattet ist?

		

		

		

		

		



		· die Büroeinrichtung ein angenehmes Gespräch ermöglicht?

		

		

		

		

		



		· die Büroeinrichtung ein vertrauliches Gespräch ermöglicht?

		

		

		

		

		



		· die sanitären Einrichtungen ausreichend sind? 

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







		Für wie wichtig halten Sie es,  …

		sehr wichtig

		eher wichtig

		eher nicht wichtig

		gar nicht wichtig

		keine Angabe



		· den Wartebereich freundlicher zu gestalten?

		

		

		

		

		



		· im Wartebereich [zusätzliche] Spielmöglichkeiten für Kinder zu schaffen?  

		

		

		

		

		



		· im Wartebereich [zusätzliche] Informationsmaterialien auszulegen [auszuhängen]?

		

		

		

		

		



		· im Wartebereich einen Getränkeautomaten [oder] Wasserspender [oder] Fotoautomaten [oder] Kassenautomaten etc. aufzustellen?

		

		

		

		

		



		· (…)

		

		

		

		

		







Verständlichkeit und Verständigung

		Wie kommunizieren Sie mit dem für Sie zuständigen Sachbearbeiter/mit der Sachbearbeiterin? (mehrere Antworten sind möglich)

 direkt mit dem Sachbearbeiter/der Sachbearbeiterin in deutscher Sprache 

 direkt mit dem Sachbearbeiter/der Sachbearbeiterin (auch) in einer anderen Sprache als Deutsch

 mit Unterstützung einer Begleitperson, die zwischen mir und dem Sachbearbeiter / der 
     Sachbearbeiterin übersetzt 

 (…) 

 mit anderer Unterstützung [technische Hilfsmittel etc. ] (bitten geben Sie die Art der Unterstützung an): ………………………………………………………………………







		Wie verständlich sind die von der Ausländerbehörde …

		sehr verständlich

		eher verständlich

		eher nicht verständlich

		gar nicht verständlich

		keine Angabe



		· erhaltenen Schreiben?

		

		

		

		

		



		· ausgehändigten Formulare und Merkblätter?

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







		Wie wichtig wäre es Ihnen persönlich, wenn …

		sehr wichtig

		eher wichtig

		eher wichtig

		sehr wichtig

		keine Angabe



		· Informationen auf der Internetseite der Ausländerbehörde auch in einer anderen Sprache präsentiert würden?

		

		

		

		

		



		· mehrsprachige Merkblätter (z.B. zur Antragstellung) bereitgestellt würden?

		

		

		

		

		



		· mehrsprachige Formulare bereitgestellt würden?

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







Beratungsqualität

		Wie zufrieden sind Sie mit …

		sehr zufrieden

		eher zufrieden

		eher nicht zufrieden

		gar nicht zufrieden

		keine Angabe



		· dem Informationsgehalt der Auskünfte, die Sie in der Ausländerbehörde erhalten haben?

		

		

		

		

		



		· die Verständlichkeit der erhaltenen Auskünfte?

		

		

		

		

		



		· die Geduld des Sachbearbeiters / der Sachbearbeiterin, Ihnen Dinge zu erklären?

		

		

		

		

		



		· der Hilfsbereitschaft der für Sie zuständigen Ansprechperson?

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







		

		eindeutig ja

		eher ja

		eher nein

		eindeutig nein

		keine Angabe



		· War für die Beschäftigung mit Ihrer Angelegenheit ausreichend Zeit vorhanden? 

		

		

		

		

		



		· Fühlen Sie sich gut informiert?

		

		

		

		

		



		· Haben Sie Hinweise auf andere Anlaufstellen erhalten, wenn die Ausländerbehörde Ihnen nicht weiterhelfen konnte? 

		

		

		

		

		



		· Denken Sie, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ausländerbehörde getan haben, was in ihrer Sache möglich war? 

		

		

		

		

		



		(…)

		

		

		

		

		







Umgang in der Ausländerbehörde					

		

		eindeutig ja

		eher ja

		eher nein

		eindeutig nein

		keine Angabe



		· Verlief das Gespräch in der Ausländerbehörde in einer angenehmen Atmosphäre?

		

		

		

		

		



		· Wurden Sie von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ausländerbehörde freundlich und respektvoll behandelt?

		

		

		

		

		



		· Sind sie insgesamt zufrieden, wie Sie in der Ausländerbehörde behandelt wurden?  

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		







		Sollte die Ausländerbehörde zusätzliche Informationen oder Beratung anbieten, die Sie dort bislang nicht erhalten haben?

 Nein

  Ja, und zwar zu folgenden Themen: 
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CHECKLISTE 
Räumliche Gegebenheiten in der 
Ausländerbehörde


Die räumlichen Gegebenheiten in einer Ausländerbehörde wirken sich in vielfältiger Hinsicht auf die 
Qualität der dort zu erbringenden Dienstleistungen aus. Sie sollten so beschaffen sein, dass die 
Abläufe störungs- und konfliktfrei gestaltet werden können. Die Räumlichkeiten müssen darüber 
hinaus bestimmte Anforderungen erfüllen, um datenschutzrechtliche Vorgaben zu erfüllen, gleichzeitig 
aber auch den Sicherheitsbedürfnissen der Beschäftigten genügen. 


Die vorliegende Checkliste soll Ausländerbehörden zur Beurteilung ihrer räumlichen Situation dienen. 
Verschiedene, für Kundinnen und Kunden sowie für die Beschäftigten relevante Aspekte werden in 
den Blick genommen. Die Checkliste kann unter Verwendung der kostenlosen Software Adobe Acrobat 
Reader am PC ausgefüllt und abgespeichert oder ausgedruckt und handschriftlich bearbeitet werden.


A. Allgemeines


Ja Nein


1) Die Räumlichkeiten der Ausländerbehörde sind barrierefrei zugänglich.


2) Im Verwaltungsgebäude ist der Weg zur Ausländerbehörde ausreichend und
verständlich beschildert.


3) Die Wegweisung zu Toiletten, Kasse bzw. Kassenautomat und anderen
relevanten Einrichtungen ist ebenfalls ausreichend und verständlich gestaltet.


B. Wartebereich


Ja Nein


4) Antragsformulare u.ä. können ohne Störungen durch andere Personen ausgefüllt
werden. Ein entsprechender Bereich mit Schreibmöglichkeit ist eingerichtet.


5) Es wird in verschiedenen Sprachen darauf hingewiesen, dass Gespräche auf
Wunsch in einem geschlossenen Büro geführt werden können.


6) Der Wartebereich ist hell und freundlich gestaltet.


7) Es stehen Sitzmöglichkeiten in ausreichender Anzahl zur Verfügung.


8) Für Kundinnen und Kunden relevante Informationen und Materialien liegen bzw.
hängen im Wartebereich aus.


9) Für die Präsentation der Informationen und Materialen stehen geeignete Mittel -
Pinnwand, Prospektständer o.ä. - zur Verfügung.







C. Beratungs-/Arbeitsplatzbereich


Ja Nein


10) Die Gestaltung der Beratungs- und Arbeitsplätze schließt ein Mithören
unbeteiligter Dritter aus.


11) Die Aufstellung der Telefaxgeräte und PC-Bildschirme schließt ein Einsehen von
Unbefugten aus.


12) Für vertrauliche Gespräche stehen ausreichend gesonderte, geschlossene
Einzelberatungsräume zur Verfügung.


13) Das Personal kann Telefongespräche führen, ohne dass zwangsläufig andere
Kundinnen und Kunden Kenntnis von Daten anderer Personen erlangen.


14) Papierakten und sonstige Unterlagen sind vor dem Zugriff Unbefugter
geschützt.


15) Der Zugang zu den PC's ist vor dem Zugriff Unbefugter geschützt.


16) Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben steht im Einklang mit
personalbezogenen Sicherheitsaspekten.


17) Es ist ausreichend Raum und Mobiliar vorhanden, um ein Beratungsgespräch
mit kundenseitig mind. zwei Personen führen zu können.


18) Außerhalb der Termin- bzw. allgemeinen Öffnungszeiten der Ausländerbehörde
kann eine ungestörte Fallbearbeitung stattfinden.


Anmerkungen, Notizen


Datum: Ausgefüllt von:





		fc-int01-generateAppearances: 

		Ausgefüllt von:_AuNupl49d9gXrUbTqiHSQQ: 

		Datum:_dzjwu7*J-LyYcsP83ZDwiw: 

		Anmerkungen, Notizen_3Z439W0OuF7ychgJy2L5Yw: 

		_18) Außerhalb der Termin- bzw_5NSJHn*NUJnKHnE43Vk0jA: Off

		_17) Es ist ausreichend Raum u_K6CqwofvhuKnns56TyldPw: Off

		_16) Die Einhaltung datenschut_Mvct-p2lYs60zX0deyDQ3w: Off

		_15) Der Zugang zu den PC_s is_5U1f6b3h-5nXNhXzfe6Npg: Off

		_14) Papierakten und sonstige _mcNF2pSJSCEuULHDg*bi8Q: Off

		_13) Das Personal kann Telefon_H0QIFX*Up-WiYTVpEhmOGQ: Off

		_12) Für vertrauliche Gespräch_6oThFv7KvA*MLOLYsrIsjg: Off

		_11) Die Aufstellung der Telef_WRwRG-I3lBIZv0Uh4AWvIw: Off

		_10) Die Gestaltung der Beratu_YRa0JMosYcQbzZU-1yazKA: Off

		_9) Für die Präsentation der I_G*gnGPT6oq08ps423YC7kw: Off

		_8) Für Kundinnen und Kunden r_PDvB97hg5IlJhMZzdlBYNg: Off

		_7) Es stehen Sitzmöglichkeite_0jub*LVEjerjfxJd89-AAQ: Off

		_6) Der Wartebereich ist hell _qgeTtu5SK8hvbqXadVvwfQ: Off

		_5) Es wird in verschiedenen S_TQj8p9NRV16an0Hl7xuVYw: Off

		_4) Antragsformulare u_ä_ könn_1X2wydd*CxDQbK32UYIf0w: Off

		_3) Die Wegweisung zu Toilette_jZYidTqxDb9INO0sEMsOCQ: Off

		_2) Im Verwaltungsgebäude ist _Egx18oM-XLA89SMYuIEx4A: Off

		_1) Die Räumlichkeiten der Aus_NHcTOrkHyspiK0IKCZhM3w: Off
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A) Hinweise 


Die vorliegende Zusammenstellung gibt einen landesweiten Überblick über 


- überregionale und 


- regionale 


Beratungsstellen für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. 


 


Sie gibt Anschriften 


 der Ansprechpartner im Bereich Sport und Integration 


 der Integrationsberatung, 


 der Koordinierungsstellen Migration und Teilhabe, 


 der Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer, 


 der Jugendmigrationsdienste, 


 der Ausländerbehörden, 


 der Anerkennungsstellen im IQ-Netzwerk, 


 sonstiger Beratungsangebote,  


 der Beratungsstellen von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen 


(www.ms.niedersachsen.de – Themen – Migration und Teilhabe – 


Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen: Adressen der 


Beratungsstellen nach PLZ-Bereich) und 


 der Ansprechpartner für eine Förderung im Bereich der Migration und 


Teilhabe in Niedersachen wieder. 


 


Die Angaben, insbesondere zu den sonstigen Beratungsangeboten, erheben 


keinen Anspruch auf Vollständigkeit und werden fortlaufend ergänzt. Zum Teil sind 


Beratungsstellen unter verschiedenen Fundorten mehrmals angegeben. 


Bitte teilen Sie uns evtl. Unstimmigkeiten, Änderungen und Ergänzungen mit. 


 
Herausgeber: 
Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
Referat 301 – Migration und Teilhabe, Postfach 141, 30001 Hannover 
Tel.: 0511 – 120-5980 /-0, Fax: 0511 – 120-99-5980 
E-Mail: christiane.kuckuck@ms.niedersachsen.de  
Download:  
www.ms.niedersachsen.de/ 
portal/live.php?navigation_id=26521&article_id=91258&_psmand=17 
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B) Überregionale Beratungsstellen (alphabetisch) 
 
Amnesty International 
Fraunhoferstraße 15, 30163 Hannover 
Tel.: 0511 / 667263, Fax: 0511 / 392909 
E-Mail: info@ai-hannover.de 
Internetseite www.ai-hannover.de 
 
Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Braunschweig e.V. 
Peterskamp 21, 38108 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 3908185, Fax: 0531 / 3908108 
E-Mail: info@awo-bs.de 
Internetseite: www.awo-bs.de 
 
Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hannover e.V. 
Körtingsdorfer Weg 8, 30455 Hannover 
Tel.: 0511 / 4952223, Fax: 0511 / 4952252 
E-Mail: info@bv-hannover.awo.de 
Internetseite: www.awo-bv-hannover.de 
 
Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Weser-Ems e.V. 
Klingenbergstraße 73, 26133 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 4801-254, Fax: 0441 / 4801-242 
E-Mail: naber@zentrale.awo-ol.de 
Internetseite: www.awo-ol.de 
 
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Stade e.V. 
Refugium Stade 
Psychosoziales Behandlungs- und Beratungszentrum 
für Folteropfer und extrem traumatisierte Flüchtlinge 
Bei der Insel 9,  21680 Stade 
Tel.: 04141 / 534411, Fax: 04141 / 534422 
E-Mail: siedentopf-awo-refugiumstade@t-online.de 
 
Arbeitsgemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit Region Nord 
Kopernikusstraße 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 12173-0, Fax. 0511 / 12173-37 
E-Mail: kjsnord@jugendsozialarbeit.de 
 
Arbeitsgemeinschaft MigrantInnen und Flüchtlinge in Niedersachsen – amfn e.V. 
Kurt-Schumacher-Str. 29 , 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 921-5803, Fax: 0511 / 921-5527 
E-Mail: info@amfn.de 
Internetseite: www.amfn.de 
 
 
 
 
 
 
 



mailto:naber@zentrale.awo-ol.de
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AZF II – Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
Langer Garten 23B, 31137 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1026 -84 / -85 / -87, Fax: 05121 / 31609 
E-Mail: azf@nds-fluerat.org 
Internetseite: www.azf2.de  
 
BABEL e.V. 
Psychologische Beratungsstelle für Migrantinnen und Migranten türkischer Herkunft 
Jakobistraße 4, 30163 Hannover 
Tel.: 0511 / 22 08 108, Fax: 0511 / 625564 
E-Mail: babel-hannover@bk-its.de 
 
Beratungsstelle für mobile Beschäftigte  
Beratungsstelle Hannover bei Arbeit und Leben Nds e.V. 
Arndtstr. 20, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 98192-40/-41 
E-Mail: hannover@mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de 
www.mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de 
 
Bildungsberatung Garantiefonds Hochschulbereich (GF-H) 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Bildungsberaterin Frau Gabriele Stajer 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341-441, Fax: 0541 / 341-491 
E-Mail: GStajer@caritas-os.de 
Internetseite: www.jmd-portal.de 
 
Bildungsberatungsstelle Garantiefonds Hochschule bei der Inneren Mission und Ev. Hilfswerk 
Frau Andrea Schwarzbach 
Rheinhäuser Landstraße 57, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 7703777, Fax: 0551 / 507744 
E-Mails: a.schwarzbach@im-friedland.de 
              e.mingaleva@im-friedland.de 
 
Bildungsberatungsstelle Garantiefonds Hochschule beim JMD der Caritas 
Herr Lothar Heimberg 
Kopernikusstraße 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 328526, Fax: 0511 / 328187 
E-Mails: l.heimberg@caritas-hannover.de 
              m.skripek@caritas-hannover.de 
Internetseite: www.jmd-portal.de 
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überregionale Beratungsstellen (alphabetisch) 
 
Bildungsberatungsstelle Garantiefonds Hochschule bei der Inneren Mission und Ev. Hilfswerk 
Frau Andrea Schwarzbach oder Frau Ramona Ramm 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 282, Fax: 05504 / 504 
E-Mails: a.schwarzbach@im-friedland.de 
              ramona.ramm@caritas-kassel.de 
              m.faber@im-friedland.de 
 
Bundesagentur für Arbeit 
Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen 
Altenbekener Damm 82, 30174 Hannover 
Tel.: 0511 / 9885-0, Fax: 0511 / 9885-7220 
Internetseite: www.arbeitsagentur.de 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
Außenstelle Braunschweig 
Boeselagerstraße 4, 38108 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 3545-0, Fax: 0531 / 3545-199 
E-Mail: m19posteingang@bamf.bund.de 
Internetseite: www.bamf.de 
 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
Außenstelle Friedland 
Heimkehrerstraße 16, 37133 Friedland 
Tel.: 0911 / 943-8761, Fax: 0228 / 99358-9272 
E-Mail: m18posteingang@bamf.bund.de 
Internetseite: www.bamf.de 
 
Bund türkisch-europäischer Unternehmer 
BTEU 
Hamburger Allee 43, 30161 Hannover 
Tel.: 0511 / 7853767, Fax: 0511 / 7853769 
E-Mail: mail@bteu.de 
Internetseite: www.bteu.de 
 
 
Caritasverband für die Diözese Hildesheim e.V. 
Moritzberger Weg 1, 31139 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 938-0, Fax: 05121 / 938-119 
E-Mail: dicv@caritas-dicvhildesheim.de 
Internetseite: www.caritas-dicvhildesheim.de 
 
 
Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
Knappsbrink 58, 49080 Osnabrück 
Tel.. 0541 / 34978 0, Fax: 0541 / 34978 481 
E-Mail: DiCV-OS@caritas-os.de 
Internetseite: www.caritas-os.de 
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Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) 
Regionalvertretung für Deutschland, Österreich und die Tschechische Republik 
Wallstraße 9-13, 10179 Berlin 
Tel.: 030 / 202202-0, Fax: 030 / 202202-20 
E-Mail: gfrbe@unhcr.org 
Internetseite: www.unhcr.de 
 
Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) 
Zweigstelle in Nürnberg 
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg 
Tel: 0911 /  44 21 00, Fax: 0911 /  44 2180 
E-Mai: gfrnu@unhcr.org 
Internetseite: www.unhcr.de 
 
Diakonisches Werk der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig e.V. 
Klostergang 66, 38104 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 3703000, Fax: 0531 / 3703099 
E-Mail: geschaeftsstelle@diakonie-braunschweig.de 
Internetseite: www.diakonie-braunschweig.de 
 
Diakonisches Werk der Ev.-luth. Landeskirche Hannover e.V. 
Ebhardtstraße 3 A, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 3604-268, Handy: 0162-2452329, Fax: 0511 / 3604-136 
E-Mail: wolfgang.reiter@diakonie-hannovers.de 
Internetseite: www.diakonie-hannovers.de 
 
Diakonisches Werk der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg e.V. 
Kastanienallee 9-11, 26121 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 21001-83, Fax: 0441 / 21001-99 
E-Mail: theo.lampe@diakonie-ol.de 
Internetseite: www.diakonie-oldenburger-land.de 
 
DRK Landesverband Niedersachsen 
Erwinstraße 7, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 28000-330, Fax: 0511 / 28000-377 
E-Mail: andrea.amalonnek@drklvnds.de 
Internetseite: www.drklvnds.de 
 
 
Ethno-Medizinisches Zentrum e.V. 
Königsstraße 6, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-41020, Fax: 0511 / 457215 
E-Mails: ethno@onlinehome.de 
              ethno@salman.info 
Internetseite: www.ethno-medizinisches-zentrum.de 
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Fachstelle „Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen“ 
Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) 
Frau Baderschneider 
Obere Turnstraße 8, 90429 Nürnberg 
Tel.: 0911 / 27779-40 
E-Mail: baderschneider.ariane@f-bb.de 
Internetseite: www.fachstelle-anerkennung.de 
 
Flüchtlingshilfe e.V., Refugium 
Steinweg 5, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 2409800 oder -01 -02, Fax: 0531 / 77063 
E-Mail: info@refugium-braunschweig.de 
Internetseite: www.refugium-braunschweig.de 
 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
- Geschäftsstelle - 
Langer Garten 23 B, 31137 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 15605, Fax: 05121 / 31609 
E-Mail: nds@nds-fluerat.org 
Internetseite: www.nds-fluerat.org 
 
Föderation Türkischer Elternvereine in Niedersachsen e.V. (FöTEV-Nds.) 
c/o Frau Öztürk 
Volgersweg 58, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 89767770, Mobil: 0163 / 8744092 
Fax: 0511 / 89767771 
E-Mail: info@te-h.de 
 
Gesellschaft für bedrohte Völker e.V. 
Postfach 20 24, 37010 Göttingen 
Tel.: 0551 / 49906-0, Fax: 0551 / 58028 
E-Mail: info@gfbv.de 
Internetseite: www.gfbv.de 
 
iaf – Verband binationaler Familien und Partnerschaften  
Geschäfts- und Beratungsstelle Hannover 
Charlottenstraße 5, 30449 Hannover 
Tel.: 0511 / 447623, Fax: 0511 / 21349729 
E-Mail: hannover@verband-binationaler.de 
Internetseite: www.iaf-hannover.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 10 


überregionale Beratungsstellen (alphabetisch) 
 
IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle e.V. 
Klävemannstraße 16, 26122 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 884016, Fax: 0441 / 9849606 
Tel. Integrationskurse: 0441 / 4083988 
E-Mail: info@ibis-ev.de 
Internetseite: www.ibis-ev.de 
Dezentrale Flüchtlingsberatung im Nordwesten Niedersachsens, Psychosoziale Beratung 
von Flüchtlingen, Koordinierung des Antidiskriminierungsnetzwerks Niedersachsen 
 
IHK Hannover 
Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den Geschäftstellen der IHK Hannover in 
Hildesheim, Hameln, Syke, Stadthagen und Nienburg statt 
 
Initiative für ein Internationales Kulturzentrum 
Zur Bettfedernfabrik 1, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 440484, Fax: 0511 / 2617376 
E-Mail: info@iik-hannover.de 
Internetseite: www.iik-hannover.de 
 
Janusz Korczak Humanitäre Flüchtlingshilfe e.V.(ehrenamtlich) 
Paten- und Vormundschaftsprojekt für unbegleitete Minderjährige 
Aachener Straße 17, 30173 Hannover 
Tel.: 0511 / 881192 
 
kargah e.V. 
Verein für interkulturelle Kommunikation, Migrations- und Flüchtlingsarbeit 
Zur Bettfedernfabrik 1, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 12 60 78 19/12, Fax: 0511 / 12 60 78 22 
E-Mail: info@kargah.de 
Internetseite: www.kargah.de 
 
KOBRA 
Zentrale Koordinierungs- und Beratungsstelle für Opfer von Menschenhandel 
Postfach 4762, 30047 Hannover 
Tel.: 0511 / 70 11 517, Fax: 0511 / 70 11 369 
E-Mail: danuta.osiecki@kobra-beratungsstelle.de 
Internetseite: www.kobra-beratungsstelle.de 
 
Koordinierungsstelle für die Studienberatung in Niedersachsen (kfsn) 
Bismarckstraße 2, Gebäudeteil IV (Besuchereingang: Trierer Straße) 
30173 Hannover 
Tel.: 0511 / 762-8489, Fax: 0511 / 762-8497 
E-Mail: jung@kfsn.uni-hannover.de 
Internetseite: www.studieren-in-niedersachsen.de/hochschulen-az.htm 
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Koordinierungsstelle „Kooperative Migrationsarbeit Niedersachsen“ (KMN) 
Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
Abteilung 3 – Migration und Generationen 
Postfach 1 41, 30001 Hannover 
Tel.: 0511 / 120-5971, Fax: 0511 / 120-99-5971 
E-Mail: juergen.ruppert@ms.niedersachsen.de  
 
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen – LAG FW 
Ebhardtstraße 2, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 852099, Fax: 0511 / 2834774 
E-Mail: info@lag-fw-nds.de 
Internetseite: www.lag-fw-nds.de 
 
Landesarbeitsgemeinschaft der Jugendsozialarbeit in Niedersachsen – LAG JAW 
Pro-Aktiv-Team 
Kopernikusstraße 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 12173-0, Fax: 0511 / 12173-37 
E-Mail: lagjaw.nds@jugendsozialarbeit.de 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Boeselagerstraße 4, 38108 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 3547-0, Fax: 0531 / 3547-200 
E-Mail: poststelle@lab.niedersachsen.de 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Braunschweig – Außenstelle Langenhagen 
Benkendorffstraße 24, 30855 Langenhagen 
Tel.: 0511 / 7282-200, Fax: 0511 / 7282-222 
E-Mail: poststelle@lab.niedersachsen.de 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Braunschweig – Außenstelle Lüneburg 
Bei der Ratsmühle 17, 21355 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 726-125, Fax: 04131 / 726-123 
E-Mail: poststelle@lab.niedersachsen.de 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Grenzdurchgangslager Friedland 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 803-0, Fax: 05504 / 803-333 
E-Mail: poststelle-fr@lab.niedersachsen.de 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Braunschweig – Außenstelle Oldenburg 
Im Dreieck 12, 26127 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 9202-0, Fax: 0441 / 9202-129 
E-Mail: poststelle-ol@lab.niedersachsen.de 
 
 



http://www.lag-fw-nds.de/
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Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Bramsche 
Im Rehhagen 8, 49565 Bramsche 
Tel.: 05461 / 883-0, Fax: 05461 / 883-388 
E-Mail: poststelle-brm@lab.niedersachsen.de  
 
Hinweis zum Standort Bramsche: Der Aufgabenschwerpunkt liegt hier im Bereich „Förderung 
der freiwilligen Rückkehr“ 
 
Landesbeauftragte für Migration und Teilhabe 
Frau Doris Schröder-Köpf, MdL 
Niedersächsische Staatskanzlei 
Postanschrift:Planckstraße 2, 30169 Hannover 
Dienstgebäude:  Windmühlenstr.1-2, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 120-8496 Fax 120-99-8496 
E-Mail: doris.schroeder-koepf@stk.niedersachsen.de 
 
Landes-Caritasverband für Oldenburg e.V. 
Neuer Markt 30, 49377 Vechta 
Tel.: 04441 / 8707-633, Fax: 04441 / 8707-610 
E-Mail: fangmann@lcv-oldenburg.de 
Internetseite: www.lcv-oldenburg.de 
 
Landesnetzwerk Niedersachsen 
MaßArbeit kAöR 
Landkreis Osnabrück 
Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 501-1252 
E-Mail: rainer.bussmann@massarbeit.de 
Internetseite: www.landkreis-osnabrück.de 
 
Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden von Niedersachsen K.d.ö.R. 
Frau Suslovic 
Fuhsestraße 6, 30419 Hannover 
Tel.: 0511 /  2353967, Fax: 0511 /  2353954 
E-Mails: m.suslovic@liberale-juden-nds.de 
              lv.ikg-niedersachsen@gmx.de 
 
Landesverband der jüdischen Gemeinden von Niedersachsen K.d.ö.R. 
Frau Fejgin 
Haeckelstraße 10, 30173 Hannover 
Tel.: 0511 / 28339872 oder 0511 / 812762, Fax: 0511 / 854590 
E-Mail: a_fejgin@web.de  
Internetseite: www.ljgh.de 
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überregionale Beratungsstellen (alphabetisch) 
 
Migranetz – Netzwerk niedersächsischer Lehrkräfte mit Migrationshintergrund 
Keßlerstraße 52, 31134 Hildesheim 
Tel.: 04921 / 953340 
E-Mail: stoefer-avdic@nlq.nibis.de 
Internetseite: www.migranetz-niedersachsen.de 
 
MigrantenElternNetzwerk Niedersachsen 
c /o amfn e.V. 
Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen, Migranten und Flüchtlinge in Niedersachsen 
Kurt-Schumacher-Str. 29, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 9215803, Fax: 0511 / 9215527 
E-Mail: elternnetzwerk@amfn.de 
Internetseite: www.men-nds.de 
 
NetwIn 2.0 – Netzwerk Integration 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
Langer Garten 23 B, 31137 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1026 -85 / -87, Fax: 05121 / 31609 
E-Mail: sw@nds-fluerat.org, ka@nds-fluerat.org 
Internetseite: www.esf-netwin.de 
 
Niedersächsische Beratungsstelle für Sinti und Roma 
Schaumburgstraße 3, 30419 Hannover 
Tel.: 0511 / 2712222 
E-Mail: info@sinti-niedersachsen.de 
 
Niedersächsischer Bildungsserver (NiBiS) – Projekt DaZNet 
c/o Niedersächsisches Landesinstitut für schulische Qualitätsentwicklung (NLQ) 
Zentrum für Informationstechnologien und Medienbildung (ZIM) 
Richthofenstraße 29, 31137 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1695-400, Fax: 05121 / 1695-450 
E-Mail: service@nibis.de 
Internetseite: www.nibis.de/nibis.phtml?menid=2767 
 
Niedersächsischer Integrationsrat – NIR 
Geschäftsstelle 
c/o Bildungsverein Soziales Lernen und Kommunikation e.V. 
Wedekindstraße 14, 30161 Hannover 
Tel.: 0511 / 338798-54, Fax: 0511 / 338798-42 
E-Mail: nir@bildungsverein.de 
Internetseite: www.nds-nir.de 
 
Niedersächsisches Krisentelefon GEGEN Zwangsheirat 
Tel.: 0800 / 0667 888 (Anruf kostenlos), Fax.: 0511 / 1237727 
E-Mail: zwangsheirat@kargah.de 
Internetseite: www.kargah.de 
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Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
Projekt Integration / Migration 
Moslestraße 1, 26122 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 2229-7301, Fax: 0441 / 2229-7470 
Internetseite: www.soziales.niedersachsen.de 
 
Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
Abteilung Migration und Generationen 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 120-3021, Fax: 0511 / 120-993021 
Internetseite: www.ms.niedersachsen.de 
 
Paritätischer Niedersachsen e.V. 
Gandhistraße 5 A, 30559 Hannover 
Tel.: 0511 / 52486-0, Fax: 0511 / 52486-333 
E-Mail: landesverband@paritaetischer.de 
Internetseite: www.paritaetischer.de 
 
Phoenix e.V. 
Beratungsstelle für Prostituierte und spezielle Angebote für osteuropäische Prostituierte 
Postfach 4762, 30047 Hannover 
Tel.: 0511 / 14646, Fax: 0511 / 1612679 
E-Mail: kontakt@phoenix-beratung.de 
Internetseite: www.phoenix-beratung.de 
 
Raphaels-Werk Hannover 
Vordere Schöneworth 10, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 7132-37/38, Fax: 0511 / 7132-39 
E-Mail: hannover@raphaels-werk.net 
Internetseite: www.raphaels-werk.de 
 
SOLWODI Deutschland e.V. 
Propsteistraße 2, 56154 Boppard – Hirzenach 
Tel.: 06741 / 2232, Fax: 06741 / 2310 
E-Mail: info@solwodi.de 
Internetseite: www.solwodi.de 
 
Sozialwerk Nazareth e.V. 
Clearingstelle für unbegleitete minderjährige Flüchtlingskinder 
Friedenstraße 1, 26506 Norden-Norddeich 
Tel.: 04931 / 179-0, Fax: 04931 / 179-101 
E-Mail: mail@nazareth-norddeich.de 
Internetseite: www.nazareth-norddeich.de 
 
terre des hommes - Hilfe für Kinder in Not 
Ruppenkampstraße 11a, 49084 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 7101-0, Fax: 0541 / 707233 
E-Mail: verein@tdh.de 
Internetseite: www.tdh.de 
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UMUT e.V. 
Verein zur Unterstützung behinderter Migranten 
Kornstr. 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 4594386, Fax: 0511 / 4594357 
E-Mail: info@umut-ev.de 
Internetseite: www.umut-ev.de 
 
VEN Verband Entwicklungspolitik Niedersachsen e.V. 
Hausmannstraße 9 – 10, 30163 Hannover 
Tel.: 0511 / 391650, Fax: 0511 / 391675 
E-Mail: hannover@ven-nds.de 
Internetseite: www.ven-nds.de 
 
VNB Verein Nds. Bildungsinitiativen e.V. 
FB internationale und interkulturelle Bildung  
Bahnhofstraße 16, 49406 Barnstorf 
Tel.: 05442 / 8045-21, Fax: 05442 / 8045-55 
E-Mail: anke.egblomasse@vnb.de 
Internetseite: www.vnb.de 
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C) Ansprechpartner für den Bereich Sport, Migration und 
Teilhabe in Niedersachsen 
 
Landessportbund Niedersachsen 
Geschäftsstelle  
Ferdinand-Wilhelm-Fricke-Weg 10  
30169 Hannover 
 
Abteilung Sportenwicklung 
Frau Christa Lange 
Tel.: 0511 / 1268-158 
E-Mail: clange@lsb-niedersachsen.de 
 
Team „Integration, Sport und Soziale Arbeit, Soziales“ und  
Bundesprogramm „Integration durch Sport“ 
Frau Jennifer Osthus 
Tel.: 0511 / 1268-184, Fax: 0511 / 1268-4184 
E-Mail: josthus@lsb-niedersachsen.de 
Internetseiten: www.lsb-niedersachsen.de 
                        www.integration-durch-sport.de 
                        www.sport-integriert-niedersachsen.de 
 
LSB-Richtlinie „Integration im und durch Sport“ 
Herr Roy Gündel 
Tel.: 0511 / 1268-187, Fax: 0511 / 1268-4187 
E-Mail: rguendel@lsb-niedersachsen.de 
Internetseiten: www.lsb-niedersachsen.de 
                        www.integration-durch-sport.de 
                        www.sport-integriert-niedersachsen.de 
 
Niedersächsischer Fußballverband e.V. 
Sebastian Ratzsch 
Referat Nachhaltigkeit/Masterplan 
Referatsleiter/Koordinator Masterplan 
Mozartweg 1, 30890 Barsinghausen 
Tel.: 05105/75-158, Fax: 05105/75-191 
E-Mail:sebastian.ratzsch@nfv.de 
 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport 
Ministerbüro Sport 
Frau Vera Wucherpfennig 
Lavesallee 6, 30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 120-6382, Fax: 0511 / 120-996382 
E-Mail: vera.wucherpfennig@mi.niedersachsen.de  
 
und 
 
Frau Bibiana Steinhaus 
Tel.: 0511 / 120-6297, Fax: 0511 / 120-996297 
E-Mail: bibiana.steinhaus@mi.niedersachsen.de 
 



http://www.sport-integriert-niedersachsen.de/
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D) regionale Beratungsstellen 
 


Regionalverbund Braunschweig 
 
 


- Stadt Braunschweig 


- Landkreis Gifhorn 


- Landkreis Helmstedt 


- Landkreis Peine 


- Stadt Salzgitter 


- Landkreis Wolfenbüttel 


- Stadt Wolfsburg 


 


regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig - Stadt Braunschweig 


Stadt Braunschweig 
 
 


Integrationsberatung Flüchtlingshilfe e.V. „Refugium“ 
Steinweg 5, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 2409800 oder -01 -02, Fax: 0531 / 77063 
E-Mail: info@refugium-braunschweig.de 
Internetseite: www.refugium-braunschweig.de 
 
 


Flüchtlingssozialarbeit Flüchtlingshilfe e.V. „Refugium“ 
Steinweg 5, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 2409800 oder -01 -02, Fax: 0531 / 77063 
E-Mail: info@refugium-braunschweig.de 
Internetseite: www.refugium-braunschweig.de 
 
 


Koordinierungsstelle Stadt Braunschweig 


für Migration und Teilhabe Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig 
Frau Samira Ciyow 


 E-Mail: samira.ciyow@braunschweig.de 
 Tel.: 0531 470-7360 
 


 


Migrationsberatung für AWO Migrationsberatung 


erwachsene Zuwanderer Steinweg 34, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 886892 -40/ -41/-42, Fax: 0531 / 88689270 
E-Mails: stuetzer@awo-bs.de, haberlach@awo-bs.de, 
              benli@awo-bs.de 
Internetseiten: www.awo-bs.de 
www.awo-bs.de/familie-erziehung/migrationsberatung 
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig - Stadt Braunschweig 


 
weiter: 


Migrationsberatung für Caritasverband Braunschweig e.V. 


erwachsene Zuwanderer Kasernenstraße 30, 38102 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 38008-26 und –39, Fax: 0531 / 38008-50 
E-Mail: info@caritas-bs.de 
  


 Haus der Diakonie 
 Diakonisches Werk der Ev.-luth. Landeskirche in 


Braunschweig e.V. 
Peter-Joseph-Krahe-Straße 11, 38102 Braunschweig 
Tel. 0531 / 88920-10 
E-Mail: diakonie.braunschweig@diakoniebraunschweig.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Caritasverband Braunschweig e.V. 
Jugendmigrationsdienst 
Kasernenstraße 30, 38102 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 38008-29, Fax: 0531 / 38008-50 
E-Mail: u.scupin@caritas-bs.de 
 


 


Ausländerbehörde Stadt Braunschweig 
Fallersleber Straße 1, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 4706008, Fax: 0531 / 4706008 
E-Mail: ausländerbehörde@braunschweig.de 


 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Naumburgstraße 23, 38124 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 2147711, Fax: 0531 / 4705135 
E-Mail: pace@caritas-bs.de 


 
 
 Solwodi – Beratungsstelle Braunschweig 
 Solidarität mit Frauen in Not 
 Bernerstraße 2, 38106 Braunschweig 
 Tel.: 0531 / 4738112, Fax: 0531 / 4738113 
 E-Mail: braunschweig@solwodi.de 


Internetseite: www.solwodi.de 
 
 


Stadt Braunschweig, Sozialreferat 
 Büro für Migrationsfragen 


Frau Doris Bonkowski 
Auguststraße 9-11, 38100 Braunschweig 


 Tel.: 0531 / 470-7353, Fax: 0531 / 470-7310 
E-Mail: doris.bonkowski@braunschweig.de 


 



mailto:diakonie.braunschweig@diakoniebraunschweig.de

mailto:u.scupin@caritas-bs.de

mailto:pace@caritas-bs.de

http://www.solwodi.de/
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig - Stadt Braunschweig 


 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Stadt Braunschweig 


angebote Fachbereich Kinder, Jugend und Familie 
 Eiermarkt 4-5, 38100 Braunschweig 
 Tel.: 0531 / 4708519 


E-Mail: marion.duee@braunschweig.de 
 


 



mailto:marion.duee@braunschweig.de
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig – Landkreis Gifhorn 


Landkreis Gifhorn 
 


Integrationsberatung Caritasverband für Stadt und Landkreis Gifhorn e.V. 
 Kirchweg 7, 38518 Gifhorn 
 Tel.: 05371 / 991299-41 
 E-Mail: witt@caritas-gifhorn.de 


 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Gifhorn 


für Migration und Teilhabe Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn 
 Karin Otte 


Tel.: 05371 – 82566 
 E-Mail: karin.otte@gifhorn.de 
 
 Mehtap Aydinoglu 
 Tel.: 05371 - 82308 
 E-Mail: mehtab.aydinoglu@gifhorn.de 


 
 


Migrationsberatung für Caritasverband für Stadt und Landkreis Gifhorn e.V. 


erwachsene Zuwanderer Kirchweg 7, 38518 Gifhorn 
 Tel.: 05371 / 991299-43 


E-Mail: leinemann@caritas-gifhorn.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Caritasverband für Stadt und Landkreis Gifhorn e.V. 
 Kirchweg 7, 38518 Gifhorn 


Tel.: 05371 / 991299-42 
E-Mail: sternol@caritas-gifhorn.de 


 
 


Ausländerbehörde Landkreis Gifhorn 
Schloßplatz 1, 38518 Gifhorn 
Tel.: 05371 / 82-0, Fax: 05371 / 82-309 


 
 


Sonstige Beratungs- Migrationsbeauftragte des Landkreises Gifhorn 


angebote Frau Mehtap Aydinoglu 
 Schlossplatz 1 (Kreishaus II), 38518 Gifhorn 
 Tel.: 05371 / 82308, Fax: 05371 / 82539 


E-Mail: mehtap.aydinoglu@gifhorn.de 
 


 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Koppelweg 50, 38518 Gifhorn 
Tel.: 05371 / 9482-55, Fax: 05371 / 9482-59 
E-Mail: pace-gifhorn@gmx.de 
 
 



mailto:karin.otte@gifhorn.de

mailto:mehtap.aydinoglu@gifhorn.de

mailto:pace-gifhorn@gmx.de
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig – Landkreis Helmstedt 


Landkreis Helmstedt 
 


Integrationsberatung Flüchtlingshilfe e.V. „Refugium“ 
 Steinweg 5, 38100 Braunschweig 
 Tel.: 0531 / 2409800 oder -01 / -02, Fax: 0531 / 77063 


E-Mail: info@refugium-braunschweig.de 
Internetseite: www.refugium-braunschweig.de 
 
 


Koordinierungsstelle Diakonie im Braunschweiger Land gGmbH 


für Migration und Teilhabe Kreisstelle Helmstedt 
 Wilhelmstr. 33, 38350 Helmstedt 


Tel.: 05351 – 538318, Fax 05351 - 538319 
 E-Mail: l.wunder@diakonie-braunschweig.de 
 
 


Migrationsberatung für Haus der Diakonie 


erwachsene Zuwanderer Diakonisches Werk der Ev-luth. Landeskirche in 
Braunschweig e.V. 


 Wilhelmstraße 33, 38350 Helmstedt 
 Tel.: 05351 / 538310, Fax: 05351 / 538319 


E-Mail: diakonie.helmstedt@diakonie-braunschweig.de   
  
  


Ausländerbehörde Landkreis Helmstedt 
Südertor 6, 38350 Helmstedt 
Tel.: 05351 / 121-0, Fax: 05351 / 121-1608 


 


Sonstige Beratungs- Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Helmstedt e.V. 


angebote Schützenwall 5, 38350 Helmstedt 
 Tel.: 05351 / 5316-0, Fax: 05351 / 5316-20 
 E-Mail: infoQawo-kv-helmstedt.de 


überwiegend für Arbeitnehmer und ihre Familien aus der Türkei 


 
 


Caritasverband für den Landkreis Helmstedt 
ProAktivCenter,  
Am Ludgerihof 5, 38350 Helmstedt 
Tel.: 05351 / 8382, Fax: 05351 / 5533742 
E-Mail: proaktiv@caritas-helmstedt.de 


 



http://www.refugium-braunschweig.de/

mailto:l.wunder@diakonie-braunschweig.de
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig – Landkreis Peine 


Landkreis Peine 
 


Integrationsberatung Caritasverband Peine e.V. 
 Frau Anne Hoffmann 
 Am Amthof 3, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 700 341 , Fax: 05171 / 700 344 


E-Mail: hoffmann@caritaspeine.de 
Internetseite: www.caritaspeine.de 
 


Flüchtlingssozialarbeit Caritasverband Peine e.V. 
 Frau Anne Hoffmann 
 Am Amthof 3, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 700 341 , Fax: 05171 / 700 344 


E-Mail: hoffmann@caritaspeine.de 
Internetseite: www.caritaspeine.de 
 
 


Koordinierungsstelle  


für Migration und Teilhabe Frau Emine Öztürk 
 Ilseder Hütte 10, 31241 Ilsede 


Tel.: 05172 / 949 2574, Fax 05172 /949 2577 
 E-Mail: e.oeztuerk@landkreis-peine.de 


 
Migrationsberatung für Caritasverband Peine e.V. 


erwachsene Zuwanderer Frau Christiane Borchert-Edeler 
 Am Amthof 3, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 700 332, Fax: 05171 / 700 344 


E-Mail: borchert-edeler@caritaspeine.de 
Internetseite: www.caritaspeine.de 


  
 


Jugendmigrationsdienst Caritasverband Peine e.V. 
 Frau Christine Limböck und Frau Iris Stuke 
 Am Amthof 3, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 700 343 und 05171 / 700 337 
 Fax: 05171 / 700 344 
 E-Mails: limboeck@caritaspeine.de 
                             stuke@caritaspeine.de 
 Internetseite: www.caritaspeine.de 
 


Ausländerbehörde Landkreis Peine 
Herr Achim Effenberger 
Burgstraße 1, 31224 Peine 
Tel.: 05171 / 4011017 
E-Mail: a.effenberger@landkreis-peine.de 


 
 
 
 



http://www.caritaspeine.de/

http://www.caritaspeine.de/

http://www.caritaspeine.de/
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig – Landkreis Peine 


 


 


Sonstige Beratungs- Berufsbildungs- und Beschäftigungsgesellschaft 


angebote Landkreis Peine 
 Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen, 
 Migrantinnen und Migranten in Niedersachsen 
 Woltorfer Straße 57 / 59, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 7791-0, Fax: 05171 / 7791-50 


E-Mail: info@bbg-peine.de 
 
 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Caritasverband für den Landkreis Peine e.V. 


angebote  Südstadtbüro 
 Frau Tanja Löhr und Herr Florian Kauschke 
 Pfingststraße 36, 31226 Peine 
 Tel.: 05171 / 5459311 und 05171 / 290334 
 Fax: 05171 / 5459310 
 E-Mails: suedstadt@caritaspeine.de 
                             loehr@caritaspeine.de 


Internetseite: www.caritaspeine.de 
 
 
 DRK – Kreisverband Peine 
 Hegelstraße 9, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 7675-12, Fax: 05171 / 7675-29 


E-Mail: drk-kv.peine@t-online.de 
 
 


Stadt Peine 
 Beauftragte für Gleichstellung, Familie und Integration 
 Frau Zahra Deilami 
 Kantstraße 5, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 49227, Handy: 01634920074 
 Fax: 05171 / 49229 
 E-Mail: zahra.deilami@stadt-peine.de 
 
 


Lebens- und Caritasverband für den Landkreis Peine e.V. 


Sozialberatung Frau Betül Binbir oder Herr Udo Fliegner 
 Am Amthof 3, 31224 Peine 
 Tel.: 05171 / 700338 und 05171 / 700335 
 Fax: 05171 / 700344 
 E-Mails: binbir@caritaspeine.de 
                             fliegner@caritaspeine.de 
                             sozialberatung@caritaspeine.de 
 Internetseite: www.caritaspeine.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Braunschweig – Stadt Salzgitter 


Stadt Salzgitter 
 


Integrationsberatung Diakonie im Braunschweiger Land gGmbH 
 Kreisstelle Salzgitter 
 Sankt-Andreas-Weg 2, 38226 Salzgitter 
 Tel.: 05341 - 888812 


E-Mail: c.wald@diakonie-braunschweig.de 
 
 


Koordinierungsstelle Stadt Salzgitter 


für Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle für Migration und Teilhabe 
 Joachim-Campe-Str. 6-8, 38226 Salzgitter 


Frau Melissa Franke 
Tel.: 05341 / 839-3285 


 E-Mail: melissa.franke@stadt.salzgitter.de 
 
 


Migrationsberatung für Diakonisches Werk Braunschweig 


erwachsene Zuwanderer St. Andreas-Weg 2, 38226 Salzgitter 
 Tel.: 05341 / 888812, Fax: 05341 / 888820 
 E-Mails: a.kasten@diakonie-braunschweig.de 
                          szsozarb2@diakonie-braunschweig.de 
  
 


Ausländerbehörde Stadt Salzgitter 
Joachim-von-Campe-Straße 6 – 8, 38226 Salzgitter 


 Tel.: 05341 / 839-0, Fax: 05341 / 839-4932 
 
 


Sonstige Beratungs- Deutscher Gewerkschaftsbund 


angebote Landesbezirk Niedersachsen/Bremen 
 Chemnitzer Straße 33, 38226 Salzgitter 


Tel.: 05341 / 480960 
 
 
 Integrationsbeauftragter der Stadt Salzgitter 
 Referat Integration und Fachkräftesicherung 
 Joachim-Campe-Str. 6-8, 38226 Salzgitter 
 Frau Alina Cantaragiu 
 Tel.: 05341 / 839-3501 
 E-Mail: alina-maria.cantaragiu@stadt.salzgitter.de 
 
 


Pro-Aktiv-Center (PACE) 
 Marienbruchstraße 75, 38226 Salzgitter 


Tel.: 05341 / 44325, Fax: 05341 / 44291 
 E-Mail: pace@stadt.salzgitter.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Braunschweig – Stadt Salzgitter 


 
 
weiter: 
Sonstige Beratungs- Sozial- und Integrationsausschuss der Stadt Salzgitter 


angebote Postfach 10 06 80, 38206 Salzgitter 
Tel.: 05341 / 8393546, Fax: 05341 / 8394950 
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regionale Beratungsstellen - Regionalverbund Braunschweig – Landkreis Wolfenbüttel 


Landkreis Wolfenbüttel 
 
Integrationsberatung Diakonie Wolfenbüttel 
 Harzstraße 1, 38300 Wolfenbüttel 
 Tel.: 05331 / 996990, Fax: 05331 / 996999 
 E-Mails: e.kurzrock@diakonie-braunschweig.de 
               wfsozarb2@diakonie-braunschweig.de 
 
Koordinierungsstelle  Landkreis Wolfenbüttel 
Migration und Teilhabe  Bahnhofstr. 11, 38300 Wolfenbüttel 


Frau Pinkert 
Tel.:05331 / 84-812 
E- Mail: c.pinkert@lk-wf.de 


 
 Frau Dauskardt 
 Tel.: 05331 / 84-158 
 E-Mail: s.dauskardt@lk-wf.de 
 
 


Migrationsberatung für Caritasverband Wolfenbüttel 


erwachsene Zuwanderer Krumme Straße 56, 38300 Wolfenbüttel 
 Tel: 05331 / 26005/6, Fax: 05331 / 856105 


E-Mail: senski@caritas-wolfenbuettel.de 
  
 


Ausländerbehörde Landkreis Wolfenbüttel 
Bahnhofstraße 11, 38300 Wolfenbüttel 
Tel.: 05331 / 84-0, Fax: 05331 / 84-366 


 
 


Sonstige Beratungs- Arbeiterwohlfahrt, Kreisstelle Wolfenbüttel e.V. 


angebote Rosenwall 1, 38300 Wolfenbüttel 
 Tel.: 0531 / 26360, Fax. 05331 / 27141 
 E-Mail: kv-wolfenbuettel@awo-bs.de 
 
 


Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Krumme Straße 56, 38300 Wolfenbüttel 
Tel.: 05331 / 856210, Fax: 05331 / 856105 
E-Mail: pace@caritas-wolfenbuettel.de 


 
 
 
 



mailto:c.pinkert@lk-wf.de
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Braunschweig – Stadt Wolfsburg 


Stadt Wolfsburg 
 


Koordinierungsstelle Stadt Wolfsburg 


für Migration und Teilhabe Frau Calabrese 
 Porschestraße 49, 38440 Wolfsburg 


Tel.: 05361 / 28-2740 
 E-Mail: miriam.calabrese@stadt.wolfsburg.de 
  
 


Migrationsberatung für Caritasverband Wolfsburg e.V. 


erwachsene Zuwanderer Antonius- Holling- Weg 8/10, 38440 Wolfsburg 
Tel. 05361 / 89009-12, Fax: 05361 / 89009-98 
E-Mail: migrationserstberatung@caritas-wolfsburg.de 
 


 


 Diakonisches Werk Wolfsburg e.V. 
 Dessauer Straße 30 B, 38444 Wolfsburg 


Tel.: 05361 / 773980, Fax: 05361 / 375182 
E-Mail: pro-integration@diakonie-wolfsburg.de 
Internetseite: www.diakonie-wolfsburg.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst Diakonisches Werk Wolfsburg e.V. 
Dessauer Straße 30 B, 38444 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 773777, Fax: 05361 / 375182 
E-Mail: pro-integration@diakonie-wolfsburg.de 
Internetseite: www.diakonie-wolfsburg.de 
 
 


Ausländerbehörde Stadt Wolfsburg 
Porschestraße 49, 38440 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 28-2439, Fax: 05361 / 28-2101 
 
 


IQ Anerkennungs und- Jobcenter Wolfsburg 


Qualifizierungsberatungs- Anerkennungsberatungsstelle Wolfsburg 
stelle Porschestraße 2, 38440 Wolfsburg 


Tel.: 05361 / 4649-140 /-122  
E-Mails: Bernd-stephan.wolf@jobcenter-ge.de 
              Tel.:05361 / 4649-119 
              angelika.horst-neumann@jobcenter-ge.de 
              susanne.kolle@jobcenter-ge.de 
Internetseite: www.jobcenter-wolfsburg.de 
 
 
 
 



mailto:Bernd-stephan.wolf@jobcenter-ge.de
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Braunschweig – Stadt Wolfsburg 


 
 


Sonstige Beratungs- JOBWERK Fallmanagement 


angebote Porsche Straße 2, 38440 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 308999-11, Fax: 05361 / 308999-16 
E-Mail: marie-therese.zade@stadt.wolfsburg.de 
 
Stadt Wolfsburg – Rathaus 
Ausländerangelegenheiten 
Frau Sylvia Nichterwitz 
Porschestraße 49, 38440 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 282008, Fax: 05361 / 282645 
E-Mail: sylvia.nichterwitz@stadt.wolfsburg.de 
Internetseite: www.stadt.wolfsburg.de 



http://www.stadt.wolfsburg.de/
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regionale Beratungsstellen  


Regionalverbund Diepholz / Nienburg 
 


- Landkreis Diepholz 


- Landkreis Nienburg 


 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Diepholz / Nienburg – Landkreis Diepholz 


Landkreis Diepholz 
 


Integrationsberatung PRO ASYL 
Bahnhofstraße 16, 49406 Barnstorf 
Tel.: 05442 / 804530, Fax: 05442 / 804555 
E-Mail: rahmi-tuncer@welthaus-barnstorf.de 
 
 


Migrationsberatung für PRO ASYL 


erwachsene Zuwanderer Bahnhofstraße 16, 49406 Barnstorf 
Tel.: 05442 / 804530, Fax: 05442 / 804555 
E-Mail: rahmi-tuncer@welthaus-barnstorf.de 
  


Koordinierungsstelle Landkreis Diepholz 


für Migration und Teilhabe Frau Meschter 
 Niedersachsenstr. 2, 49356 Diepholz 
 E-Mail: diana.meschter@diepholz.de 


 
 


Jugendmigrationsdienst Diakonisches Werk Diepholz 
Jugendmigrationsdienst 
Hinterstraße 15, 49356 Diepholz 
Tel.: 05441 / 987940, Fax: 05441 / 987923 
E-Mail: jgw007@aol.com 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Diepholz 
Niedersachsenstraße 2, 49356 Diepholz 
Tel.: 05441 / 976-0, Fax: 05441 / 976-4932 
 
 
Landkreis Diepholz 
Fachdienstleitung Fachdienst für Gleichstellung,  
Integration und Prävention 
Frau Christina Runge 
Niedersachsenstraße 2, 49356 Diepholz 
Tel.: 05441 976 1080, Fax: 05441 976 1774 
E-Mail: christina.runge@diepholz.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Diepholz / Nienburg – Landkreis Diepholz 


 


Sonstige Beratungs- IHK Hannover 


angebote Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- 
und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den 
Geschäftstellen der IHK Hannover in Hildesheim, Hameln, Syke, 
Stadthagen und Nienburg statt 


 
 
INTAKT Integration durch Aktivität  
Nordwohlder Straße 1, 28857 Syke  
Tel.: 04242 / 931991  
E-Mail: michael.roeder@vnb.de 
 
 
Integrationsrat Weyhe 
Gemeinde Weyhe 
Rathausplatz 1, 28844 Weyhe 
E-Mail: guldenkleber@yahoo.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Amtshof 3, 28857 Syke 
Tel.: 04242 / 976-4050, Fax: 04242 / 976-4959 
E-Mail: luise.kay@diepholz.de 
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Nienburg 


Landkreis Nienburg 
 


Integrationsberatung  AWO Kreisverband Nienburg/Weser e.V. 
Von-Philipsborn-Straße 2a, 31582 Nienburg/Weser 
Beratungsstelle für Migranten und Flüchtlinge 
Tel.: 05021/915 183, Fax: 05021/66020 
E-Mail: Integrationsberatung@awo-nienburg.de 
Internet: www.awo-nienburg.de 
 
 


Flüchtlingssozialarbeit  Haus der Generationen Stolzenau e.V. 
Oldemeyer Str. 9, 31592 Stolzenau 
Tel.: 05761 / 307367 
E-Mail: hausdg@web.de 
 
 
AWO Kreisverband Nienburg/Weser e.V. 
(siehe bei Integrationsberatung) 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Nienburg/Weser 
Migration und Teilhabe Fachdienst Familie und Integration 
 Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 


Rühmkorffstr.12, 31582 Nienburg/Weser 
Frau Carmen Prummer 
E-Mail: integration@kreis-ni.de 
 
 


Migrationsberatung für PRO ASYL 


erwachsene Zuwanderer Bahnhofstraße 16, 49406 Barnstorf 
Tel.: 05442 / 804530, Fax: 05442 / 804555 
E-Mail: rahmi-tuncer@welthaus-barnstorf.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst Christliches Jugenddorfwerk Deutschlands e.V.  
Jugendmigrationsdienst 
Zeisigweg 2, 31582 Nienburg/Weser 
Tel.: 05021 / 971175 und 971170, Fax: 05021 / 971132 
E-Mail: jmd.nienburg@cjd.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Nienburg/Weser 
 Fachdienst Ausländerwesen und Staatsangehörigkeit 


Kreishaus am Schlossplatz, 31582 Nienburg/ Weser 
Tel.: 05021 / 967-0, Fax: 05021 / 967-430,  
E-Mail: abh@kreis-ni.de 
 
 



mailto:Integrationsberatung@awo-nienburg.de

mailto:hausdg@web.de

mailto:integration@kreis-ni.de
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Nienburg 


 


Sonstige Beratungs- Förderkreis für nicht Deutsch sprechende Kinder e.V. 


angebote Kopernikusstraße 6 b, 31582 Nienburg 
Tel.: 05021 / 13222 
 
 


 Industrie- und Handelskammer Hannover 
 Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- 


und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den 
Geschäftstellen der IHK Hannover in Hildesheim, Hameln, Syke, 
Stadthagen und Nienburg statt 
 
 
Integrationsbeauftragte des Landkreises Nienburg / Weser 
Frau Nazli Bayrak 
Kreishaus am Scholssplatz, 31582 Nienburg/Weser 
Tel.: 05021 / 967687, Fax: 05021/967-623 
E-Mail: integration@kreis-ni.de 
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regionale Beratungsstellen 


Regionalverbund Osnabrück / Emsland / Bentheim 
 


- Landkreis Emsland 


- Landkreis Grafschaft Bentheim 


- Stadt und Landkreis Osnabrück 


 
 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Osnabrück / Emsland / Bentheim – 


Landkreis Emsland 


Landkreis Emsland 
  


 


Integrationsberatung DRK – Kreisverband Emsland e.V. 
Rathausstraße 11, 26871 Papenburg 
Tel.: 04961 / 9123-16, Fax: 04961 / 9123-28 
E-Mail: stephanie.krieger@drk-emsland.de 
Internetseite: www.drk-emsland.de 
 
 


 SKM – katholischer Verein für soziale Dienste in Lingen e.V. 
Meppenerstraße 44, 49808 Lingen 
Tel.: 0591 / 9662264, Fax: 0591 / 9662266 
E-Mail: michael.altmann@skm-lingen.de 
 
  
Sozialdienst katholischer Männer Emsland-Mitte 
Margaretenstraße 23, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 9311-12, Fax: 05931 / 9311-18 
E-Mail: a.esters@skm-meppen.de 
 
 


Flüchtlingssozialarbeit DRK – Kreisverband Emsland e.V. 
Rathausstraße 11, 26871 Papenburg 
Tel.: 04961 / 9123-16, Fax: 04961 / 9123-28 
E-Mail: stephanie.krieger@drk-emsland.de 
Internetseite: www.drk-emsland.de 
 
 


 SKM – katholischer Verein für soziale Dienste in Lingen e.V. 
Meppenerstraße 44, 49808 Lingen 
Tel.: 0591 / 9662264, Fax: 0591 / 9662266 
E-Mail: michael.altmann@skm-lingen.de 
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Landkreis Emsland 


 
weiter: 


Flüchtlingssozialarbeit Sozialdienst katholischer Männer Emsland-Mitte 
Margaretenstraße 23, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 9311-12, Fax: 05931 / 9311-18 
E-Mail: a.esters@skm-meppen.de 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Emsland 


für Migration und Teilhabe Ulrike Otten 
Ordeniederung 1, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 44-1448 


 E-Mail: ulrike.otten@emsland.de 
 
 


Migrationsberatung für DRK – Kreisverband Emsland e.V. 


erwachsene Zuwanderer Rathausstraße 11, 26871 Papenburg 
Tel.: 04961 / 9123-19, Fax: 04961 / 9123-28 
E-Mail: helen.wessels@drk-emsland.de 
  
 
 


Jugendmigrationsdienst Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Emsland 
Schützenstraße 17, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 20834, Fax: 05931 / 20636 
E-Mail: jmd-emsl-awo@online.de 
 


 Kolping Bildungswerk Diözesanverband Osnabrück e.V. 
Kolping Jugendmigrationsdienst Emsland & Grafschaft Bentheim 
JMD Standort Salzbergen 
Frau Lucia Lammering 
Franz-Schratz-Straße 8, 48499 Salzbergen 
Tel.: 05976 / 9473-14, Fax: 05976 / 9473-50 
E-Mail: jmd@kolping-web.de 
 
Kolping Bildunsgwerk Diözesanverband Osnabrück e.V. 
Kolping Jugendmigrationsdienst Emsland Nord 
JMD Standort Sögel 
Frau Helene Kurka 
Von-Stauffenberg-Straße 5, 49751 Sögel 
Tel.: 05952 / 990627, Fax: 05952 / 990628 
E-Mail: soegel@kolping-jmd.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Osnabrück / Emsland / Bentheim – 


Landkreis Emsland 


 


Ausländerbehörde Landkreis Emsland 
Ordeniederung 1, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 44-0, Fax: 05931 / 44-3767 
E-Mail: auslaenderbehoerde@emsland.de 
 
 
Stadt Lingen 
Elisabethstraße 14 – 16, 49808 Lingen (Ems) 
Tel.: 0591 / 9144-0, Fax: 0591 / 9144-375 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Jahnstraße 15, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 9220-11, Fax: 05931 / 9220-34 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Osnabrück / Emsland / Bentheim – 


Landkreis Grafschaft Bentheim 


Landkreis Grafschaft Bentheim 
 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Grafschaft Bentheim 


für Migration und Teilhabe Van-Delden-Str. 1-7, 48529 Nordhorn 
 Herr Faber 


Tel.: 05921 / 961369 
 E-Mail: stephan.faber@grafschaft.de 


 
Herr Altuntas 
Tel.: 05921 / 961222 
E-Mail: Fethi.Altuntas@grafschaft.de 
 
 


Migrationsberatung Ev.-ref. Diakonisches Werk 
Grafschaft Bentheim gemeinnützige GmbH 
Geisinkstraße 1, 48527 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 880220, Fax: 05921 / 8802111 
E-Mail: ursula.waldmann-drews@diakonie-grafschaft.de 
Internetseite: www.diakonie-grafschaft.de 
  
 
 


Jugendmigrationsdienst Kolping Bildungswerk Diözesanverband Osnabrück e.V. 
Kolping Jugendmigrationsdienst Emsland & Grafschaft Bentheim 
JMD Standort Nordhorn 
Frau Lucia Lammering 
Stadtring 34, 48527 Nordhorn 
Tel.: 05976 / 9473-14 
E-Mail: jmd@kolping-web.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Grafschaft Bentheim 
Van-Delden-Straße 1-7, 48529 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 96-01, Fax: 05921 / 96-1400 
E-Mail: info@grafschaft.de 
 
 


IQ Anerkennungs- und Grafschafter Jobcenter 


Qualifizierungsberatungs- Anerkennungsberatungsstelle Nordhorn 
stelle  (Berufliche Anerkennungsberatung von im Ausland 


erworbenen Qualifikationen und Berufs- bzw. 
Bildungsabschlüssen) 
Stadtring 9-15, 48527 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 966238 
Internetseite: sabine.stockhausen@grafschaft.de 
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Landkreis Grafschaft Bentheim 


 


Sonstige Beratungs- Agentur für Arbeit Nordhorn 


angebote Teamleiter für Arbeitsgenehmigungsverfahren 
Stadtring 9-15, 48527 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 870-432 
E-Mail: nordhorn@arbeitsagentur.de 
 
Ausländerbeauftragter des Landkreises 
Grafschaft Bentheim 
Herr B. Fethi Altuntas 
Van-Delden-Straße 7, 48522 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 96-1820, Fax: 05921 / 96-1405 
E-Mail: fethi.altuntas@grafschaft.de 
 


  
 Caritasverband Nordhorn 
 Bentheimer Straße 33, 48529 Nordhorn 


Tel.: 05921 / 8586-13, Fax: 05921 / 8586-40 
 


 
Grafschafter Comeback 
Berufliche und gesellschaftliche Integration für Personen 
mit Migrationshintergrund 
Bentheimer Straße 118, 48529 Nordhorn 
Tel. 05921 / 966-219 
 
 


 Pro-Aktiv-Center (PACE) 
 Bentheimer Straße 118, 48529 Nordhorn 


Tel.: 05921 / 966272, Fax: 05921 / 966101 
E-Mail: pro-aktiv-center@grafschaft.de 
 
 
Stadt Nordhorn 
Jugendamt / FB Jugend und Soziales 
Herr Ilhan Gün 
Postfach 24 29, 48522 Nordhorn 
Tel.: 05921 / 878-121, Fax: 05921 / 878-333 
E-Mail: ilhan.guen@nordhorn.de 
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Stadt und Landkreis Osnabrück 


 


Stadt und Landkreis Osnabrück 
 


Integrationsberatung Caritasverband für die Diözese Osnabrück e.V. 
Frau Carmen Guerra und Frau Margret Pues 
Große Rosenstraße 39 / 40, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 349698-12 /-13 
E-Mails: cguerra@caritas-os.de 
              mpues@caritas-os.de 
 
 
Exil e.V.  Osnabrück 
Osnabrücker Zentrum für Flüchtlinge 
Rolandsmauer 26, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 7602448 
E-Mail: kontakt@exilverein.de 
 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Osnabrück 


für Migration und Teilhabe Herr Hülsmann 
Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541-501 2181 
E-Mail: werner.huelsmann@lkos.de 
 
 


 Stadt Osnabrück 
Fachbereich Fachbereich Integration, Soziales und 
Bürgerengagement 
Fachdienst Integration Koordinierungsstelle Migration und 
Teilhabe 
Frau Frauke Barske 
Lohstr. 2, 49074 Osnabrück 
Postfach 4460, 49034 Osnabrück 
Tel.: 0541 – 323 4292 
E-Mail: barske@osnabrueck.de 
 
 


Migrationsberatung für AWO Bezirksverband Weser-Ems e.V. 


erwachsene Zuwanderer Spindelstraße 26a, 49080 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 98 111-10 (Frau Marmucki) 
        0541 / 98 111-20 (Frau Brand) 
        0541 / 98 111-23 (Frau Yildirim) 
Fax: 0541 / 98 111-11 
E-Mails: info@mbe-os.awo-ol.de 
              brand@mbe-os.awo-ol.de 
              marmucki@mbe-os.awo-ol.de 
              yildrim@mbe-os.awo-ol.de 
www.migrationsberatung-osnabrueck.de 



mailto:beratung@exilverein.de

mailto:yildrim@mbe-os.awo-ol.de
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Stadt und Landkreis Osnabrück 


 


Jugendmigrationsdienst Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Jugendmigrationsdienst Osnabrück 
Herr Christian Remark 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341-444, Fax: 0541 / 341491 
E-Mail: CRemark@caritas-os.de 
Internetseiten: www.jmd-portal.de 


                         www.caritas-os.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Osnabrück –  
Außenstelle Bersenbrück 
Bürgermeister-Kreke-Straße 3, 49593 Bersenbrück 
Tel.: 05439 / 9423-0, Fax: 942390 
E-Mail: jmd.bsb@caritas-os.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Jugendmigrationsdienst Osnabrück –  
Außenstelle Melle 
Kohlbrink 8, 49324 Melle 
Tel.: 05422 / 962595-0, Fax: 05422 / 48192 
E-Mail: jmd.melle@caritas-os.de 
 
 


 Jugendmigrationsdienst Osnabrück – 
Außenstelle Fürstenau 
An den Schanzen 3, 49583 Fürstenau 
Tel.: 05490 / 19599207 
E-Mail: GKrieger@caritas-os.de 
 
 
Jugendmigrationsdienst Osnabrück – 
Außenstelle Georgsmarienhütte 
Kolpingstraße 1, 49124 Georgsmarienhütte 
Tel.: 05401 / 3390541 
E-Mail: CBergmann@caritas-os.de 
 
 


Integrationsmanagement Stadt Osnabrück 
Fachbereich Stadtentwicklung und Integration 
- Team Integration - 
Leiterin und Integrationsbeauftragte 
Frau Seda Rass-Turgut  
Postfach 44 60, 49034 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 323-4506, Fax: 0541 / 323-154506 
E-Mail: rass-turgut@osnabrueck.de 
 







Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 40 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Osnabrück / Emsland / Bentheim –  


Stadt und Landkreis Osnabrück 


 
weiter: 
Integrationsmanagement Stadt Osnabrück 


Fachbereich Stadtentwicklung und Integration 
- Team Integration / Migrationsbeirat - 
Geschäftsführung  
Herr Ralf Sabelhaus 
Postfach 44 60, 49034 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 323-4628  
E-Mail: sabelhaus@osnabrueck.de 
 
 


 Stadt Osnabrück 
Fachbereich Stadtentwicklung und Integration 
- Team Integration - 
Beratungsstelle 
Lohstr. 2, 49074 Osnabrück 
Frau Olga Stele  
Tel.: 0541 / 323-2540, Fax: 0541 / 323-152540 
E-Mail: stele@osnabrueck.de    und 
Herr Orhan Doğan  
Tel.: 0541 / 323-4440, Fax: 0541 / 323-154440 
E-Mail: dogan@osnabrueck.de 
 
Fachbereich Stadtentwicklung und Integration 
Team Integration (16-2) 
Koordinierungsstelle Flüchtlingssozialarbeit 
Herr Lars Brink 
Postfach 4460, 49034 Osnabrück 
Tel.: 0541 – 323 4508 
E-Mail: Brink.L@osnabrueck.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Osnabrück 
Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
Tel. 0541 / 501-0, Fax: 0541 / 501-4408 
 
 
Stadt Osnabrück 
Natruper-Tor-Wall 2, 49076 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 323-0, Fax: 0541 / 323-4189 
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IQ Anerkennungs- und BUS GmbH 
Qualifizierungsberatungs- Anerkennungsberatungsstelle Osnabrück  


stelle  Bramscher Straße 134-136, 49088 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 6929728, 0541 / 6929716 und 05439 / 6076–78 
E-Mails: loose@bus-gmbh.de  
              bock@bus-gmbh.de 
              Tel.: 0514 / 6929-749 
              iq@bus-gmbh.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Akademisches Auslandsamt der Universität Osnabrück 


angebote Schloß, 49069 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 969-4765 
 
 
Bildungsberatung Garantiefonds Hochschulbereich (GF-H) 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Bildungsberaterin Frau Gabriele Stajer 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341-441, Fax: 0541 / 341-491 
E-Mail: gstajer@caritas-os.de 
Internetseite: caritas-os.de 
 


 
 Bramscher Initiative zum Miteinander der Kulturen 
 Arndtstraße 3, 49565 Bramsche 
 


 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Netwin 2.0 – Casemanagement – Arbeitsmarktzugang 
von Bleibeberechtigten und Flüchtlingen 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341-0 
 
 
Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
Projekt PROFIL – Für Chancengleichheit und 
Partizipation-Zugang zu Bildung für junge Flüchtlinge 
Große Rosenstraße 39 / 40, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 349698-12 
E-Mail: cguerra@caritas-os.de 
 
 
 
 
 



mailto:bock@bus-gmbh.de
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Sonstige Beratungs- -Caritasverband für die Diözese Osnabrück 


angebote Projekt MOBIL – Beratung für Flüchtlinge und  
AsylbewerberInnen in der Landesaufnahmebehörde 
Niedersachsen 
Standort Bramsche 
Frau Margret Pues, Herr Wilhelm Voß,  
Frau Annegret Langewand 
Große Rosenstraße 39 / 40, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 349698-11 /-12 
E-Mails: mpues@caritas-os.de,  wvoss@caritas-os.de  und 
              alangewand@caritas-os.de 
 
 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Rechtliche Informationsstelle zum Arbeitsmarkt 
Große Rosenstraße 39 / 40, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 349698-19 


 Deutscher Gewerkschaftsbund 
 August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück 


Tel.: 0541 / 338060 
 
 
Dialogbeauftragte in der Polizeidirektion Osnabrück 
Sabina Ortland 
Heger-Tor-Wall 18, 49078 Osnabrück 
Tel.. 0541 / 327-1181 
sabina.ortland@polizei-niedersachsen.de 
 
 


 IMIS – Institut für Migrationsforschung und 
 Interkulturelle Studien, Universität Osnabrück 


Schloßstraße 8, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 969-4384, Fax: 0541 / 969-4380 
E-Mail: imis@uni-osnabrueck.de 
 
Integrationsbeauftragter des Landkreises Osnabrück 
Herr Werner Hülsmann 
Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 5012181 
E-Mail: werner.huelsmann@lkos.de 
 
 


 Internationales Büro der Fachhochschule Osnabrück 
 Caprivistraße 30 a, Gebäude CD, 49034 Osnabrück 


Tel.: 0541 / 9692966 
E-Mail: g.gruenanger@fh-osnabrueck.de 
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Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Dammstraße 14, 49084 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 3509730, Fax: 05401 / 3509737 
E-Mail: kies.l@osnabrueck.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 50141-94, Fax: 0541 / 5014431 
E-Mail: pace.@lkos.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Am Bahnhof 15, 49593 Bersenbrück 
Tel.: 05439 / 609918, Fax: 05439 / 955259 
E-Mail: pace@lkos.de 


 SOLWODI – Beratungsstelle Osnabrück  
 Solidarität mit Frauen in Not 


Postfach 3703, 49027 Osnabrück 
Tel.. 0541 / 5281909, Fax: 0541 / 5281910 
E-Mail: osnabrueck@solwodi.de 
Internetseite: www.solwodi.de 
 
 


 Sport und Integration 
 Kreissportbund Osnabrück-Land 


Frau Anna Kammeyer 
Möserstraße 34, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 60017960 
E-Mail: anna.kammeyer@ksb-osnabrueck.de 
 
 
Stadt Osnabrück 
Regionale Arbeitsstelle für Kinder und Jugendliche aus 
Zuwandererfamilien (RAZ) 
Iburger Straße 18, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 800-7833, Fax: 0541 / 800-7838 
E-Mail: grosser@osnabrueck.de 
 
 


 Stadt Osnabrück 
 Verein zur pädagogischen Arbeit mit Kindern aus 


Zuwandererfamilien  e.V.(VPAK) 
Iburger Straße 18, 49082 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 800-9994, Fax: 0541 / 800-7838 
E-Mail: vpak@osnanet.de 



mailto:vpak@osnanet.de
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regionale Beratungsstellen 


 


Regionalverbund Hannover 
 


-Stadt und Region Hannover 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Hannover – Stadt und Region Hannover 


 


Stadt und Region Hannover 
 
  


Integrationsberatung Diakonisches Werk des Ev.-luth. Stadtkirchen- 
 verbandes Hannover 
 Sozial- und Migrationsberatung Garbsen-Seelze 
 Skorpionsgasse 33, 30823 Garbsen 
 Tel.: 05137 / 1634, Fax: 05137 / 1024 


E-Mail: diakonie.garbsen-seelze@htp-tel.de 
 


 
 Initiative für ein Internationalen Kulturaustausch e.V. / 


IIKe.V. 
Zur Bettfedernfabrik 1, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 440484, Fax: 0511 / 2617376 
E-Mail: info@iik-hannover.de 
Internetseite: www.iik-hannover.de 


 
kargah e.V.- Beratungsstelle für MigrantInnen und 
Flüchtlinge 
Zur Bettfedernfabrik 1, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 126078-0 /-12, Fax: 0511 / 126078-22 
E-Mail: info@kargah.de und sibylle.nass@kargah.de 
Internetseite: www.kargah.de 
Montags – donnerstags: 10:00 – 13:00 und 14:00 – 17:00 Uhr 
Freitags: 10:00 – 13:00 Uhr 


 
 


Liberale Jüdische Gemeinde Hannover e.V. 
Gemeindezentrum Etz Chaim 
Fuhsestraße 6, 30419 Hannover 
Tel.: 0511 / 2880100, Fax: 0511 / 2353954 
E-Mail: gemeinde@ljgh.de 
Internetseite: www.ljgh.de 
 
 


Flüchtlingssozialarbeit kargah e.V./ Flüchtlingsbüro  
(siehe bei Integrationsberatung: kargah e.V. – 
Beratungsstelle für MigrantInnen und Flüchtlinge) 
 
 



mailto:diakonie.garbsen-seelze@htp-tel.de

mailto:info@kargah.de

http://www.ljgh.de/
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Koordinierungsstelle Leiterin der  


für Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle Integration 
 Region Hannover 
 Hildesheimer Str. 20, 30169 Hannover 


Frau Szymanska 
Tel.: 0511 / 616-22981, Fax: 0511 / 616-1124680 


 E-Mail: dorota.szymanska@region-hannover.de 
 
Landeshauptstadt Hannover 
Frau Steckelberg 
Trammplatz 2, 30159 Hannover 
E-Mail: birgit.steckelberg@hannover.de 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt Region Hannover e.V. 


erwachsene Zuwanderer Beratungszentrum für Integrations- und Migrationsfragen 
Deisterstraße 85 A, 30449 Hannover 
Tel.: 0511 / 21978-133 /-135 und  
0511 / 21978-138 /-142 /-191 
Fax: 0511 / 21978-150 
E-Mail: bim@awo-hannover.de 
 
 


 Arbeiterwohlfahrt 
 Nachholende Integrationsberatung (NIB) 


Herr Dogan Yavuz 
Konrad-Adenauer-Straße 15, 30853 Langenhagen 
Tel.: 0511 / 7307-9787 
E-Mail: dogan.yavuz@awo-hannover.de 
Freitags: 09:00 – 13:00 Uhr 
 


 Arbeiterwohlfahrt, Region  
 Hannover e.V. 


Herr Kemal Dinc 
Nachholende Integrationsberatung (NIB) 
Rathausplatz 1, 31275 Lehrte 
Tel.: 05132 / 505-235, Fax: 0511 / 21978-150 
Dienstags und donnerstags: 09:00 – 16:00 Uhr 
Garbsen 
Rathausplatz 1, 30823 Garbsen 
Tel.: 05131 / 707-296 
Montags: 09:00 – 17:00 Uhr, freitags: 09:00 – 14:00 Uhr 
E-Mail: kemal.dinc@awo-hannover.de 
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weiter: Caritasverband Hannover e.V. 


Migrationsberatung für  - Migrationsdienst - 


erwachsene Zuwanderer  Leibnizufer 13 – 15, 30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 1260010-50 und -52 Fax: 0511 / 126001212 
E-Mail: info@caritas-hannover.de 
 
 


 Caritasverband Hannover e.V. 
 Nachholende Integrationsberatung (NIB) 


Rathaus II, Deisterplatz 2, 30890 Barsinghausen 
Tel.: 05105 / 774-2307, Fax: 05105 / 774-92307 
E-Mail: integrationsberatung@stadt-barsinghausen.de 
Internetseite: www.barsinghausen.de 
Donnerstags: 15:00 – 17:00 Uhr 
 


 Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 
 Abtlg. ProMigration - Migrationsberatung 


Burgstraße 8 / 10, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 3687-163, Fax: 0511 /  3687–173 
E-Mail: pro.migration@evlka.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
DRK-Region Hannover e.V. 
Karlsruher Straße 2c , 30519 Hannover 
Tel.: 0511 / 3671-155, Fax: 0511 / 3671-102 
E-Mail: k.kirchhoff@drk-hannover.de 
Internetseite: www.drk-hannover.de 
 


 Landsmannschaft der Deutschen aus Russland e.V. 
 Königswortherstraße 2, 30167 Hannover 


Tel.: 0511 / 3748466 
E-Mail: Lmdr.Hannover@gmx.de 
Internetseite: www.lmdr-hannover.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst Arbeiterwohlfahrt Region Hannover e.V. 
Beratungszentrum für Integrations- und Migrationsfragen 
Deisterstraße 85 A, 30449 Hannover 
Tel.: 0511 / 21978-129, -130, -137, Fax: 0511 / 21978-150 
E-Mail: jmd@awo-hannover.de 
 
 
Arbeiterwohlfahrt Region Hannover e.V. 
Konrad-Adenauer-Straße 15, 30853 Langenhagen 
Tel.: 0511 / 73 079-787, Fax: 0511 / 3731-216 
E-Mail: jmd@awo-hannover.de 
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weiter: Caritasverband Hannover e.V. 


Jugendmigrationsdienst  Jugendmigrationsdienst 
Engelbosteler Damm 72, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 760777-930, Fax: 0511 / 760777-61 
E-Mail: jmd@caritas-hannover.de 
 
 


 Caritasverband Hannover e.V. 
Jugendmigrationsdienst 
Rathausplatz 1, 31275 Lehrte 
Tel.: 05132 / 505-235 
E-Mail: kitsche@lehrte.de 
 


 Caritasverband Hannover e.V. 
Bildungsberatungsstelle Garantiefonds Hochschule beim 
Jugendmigrationsdienst Hannover 
Kopernikusstraße 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 328526, Fax: 0511 / 328187 
E-Mail: jmd-bildungsberatung@caritas-hannover.de 
 
 
Diakonisches Werk im Kirchenkreis Laatzen-Springe 
Jugendmigrationsdienst 
Marktplatz 5, 30880 Laatzen 
Tel.: 0511 / 823296 
E-Mail: jgw-dw-laatzen-springe@t-online.de 
 
 


 Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 
Abtlg. ProMigration, Jugendmigrationsdienst 
Sticksfeld 7, 30539 Hannover 
Tel.: 0511 / 5638847, Fax: 0511 / 5638848 
E-Mail: jmd.bemerode@evlka.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
 
Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 
Abtlg. ProMigration, Jugendmigrationsdienst 
Jugendmigrationsdienst 
Burgstraße 8 / 10, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 3687-163, Fax: 0511 / 3687-173 
E-Mail: pro.migration@evlka.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Hannover – Stadt und Region Hannover 


 


Ausländerbehörde Landeshauptstadt Hannover 
Leinstraße 14, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-0, Fax: 0511 / 168-41190 
 
 
Region Hannover 
Maschstraße 17, 30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 616-0, Fax: 0511 / 616-22905 
 
 


Sonstige Beratungs- Arbeiterwohlfahrt Region Hannover e.V. 


angebote Beratungsstelle für Zuwanderer  


Elmstraße 15 – Sahlkamp, 30657 Hannover 
Tel.: 0511 / 6040649, Fax: 0511 / 21978-150 
E-Mail: svetlana.werth@awo-hannover.de 
 


 Arbeiterwohlfahrt Region Hannover e.V. 
 Interkulturelle Begegnungs- und Beratungsstätte für Senioren 


Horst-Fitjer-Weg 5, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 702765 
E-Mail: fatma.taspunar@awo-hannover.de 
 
 
Arbeitsstelle Islam und Migration im Haus kirchliche 
Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannover 
Archivstraße 3, 30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 1241-972, Fax: 0511 / 1241-941 
E-Mail: islam.migration@kirchliche-dienste.de 
 
 
Beratungsstelle für mobile Beschäftigte  
Beratungsstelle Hannover bei Arbeit und Leben Nds e.V. 
Arndtstr. 20, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 98192-40/-41 
E-Mail: hannover@mobile-beschaeftigte-
niedersachsen.de 
www.mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de 
 
 


 
 Can Arkadas e.V. 


  Verein für interkulturelle Erziehung, 
 Bildung, Kultur und Sport 
 Stiftstraße 13, 30159 Hannover 
 Tel.: 0511 / 142 74, Fax: 0511 / 600 96 526 


E-Mail: info@canarkadas.de 
 
 
 



mailto:hannover@mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de

mailto:hannover@mobile-beschaeftigte-niedersachsen.de
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weiter: Ausländerbeauftragte der Stadt Burgdorf 


Sonstige Beratungs- Postfach 10 05 63, 31290 Burgdorf 


angebote  Tel.: 05136 / 898-0 
 
 
Burgdorfer Mehr-Generationen-Haus 
Koordinatorin Frau Wieker 
Gartenstraße 28, 31303 Burgdorf 
Tel.: 05136 / 8781118, Fax: 05136 / 9768981 
E-Mails: u.wieker@bmgh.de, info@bmgh.de 


 


 
 Jeden Donnerstagnachmittag  von 16:00 – 18:00 Uhr 
 „Offener Treff International“ 


Café Connection 
Postfach 1252, 30012 Hannover 
Tel.: 0511 / 3360412, Fax: 0511 / 3481214 
E-Mail: connection@step-hannover.de 
 
 
Caritasverband Hannover e.V. 
Projekt JuMiLo (Junge MigrantInnen als Lotsen) 
Engelbosteler Damm 72, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 760777-930, Fax: 0511 / 760777-61 
E-Mail: jumilo@caritas-hannover.de 
 
 


 Diakonisches Werk der 
 Ev.-luth. Landeskirche Hannover e.V. 


Fachstelle für interkulturelle Öffnung 
Ebhardtstraße 3 A, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 360 4274, Fax: 0511 / 360 4122 
E-Mail: susanne.witte@diakonie-hannovers.de 
 
 


 Diakonisches Werk Stadtverband  
 Hannover e.V. 


Abtlg. ProMigration, Projekt DiaMiPA – Diakonische 
Migrationsarbeit für Personen mit ungeklärtem 
Aufenthaltsstatus / Flüchtlingsarbeit 
Burgstraße 8/10, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 3687-161, Fax: 0511 / 3687-173 
E-Mail: pro.migration@evlka.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
 
 
 



mailto:info@bmgh.de
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Hannover – Stadt und Region Hannover 


 
weiter: Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 


Sonstige Beratungs- Abtlg. ProMigration, Migrationsberatung 


angebote  Hinter dem Holze 14, 30539 Hannover 
Tel.: 0511 / 9525304, Fax: 0511 / 27064235 
E-Mail: pro.migration.bemerode@htp-tel.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
 


 
 Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 
 Abtlg. ProMigration, Familientreff 


Hinter dem Holze 32, 30539 Hannover 
Tel.: 0511 / 9525294, Fax: 0511 / 2706235 
E-Mail: pro.migration.familientreff@htp-tel.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
 
Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e.V. 
Abtlg. ProMigration, Migrationsberatung 
Sticksfeld 7, 30539 Hannover 
Tel.: 0511 / 5638846, Fax: 0511 / 5638848 
E-Mail: Barbara.figurska@evlka.de 
Internetseite: www.diakonisches-werk-hannover.de 
 
Ethno-Medizinisches Zentrum e.V. 
Königsstraße 6, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-41020, Fax: 0511 / 457215 
E-Mails: ethno@onlinehome.de 
              ethno@salman.info 
Internetseite: www.ethno-medizinisches-zentrum.de 
 
 
Fachbereich Jugend & Familie 
Kommunaler Sozialdienst 
Beratungsstelle für Asylsuchende 
Spichernstraße 11, 30161 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-45379 / -47014, Fax: 0511 / 168-43763 
 


 
 Freundeskreis Tambacounda e.V. 
 Am Kleinen Felde 21, 30167 Hannover 


Tel.: 0511 / 161 2612 
E-Mail: Tambacounda@arcor.de 
 
 
Gesellschaft zur Förderung ausländischer Jugendlicher e.V. 
Pfarrlandstraße 5a, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 454653, Fax: 0511 / 454653 
E-Mail: gfa.hannover@htp-tel.de 
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Hannover – Stadt und Region Hannover 


 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Gesprächs- und Beratungsangebot in unterschiedlichen 
angebote Lebenslagen für deutschsprachige Spätaussiedler/ Migranten 
 Bürgerbüro der Stadt Ronnenberg 


Löwenberger Straße 2 a, 30952 Ronnenberg 
Tel.: 0511 / 4500-275 
E-Mail: klaus-dieter.twele@ronnenberg.de  
Jeweils donnerstags, 10:00 Uhr – 11:30 Uhr oder nach 
Vereinbarung 
 
 
Gleichstellungs- und Integrationsbeauftragte der 
Gemeinde Wennigsen (Deister) 
Hauptstr. 1 – 2, 30974 Wennigsen 
Tel.: 05103 / 700753, Fax: 05103 / 7007 95 53 
E-Mail: h.kirli@wennigsen.de 
Internet: www.Wennigsen.de 
 
Industrie- und Handelskammer (IHK) Hannover 
Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- 
und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
 
Integrationsbeirat der Stadt Barsinghausen 
Ansprechpartnerin in der Verwaltung 
Bergamtstr. 5, 30890 Barsinghausen 
Frau Zeitz 
Tel.: 05105/774 2289, Fax: 05105/774 92307 
E-Mail: integrationsberatung@stadt-barsinghausen.de 
 


 


 Integrationsbeirat Garbsen 
 Rathausplatz 1, 30823 Garbsen 


Tel.: 05131 / 707-651, Fax: 05131 / 707-660 
E-Mail: integrationsbeirat@garbsen.de 
Geschäftsführung: 
Abt.: Jugend und Integration 
Frau Willhauck-Wilken 
Tel.: 05131 / 707-571 
E-Mail: barbara.willhauck-wilken@garbsen.de 
www.garbsen.de 
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Sonstige Beratungs- Integrationsbeirat der Stadt Langenhagen 


angebote  Ansprechperson: 
Gleichstellungs- und Integrationsbeauftragte 
Frau Kirchenbüchler 
Marktplatz 1, 30853 Langenhagen 
Tel.: 0511 / 73079108, Fax 0511 / 7307-9390 
E-Mail: anne.kirchenbuechler@langenhagen.de 
 
 
Integrationsbeirat der Stadt Wunstorf 
Geschäftsführung: 
Gleichstellungsbeauftragte Frau Diestelmeier 
Südstr. 1, 31515 Wunstorf 
Tel.: 05031 / 101-267, Fax: 050 / 101-212 
E-Mail: gleichstellungsbeauftragte@wunstorf.de 
www.wunstorf.de 
 
 
Jüdische Gemeinde Hannover 
Haeckelstraße 10, 30173 Hannover 
Tel.: 0511 / 810472 
 
 


 Jugend-  und Drogenberatungszentrum Hannover 
 Psychosoziale Beratungsstelle 


Odeonstraße 14, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 7014613, Fax: 0511 / 7014639 
E-Mail: laima.hoffmann@step-hannover.de 
 
 
KIBIS 
Gartenstr. 18, 30161 Hannover 
Tel.: 0511 / 666567, Fax: 0511 / 9629166 
E-Mail: info@kibis-hannover.de 
www.kibis-hannover.de 
 


 
 Klinikum Wahrendorff 
 Rudolf-Wahrendorff-Str. 22, 31319 Sehnde 


Frau Dr. med. Graef-Calliess 
Tel.: 05132 / 902516, Fax: 05132 / 902560 
E-Mail: graef-calliess@wahrendorff.de 
www.wahrendorff.de 
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weiter: 


Sonstige Beratungs-  KOBRA 
Angebote Zentrale Koordinierungs- und Beratungsstelle für Opfer 


von Menschenhandel 
Postfach 4762, 30047 Hannover 
Tel.: 0511 / 70 11 517, Fax: 0511 / 70 11 369 
E-Mail: danuta.osiecki@kobra-beratungsstelle.de 
Internetseite: www.kobra-beratungsstelle.de 
 
 
Kommunaler SeniorenService Hannover 
Informationen und Beratung für SeniorInnen 
Landeshauptstadt Hannover 
Fachbereich Senioren 
Ihmepassage 5, 30449 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-42345 
E-Mail: 57-infotek@hannover-stadt.de 
Internetseite: www.seniorenberatung-hannover.de 
 
 
Landeshauptstadt Hannover 
Büro Oberbürgermeister 
Integration, Politik und Verbände 
Neues Rathaus 
Frau Melanie Walter 
Trammplatz 2, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 168-44319, Fax: 0511 / 168-40142 
E-Mail: melanie.walter@hannover-stadt.de 
Geschäftsstelle des Migrationsausschusses 
Tel.: 0511 / 168-45272, Fax: 0511 / 168-46480 
Antidiskriminierungsstelle 
Tel.: 0511 / 168-41235 
 
 
Phoenix e.V. 
Beratungsstelle für Prostituierte und spezielle Angebote 
für osteuropäische Prostituierte 
Postfach 4762, 30047 Hannover 
Tel.: 0511 / 14646, Fax: 0511 / 1612679 
E-Mail: kontakt@phoenix-beratung.de 
Internetseite: www.phoenix-beratung.de 
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Sonstige Beratungs- Polizeidirektion Hannover 


angebote  Frau Fulya Kurun – Mittlerin in Ausländerangelegenheiten 
Waterloostraße 9, 30169 Hannover 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Schulstraße 13, 30823 Garbsen/OT Havelse 
Tel.: 05137 / 82598-70, Fax: 05137 / 825 98-75 
E-Mail: pace-garbsen@aul-nds.de 
 
 
RAN / Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Stiftstraße 13, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 167687-30, -34 Lemke, -33 Ahrens 
Fax: 0511 / 167687-37 
E-Mail: pace-hannover@aul-nds.de 
 
 
 
SUANA – Beratungsstelle für von Männergewalt 
betroffene Migrantinnen 
Kargah e.V. 
Zur Bettfedernfabrik 3, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 126078-14, Fax: 0511 / 126078-22 
E-Mail: suana@kargah.de 
Dienstags: 11:00 – 13:00 Uhr 
Donnerstags: 11:00 – 13:00 Uhr und 14:00 – 16:00 Uhr 
 
 
Türkischer Elternverein der Landeshauptstadt Hannover e.V. 
Frau Seyhan Öztürk 
Volgersweg 58, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 89767770, Mobil: 0163 / 8744092 
Fax: 0511 / 89767771 
E-Mail: info@te-h.de 
Internetseite: www.te-h.de 
 
 


 
 UMUT e.V. 
 Verein zur Unterstützung behinderter Migranten 


Am Listholze 29a, 30177 Hannover 
Tel.: 0511 / 4594386, Fax: 0511 / 4594357 
E-Mail: info@umut-ev.de 
Internetseite: www.umut-ev.de 
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Sonstige Beratungs- Vietnam Selbsthilfezentrum 


angebote Zur Bettfedernfabrik 3, 30451 Hannover 
Tel.: 0511 / 454493 
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regionale Beratungsstellen  


 


Regionalverbund Heide 
 


- Landkreis Celle 


- Landkreis Harburg 


- Landkreis Lüchow-Dannenberg 


- Landkreis Lüneburg 


- Landkreis Heidekreis 


- Landkreis Uelzen 


 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Heide – Landkreis Celle 


 


Landkreis Celle 
 
  


 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Celle 
Heese 18, 29225 Celle 
Tel.: 05141 / 902715, Fax: 05141 / 902717 
E-Mail: awo-celle@t-online.de 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Celle 


für Migration und Teilhabe Frau Brinken 
 Trift 26, 29221 Celle 


Tel.: 05141 / 916-1005 
 E-Mail: ulrike.brinken@lkcelle.de 


 
 


Jugendmigrationsdienst Christliches Jugenddorf Celle 
Speicherstraße 14, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 6282, Fax: 05141 / 24127 
E-Mail: cjd.celle.jgw@t-online.de 


 


 


Ausländerbehörden Stadt Celle 
Am Französischen Garten 1, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 12-0, Fax: 05141 / 12-100 
E-Mail: stadt@celle.de 
Internetseiten: www.celle.de 
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Ausländerbehörden Landkreis Celle 
Trift 26, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 916-1031 und 05141 / 916-1034 
Fax: 05141 / 916-1096 
E-Mail: auslaenderstelle@lkcelle.de 
 


 


Referat Integration Stadt Celle 
Am Französischen Garten 1, 29221 Celle, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 12-599 
E-Mails: integration@celle.de 
 
 


Integration und Migration Landkreis Celle 
Frau Ulrike Brinken 
Trift 26, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 916-1005, Fax: 05141 / 916- 31005 
E-Mail: ulrike.brinken@lkcelle.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Helmuth-Hörstmann-Weg 1, 29221 Celle 
Tel.: 05141 / 124-31, -28, Fax 05141 / 12631 
E-Mail: pace@celle.de 
 







Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 58 
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Landkreis Harburg 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Harburg-Land 
Herr Erk Jessen 
St.-Georg-Straße 1, 21423 Winsen (Luhe) 
Tel.: 04171 / 8489-00, Fax: 04171 / 8489-85 
E-Mail: integration@awo-kv-wl.de 
Internetseite: www.migrationsarbeit-niedersachsen.de 
 


 


 Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Harburg-Land 
Bahnhofstraße 53, 21224 Rosengarten-Klecken 
Tel.: 04171 / 8489-00, Fax: 04171 / 8489-85 
E-Mail: integration@awo-kv-wl.de 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Harburg 


für Migration und Teilhabe Frau Köchel 
 Schlossplatz 6, 21423 Winsen (Luhe) 


Tel.: 04171 / 693-662 
 E-Mail: u.koechel@lkharburg.de 


 


Migrationsberatung für Diakonisches Werk der Ev.-luth. Kirchenkreise 


erwachsene Zuwanderer Hittfeld und Winsen 
Beratungsstelle für Migration  
Hamburger Straße 16, 21244 Buchholz  
Tel.: 04181 / 36218 
E-Mail: gabelmann@diakonie-hittfeld-winsen.de 
 
 
Diakonisches Werk der Ev.-luth. Kirchenkreise Hittfeld 
und Winsen 
Beratungsstelle für Migration  
Schützenstraße 24 – 26, 21255 Tostedt 
Tel.: 04181 / 36218 
E-Mail: migration@diakonie-hittfeld-winsen.de 
 
 
Diakonisches Werk der Ev.-luth. Kirchenkreise Hittfeld 
und Winsen 
Beratungsstelle für Migration  
Wilhelm-Busch-Straße 18, 21629 Neu Wulmstorf 
Tel.: 04181 / 36218 
E-Mail: migration@diakonie-hittfeld-winsen.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Harburg 
Schlossplatz 6, 21423 Winsen (Luhe) 
Tel.: 04171 / 693-830, -831, Fax: 04171 / 693-543 



mailto:migration@diakonie-hittfeld-winsen.de
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Pro-Aktiv-Center Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Frau Schröder oder Frau Matthies 
Neulander Weg 15, 21423 Winsen (Luhe) 
Tel.: 04171 / 7839430 oder 04171 / 7839431 
E-Mails: b.schroeder@reso-fabrik.de 
              m.matthies@reso-fabrik.de 
 
 


 Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Frau Jürs oder Frau Helbig 
Hamburger Straße 16, 21244 Buchholz 
Tel.: 04181 / 2190923 
E-Mails: c.juers@reso-fabrik.de 
              a.helbig@reso-fabrik.de 
 


 Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Frau Jürs 
Glüsinger Weg 5, 21255 Tostedt 
Tel.: 04182 / 404224 
E-Mail: c.juers@reso-fabrik.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Herr Ansorge 
Wulmstorfer Straße 100, 21629 Neu Wulmstorf 
Tel.: 040 / 70970518 
E-Mail: k.ansorge@reso-fabrik.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Herr Kühn oder Herr Mleinek 
Am Grasweg 14, 21217 Seevetal / Meckelfeld 
Tel.: 040 / 79140808 
E-Mails: p.kuehn@reso-fabrik.de 
              m.mleinek@reso-fabrik.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Kontaktstelle für Integration in der Stadt Winsen 


angebote reso-fabrik 
Neulander Weg 15, 21423 Winsen (Luhe) 
Tel.: 04171 / 7839423 
E-Mail: s.rosenkranz@reso-fabrik.de 
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weiter: 


Sonstige Beratungs- Stadt Buchholz 


angebote Integrationsarbeit, Sprachförderung und Hausaufgaben- 
hilfe für schulpflichtige Kinder und Jugendliche 
Bremer Straße 72 e, 21244 Buchholz 
Tel.: 04181 / 282794 
E-Mail: integrationsarbeitstadtbuchholz@ewetel.net 
 
 


 Diakonisches Werk der Ev.-luth.  
 Kirchenkreise Hittfeld und Winsen 


Flüchtlingssozialarbeit 
Hamburger Str. 16, 21244 Buchholz 
Tel.: 0151 / 70188974 
E-Mail: mantzel@diakonie-hittfeld-winsen.de 
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Landkreis Lüchow-Dannenberg 
 


Migrationsberatung für AWO SOZIALe Dienste gGmbH 


erwachsene Zuwanderer Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-12, Fax: 04131 / 4090010 
E-Mail: geilert@awosozial.de 
Internetseite: www.awosozial.de 
 
 
Ländliche Erwachsenenbildung e.V. 
Frau Sarah Fandrich 
Prochaskaplatz 7, 29451 Dannenberg (Elbe) 
Tel.: 05861 / 8069713 (Mo. - Fr.: 08:00 – 12:00), 
Termine nach Vereinbarung 
Fax: 05861 / 8069720 
E-Mail: migrationsberatung@leb.de 
Internetseite: www.migration.leb.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst AWO SOZIALe Dienste gGmbH 
Jugendmigrationsdienst 
Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-13, Fax: 04131 / 4090010 
E-Mail: migration@awosozial.de 
 


 


Ausländerbehörde Landkreis Lüchow-Dannenberg 
Königsberger Straße 10, 29439 Lüchow (Wendland) 
Tel.: 05841 / 120-315 und -316, Fax: 05841 / 12088323 
E-Mail: 32auslaender@luechow-dannenberg.de 
Internetseite: www.luechow-dannenberg.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACe)) 


angebote Theodor-Körner-Straße 3, 29439 Lüchow 
Tel.: 05841 / 709918, Fax: 05841 / 709426 
E-Mail: pace.wendland@jugendhilfe-uelzen.de 
Internetseite: www.jugendhilfe-uelzen.de 
 
 
 
 
 
 



http://www.migration.leb.de/

http://www.jugendhilfe-uelzen.de/
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Landkreis Lüneburg 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Lüneburg 


Migration und Teilhabe Bildungs- und Integrationsbüro Lüneburg (BIB) 
Am Schwalbenberg 24, 21337 Lüneburg  
Tel.: 04131-96985-24 
E-Mail: karin.kuntze@landkreis.lueneburg.de 


 
 


Migrationsberatung für AWO SOZIALe Dienste gGmbH 


erwachsene Zuwanderer Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-12, Fax: 04131 / 4090010 
E-Mail: geilert@awosozial.de 
  
 
Diakonieverband Nordostniedersachsen der Ev.-luth. 
Kirchenkreise Lüneburg, Uelzen und Bleckede 
Diakonisches Werk - Migrationsdienst 
An den Reeperbahnen 1 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 7492—16/13, Fax: 04131 / 7492-20 
E-Mails: christa.reimers@evlka.de 
              natalia.bay@evlka.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst AWO SOZIALe Dienste gGmbH 
Jugendmigrationsdienst 
Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-13, Fax: 04131 / 4090010 
E-Mail: migration@awosozial.de 
 


Ausländerbehörden Ausländerbehörde Lüneburg 
Bürgeramt, II OG 
Bardowicker Str. 23, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 309-3252, Fax: 04131 / 309-3258 
E-Mail: b332@stadt.lueneburg.de 
 


 Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) 
Standort Braunschweig – Außenstelle Lüneburg 
Bei der Ratsmühle 17, 21355 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 726-125, Fax: 04131 / 726-123 
E-Mail: poststelle@lab.niedersachsen.de 
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IQ Anerkennungs- und Bildungswerk der Niedersächsischen Wirtschaft  
Qualifizierungsberatungs-  gGmbH 
Stelle Fährsteg 5a, 21337 Lüneburg 
 Frau Viola Herrmann 
 Tel.: 04131 / 30307 18 
 E-Mail: viola.herrmann@bnw.de 
 


 


Sonstige Beratungs- gemeinsamer Integrationsbeirat von Hansestadt und  
angebote  Landkreis Lüneburg 
 Vorsitzende: Frau Petra Güntner 
 Ansprechpartner in der Verwaltung: 
 Bildungs- und Integrationsbüro 
 Karin Kuntze 
 Tel.: 04131 96985-24 
 E-Mail: karin.kuntze@landkreis.lueneburg.de 



mailto:viola.herrmann@bnw.de

mailto:karin.kuntze@landkreis.lueneburg.de
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Landkreis Heidekreis 
 


Integrationsberatung Deutsches Rotes Kreuz, Kreisverband Soltau 
Herr Christian Wüstenberg 
Harburger Straße 77, 29614 Soltau 
Tel.: 05191 / 18067, Handy: 0175 / 5240411 
Fax: 05191 / 13924 
E-Mail: regionalverbund-heide@web.de  
Internetseite: www.migrationsarbeit-niedersachsen.de       
 


  


 Diakonisches Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises Walsrode 
Brück Straße 7, 29664 Walsrode 
Tel.: 05161 / 989773, Fax: 05151 / 989777 
E-Mail: migrationsarbeit@diakonie-walsrode.de 
  
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Heidekreis 


Migration und Teilhabe Allg. Ordnungs- und Ausländerwesen 
Frau Emma Jover-Garcia 


 Vogteistr.19, 29683 Bad Fallingbostel  
 Tel.: 05162 / 970320, Fax: 05162 / 970900320 


E-Mail: e.jovergarcia@heidekreis.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Jugendmigrationsdienst im Diakonischen Werk Walsrode 
Brückstraße 7, 29664 Walsrode 
Tel.: 05161 / 989772, Fax: 05161 / 989777 
E-Mail: jmd@diakonie-walsrode.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Heidekreis 
Vogteistraße 19, 29683 Bad Fallingbostel 
Tel.: 05162 / 970-0, Fax: 05162 / 970-900212 
 
 


IQ Anerkennungs- und Agentur für Arbeit Celle 
Qualifizierungsberatungs- Herr Wolfgang Ziesmer  
stelle  Georg-Wilhelm-Str. 14, 29223 Celle 


Tel.: 05141 / 961466, Fax: 05141 7 961887 
E-Mails: Celle.IQNetzwerk@arbeitsagentur.de 
Internet: www.iq-niedersachsen.de 


 
 



http://www.iq-niedersachsen.de/
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Landkreis Uelzen 
 


Integrationsberatung Caritasverband für den Landkreis Uelzen 
Dieterichsstraße 40a, 29525 Uelzen 
Tel.: 0581 / 9765513, Fax: 0581 / 9765529 
E-Mail: kohlweyh@caritas-uelzen.de 
  


Koordinierungsstelle  Landkreis Uelzen 


Migration und Teilhabe Frau Josefin zum Felde 


 Veerßer Str. 53, 29525 Uelzen  
 Tel.: 0581 / 82298 


E-Mail: j.zum-felde@landkreis –uelzen.de 
 


 


Jugendmigrationsdienst Christliches Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. 
Jugendmigrationsdienst 
Luisenstraße 55, 29525 Uelzen 
Tel.: 0581 / 9077681, Fax: 0581 / 9715639 
E-Mail: jmd.uelzen@cjd-goeddenstedt.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Uelzen 
Veerßer Straße 53, 29525 Uelzen 
Tel.: 0581 / 82-0, Fax: 0581 / 82442 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Ilmenauufer 47, 29525 Uelzen 
Tel.: 0581 / 3890143, Fax: 0581 / 3890149 
E-Mail: pace@jugendhilfe-ue.de 
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regionale Beratungsstellen  


 


Regionalverbund Nordniedersachsen 
 


- Landkreis Cuxhaven 


- Landkreis Osterholz-Scharmbeck 


- Landkreis Rotenburg 


- Landkreis Stade 


- Landkreis Verden  


 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Nordniedersachsen – Landkreis Cuxhaven 


Landkreis Cuxhaven 
 


Integrationsberatung Caritasverband für Bremerhaven und den  
Landkreis Cuxhaven e.V. 
Frau Ute Feldt 
Grodener Chaussee 21, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 7075568, Fax: 04721 / 393363 
E-Mail: ute.feldt@caritas-cuxhaven.de 
 
 


Migrationsberatung für Caritasverband für Bremerhaven und den 


erwachsene Zuwanderer Landkreis Cuxhaven e.V. 
Frau Dagmar Matthies 
Grodener Chaussee 21, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 62982, Fax: 04721 / 393363 
E-Mail: anne.redeker@caritas-cuxhaven.de
  
 
 


Jugendmigrationsdienst JMD – Paritätischer Kreisverband Cuxhaven 
Kirchenpauerstraße 1, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 579317, Fax: 04721 / 579350 
E-Mail: cuxhaven.jmd@paritaetischer.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Cuxhaven 
Vincent-Lübeck-Straße 2, 27470 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 66-0, Fax: 04721 / 66-2074 
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IQ Anerkennungs- und Caritasverband für Bremerhaven und den 
Qualifizierungsberatungs- Landkreis Cuxhaven e.V. 


stelle  Frau Larisa Müller  
Grodener Chaussee 21, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 26874, Fax: 04721 / 393363 
E-Mail: larisa.mueller@caritas-cuxhaven.de 
und  
Frau Pauline Kummerow 
E-Mail: pauline.kummerow@caritas-cuxhaven.de 
www.iq-niedersachsen.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center Cuxhaven (PACE) im Jobcenter Cuxhaven 


angebote Konrad-Adenauer-Allee 1, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 710-139, Fax: 04721 / 710-147  
E-Mail: vanessa.sprick@jobcenter-ge.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center Cuxhaven (PACE) 
Südersteinstraße 4, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721 / 665-150, Fax: 04721 / 665-152 
E-Mail: cuxhaven.pro-aktiv-center@paritaetischer.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center Cuxhaven (PACE) – Standort Otterndorf 
– in der Agentur für Arbeit 
Fröbelweg 5, 21762 Otterndorf 
Tel.: 04751 / 90900-165, Fax: 04751 / 90900-100 
E-Mail: nils.heinsohn@jobcenter-ge.de 
 
 
 


 Pro-Aktiv-Center Cuxhaven  
 (PACE) – Standort Hemmoor – in der Osteschule 


Am Schulzentrum 1, 21745 Hemmoor 
Tel.: 04771 / 6458-20, Fax: 04771 / 6458-10 
E-Mail: n.grabau@landkreis-cuxhaven.de 
 
 
Pro- aktiv- Center Cuxhaven (PACE) 
Standort Bremerhaven – in der Agentur für Arbeit 
Grimsbystraße 1, 27570 Bremerhaven 
Tel.: 0471 / 9449-135, Fax: 0471 / 9449-449 
E-Mail: silvia.mueller6@jobcenter-ge.de 
 
 
 
 



mailto:anne.redeker@caritas-cuxhaven.de
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regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Nordniedersachsen – Landkreis Cuxhaven 


 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center Cuxhaven (PACE) – Standort Schiffdorf 


angebote  – in der Max-Eyth-Schule 
Jierweg 20, 27619 Schiffdorf 
Tel.: 0151 / 467561-33, Tel.: 0151 / 467561-34 
E-Mail: schiffdorf.pro-aktiv-center@paritaetischer.de 
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Landkreis Osterholz 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises 
Osterholz-Scharmbeck 
Kirchenstraße 5, 27711 Osterholz-Scharmbeck 
Tel.: 04791 / 80693, Fax: 04791 / 80699 
E-Mail: sabina.kadura@evlka.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Osterholz 


Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Frau Bärje 


 Osterholzer Str. 23, 27711 Osterholz-Scharmbeck  
 Tel.: 04791-930-21763, Fax: 04791-930-1121763 


E-Mail: nina.baerje@landkreis-osterholz.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Osterholz 
Osterholzer Straße 23, 27711 Osterholz-Scharmbeck 
Tel.: 04791 / 930-423, Fax: 04791 / 930-314 
 
 


 


IQ Anerkennungs- und  ProArbeit kAöR 
Qualifizierungsberatungs- Frau F. Atali-Timmer 


stelle  Bahnhofstraße 36, 27711 Osterholz-Scharmbeck 
Tel.: 04791 / 93021759, Fax: 04791 / 9301121759 
E-Mail: f.atali-timmer@proarbeit-ohz.de 
Internetseite: www.proarbeit-ohz.de 
Internetseite IQ: www.iq-niedersachsen.de 
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Rotenburg 


 


Landkreis Rotenburg 
 
Integrationsberatung Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Viti 


Bäckerstraße 28, 27404 Zeven 
Tel.: 04281 / 8802 
E-Mail: migranten@kkbz.de  
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Rotenburg (Wümme) 


Migration und Teilhabe Weicheler Damm 9-11, 27356 Rotenburg (Wümme) 
 Frau Diana Altun 
 E-Mail: diana.altun@lkrow.de  


 
Frau Janthe Schröder 
E-Mail: janthe.schroeder@lk-row.de 


 


Jugendmigrationsdienst Diakonisches Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises Rotenburg 
Jugendmigrationsdienst 
Am Kirchhof 12, 27356 Rotenburg (Wümme) 
Tel.: 04261 / 63039-71, Fax: 04261 / 63039-79 
E-Mail: jmd@dw.kirche-rotenburg.de 
Internetseite: www.dw.kirche-rotenburg.de 
 
Sprechzeiten: Dienstags, 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 16:00 
Uhr oder nach Vereinbarung 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Amtshof, 27356 Rotenburg, Wümme 
Tel.: 04261 / 983-0, Fax: 04261 / 983-2349 
 
 


Sonstige Beratungs- Diakonisches Werk des Ev.-luth. Kirchenkreises Rotenburg 


angebote Flüchtlings- und Ausländerberatung 
Am Kirchhof 12, 27356 Rotenburg 
Tel.: 04261 / 63039-70, Fax: 04261 / 63039-79 
E-Mail: auslaenderberatung@dw.kirche-rotenburg.de 
Internetseite: www.dw.kirche-rotenburg.de 


 
Sprechzeiten: Dienstags, 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 
16:00 Uhr oder nach Vereinbarung 
 



mailto:diana.altun@lk
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Landkreis Stade 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Stade e.V. 
AWO Migrations- und Integrationsberatung Stade 
Bei der Insel 11, 21680 Stade 
Tel.: 04141 / 5344-11, Fax: 04141 / 5344-22 
E-Mails: g.siedentopf@awostade.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Stade 


Migration und Teilhabe Isabell Aş 
 Am Sande 2, 21682 Stade 


Tel.: 04141-12-496  
Fax: 04141-12-307 
E-Mail: MUT@landkreis-stade.de 
 


 


Ausländerbehörde Landkreis Stade 
 Sebastian Kriesten 


Am Sande 2, 21682 Stade 
Tel.: 04141 / 12-316, Fax: 04141 / 12-399 
 
 


IQ Anerkennungs- und Volkshochschule Stade e.V. 
Qualifizierungsberatungs- Wallstraße 17, 21682 Stade 


stelle  Tel.: 04141 / 409951 
E-Mail: albers@vhs-stade.de 
Internetseite: www.vhs-stade.de 
 
 
 


Sonstige Beratungs- AWO Migrations- und Integrationsberatung Buxtehude 


angebote Bertha-von-Suttner-Allee 4, 21614 Buxtehude 
Tel.: 04161 / 714720, Fax: 04161 / 595208 
E-Mail: migration-buxtehude@awostade.de 
 
 
Landkreis Stade 
Ordnungsamt 
SG Integrationsangelegenheiten 
Frau Andrea Dankert 
Am Sande 2, 21682 Stade 
Tel.: 04141 / 12-395, Fax: 04141 / 12-307 
E-Mail: ordnungsamt@landkreis-stade.de 
 
 
 



mailto:MUT@landkreis-stade.de
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weiter: 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Salztorwall 4 a, 21682 Stade 
Tel.: 04141 / 4039-16, -11, Fax: 04141 / 403929 
E-Mail: pace@landkreis-stade.de 
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Landkreis Verden  
 


Integrationsberatung Caritasverband für die Landkreise Verden und Heidekreis 
Andreaswall 11, 27283 Verden 
Tel.: 04231 / 934157, Fax: 04231 / 931120 
E-Mail: klee@caritas-verden.de 
 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Verden 


für Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle für Migration und Teilhabe 
Herr Vogt 
Lindhooper Straße 67, 27283 Verden (Aller) 
Tel.: 04231 / 15-655,  
E-Mail: ralf-vogt@landkreis-verden.de 


 
 


Ausländerbehörde Landkreis Verden 
Lindhooper Straße 67, 27283 Verden (Aller) 
Tel.: 04231 / 15-0, Fax: 04231 / 15-618 
 
 


Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE) 


angebote Lindhooper Straße 67, 27283 Verden 
Tel.: 04231 / 157 -16; -17, -19 , Fax: 04231 / 15603 
E-Mail: pro-aktiv@landkreis-verden.de 
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Regionalverbund Oldenburg 
 


- Landkreis Ammerland 


- Landkreis Cloppenburg 


- Stadt Delmenhorst 


- Landkreis Friesland 


- Stadt Oldenburg 


- Landkreis Oldenburg 


- Landkreis Vechta 


- Landkreis Wesermarsch 


- Stadt Wilhelmshaven 


 
 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Oldenburg – Landkreis Ammerland 


 


Landkreis Ammerland 
 


Integrationsberatung DAF Ammerland e.V. 
Gaststraße 4, 26655 Westerstede 
Tel.: 04488 / 862212 / 13, Fax: 04488 / 862209 
E-Mail: daf.ammerland@googlemail.com 
Internetseite: www.daf-ammerland.com 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Ammerland 


für Migration und Teilhabe Ammerlandallee 12, 26655 Westerstede  
Frau Kleinschmidt 
E-Mail: a.kleinschmidt@ammerland.de 
und  
Frau Müller 
E-Mail: p.mueller@ammerland.de 
 


Ausländerbehörde Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12, 26655 Westerstede 
Tel.: 04488 / 56-0, Fax: 04488 / 56-2179 
 
 



mailto:p.mueller@ammerland.de
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Landkreis Cloppenburg 
 


Integrationsberatung Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth  
Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 7045-20 / -0, Fax: 04471 / 7045-70 
E-Mail: wiggerthale@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 


 Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 
Barßeler Straße 24, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 / 7887-0 /-16, Fax: 04491 / 7887-22 
E-Mail: wiggerthale@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Cloppenburg 


für Migration und Teilhabe Frau Thesing 
Eschstraße 29, 49661 Cloppenburg  
Tel.: 04471 / 15-245,  
E-Mail: thesing@lkclp.de 
 
 


Migrationsberatung für Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth  


erwachsene Zuwanderer Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 7045-20 / -0, Fax: 04471 / 7045-70 
E-Mail: wiggerthale@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 
 
Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 
Barßeler Straße 24, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 / 7887-0 /-16, Fax: 04491 / 7887-22 
E-Mail: wiggerthale@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de
  
 
Deutsches Rotes Kreuz 
Kreisverband Cloppenburg e.V. 
Hofkamp 2, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 9110-27, Fax: 04471 / 9110-34 
E-Mail: tatjana.engelmann@drk-cloppenburg.de 
 
 


 Diakonisches Werk  
 Oldenburger Münsterland 


Friesoyther Straße 9, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 18417-17, Fax: 04471 / 18417-18 
E-Mail: dierks@diakonie-cloppenburg.de 
Internetseite: www.diakonie-cloppenburg.de 



http://www.caritas-sozialwerk.de/
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Jugendmigrationsdienst Caritas- Sozialwerk St. Elisabeth 
Jugendmigrationsdienst (JMD) 
Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 7045-24 / 25, Fax- 04471 / 7045-70 
E-Mail: jmd@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 


 Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 
Jugendmigrationsdienst Cloppenburg – 
Außenstelle Friesoythe 
Barßeler Straße 24, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 / 7887-17, Fax: 04491 / 7887-22 
E-Mail: st.menke@caritas-sozialwerk.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Cloppenburg 
Eschstraße 29, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 15-155, Fax: 04471 / 15-288 
 
 


Sonstige Beratungs- Caritas-Sozialwerk 


angebote  Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 7045-0, Fax: 04471 / 7045-70 
E-Mail: pace@caritas-sozialwerk.de 
 
 
Fachstelle für Sucht und Suchtprävention 
DROBS Cloppenburg 
Andreaspassage 1, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 4686, Fax: 04471 / 4671 
E-Mail: clp@parlos.de 
 
 
Heimatverein der Deutschen aus Russland 
Cloppenburger Straße 19, 49696 Molbergen 
Tel.: 04475 / 5006, Fax: 04475 / 918879 
E-Mail: hvdr@online.de 
 
 


 Integrationsbeauftragte der  
 Kreisbehörde Cloppenburg 


Frau Petra Thesing 
Eschstraße 29, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471-15245, Fax: 04471-15330 
E-Mail: thesing@lkclp.de 
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weiter: 


Sonstige Beratungs- Integrationslotsen im Landkreis Cloppenburg e.V. 


angebote  Altes Stadttor 17, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471-882036 
E-Mail: verein-clp@integrationslotsen.com 
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Stadt Delmenhorst 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk Delmenhorst/Oldenburg-Land 
 Integrationsberatung 


Louisenstr. 34, 27749 Delmenhorst 
Tel.: 04221 / 5878663, Fax: 04221 / 2873001 
E-Mail: integrationsberatung@diakonie-doll.de 
Internetseite: www.diakonie-doll.de 
 


Flüchtlingsberatung Diakonisches Werk Delmenhorst/Oldenburg-Land 
 Flüchtlingssozialarbeit 


Louisenstr. 34, 27749 Delmenhorst 
Tel.: 0152 / 56774508, Fax: 04221 / 2873001 
E-Mail: fluechtlingsberatung@diakonie-doll.de 
Internetseite: www.diakonie-doll.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Stadt Delmenhorst  
Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
 Herr Lutz Gottwald 


Louisenstr. 34, 27749 Delmenhorst 
 Tel.: 04221 – 587362, Fax 04221 – 587365 


E-Mail: lutz.gottwald@delmenhorst.de 


 


Migrationsberatung für Caritasverband Delmenhorst e.V. 


erwachsene Zuwanderer Louisenstraße 27, 27749 Delmenhorst 
Tel.: 04221 / 14949, Fax: 04221 / 17068 
E-Mail: berthy@caritas-delmenhorst.de 
  
 
 


Ausländerbehörde Stadt Delmenhorst 
Lange Straße 1 A (City-Center), 27749 Delmenhorst 
Tel.: 04221 / 99-1111, Fax: 04221 / 99-1211 
E-Mail: auslaenderangelegenheiten@delmenhorst.de 
 
 


IQ Anerkennungs- und  Kooperationsstelle 
Qualifizierungsberatungs- Integrationslotsenteam Delmenhorst und Umgebung e.V. 


stelle  c/o Herrn Johann Meinken 
Hindenburgstr. 79 B, 27751 Delmenhorst 


 Vorsitzender: Herr Muhanad Paulus 
 Tel.: 04221 - 2859217 
 Mail: muhanad-paulus@live.de 
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Sonstige Beratungs- Integrationsbeauftragter der Stadt Delmenhorst 


angebote Fachbereichsleiter Bildung, Wissensch., Sport u. Kultur 
Herr Arnold Eckardt 
Lange Straße 1A (City Center), 27749 Delmenhorst 
E-Mail: arnold.eckardt@delmenhorst.de 
 
 
Integrationslotsenteam Delmenhorst und Umgebung e.V. 
c/o Herrn Johann Meinken 
Hindenburgstr. 79 B, 27751 Delmenhorst 


 Vorsitzender: Herr Muhanad Paulus 
 Tel.: 04221 - 2859217 
 Mail: muhanad-paulus@live.de 
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Landkreis Friesland 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk Friesland-Wilhelmshaven e.V. 
Lindenallee 16, 26441 Jever 
Tel.: 04461 / 4051, Fax: 04461 / 73534 
E-Mail: integrationsberatung@gmx.de 
Internetseite: www.diakonie-whv.de 
 
 
Diakonisches Werk Friesland-Wilhelmshaven e.V. 
Kirchenstraße 1, 26316 Varel 
Tel.: 04451 / 860629, Fax: 04451 / 860491 
E-Mail: fluechtlingswohnheim@ewetel.net 
Internetseite: www.diakonie-whv.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Friesland  
Migration und Teilhabe Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
 Frau Karin Schulz 


Schlosserplatz 3, 26441 Jever 
Tel.: 04461 / 919 6260 


 E-Mail: k.schulz@friesland.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Jugendmigrationsdienst Wilhelmshaven-Friesland 
des Paritätischen Friesland 
Frau Petra Tute 
Weserstraße 51, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 34800, Fax: 04421 / 9839082 
E-Mail: jmd-wilhelmshaven-friesland@ewetel.net 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Friesland 
Lindenallee 1, 26441 Jever 
Tel.: 04461 / 919-0, Fax: 04461 / 919-8850 
 
 


Sonstige Beratungs- Landkreis Friesland 


angebote Pro Aktiv Center 
Frau J. Wilhelms und Herr W. Böhm 
Lindenallee 1, 26441 Jever 
Tel. 04461 / 919-5220 
E-Mails: j.wilhelms@friesland.de 
              w.boehm@friesland.de 
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Stadt Oldenburg 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk der Ev.-Luth. Kirche  
in Oldenburg e.V. 
Integrationsberatung 
Güterstr.3, 26122 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 97093-16, Fax: 0441 / 97093-24 
E-Mail: ulrich.schleppegrell@diakonie-ol.de 
Internetseite: www.diakonie-oldenburger-land.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Stadt Oldenburg 
Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 


Stabstelle Integratoin 
Markt 1, 26105 Oldenburg 
Frau Nzume 
Tel.: 0441 / 235 2188 
E-Mail: lena.nzume@stadt-oldenburg.de 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt (AWO) Bezirksverband Weser-Ems e.V. 


erwachsene Zuwanderer Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) 
 Wallstr. 11, 26122 Oldenburg 


Tel.: 0441 / 95 72 24 15, Fax. 0441 / 95 72 24 24 
E-Mails: info@mbe-ol.awo-ol.de 
Internetseite: www.awo-ol.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Christliches Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. 
Huntestraße 4, 26135 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 17864, Fax: 0441 / 14528 
E-Mail: cjd.oldenburg@ewetel.net  
Internetseite: www.cjd-oldenburg-jmd.de 
 
 


Ausländerbehörde Stadt Oldenburg 
Pferdemarkt 14, 26105 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 235-2241, Fax: 0441 / 235-3181 
 
 


IQ Anerkennungs- und Bildungswerk der Niedersächsischen Wirtschaft gGmbH 
Qualifizierungsberatungs- Kanalstraße 23, 26135 Oldenburg 


stelle Tel.: 0441 / 21906-0 oder 0441 / 21906-819 
E-Mails: petra.guddat@bnw.de 
              ines.mierau@bnw.de 
Internetseite: www.bnw.de 
 
 



mailto:info@mbe-ol.awo-ol.de

http://www.bnw.de/
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Sonstige Beratungs- Integrationsbeauftragte der Stadt Oldenburg 


angebote Büro des Oberbürgermeisters 
Frau Dr. Ayca Polat 
Altes Rathaus, Markt 1, 26105 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 235-3233, Fax: 0441 / 235-3356 
E-Mail: ayca.polat@stadt-oldenburg.de 


  
  
 Beratungsstelle für mobile Beschäftigte  


Beratungsstelle Oldenburg bei Arbeit und Leben 
 Nds. Nord gGmbH 
 Klävemannstr. 1, 26122 Oldenburg 
 Tel.: 0441 / 92490-1 


E-Mail: oldenburg@mobile-beschaeftigte-
niedersachsen.de 
Internetseite: www.mobile-beschaeftigte-
niedersachsen.de 
 
 
Evangelische StudentInnengemeinde (ESG) 
Betreuung ausländischer Studierender 
Quellenweg 55a, 26129 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 9736563, Fax: 0441 / 9736562 
E-Mail: esg@uni-oldenburg.de 
Internetseite: www.uni-oldenburg.de/esg/ 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Stau 19, 26122 Oldenburg 
Tel.: 0441/21906-42, Fax: 0441/21906-40 
 
 


Dezentrale Flüchtlings- IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle e.V. 


beratung im Nordwesten Klävemannstraße 16, 26122 Oldenburg 
Niedersachsens Tel.: 0441 / 884016, Fax: 0441 / 9849606 


Tel. Integrationskurse: 0441 / 4083988 
E-Mail: info@ibis-ev.de 
Internetseite: www.ibis-ev.de 
 
Weitere Tätigkeiten: Psychosoziale Beratung von 
Flüchtlingen und Koordinierung des 
Antidiskriminierungsnetzwerks Niedersachsen 
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Landkreis Oldenburg 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk Delmenhorst/ Oldenburg-Land 
Büro Ganderkesee 
Ring 14, 27777 Ganderkesee 
Tel.: 04222 / 8062-12 / 13, Fax: 04222 / 806214 
E-Mail: diakonie-ganderkesee@diakonischeswerk-delmenhorst.de 
Internetseite: www.diakonie-oldenburger-land.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Oldenburg 
Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 


Delmenhorster Str. 6, 27793 Wildeshausen 
Frau Wübbeler 
E-Mail: thekla.wuebbler@oldenburg-kreis.de 
 
 


Migrationsberatung für Diakonisches Werk Delmenhorst/ Oldenburg-Land 


erwachsene Zuwanderer Diakonie Beratungszentrum 
Heemstraße 28, 27793 Wildeshausen 
Handy: 0152-56317102 
Tel.: 04471 / 18417-17, Fax: 04471 / 18417-18 
E-Mail: dierks@diakonie-cloppenburg.de 
Internetseite: www.diakonie-oldenburger-land.de 
  
 


Ausländerbehörde Landkreis Oldenburg 
Delmenhorster Straße 6, 27793 Wildeshausen 
Tel.: 04431 / 85-0, Fax: 04431 / 85-8331 
 
 


Sonstige Beratungs- Gemeinde Ganderkesee 


angebote Sozialberatung 
Mühlenstraße 2, 27777 Ganderkesee 
Tel.: 04222 / 44516 
E-Mail: d.smiljanic@ganderkesee.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Stedinger Weg 35, 27801 Brettorf 
Tel.: 04432 / 918684, Fax: 04432 / 918684 
E-Mail: moormann.heike@t-online.de 
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Landkreis Vechta 
 


Integrationsberatung Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 
Neuer Markt 30, 49377 Vechta 
Tel.: 04441 / 8707-637, Fax: 04441 / 8707-610 
Frau Elisabeth Vodde-Börgerding 
E-Mail: vodde-boergerding@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Vechta 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Ravensberger Str. 20, 49377 Vechta 
Frau Lang 
Tel.: 04441 / 898-2153 
E- Mail: 2153@landkreis-vechta.de 
 
Frau Eger 
Tel.:04441 / 898-1501 
E-Mail: 1501@landkreis-vechta.de 
 
 


Migrationsberatung für Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 


erwachsene Zuwanderer Kirchplatz 18, 49401 Damme 
Tel.: 05491 / 905555-15, Fax: 05491 / 905555-21 
E-Mail: vodde-boergerding@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
  
 
 


Jugendmigrationsdienst Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth 
Jugendmigrationsdienst im Landkreis Vechta 
Kirchplatz 18, 49401 Damme 
Tel.: 05491 / 905555-16, Fax: 05491 / 905555-21 
E-Mail: a.moeller@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas-sozialwerk.de 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Vechta 
Ravensberger Straße 20, 49377 Vechta 
Tel. 04441 / 898-1260, Fax: 04441 / 898-1033 
 
 


Sonstige Beratungs- Caritas-Sozialwerk 


angebote Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Neuer Markt 30, 49377 Vechta 
Tel.: 04441 / 8707-646 
E-Mail: beermann@caritas-sozialwerk.de 
Internetseite: www.caritas.sozialwerk.de 



mailto:2153@landkreis-vechta.de
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Landkreis Wesermarsch 
 


Integrationsberatung Refugium Wesermarsch e.V. 
Grüne Straße 5, 26919 Brake 
Tel.: 04401 / 6617, Fax: 04401 / 6608 
E-Mail: integra@refugium-wesermarsch.de  
Internetseite: www.refugium-wesermarsch.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Wesermarsch 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Poppenburger Str. 15, 26919 Brake 
Frau Meyer 
E- Mail: stefanie.meyer@lkbra.de 
 
 


Migrationsberatung für Refugium Wesermarsch e.V. 


erwachsene Zuwanderer Grüne Straße 5, 26919 Brake 
Tel.: 04401 / 66 17, Fax: 04401 / 66 08 
E-Mail: mbe@refugium-wesermarsch.de   
Internetseite: www.refugium-wesermarsch.de 
 
 


Migrationsberatung für Refugium Wesermarsch e.V. 


erwachsene Zuwanderer Viktoriastraße 16, 26954 Nordenham 
Tel.: 04731 / 9209557, Fax: 04731 / 9209558 
E-Mail: mbe@refugium-wesermarsch.de  
Internetseite: www.refugium-wesermarsch.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Christliches Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. 
Huntestraße 4, 26135 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 17864, Fax: 0441 / 14528 
E-Mail: cjd.oldenburg@ewetel.net 
Internetseite: www.cjd.oldenburg-jmd.de 
 
Hinweis: Die Beratung des Jugendmigrationsdienstes findet in 
den Räumen des Refugiums Wesermarsch e.V. in Brake statt. 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15, 26919 Brake 
Tel.: 04401 / 927-0, Fax: 04401 / 927-429 
 
 



mailto:stefanie.meyer@lkbra.de
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Stadt Wilhelmshaven 
 


Integrationsberatung Diakonisches Werk Friesland-Wilhelmshaven e.V. 
Marienstraße 13-15, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 43148, Fax: 04421 / 994960 
E-Mail: fluechtlingswohnheim@ewetel.net 
Internetseite: www.diakonie-whv.de 
 


Koordinierungsstelle  Stadt Wilhelmshaven 


Migration und Teilhabe  Herr Päsler  
 Postfach 2353, 26363 Wilhelmshaven 


Tel.: 04421-16-1445 
Fax: 04421-16-411445 
E-Mail: rainer.paesler@wilhelmshaven.de 
 
 


Migrationsberatung für Stadt Wilhelmshaven 


erwachsene Zuwanderer Migrationsberatung 
Rathausplatz 1, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 16-1599,  
E-Mail: thorsten.riedel@wilhelmshaven.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Der Paritätische 
Jugendmigrationsdienst Wilhelmshaven-Friesland 
Weserstraße 51, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 34800, Fax: 04421 / 9839082 
E-Mail: jmd-wilhelmshaven-friesland@ewetel.net 
 
 


Ausländerbehörde Stadt Wilhelmshaven 
RATRiUM (ehemaliges Cityhaus) 
Rathausplatz 10, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 16-0, Fax: 04421 / 16-411267 
 
 


Sonstige Beratungs- Evangelische Studentengemeinde 


angebote Betreuung ausländischer Studierender 
Brommystraße 75, 26384 Wilhelmshaven 
Tel: 04421 / 409144 
E-Mail: benno.gliemann@t-online.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Totenweg 1, 26386 Wilhelmshaven 
Tel. 04421 / 981016, Fax 04421 / 981099 
E-Mail: p.heiler-klene@gaq-wilhelmshaven.de 
 



mailto:rainer.paesler@wilhelmshaven.de
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weiter: 


Sonstige Beratungs- Stadt Wilhelmshaven 


angebote Migrationsberatung  
Rathausplatz, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 161229, Fax: 04421 / 16411229 
E-Mail: marianne.janss@wilhelmshaven.de 
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regionale Beratungsstellen 


 


Regionalverbund Ostfriesland 
 


- Landkreis Aurich 


- Stadt Emden 


- Landkreis Leer 


- Landkreis Wittmund 


 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Ostfriesland – Landkreis Aurich 


 


Landkreis Aurich 
 


Integrationsberatung Deutsches Rotes Kreuz Kreisverband Aurich e.V. 
Frau Elke Brönstrup 
Schmiedestraße 13, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 10535, Fax: 04941 / 9335-23 
E-Mail: migrationsarbeit@drk-kv-aurich.de 
 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Aurich 


für Migration und Teilhabe Herr Frank Martens 
Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich  
E-Mail: frankmartens@landkreis-aurich.de 


 
 


Migrationsberatung für Deutsches Rotes Kreuz Kreisverband Aurich e.V. 


erwachsene Zuwanderer Herr Bernd Tobiassen / Frau Elke Brönstrup 
Schmiedestraße 13, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 10535 und 604888, Fax: 04941 / 9335-23 
E-Mail: migrationsarbeit@drk-kv-aurich.de 
 


Ausländerbehörde Landkreis Aurich 
Fischteichweg 7 – 13, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 16-0, Fax: 04941 / 16-3299 
 


Sonstige Beratungs- Landkreis Aurich 


angebote Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Außenstelle Kreisvolkshochschule Aurich 
Frau Gerda Lüschen 
Oldersumer Straße 65-73, 26605 Aurich 
Tel.: 04941 / 9580-135, Fax: 04941 / 9580-154 
E-Mail: gerda.lueschen@kvhs-aurich.de 
Internetseite: www.landkreis-aurich.de 
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Sonstige Beratungs- Landkreis Aurich 


angebote  Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Pro-Aktiv-Center (PACE) - Jugendbüro Aurich 
Frau Eleonore Raatzke 
Breiter Weg 22, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 165270 
E-Mail: eraatzke@landkreis-aurich.de 
Internetseite: www.landkreis-aurich.de 
 
 
Landkreis Aurich 
Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Pro-Aktiv-Center (PACE) - Jugendbüro Norden 
Herr Ulfert de Boer 
Außenstelle Kreisvolkshochschule Norden 
Gartenweg 21, 26506 Norden 
Tel.: 04931 / 938557 
E-Mail: u.deboer@vhs-norden.de 
Internetseite: www.landkreis-aurich.de 
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Stadt Emden 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Emden e.V. 
Frau Monika Sibein-Gatti 
Philosophenweg 36, 26721 Emden 
Tel.: 04921 / 39233-14, Fax: 04921 / 39233-29 
E-Mail: sibein-gatti@awo-emden.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Stadt Emden 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle für Migration und Teilhabe, 


FB 500 Gesundheit und Soziales – Fachdienst Wohnen 
550.2 
Edvija Immanović 
Mehrgenerationenhaus kulturbunker 
Geibelstr. 30a, 26721 Emden 
Tel.: 04921-585624, Fax 04921/585628 
E-Mail: imamovic@emden.de 
 
 


Migrationsberatung für Paulus-Kirchengemeinde Emden 


erwachsene Zuwanderer Geibelstraße 37a, 26721 Emden 
Tel.: 04921 / 42882 
E-Mail: kurganow.selma@freenet.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Emden 
Jugendmigrationsdienst 
Frau Margarethe John 
Philosophenweg 36, 26721 Emden 
Tel.: 04921 / 39233-13, Fax: 04921 / 39233-29 
E-Mail: jmd@awo-emden.de 
 
 


Ausländerbehörde Stadt Emden 
Frickensteinplatz 2, 26721 Emden 
Tel.: 04921 / 87-0, Fax: 04921 / 87-1649 
 
 


Sonstige Beratungs- Integrationsrat der Stadt Emden 


angebote c/o VHS Emden e.V. 
Postfach 23 34, 26703 Emden 
Tel.: 04921 / 91550, Fax: 04921 / 915591 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Cirksenastraße 2 a, 26721 Emden 



mailto:sibein-gatti@awo-emden.de
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Landkreis Leer 
 


Integrationsberatung Türkisch-Deutsche Freundschaftsgesellschaft Leer e.V. 
Herr Friedhelm Loots 
Kirchstraße 40, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 2229, Fax: 0491 / 5369 
E-Mail: tdfg-leer@t-online.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Leer 
Migration und Teilhabe  Frau Bunger 


Bergmannstr. 37, 26789 Leer (Ostfriesland) 
Tel.: 0491 / 999028-25 
E-Mail: annika.bunger@lkleer.de 
 


Migrationsberatung für Caritasverband Leer 


erwachsene Zuwanderer Frau Buxbaum 
Kirchstraße 61-67, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 9279560, Fax: 0491 / 9279562 
E-Mail: ibuxbaum@caritas-os.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Emden 
Blinke 40 – 42, 26789 Leer 
Tel.: 04921 / 39233-13, Fax: 04921 / 39233-29 
 
 


Ausländerbehörde Landkreis Leer 
Friesenstraße 66, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 926-0, Fax: 0491 / 926-1602 


 
 


IQ Anerkennungs- und Zentrum für Arbeit - Jobcenter Leer 
Qualifizierungsberatungs- Bavinkstraße 23, 26789 Leer  


stelle Tel.: 0491 / 9994-2227 /-2015 
E-Mails: ilse.varchmin@lkleer.de 


 Internetseite: www.zfa-leer.de 
 
 


Sonstige Beratungs- Integrationsbeauftragte des Landkreises Leer 


angebote Frau Anna Blazejewska-Kuhn 
Mühlenstraße 135, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 9990-2827 
E-Mail: anna.blazejewska-kuhn@lkleer.de 
 
 
 



mailto:anna.blazejewska-kuhn@lkleer.de
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weiter: 
Sonstige Beratungs- Pro-Aktiv-Center (PACE), Landkreis Leer, Zentrum für Arbeit 


angebote Bavinkstraße 23, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 9994-0, Fax 0491 / 9994-0 
E-Mail: michael.schwandner@lkleer.de 
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Landkreis Wittmund 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Wittmund e.V. 
Frau Christiane Lux-Hartig 
Friedenstraße 16, 26409 Wittmund 
Tel.: 04462 / 942413, Fax: 04462 / 942415 
E-Mail: awo.kv.wtm@awo-wittmund.de 


 
Koordinierungsstelle  Landkreis Wittmund 
Migration und Teilhabe  Frau Nadja Pfister 


Ordnungsamt 
Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Am Markt 9, 26409 Wittmund 
E-Mail: Nadja.Pfister@lk.wittmund.de 


 
 


Ausländerbehörde Landkreis Wittmund 
Am Markt 9, 26409 Wittmund 
Tel.: 04462 / 86-0, Fax: 04462 / 86-1604 


 
 


Sonstige Beratungs- Landkreis Wittmund 


angebote Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Frau Ines Albers 
Dohuser Weg 34, 26409 Wittmund 
Tel.: 04462 / 86-1359 
E-Mail: ines.albers@lk.wittmund.de 
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regionale Beratungsstellen 


 


Regionalverbund Südniedersachsen 
 


- Landkreis Göttingen 


- Landkreis Goslar 


- Landkreis Hildesheim 


- Landkreis Northeim 


- Landkreis Osterode 


 
 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Südniedersachsen – Landkreis Göttingen 


 


Landkreis Göttingen 
 


Integrationsberatung Diakonieverband des Ev-luth. Kirchenkreises 
Migrationszentrum Göttingen 
Weender Straße 42, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 55766, Fax: 0551 / 531018 
E-Mail: info@migrationszentrum-goettingen.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Göttingen 


Migration und Teilhabe  Frau Mai 
Reinhäuser Landstr. 4, 37083 Göttingen 
E-Mail: mai@landkreisgoettingen.de 
Tel.: 0551 / 525-158 
 
Stadt Göttingen 
Ref. 05 – Büro für Integration 
Hiroshimaplatz 1-4, 37083 Göttingen 
Herr Maik Grote 
E-Mail: m.grote@goettingen.de 
 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Göttingen e.V. 


erwachsene Zuwanderer Obere Karspüle 16, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 57739, Fax: 0551 / 5316305 
E-Mail: migrationsdienst@awo-kv-goettingen.de 
  
 
 
 
 



mailto:info@migrationszentrum-goettingen.de
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weiter: 
Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Göttingen e.V. 


erwachsene Zuwanderer Hinter der Stadtmauer 6, 34346 Hann. Münden 
Tel.: 05541 / 4675 
E-Mail: migrationsdienst@awo-kv-goettingen.de 
 


 


 Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
 Heimkehrerstraße 11, 37133 Friedland 


Tel.: 05504 / 9499084  
E-Mail: heil-caritasfriedland@web.de 
Internetseite: www.caritasfriedland.de 
 
 


 Innere Mission und Evangelisches Hilfswerk im 
 Grenzdurchgangslager Friedland e.V. 


Frau Paul, Haus 4, Zimmer 123 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 98162, Fax: 05504 / 98165 
E-Mail: im-aussiedler@t-online.de 
 
 


Jugendmigrationsdienst Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
 Jugendmigrationsdienst (JMD) Friedland 


Heimkehrerstraße 11, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 9499019,  
E-Mail: jmd-caritasfriedland@web.de 
Internetseite: www.caritasfriedland.de 


  
 Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
 Jugendmigrationsdienst (JMD) Friedland 
 Außensprechstunde Duderstadt 
 Caritas-Centrum Duderstadt 
 Donnerstags 14:00 – 17:00 Uhr 
 Schützenring 1, 37 115 Duderstadt 
 Tel.: 05504 / 9499019 


E-Mail: jmd-caritasfriedland@web.de 
 
 
 Internationaler Bund e.V.(IB) 


Greitweg 3, 37081 Göttingen  
Tel.: 0551 / 96232, Fax: 0551 / 96225 
E-Mail: jmd-goettingen@internationaler-bund.de 
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Ausländerbehörde Landkreis Göttingen 
Reinhäuser Landstraße 4, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 525-0, Fax: 0551 / 525-6366 
 
Ausländerstelle Stadt Göttingen 
Hiroshimaplatz 1 – 4, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 400-0, Fax: 0551 / 400-2872 
 
 


IQ Anerkennungs- und Bildungsgenossenschaft Südniedersachsen eG (BIGS) 
Qualifizierungsberatungs- Lange Geismar Straße 73, 37073 Göttingen 


stelle Ansprechpartner: 


Frau Christina Hammer (0551 / 49569437) 
E-Mail: c.hammer@bildungsgenossenschaft.de 
Frau Dr. Natalie Hefele (0551 / 49569436) 


 ,E-Mail: n.hefele@bildungsgenossenschaft.de 
 


Sonstige Beratungs- Arbeitsberatung Groner Jobmarkt 


angebote Beschäftigungsförderung Göttingen 
Projekt BIWAQ 
Jonapla tz 1, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 38445919 
E-Mail: gronerjobmarkt@goettingen.de 
 
 
 
Beschäftigungsförderung Göttingen kAöR 
Herr Thomas Deimel-Bessler 
Koordination Übergang Schule Beruf 
Levinstraße 1, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 384815-18 
E-Mail: t.deimel-bessler@goettingen.de 
Internetseiten: www.bfgoe.de 
www.uebergangsmanagement-goettingen.de 
 


Kampagne: „Ich hab‘s geschafft! Du kannst es auch!“ 
(bis 30.06.2015) 


 
 
Beschäftigungsförderung Göttingen kAöR 
Bürgerstraße 48, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 69405-10, Fax: 0551 / 69405-20 
Internetseite: www.beschaeftigungsfoerderung-goettingen.de 
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weiter: 
Sonstige Beratungs- Beschäftigungsförderung Göttingen 


angebote - Arbeitsmarktorientierte Sozialberatung – Groner Jobmarkt 
im Nachbarschaftszentrum Grone 
Frau Susanne Morische 
Deisterstraße 10, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 4004625 
E-Mail: s.morische@goettingen.de 
 


Sonstige Beratungs- Bildungsberatung Garantiefonds Hochschule bei der 


angebote  Inneren Mission und Ev. Hilfswerk 
Heimkehrerstraße 16, 37133 Friedland 
Frau Andrea Schwarzbach 
Tel.: 05504 / 282, Fax: 05504 / 504 
E-Mail: a.schwarzbach@im-friedland.de 
E-Mail: ramona.ramm@caritas-kassel.de 
E-Mail: m.faber@im-friedland.de 
 
 
Reinhäuser Landstraße 57, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 7703777, Fax: 0551 / 507744 
E-Mail: a.schwarzbach@im-friedland.de 
E-Mail: e.mingaleva@im-friedland.de 
 
 
 


 Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
 Asylverfahrensberatung 
 Heimkehrstraße 11, 37133 Friedland 
 Tel.: 05504 / 8561 und 05504 / 9499084 


E-Mail: caritasfriedland@web.de,  
heil-caritasfriedland@web.de 
internet: www.caritasfriedland.de 
 
 


 Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
 Beratung für SpätaussiedlerInnen und ihre 


Familienangehörigen 
 Heimkehrstraße 11, 37133 Friedland 
 Tel.: 05504 / 9499021 oder 05504 / 261 


E-Mail: stajer-caritasfriedland@web.de,  
internet: www.caritasfriedland.de 
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mailto:m.faber@im-friedland.de

mailto:caritasfriedland@web.de

mailto:caritasfriedland@web.de





Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 98 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Südniedersachsen – Landkreis Göttingen 


 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Deutsche Angestellten-Akademie  


angebote  (DAA) 
- Berufsbezogene Sprachkurse - 
Herr Christian Göllnitz 
Rodeweg 20, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 99719-32, Fax: 0551 / 99719-83 
E-Mail: info@daa-goettingen.de 
Internetseite: www.daa-goettingen.de 
 
 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Rechtsstelle für Arbeits- und Sozialberatung 
Obere Masch 10, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 44095 
 


 Fair Bleib Südniedersachsen 
 Beratung und Unterstützung für Bleibeberechtigte und 


Flüchtlinge mit Zugang zum Arbeitsmarkt in Göttingen, 
Northeim und Osterode 
Ansprechpartner: 
Frau Christina Hammer (0551 / 49569437) 
Herr Dr. Holger Martens (0551 / 3706915) 
E-Mail: h.martens@bigs-goe.de 
 
 
Göttinger Arbeitskreis zur Unterstützung Asylsuchender e.V. 
Lange Geismarstraße 73, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 58894, Fax: 0551 / 58898 
 
 
Innere Mission und Evangelisches Hilfswerk im 
Grenzdurchgangslager Friedland e.V. 
Asylverfahrensberatung 
Frau Paul, Haus 4, Zimmer 123 
Heimkehrerstraße 18, Haus 20, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 98162, Fax: 05504 / 98165 
E-Mail: im-aussiedler@t-online.de 
Internetseite: www.innere-mission-friedland.de 
 
 
Innere Mission und Evangelisches Hilfswerk im 
Grenzdurchgangslager Friedland e.V. 
Heimkehrerstraße 18, Haus 20, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 98161, Fax: 05504 / 98165 
E-Mail: im-friedland@t-online.de 
Internetseite: www.innere-mission-friedland.de 
 



http://www.innere-mission-friedland.de/





Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 99 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Südniedersachsen – Landkreis Göttingen 


 
weiter: 


Sonstige Beratungs- Integrationsbeauftragte der Stadt  


angebote  Duderstadt 
Frau Regina Steffens-Grosche 
Stadthaus, Worbiser Straße 9, 37115 Duderstadt 
Tel.: 05527 / 841-116, Fax: 05527 / 841-212 
E-Mail: r.steffens-grosche@duderstadt.de 
 
 
Integrationsbeauftragter des Landkreises Göttingen 
Herr Isa Sandiraz 
Reinhäuser Landstraße 4, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 525562, Handy: 0174-3508417 
Fax: 0551 / 525588 
E-Mail: integrationsbeauftragter@landkreisgoettingen.de 
 
Stadt Göttingen 


 Büro für Integration 
Frau Renate Kornhardt 
Hiroshimaplatz 1-4, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 400-2938, Fax: 0551 / 400-2832 
E-Mails: integration@goettingen.de 
              r.kornhardt@goettingen.de 
Internetseite: www.goettingen.de/integration 
 
 


 Integrationsrat der Stadt Göttingen 
 Frau Birgit Sacher 


Hiroshimaplatz 1-4, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 4002599,  
E-Mail: integrationsrat@goettingen.de 
Internetseite: www.integrationsrat.de 
 
 
Jugendberufshilfe / Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Frau Rita Lückert 
Hospitalstraße 20, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 69405-10, Fax 0551 / 69405-20 
E-Mail: r.lueckert@goettingen.de  
Internetseite: www.beschaeftigungsfoerderung-goettingen.de 
 
 
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB – NI) 
Standort Grenzdurchgangslager Friedland 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 803-0, Fax: 05504 / 803-333 
E-Mail: poststelle-fr@lab.niedersachsen.de 
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Sonstige Beratungs- Landesverband der Israelitschen Kultusgemeinden von 


angebote  Niedersachsen K.d.ö.R. 
- Beratungsstelle in Friedland - 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 80 56 47, Fax: 05504 / 80 56 47 
E-Mail: lv.ikg-niedersachsen@gmx.de 
 
 
 


 Landesverband der Jüdischen  
 Gemeinden von Niedersachsen K.d.ö.R. 


-Beratungsstelle in Friedland – 
Heimkehrerstraße 18, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 805646, Fax: 05504 / 805646 
E-Mail: a_fejgin@web.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Hospitalstraße 20, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 69405-19, Fax: 0551 / 69405-20 
E-Mail: pace@goettingen.de 
Internetseite: www.bfgoe.de 
 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Kurhessenstraße 7, 34346 Hann..Münden 
Tel.: 05541 / 9560910 


 
 
Volkshochschule Göttingen e.V. 
Frau Haide Fardani 
Bahnhofsallee 7, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 4952-47, Fax: 0551 / 4952-32 
E-Mails: info@vhs-goettingen.de 
              daf@vhs-goettingen.de 
Internetseite: www.vhs-goettingen.de 
Integrationskurse, Deutschberatung, Durchführung von 
Maßnahmen, Zweiter Bildungsweg 
 
 
Zukunfts-Werkstatt e.V. 
Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen, 
Migrantinnen und Migranten in Niedersachsen 
Hagenweg 2e, 37081 Göttingen 
Tel.: 0551 / 63754, Fax: 0551 / 63759 
E-Mail: hdkpost@t-online.de 
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Landkreis Goslar 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Goslar e.V. 
Frau Tamara Doherr 
Bäringerstraße 24 / 25, 38640 Goslar 
Tel.: 05321 / 341913, Handy: 0171 / 1147559 
Fax: 05321 / 43600 
E-Mail: integration@awo-goslar.de 
 


Koordinierungsstelle Landkreis Goslar 


für Migration und Teilhabe Frau Ristig 
Klubgartenstr. 6, 38640 Goslar  
Tel.: 05321 / 76-564 
E-Mail: koordinierungsstelle@landkreis-goslar.de 
 
 


Migrationsberatung für Caritasverband Goslar e.V. 


erwachsene Zuwanderer Frau Karin de Kruyff 
Lindenplan 18, 38640 Goslar 
Tel.: 05321 / 7581-43, Fax: 05321 / 7581-99 
E-Mail: karin.dekruyff@caritas-goslar.de 
Internetseite: www.caritas-goslar.de
  
 


Ausländerbehörde Landkreis Goslar 
Klubgartenstraße 11, 38640 Goslar 
Tel.: 05321 / 76-0, Fax: 05321 / 76-339 
 
 


Sonstige Beratungs- Stadt Seesen 


angebote Integrationsbeauftragte 
Frau Ludmilla Heilmann 
Hochstraße 8, 38723 Seesen 
Tel.: 05381 / 947423, Fax: 05381 / 75261 
E-Mail: ludmilla.heilmann@jfs-seesen.de 
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Hildesheim 


Landkreis Hildesheim 
 


Integrationsberatung Asyl e.V. - Paritätischer 
Lessingstraße 1, 31135 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 132820, Fax: 05121 / 39448 
E-Mail: info@asyl-ev.de 
Internetseite: www.asyl-ev.de 


  
 Caritasverband für Stadt und Landkreis Hildesheim e.V. 


Pfaffenstieg 12, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1677213, Fax: 05121 / 1677248 
E-Mail: ako.kinik@caritas-hildesheim.de 
 
 


 Stadt Hildesheim 
Beauftragter für Integration 
Herr Bernward Kiel 
Judenstraße 20 - 23, 31134 Hildesheim 
Telefon: 05121-301-4024, Fax: 05121 / 301-4030 
E-Mail: b.kiel@stadt-hildesheim.de 
Internetseite: www.hildesheim.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Hildesheim 


Migration und Teilhabe  Frau Behrens 
  Bischof-Janssen Str. 31, 31134 Hildesheim 
  Tel.:05121 / 3093131 
  E-Mail: Renate.Behrens@landkreishildesheim.de 


 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt 


erwachsene Zuwanderer Kreisverband Hildesheim-Alfeld (Leine) e.V. 
Goslarsche Str. 1,  31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 702495-, Fax: 05121 / 17900-11 
E-Mail: guercan@awo-hi.de 


 
Beratung in den Sozialen Zentren in Alfeld (Leine) und Sarstedt 
nach telefonischer Vereinbarung 


  
 


Jugendmigrationsdienst Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Hildesheim-Alfeld (Leine) e.V. 
Jugendmigrationsdienst 
Goslarsche Str. 1, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 702496, Fax: 05121 / 17900-11 
E-Mail: brandt@awo-hi.de 
 
 



http://www.hildesheim.de/
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Ausländerbehörde Landkreis Hildesheim 
Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 309-0, Fax: 05121 / 309-3699 
 


 


  Stadt Hildesheim 
Markt 2, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 301-2733, Fax: 05121 / 301-2804 
 
 


IQ Anerkennungs- und IHK Hannover 
Qualifizierungsberatungs- Schiffgraben 49, 30175 Hannover 


stelle Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den 
Geschäftstellen der IHK Hannover in Hildesheim, Hameln, Syke, 
Stadthagen und Nienburg statt. 


 
 


Sonstige Beratungs- Arbeiterwohlfahrt 


angebote Kreisverband Hildesheim-Alfeld (Leine) e.V. 
Soziales Zentrum im Torhaus 
Osterstraße 39a, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1790-000, Fax: 05121 / 17900-11 
E-Mail: info@awo-hi.de 
 
 


  Asyl e.V. 
  - Internationaler Frauentreff – 


Lessingstraße 1, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 132820 
Fax: 05121 / 39448 
E-Mail: info@asyl-ev.de 
Offene Sprechzeiten: Mo., 10:00 – 12:00 Uhr 
                                   Mi. + Do., 15:00 – 17:00 Uhr 
                                   und nach Vereinbarung 


 
 
Integrationskommission im Landkreis Hildesheim 
Vorsitzender Herr Bernd Beushausen 
Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05181 / 703-101, Fax: 05181 / 703-216 
E-Mail: beushausen@stadt-alfeld.de 
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weiter: 
Sonstige Beratungs- Ländliche Erwachsenenbildung in  


angebote  Niedersachsen e.V. 
Bezirksbüro Hildesheim 
Hornemannstraße 12 / 13, 31137 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 133240, Fax: 05121 / 14555 
E-Mail: torrijo@leb.de 
Koordinierungsstelle Frauen und Wirtschaft 
Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 
Tel: 05121 / 3093271, Fax: 05121 / 3093279 
E-Mails: ok-stelle@leb.de  und  horch@leb.de 


 
 
  Pro-Aktiv-Center (PACE) 
  LABORA gGmbH 


Bahnhofsallee 27, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 20648-0, Fax: 05121 / 2064-821 
E-Mail: ute.pfeiffer@landkreishildesheim.de oder 
             Anja.sensen@stadt-hildesheim.de 
Zuständigkeit im Bereich Alfeld/ Leine 
Herr Frank Birkholtz (05181 / 7048061) 
E-Mail: frank.birkholtz@landkreishildesheim.de 


 
 
 
 
 
 



mailto:ute.pfeiffer@landkreishildesheim.de
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Landkreis Northeim 
 


Integrationsberatung Werk-statt-Schule e. V. Northeim/ Café Dialog 
Frau Tsovinar Shaginian 
Frau Izabela Leszka-Küster 
Von-Menzel-Str. 2, 37154 Northeim 
Tel.: 05551 / 589469-22 oder -23, Fax: 05551 / 58946999 
E-Mail: t.shaginian@werk-statt-schule.de 


               i.leszka@werk-statt-schule.de 
 
 


Flüchtlingssozialarbeit Werk-statt-Schule e. V. Northeim/ Café Dialog 


Frau Tsovinar Shaginian 
Von-Menzel-Str. 2, 37154 Northeim 
Tel.: 05551 / 58946922, Fax: 05551 / 58946999 
E-Mail: t.shaginian@werk-statt-schule.de 
 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Northeim 


Migration und Teilhabe  Frau Bäumler 
  Medenheimer Str. 6 – 8, 37154 Northeim 
  Tel.:05551 / 708-323 
  E-Mail: kbaeumler@landkreis-northeim.de 
  
 


Jugendmigrationsdienst Internationaler Bund e.V. 
Jugendmigrationsdienst - Außenstelle Northeim 
Beratung für jugendliche Migranten und 
Internationale Kindergruppe 
Hans-Holbein-Straße 38, 37154 Northeim 
Tel.: 05551 / 911293, Fax: 05551 / 911306 
E-Mail: jmd-goettingen@internationaler-bund.de 


 


 


Ausländerbehörde Landkreis Northeim 
Medenheimer Straße 6 – 8, 37154 Northeim 


                       Tel.: 05551 / 708-0, Fax: 05551 / 708-194  


 


 
 
 
 
 
 
 


 



mailto:i.leszka@werk-statt-schule.de

mailto:t.shaginian@werk-statt-schule.de
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Sonstige Beratungs- Pro Aktiv Center/ PACE 


angebote Landkreis Northeim 
Scharnhorstplatz 14, 37154 Northeim 
Tel.: 05551 / 98800218 oder 05561 / 930934 
Fax: 05551 / 98800368 
E-Mails: anita.ittner@arge-sgb2.de 
              karl-hermann.boeker2@arge-sgb2.de 
              anika.foellmer@arge-sgb2.de 
 
Außenstelle Einbeck 
Ansprechpartner: Frau Anika Föllmer  und 
                            Herr Karl-Hermann Böker 
Teichenweg 1, 37574 Einbeck 
Tel.: 05561 / 930934, Fax: 05551 / 98800368 
E-Mails: anika.foellmer@arge-sgb2.de 
              karl-hermann.boeker2@arge-sgb2.de 
 
 


  Beauftragter für Integrationsfragen  
  der Stadt Einbeck 


Postfach 18 27, 37559 Einbeck 
Tel.: 05561 / 916416, Fax: 05561 / 916500 
E-Mail: hprobst@einbeck.de 
 



mailto:karl-hermann.boeker2@arge-sgb2.de
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Landkreis Osterode 
 


Integrationsberatung STArQ für Menschen gGmbH 
Migrationsberatung Internationaler Treff 
Schlesische Straße 11a, 37520 Osterode am Harz 
Tel.: 05522 / 31570917, Fax: 05522 / 3159660 
E-Mail: stefan.kuehn@starq-menschen.de 
 
 


Migrationsberatung für Internationaler Treff 


erwachsene Zuwanderer StArQ für Menschen 
Schlesische Straße 11a, 37520 Osterode 
Tel.: 05522 / 31570914, Fax: 05522 / 3159660 
Mobil: 0151-440442545 
E-Mail: andre.rutha@starg-menschen.de 


 
Koordinierungsstelle  Landkreis Osterode am Harz 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
  Herr Pascal Simoleit 
  Herzberger Str. 5, 37520 Osterode am Harz 
  Tel.:05522 / 960 225 
  E-Mail: pascal.simoleit@landkreis-osterode.de 
 


Ausländerbehörde Landkreis Osterode am Harz 
Herzberger Straße 5, 37520 Osterode am Harz 
Tel.: 05522 / 960-341, Fax: 05522 / 960-349 
 
 


Sonstige Beratungs- Jobcenter Osterode am Harz 


angebote Herr Muhamed Durdevic 
Gipsmühlenweg 2 - 4, 37520 Osterode am Harz 
Tel.:  05522 / 3142319, Fax: 05522 / 314299 


 
 


Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Gipsmühlenweg 2 - 4, 37520 Osterode am Harz 
Tel.:  05522 / 3142430, Fax: 05522/314299 
E-Mail: wolfgang.sachitzki@landkreis-osterode.de 
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Regionalverbund Weserbergland 
 


- Landkreis Hameln-Pyrmont 


- Landkreis Holzminden 


- Landkreis Schaumburg 


 
 


regionale Beratungsstellen – Regionalverbund Weserbergland – Landkreis Hameln-


Pyrmont 


 


Landkreis Hameln-Pyrmont 
 


Integrationsberatung Arbeitskreis Ausländischer Kinder e.V. (AKAK) 
Beratungsstelle für Integration 
Dr.-Winter-Straße 13, 31787 Hameln 
Tel.: 05151 / 44441, Fax: 05151 / 44471 
E-Mail: wollnik@akak.de 
 


Koordinierungsstelle  Landkreis Hameln-Pyrmont 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Süntelstr. 9, 31785 Hameln 
Herr Dr. Gökdemir 
E-Mail: feyzullah.goekdemir@hameln-pyrmont.de 
 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt 
erwachsene Zuwanderer Kreisverband Hameln-Pyrmont e.V. 


Humboldtstraße 23, 31812 Bad Pyrmont 
Tel.: 05281 / 949512 
Beratung im Schulzentrum Bad Pyrmont, Zimmer 201 
  
 
Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Hameln-Pyrmont e.V. 
Heiliggeiststraße 2, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 941562, Fax: 05151 / 941561 
E-Mail: migration@awo-hameln.de 
 
 
Spätaussiedler und deutsche Rückwanderer e.V. 
Fischbecker Straße 30, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 405398, Fax: 05151 / 405444 
E-Mail: sdr_hameln@yahoo.de  
Internetseite: www.haltestelle-afferde.de 
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Jugendmigrationsdienst Caritasverband im Weserbergland e.V. 
Ostertorwall 6, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 925170, Fax: 05151 / 821764 
E-Mail: brueckenstelle@gmx.de 
 
 


 


Ausländerbehörde Landkreis Hameln-Pyrmont 
Süntelstraße 9, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 903-0, Fax: 05151 / 903-2302 
 
 
Stadt Hameln 
Rathausplatz 1, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 202-0, Fax: 05151 / 202-1813 


 
 


Sonstige Beratungs- Forum Ausländer e.V. 


angebote Redenallee 7, 31787 Hameln 
 
 
 IHK Hannover 
 Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- 


und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den 
Geschäftstellen der IHK Hannover in Hildesheim, Hameln, Syke, 
Stadthagen und Nienburg statt. 


 
 
 Integrationsbeauftragter des Landkreises Hameln-Pyrmont 
 Paritätische Dienste 


Herr Dr. Feyzullah Gökdemir 
Kaiserstraße 80, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 576133 
E-Mail: info@paritaetischer-hameln.de 


 
 
 Integrationsrat Bad Pyrmont 
 Potsdamer Straße 1 B , 31812 Bad Pyrmont 


Tel.: 05281 / 9490 (Sozialamt) 
E-Mail: david@d-harley.de 
Internetseite: www.integrationsrat-badpyrmont.de 
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weiter: 


Sonstige Beratungs- Jugendwerkstatt Hameln 


angebote Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Ruthenstraße 10, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 6097-97, Fax: 05151 / 6097-99 
E-Mail: info@jwh.de 


 
 Kultur- und  
 Kommunikationszentrum Regenbogen 


Beratung für ausländische Jugendliche 
Erchtstraße 6, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 202-136, Fax: 05151 / 202-720 
E-Mail: kiziltas@hameln.de 
Internetseite: www.regenbogen.hameln.de 
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- 


Landkreis Holzminden 
 


Integrationsberatung Landkreis Holzminden 


Sprachförderung KiTa Bereich Kreisentwicklung 
 Frau Angela Pfeffer 
 Bürgermeister-Schrader-Straße 24, 37603 Holzminden 
 Tel.: 05531 / 707-291, Fax: 05531 / 707-6291 


E-Mails: angela.pfeffer@landkreis-holzminden.de 
  
 


Ausländerbehörde Landkreis Holzminden 
Bürgermeister-Schrader-Straße 24, 37603 Holzminden 
Tel.: 05531 / 707-242, Fax: 05531 / 707-6242 
E-Mail: rainer.blume@landkreis-holzminden.de 


 


Sonstige Beratungs- PACE - Pro-Aktiv-Center  


angebote Beratung für Jugendliche und junge Erwachsene 
Neue Straße 7, 37603 Holzminden 
Tel.: 05531 / 7045-710, Fax: 05531 / 7045-715 
E-Mail: jens.henningfeld@kvhs-holzminden.de 
 
 


Koordinierungsstelle für Migration und Teihabe 


 Kreisvolkshochschule Holzminden 
 Neue Str. 7, 37603 Holzminden 
 Tel.:05531-707-393  
 E-Mail: ruth.happel@landkreis-holzminden.de 
 


 


Integrationskurse Kreisvolkshochschule (KVHS) Holzminden 
Frau Krystyna Tessmann 
Neue Straße 7, 37603 Holzminden 
Tel.: 05531 / 707-343 oder 05531 / 9905-311 
Fax: 05531 / 707-408 
E-Mail: krystyna.tessmann@landkreis-holzminden.de 
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Landkreis Schaumburg 
 


Integrationsberatung Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Schaumburg e.V. 
 Herr Stephan Hartmann 


Rathauspassage 4, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 9398-33, Fax: 05721 / 9398-40 
E-Mail: integration@awo-kv-schaumburg.de 
Internetseite: www.awo-kv-schaumburg.de 


 
Beratungen: Dienstag, Donnerstag, Freitag von 09.00 – 12.00 Uhr 
und nach Vereinbarung 


 
 


Familienzentrum Stadthagen 
Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Schaumburg e.V. 
Herr Stephan Hartmann 
Bahnhofstraße 27, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 9398890, Fax: 05721 / 9398-40 
E-Mail: integration@awo-kv-schaumburg.de 
Internetseite: www.awo-kv-schaumburg.de 


 
Beratungen: Montag von 09:00 – 12:00 Uhr, Donnerstag 
von 14:00 bis 16:00 Uhr 


 
Koordinierungsstelle  Landkreis Schaumburg 


Migration und Teilhabe  Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe 
Frau Dagmar Sever 
Jahnstraße 20, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 703-547, Fax: 05721 / 703-598 oder -699 
E-Mail: integration.32@landkreis-schaumburg.de 


 
 


Migrationsberatung für Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Schaumburg e.V. 


erwachsene Zuwanderer Herr Stephan Hartmann 
 Rathauspassage 4, 31655 Stadthagen 


Tel.: 05721 / 9398-33, Fax: 05721 / 9398-40 
E-Mail: integration@awo-kv-schaumburg.de 
Internetseite: www.awo-kv-schaumburg.de 


 
Beratungen: Dienstag, Donnerstag, Freitag von 09:00 - 12:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 


  
 


Ausländerstelle Landkreis Schaumburg 
Jahnstraße 20, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 703-0 
E-Mail: abh.32@landkreis-schaumburg.de 
Internetseite: www.landkreis-schaumburg.de 
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Sonstige Beratungs- IHK Hannover 


angebote Anerkennungsberatung für Inhaber ausländischer Berufs- 
und Bildungsabschlüsse 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514 / -515 / -521, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internetseite: www.hannover.ihk.de/anerkennungsberatung 
Einmal monatlich finden zusätzlich Sprechtage in den 
Geschäftstellen der IHK Hannover in Hildesheim, Hameln, Syke, 
Stadthagen und Nienburg statt. 


 
 
Pro-Aktiv-Center (PACE) 
Am Sonnebrink 13, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 9946870, Fax: 05721 / 9946879 
E-Mail: pace@awo-kv-schaumburg.de 


 
 


Integrationskurse und Bildungsvereinigung Arbeit und Leben 
Sprachkursanbieter Niedersachsen Mitte gGmbH 


Geschäftsstelle Rinteln 
Frau Bradt 
Enge Straße 13, 31737 Rinteln 
Tel.: 05751 / 2961 
E-Mail: b.bradt@aul-nds.de 
Internetseite: www.arbeitundleben-nds.de 
 
 


Integrationskurse und  Volkshochschule Schaumburg 


Sprachkursanbieter  Geschäftsstelle Bückeburg 
Herr Udo Ziert und Frau Evelin Schaper 
Schloss 3c, 31675 Bückeburg 
Tel.: 05722 / 9573-0 
E-Mail: ziert@vhs-schaumburg.de 
Internetseite: www.vhs-schaumburg.de 
Geschäftsstelle Stadthagen 
Jahnstraße 21 A, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 787-100 
Geschäftsstelle Rinteln 
Klosterstraße 26, 31737 Rinteln 
Tel.: 05751 / 8902-00 
 


Integrationslotsen- Landkreis Schaumburg 


qualifizierungen  Frau Dagmar Sever 
Jahnstraße 20, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 703-547, Fax: 05721 / 703-598 oder -699 
E-Mail: integration.32@landkreis-schaumburg.de 
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weiter: 
Integrationslotsen- Volkshochschule Schaumburg 


qualifizierungen  Geschäftsstelle Stadthagen 
Jahnstraße 21 A, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 787-115 
E-Mail: info@vhs-schaumburg.de 
Internetseite: www.vhs-schaumburg.de 


 
 


Dezentrale Flüchtlings- Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Schaumburg e.V. 
beratung Frau Susanne Schulz 


 Rathauspassage 4, 31655 Stadthagen 
 Tel.: 05721 / 9398-39, Fax: 05721 / 9398-40 
 E-Mail: fl-betreuung@awo-kv-schaumburg.de 
 Internetseite: www.awo-kv-schaumburg.de 
  


Beratung nach Vereinbarung 
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C) Anerkennung von im Ausland erworbenen 


Berufsqualifikationen 
 
 
Beratungsstellen in Ihrer Nähe 
Nachfolgend finden Sie eine Übersicht von regionalen Beratungsstellen, die Ihnen bei ersten 
Fragen rund um das Thema Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen 
behilflich sein können. 
 
Die genannten Beratungsstellen sind u.a. in der Erstberatung zu diesem Thema tätig. Sie können 
Ihnen z.B. dabei behilflich sein, die weiteren Schritte zu klären oder Ihnen aufzeigen, an welche 
zuständigen Stellen Sie sich wenden können. 
 
Diese Liste kann keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, sie wird laufend ergänzt und kann 
im Internetauftritt des Nds Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung unter Themen 
– Migration und Teilhabe – Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse – eingesehen werden. 
Wenn Sie ebenfalls auf diese Liste aufgenommen werden möchten, wenden Sie sich bitte per E-
Mail an Herrn Himmler (thorsten.himmler@ms.niedersachsen.de). 
 
 


Postleitzahlbereich 2 
 
Industrie- und Handelskammer Lüneburg-Wolfsburg 
Am Sande 1, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 742157, 04131/742152 
E-Mails: boehnke@lueneburg.ihk.de 
              harre@lueneburg.ihk.de 
 


Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
Friedenstraße 6, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 712-0 
E-Mail: info@hwk-bls.de 
 
AWO SOZIALe Dienste gGmbH 
Migrationsberatung für Erwachsene Zuwanderer (MBE) 
Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-12 
E-Mail: geilert@awosozial.de 
 
AWO SOZIALe Dienste gGmbH 
Jugendmigrationsdienst (JMD) 
Auf dem Meere 41, 21335 Lüneburg 
Tel.: 04131 / 40900-13 
E-Mails: salig@awosozial.de 
              kromer@awosozial.de 
              sponholtz@awosozial.de 
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Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Harburg-Land 
Integrationsberatung 
St. Georg-Straße 1, 21423 Winsen (Luhe) 
Tel.: 04171 / 848900 
E-Mail: integration@awo-kv-wl.de 
 
Volkshochschule Stade e.V.  
Wallstraße 17, 21682 Stade 
Tel.: 04141 / 4099-0 
E-Mail: info@vhs-stade.de 
 
AWO Bezirksverband Weser-Ems e.V. 
Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) 
Bahnhofsplatz 2a, 26122 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 4801300 
E-Mail: info@mbe-ol.awo-ol.de 
 
Bildungswerk der Nds. Wirtschaft gGmbH 
Kanalstraße 23, 26135 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 21906-0,oder 0441 / 21906-819 
E-Mails: ines.mierau@bnw.de 
…………petra.guddat@bnw.de 
und „Mobile Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung“ (Schwerpunkt nordöstliches 
Niedersachsen) 
E-Mail: Viola.herrmann@bnw.de  
Tel.: 0176-10189320 
 
CJD Oldenburg 
Jugendmigrationsdienst (JMD) 
Huntestraße 4, 26135 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 17864 
E-Mail: michaels.telkmann@cjd.de 
 
Caritas-Sozialwerk Friesoythe 
Jugendmigrationsdienst (JMD) 
Barßeler Straße 24, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 / 78870 
E-Mail: st.menke@caritas-sozialwerk.de 
 
 
 
 
 
 
 



mailto:ines.mierau@bnw.de
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Caritas-Sozialwerk Friesoythe 
Migrationsberatung 
Barßeler Straße 24, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 / 788716 
E-Mail: wiggerthaler@caritassozialwerk.de 
 
Volkshochschule Wilhelmshaven 
Virchowstraße 29, 26382 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 164000 
E-Mail: info@vhs-whv.de 
 
Jade Hochschule 
International Office 
Friedrich-Paffrath-Straße101, 26389 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 / 9852386 
E-Mail: menn@jade-hs.de 
 
Deutsches Rotes Kreuz - Migrationsberatung 
Schmiedestraße 13, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 10535, 04941 / 604888 
E-Mail: migrationsarbeit@drk-kvaurich.de 
 
Handwerkskammer für Ostfriesland 
Straße des Handwerks 2, 26603 Aurich 
Tel.: 04941 / 179735 
E-Mail: j.frerichs@hwk-aurich.de 
 
Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland und Papenburg 
Ringstraße 4, 26721 Emden 
Tel.: 04921 / 890146 
E-Mail: yvonne.schrader@emden.ihk.de 
 
Caritasverband Ostfriesland 
Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) 
26789 Leer, Kirchstraße 61-67 
Tel.: 0491 / 9279560 
E-Mail: ibuxbaum@caritas-os.de 
 
Türkisch-Deutsche-Freundschaftsgesellschaft Leer 
Kirchstraße 40, 26789 Leer 
Tel.: 0491 / 2229 
E-Mail: tdfg-leer@t-online.de 
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Arbeit im Landkreis Verden 
Lindhooper Straße 67, 27283 Verden (Aller) 
Tel.: 04231 / 15130 
E-Mail: Oe-Konuralp-ALV@landkreis-verden.de 
www.landkreis-verden.de/wirtschaft-und-arbeit/arbeit-im-landkreis-verden/ 
 
Volkshochschule Rotenburg 
Am Kirchhof 10, 27356 Rotenburg (W) 
Tel.: 04261 / 914513 
E-Mails: vhs@rotenburg-wuemme.de 
              pfeiffer-ubadi@rotenburgwuemme.de 


 
 
Caritas-Sozialwerk Delmenhorst 
Migrationsberatung 
Postfach 12 51, 27732 Delmenhorst 
Tel.: 04221 / 14949 
E-Mail: berthy@caritas-sozialwerk.de 
 
 
Jugendmigrationsdienst Walsrode 
Brückstraße 7, 29664 Walsrode 
Tel.: 05161 / 989772 
E-Mail: jmd@diakonie-walsrode.de 
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Diakonisches Werk 
Stadtverband Hannover e.V. ProMigration 
Burgstraße 8/10, 30159 Hannover 
Tel.: 0511 / 3687-163 
E-Mail: pro.migration@evlka.de 
 
Bildungsberatung Garantiefonds Hochschule 
Kopernikusstraße 3, 30167 Hannover 
Tel.: 0511 / 328526 
E-Mails: L.Heimberg@caritas-hannover.de 
             JMD-Bildungsberatung@ caritashannover.de 
 
Caritasverband Hannover e.V. 
Migrationsdienst 
Leibnizufer 13-15, 30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 12600-1000, 0511 / 12600-1052 
E-Mail: L.marx@caritas-hannover.de 
 
IHK Hannover 
Anerkennungsberatung 
Schiffgraben 49, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 3107-514, 0511/3107-515, Fax: 0511 / 3107-422 
E-Mail: anerkennungsberatung@hannover.ihk.de 
Internet: www.hannover.ihk.de 
 
 
Handwerkskammer Hannover 
Berliner Allee 17, 30175 Hannover 
Tel.: 0511 / 34859-0 
E-Mail: info@hwk-hannover.de 
 
 
AWO Beratungszentrum für Integrations- und Migrationsfragen 
Deisterstraße 85 A, 30449 Hannover 
Tel.: 0511 / 21978140 
E-Mail: bim@awo-hannover.de 
 
Zahnärztekammer Niedersachsen 
Zeißstraße 11, 30519 Hannover 
Tel.: 0511 / 83391-0 
E-Mail: info@zkn.de 
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DRK-Region Hannover e.V. 
Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) 
Karlsruher Straße 2c, 30519 Hannover 
Tel.: 0511 / 3671155 
E-Mail: k.kirchhoff@drk-hannover.de 
 
Caritasverband für Stadt und Landkreis Hildesheim e.V. 
Migrationsdienst 
Pfaffenstieg 12, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1677213 
E-Mail: ako.kinik@caritas-hildesheim.de 
 
AWO Beratungszentrum für Migrantinnen und Migranten 
Osterstraße 39 A, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 1790021, 05121 / 1790022 
E-Mails: kuehn@awo-hi.de 
              guercan@awo-hi.de 
 
Handwerkskammer Hildesheim-Südniedersachsen 
Braunschweiger Straße 53, 31134 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 162-0 
E-Mail: info@hwk-hildesheim.de 
 
Asyl e.V. 
Lessingstraße 1, 31135 Hildesheim 
Tel.: 05121 / 132820 
E-Mail: info@asyl-ev.de 
 
 
Caritasverband für den Landkreis Peine e.V. 
Migrationsberatung für Erwachsene Zuwanderer (MBE) 
Am Amthof 3, 31224 Peine 
Tel.: 05171 / 700333, 05171 / 700332 
E-Mail: borchert-edeler@caritaspeine.de 
 
Caritasverband für den Landkreis Peine e.V. 
Jugendmigrationsdienst (JMD) 
Am Amthof 3, 31224 Peine 
Tel.: 05171 / 700-337, 05171 / 700-343 
E-Mails: stuke@caritaspeine.de 
              limboeck@caritaspeine.de 
 
Jugendmigrationsdienst (JMD) im CJD Nienburg 
Zeisigweg 2, 31582 Nienburg 
Tel.: 05021 / 971175 
E-Mail: oskar.schulz@cjd.de 
 







Beratung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Niedersachsen 


Änderungsstand: 02.07. 2015 121 


Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen 


Postleitzahlbereich 3 


 
Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Schaumburg 
-Beratung für Zuwanderer- 
Rathauspassage 4, 31655 Stadthagen 
Tel.: 05721 / 939833 
E-Mail: integration@awo-kv-schaumburg.de 
 
Zweckverband Volkshochschule Hameln-Pyrmont 
Sedanstraße 11, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 9482-0 
E-Mail: info@vhs-hameln-pyrmont.de 
 
Bildungsberatung Weserbergland 
Sedanstraße 11, 31785 Hameln 
Tel.: 05151 / 7989652 
E-Mail: meinecke@bildungsberatungweserbergland.de 
 
Arbeitskreis ausländischer Kinder e.V. (AKAK) 
Dr.-Winter-Straße 13, 31787 Hameln 
Tel.: 05151 / 44441 
E-Mail: vorstand@akak.de 
 
Bildungsgenossenschaft Südniedersachsen eG (BIGS) (IQ-Netzwerk Nds.) 
Lange Geismar Str. 73, 37073 Göttingen 
Tel.: 0551 / 495694-37, 0551 / 495694-36 
E-Mail: c.hammer@bildungsgenossenschaft.de,  
            n.hefele@bildungsgenossenschaft.de 
 
 
Bildungsberatung Garantiefonds 
Hochschule bei der Inneren Mission u. Ev. Hilfswerk 
Reinhäuser Landstraße 57, 37083 Göttingen 
Tel.: 0551 / 7703777 
E-Mail: a.schwarzbach@im-friedland.de 
 
Bildungsberatung Garantiefonds 
Hochschule bei der Inneren Mission u. Ev. Hilfswerk 
Heimkehrerstraße 16, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 282 
E-Mail: a.schwarzbach@im-friedland.de 
 
Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland 
Heimkehrerstraße 11, 37133 Friedland 
Tel.: 05504 / 261, 05504 / 9499019 
E-Mails: caritasfriedland@web.de 
              jmd-caritasfriedland@web.de 
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Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
Brabandtstraße11, 38100 Braunschweig 
Tel.: 0531 / 47150 
E-Mail: info@braunschweig.ihk.de 
 
Volkshochschule Braunschweig GmbH 
Alte Waage 15, 38100 Braunschweig 
Ansprechpartnerinnen: 
Liane Heinecke,  
Tel.: 0531 / 2412-453 
E-Mail: liane.heinecke@vhs-braunschweig.de 
und 
Elena Sabuga 
Tel.: 0531 / 2412-347 
E-Mail: elena.sabuga@vhs-braunschweig.de 
 
Migrationsberatung – Caritasverband für Stadt und Kreis Wolfenbüttel e.V. 
Krumme Straße 56, 38300 Wolfenbüttel 
Tel.: 05331 / 26005 
E-Mail: senski@caritas-wolfenbuettel.de 
Internetseite: www.caritas-wolfenbuettel.de 
 
Jobcenter Wolfsburg 
Porschestraße 2, 38440 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 4649122, 05361 / 4649119 
E-Mail: jobcenter-Wolfsburg.EM@jobcenter-ge.de 
 
Bildungszentrum Wolfsburger Volkshochschule gGmbH 
Hugo – Junkers – Weg 5, 38440 Wolfsburg 
Tel.: 05361 / 8912904 
E-Mail: sylvia.mosur@bzw.wolfsburg.de 
 
Landkreis Gifhorn 
Fachbereich 4.1 - Ausländerbeauftragte 
Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn 
Tel.: 05371 / 82308, 05371 / 82519 
E-Mail: mehtap.aydinoglu@gifhorn.de 
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Kolping 
Jugendmigrationsdienst 
Emsland & Grafschaft Bentheim 
- Südliches Emsland/ Grafschaft Bentheim 
Franz-Schratz-Straße 8, 48499 Salzbergen 
Tel.: 05976 / 947314 
E-Mail: jmd@kolping-web.de 
 
Grafschafter Jobcenter 
Stadtring 9 – 15, 48527 Nordhorn 
Tel.: 05921 /966238 
E-Mail:sabine.stockhausen@grafschaft.de 
 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Osnabrück e.V. 
Jugendmigrationsdienst 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341-0 
E-Mail: jmd.os@caritas-os.de 
 
Bildungsberatung GF-H beim JMD des Caritasverbandes 
für die Stadt und den Landkreis Osnabrück 
Johannisstraße 91, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 341 441 
E-Mail: gstajer@caritas-os.de 
 
Industrie- und Handelskammer Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim 
Neuer Graben 38, 49074 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 353425 
E-Mail: ender@osnabrueck.ihk.de 
 


 
Stadt Osnabrück 
Büro für Integration 
Natruper-Tor-Wall 2, 49076 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 323-2540, 0541 / 323-4440 
E-Mails: stele@osnabrueck.de 
              dogan@osnabrueck.de 
 
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e.V. 
Knappsbrink 58, 49080 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 349698-12, 0541/349698-13 
E-Mails: cguerra@caritas-os.de 
              mpues@caritas-os.de 
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Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer der Arbeiterwohlfahrt Weser-Ems e.V. 
Spindelstraße 26a, 49080 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 98111-20 
E-Mail: info@mbe-os.awo-ol.de 
 
Berufsbildungs- und Servicezentrum d. Osnabrücker Handwerks GmbH - BUS 
Bramscher Straße 134-136, 49088 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 6929-728, 0541 / 9629-708 
E-Mail: iq@bus-gmbh.de 
 
Handwerkskammer Osnabrück-Emsland 
Bramscher Straße 134-136, 49088 Osnabrück 
Tel.: 0541 / 6929-501 
E-Mail: c.hinz@hwk-os-el.de 
 
Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) für 
den südlichen Landkreis Osnabrück 
Kohlbrink 8, 49324 Melle 
Tel.: 05422 / 962595-0 
E-Mail: mpohlmeyer@caritasos.de 
 
Caritas-Sozialwerk Vechta 
Migrationsberatung 
Neuer Markt 30, 49377 Vechta 
Tel.: 04441 / 8707-637 
E-Mail: voddeboergerding@caritassozialwerk.de 
 
Caritas-Sozialwerk Damme 
Migrationsberatung 
Kirchplatz 18, 49401 Damme 
Tel.: 05491 / 90555515 
E-Mail: voddeboergerding@caritassozialwerk.de 
 
Caritas-Sozialwerk Damme 
Jugendmigrationsdienst 
Kirchplatz 18, 49401 Damme 
Tel.: 05491 / 90555512 
E-Mail: beratungsstelle@caritassozialwerk.de 
 
Caritas-Sozialwerk Cloppenburg 
Jugendmigrationsdienst 
Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 704524 
E-Mail: jmd@caritas-sozialwerk.de 
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Caritas-Sozialwerk Cloppenburg 
Integrationsberatung 
Eschstraße 8, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 704520 wiggerthale@caritas-sozialwerk.de 
 
DRK-Migrationsberatung 
Hofkamp 2, 49661 Cloppenburg 
Tel.: 04471 / 911027 
E-Mail: tatjana.engelmann@drk-cloppenburg.de 
 
Landkreis Emsland 
Ordeniederung 1, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 44-1227 
E-Mail: wolfgang.lukas@emsland.de 
 
Jugendmigrationsdienst Emsland 
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Emsland e.V. 
Schützenstraße 17, 49716 Meppen 
Tel.: 05931 / 20834 
E-Mail: jmd-emsl-awo@t-online.de 
 
Kolping Jugendmigrationsdienst Emsland & Grafschaft Bentheim 
Nördliches Emsland/ Grafschaft Bentheim 
Von-Stauffenberg-Straße 5, 49751 Sögel 
Tel.: 05952 / 990627 
E-Mail: jmd-el-nord@kolpingweb.de 
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Bewilligungsbehörde für die Förderprogramme im Ressort des MS: 


 


Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
Außenstelle Oldenburg 
Moslestraße 1 
26122 Oldenburg 
Internet: 
www.soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/migration_und_teilhabe/ 







